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MBI, LSA Nr. 18/2021 vom 17. 5. 2021
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Hinweise zu den Erlauterungen und Verwaltungs-
vorschriften zum Denkmalschutzgesetz
. des Landes Sachsen-An alt )

__Bek. derﬂStK‘Vom ‘14. 5. 2021 - 63.577.0_4

\' : ML :

Das Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-AnhaIt_
vom 21.10. 1991 (GVBI. LSA S, 368, 1992 S. 310), zuletzt“

_ geéndert durch Artikel 2 des. Gesetzes vom 20. 12. 2005
(GVBL. LSA S.769, 801) in der jeweils geltenden Fassung,
bildet die gesetzliche Grundlage fiiralle hoheitlichen-MaR-
‘ nahmen, die vom gesetzgeberlschen Willen getragen sind,
die im Land, Sachsen-Anhalt vorhandenen Kulturdenkmale
zu schutzen, zu erhalten und zu pﬂegen q ;

Der Begrdndung zum Denkmalschutzgesetz. aus dem

. Jahr 1991 folgend ,schépft das Land Sachsen-Anhalt sein
. ‘Selbstversténdnis und seine Identitat aus dem historischen
Gewachsensein seiner Regionen, deren Vielseitigkeit sein

Erscheinungsbild nach aufen pragt". Die MaBnahmen des -

Denkmalschutzgesetzes dienen 'der Erhaltung und Fort-
entwncklung dteses Grundsatzes. ’ 3

, Die Erlauterungen und Verwaltungsvorschrlften zum
- Denkmalschutzgesetz sollen eine landeseinheitliche An-"

~ wendung des Gesetzes gewéhrleisten. Die obere und die

'+ unterén Denkmalschutzbehérden und das Landesamt fiir

: Denkmalpﬂege und Archéologie (Landesmuseum flir Vor-
geschichte) als Denkmalfachamt tragen gemaipsam die
\/eran(worlung flir ihr VenNaltungshandeIn im Bereich Ihrer

- gesetzlichen Zuslandigken 80 hat das Landesamt fiir-

Denkmalpflege und Archéologie im Rahmen von § 5 des

Denkmalschutzgesetzes des Landes' Sachsen-Anhalt in”

_ erster Linie eine beratendc? Funkllon aufgrund seinef fach-
, L ; .

wissenschaftlichen Kenntnisse, wah}end die Denkmal'-
schutzbehorden gemaR § 8 des Denkmalschutzgesetzes

und die Entscheidungen-im Verwaltungsverfahren treffen
mdssen Dabei ist es selbslverstandllch die Denkmalelgem
ttimer bel diesem Verfahren zu beraten und zu begleiten,

um das Verwaltungshandeln transparent zu machen

. Dle Erlauterungen und VerWaItungsvorschrlften zum
s iDenkmaIschOtzgeselz sind als -Gemeinschaftswerk der .
- Staatskanzlei und Ministerium fiir Kultur, des Landesver-
waltungsamtes (obere Denkmalschutzbehorde) und des '’
-Landesamites fiir Denkmalpflege und Archéologie (Landes-

museum fiir Vorgeschichte) entstanden und unter den
lnternetadressen des Landesverwaltungsamtes und des

o Landesamtes fiir Denkmalpfiege und Archéologie abruf-
* bar.
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Erlauterungen und Verwaltungsvorschriften zum
Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt

I. Abschnitt Grundsatze und Ziele des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege

§ 1 Grundsatze

In dieser Vorschrift werden die Oberziele des 6ffentlichen Belanges Denkmalpflege sowie der
Denkmalbegriff niedergelegt. Er ful3t auf Art. 36 Abs. 4 der Landesverfassung Sachsen-Anhalt, nach
dem sich Land und Kommunen zur Firsorge fir die Denkmale von Kultur und Natur bekennen.

8 1 Abs. 1: Denkmalbegriff, Schutzumfang

Es ist die Aufgabe von Denkmalschutz und Denkmalpflege, die Kulturdenkmale als Quellen und
Zeugnisse menschlicher Geschichte und pragende Bestandteile der Kulturlandschaft nach den
Bestimmungen des Gesetzes zu schiitzen, zu erhalten, zu pflegen und wissenschatftlich zu
erforschen. Der Schutz erstreckt sich auf die gesamte Substanz eines Kulturdenkmals
einschliellich seiner Umgebung, soweit diese fur die Erhaltung, Wirkung, ErschlieBung und die
wissenschaftliche Forschung von Bedeutung ist.

Hier wird auf die verschiedenen Handlungsfelder von Denkmalschutz und Denkmalpflege verwiesen:
schiitzen — erhalten — erschliel3en — pflegen — erforschen.

AuRRerdem wird der Denkmalbegriff festgelegt, der die Kulturdenkmale als Quellen und Zeugnisse
menschlicher Geschichte und pradgende Bestandteile der Kulturlandschaft — unabhangig von einer
heutigen Wertung - anerkennt. Die Zeugniseigenschaft setzt u.a. neben dem Erscheinungsbild die
zumindest in wesentlichen Teilen originale Substanz des Denkmals voraus. Zudem erfasst der
Denkmalbegriff auch verborgene Quellen und alle Zeugnisse der Geschichte der Menschen.

Der Schutz der Raumwirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung und seiner Einbindung in die
Kulturlandschaft sind weitere wichtige Grundsétze in der modernen Denkmalpflege. Dabei ist die
Raumwirkung in beiderlei Richtung schitzenswert, die Wirkung in den Raum und die Wirkung des
Raumes auf das Denkmal, das Sehen des Denkmals im Raum und die Wahrnehmung des Raumes
vom Denkmal aus.

Damit wird festgelegt, dass Denkmalpflege grundsatzlich nach den Prinzipien der Charta von Venedig
zu erfolgen hat.

§ 1 Abs. 2: Zusammenwirken fur den Denkmalschutz

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben wirken das Land und die kommunalen
Gebietskorperschaften sowie Eigentiimer und Besitzer von Kulturdenkmalen zusammen. Ihnen
obliegt zugleich die besondere Pflicht, die ihnen gehérenden oder von ihnen genutzten
Kulturdenkmale zu erhalten.

Die Festlegung, dass Land, die kommunalen Gebietskodrperschaften und die Eigentimer/Besitzer von
Kulturdenkmalen zusammenwirken, stellt eine ,besondere Pflicht* nicht nur fir die
Eigentimer/Besitzer dar, sondern auch fir die Stadte und Gemeinden, die Landkreise sowie fir das
Land Sachsen-Anhalt.

8 1 Abs. 3: Berucksichtigung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege in
offentlichen Planungen
Bei offentlichen Planungen und Baumafinahmen sind die Belange des Denkmalschutzes und

der Denkmalpflege zu beruicksichtigen, so dass die Kulturdenkmale mdglichst erhalten bleiben
und ihre Umgebung angemessen gestaltet werden kann.

Bei offentlichen Planungen und BaumafRnahmen sind denkmalpflegerische Belange vorbeugend zu
bertcksichtigen, so dass bei der Umsetzung solcher Planungen keine Kulturdenkmale substantiell und
erscheinungsbildlich und/oder in ihrem Raumbezug erheblich beeintrachtigt oder gar zerstort werden.
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Was heif3t beriicksichtigen? Beriicksichtigen lauft regelmafiig auf eine strikte Beachtung des
Denkmalschutzes hinaus.?

Offentliche Planungen und BaumaRnahmen dienen der Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben, in
Abgrenzung zu privaten Planungen und Baumal3hahmen. Sie werden von Planungstragern
durchgefuhrt, denen nach Bundes- oder Landesrecht die Kompetenz fiir die Gesamtplanung oder
Fachplanungen eingeraumt wird: das Land, die Landkreise, kreisfreien Stadte und Gemeinden. Auch
Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts kdnnen Trager der 6ffentlichen
Planungen sein: Landesentwicklungsplane, Regionalentwicklungspléane, Bauleitplane,
Flachennutzungsplane, Bebauungsplane, gemeindliche Entwicklungspléne (z. B. ISEK),
Landschaftsplane, Landschaftsschutzverordnungen.

Der Begriff ,BaumalRnahmen* ist eine Sammelbezeichnung fur die Errichtung, Anderung, Abbruch,
Nutzungsanderung, Instandsetzung von baulichen Anlagen oder Teilen baulicher Anlagen.
Auszugehen ist dabei vom bauordnungsrechtlichen Anlagenbegriff.

Raum- und Landesplanung

Uber die Existenzbedingungen von Kulturdenkmalen und ihren Schutz vor erheblichen
Beeintrachtigungen wird haufig schon auf der Ebene der Raumordnung und Landesplanung
entschieden.? Einschlagig dafir sind

— das Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) vom 22.12.2018,3 zuletzt geandert durch Gesetz
vom 20.07.20174 und

— das Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 20155
Raumordnungsplane sind zusammenfassende, Uberértliche und fachiibergreifende Plane (nach
88 3 Abs. 1 Nr. 7, 13 sowie 17 ROG).

§ 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG benennt die landesweiten Raumordnungsplane und Nr. 2 die
Raumordnungsplane fur die Teilrdume der Lander (Regionalplane) als in den Landern aufzustellende
Raumordnungspléane.

Raumbedeutsam sind Planungen und Mafl3nahmen, durch die die raumliche Entwicklung oder
Funktion eines Gebietes beeinflusst wird (gemal § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG).

Die Ziele der Raumordnung sind von 6ffentlichen Stellen bei ihren raumbedeutsamen Planungen und
Maflnahmen zu beachten; die Grundséatze der Raumordnung bei der Aufstellung der
Raumordnungsplane sind gegeneinander und untereinander abzuwégen (nach § 4 Abs. 1 Satz 1
ROG). Sonstige offentliche Belange — und damit auch diejenigen des Denkmalschutzes - sowie
private Belange sind in der Abwéagung zu beriicksichtigen, soweit sie auf der jeweiligen
Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind.

Neben den Grundsatzen der Raumordnung gilt fir die Landesentwicklung u. a. folgender Grundsatz
als Vorgabe fiir Abwagungs- und Ermessensentscheidungen (nach 8 4 Nr. 11 a) LEntwG LSA): ,Die
Kulturlandschaft Sachsen-Anhalts ist in ihrer Vielfalt und mit den sie prdgenden Merkmalen sowie mit
ihren Kultur- und Naturdenkmalen zu erhalten und weiterzuentwickeln. Historische Landschaften, die
auch stadtische und industriell gewerbliche Gebiete umfassen, sind zu bewahren.“6,

1 OVG fur das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 18.5.1984 — 11 A 1776/83 —, juris LS 1.

2 Vorentscheidungen tiber Denkmaler werden haufig schon bei MaBnahmen der Raumordnung und Landesplanung,
insbesondere in Raumordnungsverfahren getroffen“ (Eberl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Kommentar, 6.
Auflage, Einl. DSchG Rn. 17.

$BGBI. | S. 2986.
*BGBI. S. 2808.
® GVBI. LSA 2015, 170.

¢ Vgl. OVG LSA, Urteil vom 05.12.2018 — 2 L 47/16 —, juris Rn. 167 f.

.Der Sachliche Teilplan ist auch nicht deshalb abwégungsfehlerhaft, weil die Beigeladene zu 3 den Gesichtspunkt des
denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes des UNESCO-Weltkulturerbes Gartenreich Dessau-Worlitz fir die Zuléssigkeit der
Nutzung der Windenergie in den Vorrang-/Eignungsgebieten Nr. Il Coswig Nord, Nr. VII Libbesdorf/Quellendorf/Mosigkau und
Nr. XI Luko nicht hinreichend abgewogen hat. Die Beigeladene zu 3 hat im Sachlichen Teilplan vom 30.05.2018 hierzu
folgendes ausgefiihrt (S. 48 ff.).

Das Vorranggebiet fiir die Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten Coswig Nord befindet sich 3 km von
der Kern- und 1 km von der Pufferzone des UNESCO-Weltkulturerbes Gartenreich Dessau-Worlitz entfernt. Das Gartenreich ist
das bedeutendste Alleinstellungsmerkmal der Region Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, welches als Vorbehaltsgebiet fur Kultur- und
Denkmalpflege sowohl im LEP-ST 2010 als auch im REP A-B-W raumordnerisch gesichert ist. Von raumbedeutsamen
Windenergieanlagen kénnen Auswirkungen auf Sichtbeziehungen zum und vom Gartenreich Dessau-Woérlitz ausgehen.”
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Stadtebaurecht

Die nachste Stufe, das Stadtebaurecht, ist im Baugesetzbuch und anderen Vorschriften des
Bundesrechts geregelt. Sowohl im Allgemeinen wie auch im besonderen Stédtebaurecht gibt es
verpflichtende Klauseln zum aktiven Schutz der Kulturdenkmale und des Denkmalschutzes. Diese
Pflicht ist auch in der Landesverfassung festgeschrieben und damit ein Staats-Schutzziel (vgl. Art.
36 Abs. 4 LVerf).

Deshalb prifen die Denkmalbehérden als Trager 6ffentlicher Belange die Entwirfe von Planungen
daraufhin, ob die Planungsziele prognostisch die substantielle und/oder erscheinungsbildliche
Existenz der Kulturdenkmale erheblich beeintrachtigen wirden.

Instrumente des allgemeinen Stadtebaurechts:

Bauleitplane sind der Flachennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungsplan
(verbindlicher Bauleitplan), die von den Gemeinden in eigener Verantwortung aufzustellen sind (nach
8 1 Abs. 2 BauGB). Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu berticksichtigen (hach
§ 1 Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 BauGB):

— die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege,

— die erhaltenswerten Ortsteile, Stral3en und Platze von geschichtlicher, kiinstlerischer oder
stéadtebaulicher Bedeutung. 7 8

Dies heil3t einerseits, dass Gemeinden proaktiv die Bewahrung der Kulturdenkmale mitplanen
mussen.® Andererseits konnen offentliche Interessen anderer Art dem Belang des Denkmalschutzes
entgegenstehen.® Die rechtsstaatliche Planung beruht auf dem Gebot der gerechten Abwéagung aller
berthrten o6ffentlichen und privaten Belange (8 1 Abs. 7 BauGB).! Der Gesetzgeber hebt in

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 bis Nr. 13 BauGB einige Belange besonders hervor.'? Ein Bebauungsplan ist dann
unwirksam, wenn beachtlich gegen das Abwéagungsgebot verstoRen wird.

Instrumente des besonderen Stadtebaurechts

§ 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB Erhaltungssatzungsgebiet

" Die von der Gemeinde bei der Aufstellung von Bauleitplanen nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB zu beruicksichtigenden Belange des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie die Gestaltung des Orts- und Landschaftshildes kdnnen es je nach den
tatsachlichen Gegebenheiten in der konkreten Planungssituation rechtfertigen, Grundstiicke, deren Geb&ude unter
Denkmalschutz stehen, aus stéadtebaulichen Griinden besonderen Beschrankungen zu unterwerfen.” (BVerwG, Beschluss vom
04.1.2007 — 4 B 74/06 —, juris OS).

8 Ein Bebauungsplan, der auf die Erhaltung eines historisch gewachsenen - denkmalgeschiitzten oder (einfach) erhaltenswerten
- Ortsteils gerichtet ist, Uberschreitet den Rahmen stédtebaulicher Zielsetzungen nicht, wenn er darauf zielt, die Uberkommene
Nutzungsstruktur oder pragende Bestandteile des Orts- und Stral3enbildes um ihrer stéadtebaulichen Qualitat willen fur die
Zukunft festzuschreiben.” (BVerwG, Urteil vom 18.5.2001 — 4 CN 4/00 —, juris LS 2).

° Diese Vorschrift stellt sicher, dass die Belange des Denkmalschutzes in die Bauleitplanung einbezogen wurden, ohne den
Gemeinden eine denkmalschutzrechtliche Regelungskompetenz zu verleihen. Die Gemeinde ist nicht blo3 berechtigt, sondern
je nach der konkreten Planungssituation nach MaRgabe des § 1 Abs. 6 BauGB auch verpflichtet, sich mit diesen Belangen im
Wege der Abwagung auseinander zu setzen.” (BVerwG, Urteil vom 18.5.2001 — 4 CN 4/00 —, juris Rn. 12).

0 Die gemeindliche Planungshoheit stellt einen im Rahmen des § 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA geschiitzten Belang dar.”
(OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris, zum Bruhl 15, Zeitz, Rn. 65 mit Bezug auf Verwaltungsgerichtshof Baden-
Wirttemberg, Urteil vom 10.10.1989 — 1 S 736/88 —).

11 Das Abwagungsgebot ist das zentrale Gebot rechtsstaatlicher Planung. Es ist gleichermalzen bestimmend fir den
planerischen Entscheidungsvorgang wie auch fur die Beurteilung der Ergebnisse der Planung. Die von der Rechtsprechung
herausgearbeiteten wesentlichen materiell-rechtlichen Anforderungen an die gerechte Abwagung sind: (1) Es muss eine
Abwéagung stattgefunden haben. (2) Es mussen alle erforderlichen Gesichtspunkte in die Abwéagung einbezogen worden sein.
(3) Die Bedeutung der betroffenen Belange darf nicht verkannt werden. (4) Der Ausgleich der Belange muss sachangemessen
erfolgen” (Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, BauGB-Kommentar, Lfg. 127, Vorb 88 1-13b Rn. 27).

12 Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, BauGB-Kommentar, Lfg. 127, Vorb §§ 1-13b Rn. 22.

¥ Nach Vorschrift des § 1 Abs. 7 BauGB ,sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die 6ffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwéagen. Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist das
Gebot gerechter Abwagung verletzt, wenn eine (sachgerechte) Abwagung Uberhaupt nicht stattfindet. Es ist verletzt, wenn in die
Abwagung an Belangen nicht eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss. Es ist ferner verletzt,
wenn die Bedeutung der betroffenen Belange verkannt oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berlhrten
Belangen in einer Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange auR3er Verhéltnis steht.
Innerhalb des so gezogenen Rahmens wird das Abwagungsgebot jedoch nicht verletzt, wenn sich die zur Planung berufene
Gemeinde in der Kollision zwischen verschiedenen Belangen fur die Bevorzugung des einen und damit notwendig fur die
Zuruckstellung des anderen entscheidet. ... Mangel bei der Ermittlung des Abwéagungsmaterials und sonstige Méngel im
Abwagungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwagungsergebnis von Einfluss gewesen sind (8§
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB).“ (OVG LSA, Urteil vom 01.12.2011 — 2 L 171/09 —, juris Rn. 55, vgl.
dazu die grundlegenden Urteile: BVerwG, Urteil vom 12.12.1969 - 4 C 105.66 -, BVerwGE 34, 301, 309 und vom 5.7.1974 -
BVerwG IV C 50.72 -, BVerwGE 45, 309 ff.).
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Eine Gemeinde kann in einem Bebauungsplan oder durch eine sonstige Satzung Gebiete bezeichnen,
in denen

— zur Erhaltung der stédtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner stadtebaulichen Gestalt
(Absatz 3),

— zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevélkerung (Absatz 4) oder
— Dbei stadtebaulichen Umstrukturierungen (Absatz 5)

der Riickbau, die Anderung oder die Nutzungsénderung baulicher Anlagen der Genehmigung
bedirfen.4

Diese sogenannte Erhaltungssatzung kann in Kombination mit einer Bauleitplanung eingesetzt
werden.1®

Soweit eine baurechtliche Genehmigung erforderlich ist, wird die erhaltungsrechtliche Genehmigung
durch die Bauaufsichtsbehorde im Einvernehmen mit erteilt (§ 173 Abs. 1 Satz 2, 1. Halbsatz BauGB);
das bauaufsichtliche Prufprogramm ist auf die spezifischen Belange der Erhaltungssatzung
ausgeweitet, im Baugenehmigungsverfahren wird iber die in 8 172 Abs. 3 bis 5 bezeichneten Belange
mitentschieden (8 173 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz BauGB).

Haufig sind die Zielsetzungen zur Bewahrung der Kulturdenkmale und zur Bewahrung der
stédtebaulichen Gestalt &hnlich. Dennoch kann das Instrument der Erhaltungssatzung nach § 172
BauGB den Denkmalschutz nicht ersetzen.® Die Trennung der Ziele eines stadtebaulichen
Denkmalschutzes nach DenkmSchG LSA und nach § 172 BauGB ist nicht einfach.1” Denn auch in
einem Erhaltungssatzungsgebiet sind bauliche Anlagen, die visuell nicht pragend sind, aber
besondere geschichtliche oder kiinstlerische Eigenschaften haben, zu erhalten.

Nach § 172 Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 BauGB darf die Genehmigung fir eine Veradnderungsmaf3nahme
versagt werden, wenn die bauliche Anlage sonst von stadtebaulicher, insbesondere geschichtlicher
oder kiinstlerischer Bedeutung ist. Dieser Versagungsgrund wird zu Recht als Auffangtatbestand
qualifiziert.'® Er dehnt den Erhaltungsgedanken auf bauliche Anlagen aus, die das Erscheinungsbild
ihrer Umgebung zwar nicht pragen, aber dennoch (,sonst") fiir die stadtebauliche Eigenart des
Gebiets im Sinne des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB von Bedeutung sind, indem sie die Umgebung
zumindest mitgestalten. Daraus folgt, dass die in § 172 Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 BauGB genannten Griinde
mit den Tatbestandsmerkmalen der ersten Alternative nach Inhalt und Wertigkeit vergleichbar sein
missen. Indes betrifft auch dieser Versagungsgrund zwar in erster Linie (,insbesondere®), aber eben
nicht ausschlieBlich geschichtlich oder kiinstlerisch bedeutende Bauwerke.*®

.Damit bleibt festzuhalten, dass der Denkmalschutz in seinem stadtebaulichen Aspekt, d.h. in seiner
Ausstrahlungswirkung in das Bauplanungsrecht (sog. stadtebaulicher Denkmalschutz)?° zwar wohl der
praktisch wichtigste, aber nicht der einzige Erhaltungszweck ist, der den Erlass einer
Erhaltungssatzung auf der Grundlage des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB rechtfertigt.?

14§ 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB

15 Die Instrumente der Bauleitplanung und die Erhaltungssatzung (§ 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) kdnnen nebeneinander zur
Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart des Gebiets eingesetzt werden. Ob sie gemeinsam zum Einsatz kommen, beurteilt sich
nach den stadtebaulichen Zielen des Plangebers.” BVerwG, Urteil vom 18.5.2001 — 4 CN 4/00 —, juris LS 4.

16 Die Genehmigung darf gemaR § 172 Abs. 1 Satz 2 BauGB nur versagt werden, wenn die stadtebauliche Gestalt des Gebiets
durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeintréchtigt wird. Der Satzungsgeber darf allerdings schon aus kompetenzrechtlichen
Grinden mit den rechtlichen Mitteln des § 172 BauGB nicht der Sache nach Denkmalschutz betreiben, sondern ist auf die
Verfolgung stadtebaulicher Ziele beschrankt. Entscheidend fir jede auf eine Satzung nach § 172 BauGB gestiitzte MaRnahme
ist es, dass eine bauliche Anlage zur Wahrung ihrer stadtebaulichen Funktion und Bedeutung erhalten werden soll, auch wenn
diese ganz oder teilweise in ihrer historischen Substanz wurzelt.“ (Verwaltungsgericht Magdeburg, Urteil vom 27.3.2014 — 4 A
262/13 —, juris Rn. 40).

17 GemaR § 172 Abs. 3 Satz 1 Alt. 1 BauGB darf die Genehmigung nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder
im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild pragt oder sonst von
stédtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder kinstlerischer Bedeutung ist. Es geht hierbei nicht um den Erhalt von
baulichen Anlagen aus Griinden des Denkmalschutzes. Die stadtebauliche Bedeutung muss sich aber aus optisch
wahrnehmbaren Wirkungen der baulichen Anlagen ergeben, die zur stéadtebaulichen Gestalt des Gebiets beitragen kdnnen.”
(BVerwG, Urteil vom 04.12.2014 — 4 CN 7/13 -).

8 vgl. z. B. Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand Juli 2014, § 172 Rn. 160.
¥ Ebenso Lemmel, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand November 2014, § 172 Rn. 29.

2 zur KompetenzméRigkeit BVerfG, Beschluss vom 26. Januar 1987 - 1 BVR 969/83 - DVBI 1987, 465 und BVerwG, Urteil vom
3.Juli 1987 - 4 C 26.85 - BVerwGE 78, 23 <28 f.>; siehe auch Beschlusse vom 23. Juni 1992 - 4 NB 9.92 - juris Rn. 7 und vom
25. Juni 2013 - 4 BN 2.13 - BauR 2013, 1837 = UPR 2013, 446 Rn. 3.

2 ygl. auch Mitteilung des Deutschen Instituts fiir Urbanistik - difu - ,Erhaltungssatzungen in der kommunalen Praxis®, NVwZ
1985, 813, die einerseits vom Regelungsbereich der ,denkmalnahen” Erhaltungssatzungen spricht, andererseits aber in Tabelle
1 eine nicht unerhebliche Zahl von Erhaltungsféallen ohne geschichtliche oder kiinstlerische Bedeutung wiedergibt, BVerwG,
Urteil vom 04.12.2014 — 4 CN 7/13 —, juris Rn. 18.
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~Stadtebauliche Erhaltungsgriinde und Griinde des Denkmalschutzes sind prinzipiell voneinander
getrennt zu prifen. Dies kann dazu fiihren, dass eine einzelne bauliche Anlage entweder nur aus
stadtebaulichen Griinden ohne denkmalschitzerischen Bezug oder nur als Baudenkmal ohne
stadtebauliche Funktion erhaltungswiirdig ist. Im Einzelfall kbnnen aber auch beide Grunde
zusammentreffen. Fir die Erhaltungswirdigkeit einer baulichen Anlage im Rahmen des BBauG § 39h.
kann deshalb auch an deren Denkmalcharakter angeknipft werden. Entscheidend fir die Anwendung
des BBauG § 39h bleibt aber, dass die Wahrung ihrer stadtebaulichen Funktion im oben
beschriebenen Sinne das Ziel der Erhaltung einer baulichen Anlage darstellt.“?2

§ 144 BauGB — Formlich festgelegtes Sanierungsgebiet

Im formlich festgelegten Sanierungsgebiet bedirfen die im § 144 BauGB geregelten Tatbestande der
schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Nach 8§ 145 Abs. 1 Satz 3i. V. m. § 22 Abs. 5 Satz 4
BauGB wird die sanierungsrechtliche Genehmigung fiir das Vorhaben grundsatzlich durch die
Gemeinde erteilt. Auch wenn die festgelegten Ziele der Stadtsanierung oft mit den Erhaltungszielen
des Denkmalschutzes &hnlich sind, sind die Genehmigungsverfahren sauber zu trennen.?® Ein
Baugenehmigungsverfahren kann eine sanierungsrechtliche Genehmigung nicht ersetzen.?* ,Die
sanierungsrechtliche Genehmigung stellt somit im Verhéltnis zur Baugenehmigung eine eigenstandige
Genehmigungsentscheidung dar.“?® Hieraus folgt auBerdem, dass die sanierungsrechtliche
Genehmigung die denkmalrechtliche Genehmigung nicht ersetzt.

Soweit eine baurechtliche Genehmigung erforderlich ist, wird die sanierungsrechtliche Genehmigung
durch die Baugenehmigungsbehérde im Einvernehmen der Gemeinde erteilt (§ 145 Abs. 1 Satz 2
BauGB). In diesen Fallen ist Uber die sanierungsrechtliche Genehmigung gemalR § 145 Abs. 1 Satz 3
i. V. m. § 22 Abs. 5 Satz 2 BauGB innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags bei der
Baugenehmigungsbehérde zu entscheiden.

§ 136 Abs. 2 Satz 1 BauGB Stadtebauliche SanierungsmalRhahmen

Stadtebauliche SanierungsmafRnahmen sind solche, durch die ein Gebiet durch Behebung
stédtebaulicher Missstédnde wesentlich verbessert oder umgestaltet wird. Sanierungsziele werden in
integrierten Stadtentwicklungskonzepten fest- und fortgeschrieben. Stédtebauliche Missstande liegen
vor, wenn

1. ein Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den
allgemeinen Anforderungen u. a. an gesunde Wohnverhaltnisse der in ihm wohnenden Menschen
auch unter Berucksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung nicht entspricht
oder

2. das Gebiet in der Erfiillung der Aufgaben erheblich beeintrachtigt ist, die ihm nach seiner Lage und
Funktion obliegen (vgl. 8 136 Abs. 2 BauGB). Auch hier ist darauf zu achten, dass die
denkmalpflegerischen Ziele und die Sanierungsziele separat zu priifen sind und mit den jeweiligen
Instrumenten durchgesetzt werden missen.?®

22 BVerwG, Urteil vom 03.7.1987 — 4 C 26/85 —, BVerwGE 78, 23-30, juris OS 2.

2 Die Genehmigung darf gemaR § 145 Abs. 2 BauGB nur versagt werden, wenn Grund zur Annahme besteht, dass das
Vorhaben oder die damit erkennbar bezweckte Nutzung die Durchfiihrung der Sanierung unméglich machen oder wesentlich
erschweren oder den Zielen und Zwecken der Sanierung zuwiderlaufen wirde. PrifungsmafRstab fur die Beurteilung, ob diese
Voraussetzungen vorliegen, sind die Ziele und Zwecke der Sanierung. ... Denkmalschutzrechtliche Erwégungen nach dem
Bayerischen Denkmalschutzgesetz kdnnen im Rahmen des § 145 Abs. 2 BauGB hingegen nicht angefiihrt werden. Somit kann
auch eine mit einer sanierungsrechtlichen Genehmigung verbundene Inhaltsbestimmung nicht auf solche Erwédgungen gestutzt
werden.” (Verwaltungsgericht Wirzburg, Urteil vom 21.3.2019 - W 5 K 17.1391 —, juris Rn. 37).

2 Das Baugenehmigungsverfahren ist von dem Verfahren zur Erteilung einer sanierungsrechtlichen Genehmigung zu trennen
(vgl. OVG LSA, Beschluss vom 23.08.2001 — A 2 S 231/99 -). Die Baugenehmigung ersetzt also nicht fur dasselbe Verfahren
erforderliche andere o6ffentlich-rechtliche Gestattungen wie die sanierungsrechtliche Genehmigung.” (vgl. hierzu BayVGH,
Beschluss vom 11.01.2013 — 15 ZB 11.128 - und VG Gera, Beschluss vom 18.05.1998 — 4 E 785/98.GE -, beide flr das
jeweilige Landesrecht).

% verwaltungsgericht Magdeburg, Urteil vom 27.3.2014 — 4 A 262/13 —, juris Rn. 38.

% Der Klagerin ist zwar zuzugestehen, dass sie mit dem Ziel, die Innenstadt von A-Stadt wieder zu leben, ein beachtliches
Sanierungsziel verfolgt, um stédtebauliche Missstédnde zu beseitigen.

Bei der Umsetzung eines Sanierungsziels ist jedoch § 136 Abs. 4 Satz 1 BauGB zu beachten. Danach missen stédtebauliche
Sanierungsmafnahmen dem Wohl der Allgemeinheit dienen. Um dem Wohl der Allgemeinheit gerecht zu werden, sollen nach
§ 136 Abs. 4 Nr. 4 BauGB die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneuert und fortgeschrieben werden, die Gestaltung des Orts-
und Landschaftsbildes verbessert und vor allem auch den Erfordernissen des Denkmalschutzes Rechnung getragen werden.
Zum Begriff des Denkmalschutzes gehoért im Wesentlichen die dem Eigentiimer obliegende Erhaltung von Denkmaélern, die
aufgrund der jeweiligen Landesdenkmalgesetze unter staatlicher Aufsicht stehen.” (Krautzberger in
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand 5.2018, § 136 Rn. 135).
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Die Umsetzung von Sanierungszielen darf sich nicht gegen die denkmalgeschiitzte Substanz richten.
In der Tat stellen Baudenkmale zuweilen stadtebauliche Missstande dar, z. B. durch Leerstand und
Verfall. Doch ist das Oberziel der stéadtebaulichen Sanierung die Ertiichtigung vorhandenen
Bestandes, sei er denkmalgeschutzt oder aufgrund seiner ortsbildpragenden Funktion oder anderer
Eigenschaften erhaltenswert.?’

Beurteilung eines Vorhabens nach § 34 und § 35 BauGB

Uberall dort, wo kein Bebauungsplan besteht, ist die Zulassigkeit eines Vorhabens nach den
bauplanungsrechtlichen Vorschriften § 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) oder nach § 35 BauGB
(AuBBenbereich) zu beurteilen.

Befindet sich das Grundstiick innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils richtet sich die
Zuldssigkeit des Vorhabens auf dem Grundstiick nach § 34 BauGB. Ein im Zusammenhang bebauter
Ortsteil ist danach jede Bebauung im Gebiet einer Gemeinde, die - trotz vorhandener Bauliicken -
geschlossen und zusammengehoérend wirkt, nach der Zahl der vorhandenen Gebaude ein gewisses
Gewicht hat und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist.?8

Entsprechend § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist ein Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile zulassig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstucksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren Umgebung einfugt und die
ErschlieBung gesichert ist; die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse miissen
gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeintrachtigt werden. Auch hier gilt: Diese Regelung zur
Vermeidung der Ortshildbeeintrachtigung ist abgegrenzt zum Gestaltungsrecht der
Landesbauordnungen sowie zum Denkmalschutz der Lander.?®

Wenn ein Vorhabengrundstiick sich nicht innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils im
Sinne des 8§ 34 BauGB befindet und ein Bebauungsplan nicht besteht, wird die planungsrechtliche
Zulassigkeit eines Vorhabens nach § 35 BauGB beurteilt. ,Ein nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im
AuRenbereich privilegiertes Vorhaben ist dort nur zulassig, wenn 6ffentliche Belange nicht
entgegenstehen und die ausreichende ErschlieBung gesichert ist. § 35 Abs. 3 BauGB enthélt eine
nicht abschlieRende Aufzahlung 6ffentlicher Belange, die durch ein AuRenbereichsvorhaben tangiert
sein kdnnen. Die Prufung des § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB erfordert im Genehmigungsverfahren
eine nachvollziehende Abwagung, bei der die Schutzwirdigkeit des jeweils betroffenen Belangs sowie
die Intensitéat und die Auswirkungen des Eingriffs dem Interesse an der Realisierung des privilegierten
Vorhabens gegeniiberzustellen sind. Das Gewicht, das der Gesetzgeber der Privilegierung des
Vorhabens im AuRRenbereich beimisst, ist dabei besonders in Rechnung zu stellen.“3°

2" Die Klagerin kann sich auch nicht nach § 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA auf einen Anspruch auf Abriss des
Kulturdenkmals Vorderhaus (E.) 5 berufen. Danach ist der Abbruch eines Kulturdenkmals zu genehmigen, wenn ein
Uberwiegendes offentliches Interesse anderer Art den Eingriff in ein Kulturdenkmal verlangt. Als ein solches Uberwiegendes
offentliches Interesse kann sich die Klagerin nicht auf ihr stadtebauliches Sanierungskonzept berufen, welches eine
Wiederbelebung der Innenstadt durch Wohnbebauung vorsieht. Zwar stellt die gemeindliche Planungshoheit einen im Rahmen
des 8§ 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA geschitzten Belang dar. ... Damit ein Sanierungsziel Allgemeinwohl vertraglich ist, sind
die betroffenen Belange gegeneinander und untereinander abzuwéagen (§ 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Dass die Klagerin bei der
Fortentwicklung ihres Sanierungskonzepts im Rahmen ihrer Abwagungsentscheidung in Bezug auf die StraRe (E.) den
Erfordernissen des Denkmalschutzes in hinreichender Art und Weise Rechnung getragen hat, vermag der Senat nicht zu
erkennen. Den an eine ordnungsgemafe Abwégung zu stellenden Anforderungen wird die Abwagung ... ndmlich nicht gerecht.
Schon der Abwéagungsvorgang ist fehlerhaft. Der Beklagte weist zutreffend darauf hin, dass gemaf § 8 Abs. 3 DenkmSchG LSA
Planungen innerhalb von Gemeinden, die Kulturdenkmale berihren, den Denkmalfachdmtern zur Stellungnahme vorzulegen
sind. ... Soweit die Klagerin darauf verweist, dass der denkmalgerechten Sanierung des Grundstiicks Vorderhaus (E.) 5 der
Grundsatz der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung entgegensteht, vermag die damit nicht durchzudringen. Dabei
ist zu beriicksichtigen, dass eine denkmalgerechte Sanierung stets mit Kosten verbunden ist, so dass der Grundsatz der
sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfuhrung durch eine denkmalgerechte Sanierung eines Gebaudes im kommunalen
Eigentum stets betroffen ist. Zu berlicksichtigen ist aber auch, dass es sich bei der Denkmalpflege, zu der die Klagerin nach Art.
36 Abs. 4 LVerf verpflichtet ist, um eine Gemeinwohlaufgabe von hohem Rang handelt (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.07.2016 — 4
B 12.16 —). Angesichts dieser Umsténde vermag der Senat nicht zu erkennen, dass in der hier zu beurteilen Abwagung der
Belang der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfihrung — wie von § 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA gefordert — den
Belang der Denkmalspflege tUberwiegt. Dies gilt im konkreten Fall der Klagerin besonders auch deshalb, weil sie das
Kulturdenkmal — wie oben dargelegt — sehenden Auges in einem sanierungsbedurftigen Zustand in Kenntnis ihrer prekéaren
Haushaltslage erworben hat.“ (OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris, zum Bruhl 15, Zeitz).

% BVerwG vom 6.11.1968, BayVBI. 1969, 134.
2 gofker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, BauGB-Kommentar, Lfg. 111, § 34 Rn. 68.
% vgl. BVerwG, Urteil vom 13.12.2001 — 4 C 3/01 —, juris Rn. 17.
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Landesrecht

Baugenehmigungsverfahren
Auch in den Landesbauordnungen spielt die Berticksichtigung der Kulturdenkmale eine Rolle.

Bei baugenehmigungspflichtigen BaumalRhahmen an Baudenkmalen oder Anlagen in
Denkmalbereichen sind die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege rechtzeitig zu
bertcksichtigen. Sie sind Gegenstand des Prifprogramms im Baugenehmigungsverfahren, weil nach
§ 14 Abs. 8 Satz 1 DenkmSchG LSA die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis entféllt, wenn eine
Baugenehmigung erforderlich ist.

Nach § 71 Abs. 1 Satz 1 BauO LSA ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben
keine offentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren zu prifen sind. Das Prifprogramm im Baugenehmigungsverfahren regeln
8 62 (vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren) bzw. § 63 BauO LSA.

Nach § 62 Satz 1 Buchst. ¢) BauO LSA wird die Einhaltung der anderen o6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften in das Regelprifprogramm einbezogen. Soweit in derartigen Vorschriften Anforderungen
an das Bauvorhaben gestellt werden, hat die Bauaufsichtsbehérde diese ebenfalls in ihre Prifung
einzubeziehen, soweit sie entscheidungsbefugt ist.

Nach § 63 Satz 1 Nr. 3 BauO LSA pruft die Bauaufsichtsbehorde im Regelfall auch, ob die anderen
offentlich-rechtlichen Anforderungen eingehalten werden. Die Baugenehmigung hat jedoch keine
Konzentrationswirkung. Sie ersetzt grundsatzlich nicht fur dasselbe Vorhaben erforderliche andere
offentlich-rechtliche Gestattungen. Diese treten nur dann zurtick, wenn es das jeweilige Fachrecht
ausdriicklich regelt. Gemeint ist das Fachrecht, das ein eigenes Genehmigungsverfahren vorsieht,
welches wiederum durch eine Baugenehmigung ersetzt wird. So umfasst die Baugenehmigung oder
eine die Baugenehmigung einschlieBende oder ersetzende Entscheidung nach § 14 Abs. 8 Satz

1 DenkmSchG LSA die denkmalrechtliche Eingriffsgenehmigung nach § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA,
die dann nicht isoliert erteilt, sondern von der Baugenehmigung umfasst wird.

Ortliche Bauvorschriften (Satzungen)

Die Gemeinden koénnen oOrtliche Bauvorschriften erlassen. Nach § 85 Abs. 1 Satz 1 BauO LSA sind
dies auf das jeweilige Gemeindegebiet oder Teile davon bezogene, durch gemeindliche Satzung
erlassene Anforderungen an gebaute Anlagen. Ortliche Bauvorschriften nach Abs. 1 Satz 1 Nummern
1 bis 3 durfen nur erlassen werden, wenn sie fiir die Weiterentwicklung einer schon vorhandenen und
besonders gestalteten Ortslage erforderlich sind und die Gemeinde diese Vorgaben bei der
Gestaltung im 6ffentlichen Verkehrsraum berlicksichtigt. Voraussetzung ist also, dass sich aus dem
vorhandenen Ortsbild und der Gestaltung des 6ffentlichen Verkehrsraumes die kiinftige Gestaltung
ableiten lasst. Es mussen der vorhandenen Bebauung prégende Merkmale fur die
Regelungsgegenstande des Abs. 1 entnommen werden kdnnen, die die Gemeinde bei Erlass der
ortlichen Bauvorschrift aufgreift.

Nach § 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauO LSA kdnnen ortliche Bauvorschriften die uf3ere Gestaltung von
baulichen Anlagen, Werbeanlagen und Warenautomaten zur Erhaltung und Gestaltung von
Ortshildern regeln. Mit der Gesetzesanderung 2013 wurde in Satz 2 eine Grundlage zum Erlass
ortlicher Bauvorschriften neu aufgenommen. Die Gemeinden werden erméchtigt ortliche
Bauvorschriften aufzustellen, die den besonderen Charakter oder die Gestaltung des Ortshildes und
der Baukultur regeln. Im Klammerzusatz werden derartige ortliche Bauvorschriften als
~Gestaltungssatzung” bezeichnet. Mit dieser Regelung soll den Gemeinden nach den
Gesetzesmaterialien mehr Gestaltungsspielraum gegeben werden, um z. B. fir Neubaugebiete
asthetisch hochwertige Gestaltungen zu ermdglichen. Abs. 1 Satz 2 ermachtigt die Gemeinden ganz
allgemein, den besonderen Charakter oder die Gestaltung des Ortsbildes und der Baukultur zu regeln.
Da ,der besondere Charakter” oder ,die Gestaltung“ des Ortshildes und der Baukultur regelbar sind,
darf die Gemeinde sowohl pragende Besonderheiten des fraglichen Gebiets wahren als auch eine
positive Gestaltungspflege betreiben. Der entscheidende Unterschied zu Absatz 1 Satz 1 besteht
darin, dass keine pragenden Vorgaben durch die értlichen Gegebenheiten erforderlich sind, die
lediglich weiterentwickelt werden durften.

Hat eine Gemeinde in einer drtlichen Bauvorschrift nach § 85 Abs. 2 Satz 2 BauO LSA das Erfordernis
einer schriftichen Genehmigung fiir die Errichtung und die Anderung von Anlagen festgelegt, schlief3t
eine erforderliche baurechtliche Genehmigung diese nach § 85 Abs. 2 Satz 3 BauO LSA ein. Auch
hier entfallt also wegen der Baugenehmigung eine isolierte Bescheidung, die Baugenehmigung
wiederum schlieRt die denkmalrechtliche Genehmigung mit ein. Uber Abweichungen von den értlichen
Bauvorschriften entscheidet nach § 85 Abs. 2 Satz 3 BauO LSA grundsétzlich die Gemeinde. Die
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Zulassung oder Ablehnung der Abweichung durch die Gemeinde hat ebenfalls die Qualitét eines
Verwaltungsakts. Ist aber fiir das Vorhaben eine baurechtliche Genehmigung oder Zustimmung
erforderlich, schlief3t diese — wie die Genehmigung nach der értlichen Bauvorschrift — auch die
Abweichung ein. Die Bauaufsichtsbehdrde entscheidet insoweit ebenfalls im Einvernehmen mit der
Gemeinde (8 85 Abs. 2 Satz 4).

In Einzelféllen sind Satzungsziele nicht deckungsgleich mit denkmalpflegerischen Zielstellungen.
Diese Situation muss durch Veranderung der Satzung behoben werden, um Eigentimern Klarheit
hinsichtlich der Bindungen und der Genehmigungsfahigkeit geplanter Baumaflinahmen zu geben.

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren

Nach 8§ 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG gehort es zu den Genehmigungsvoraussetzungen, dass andere
offentlich-rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen
dirfen. Hierzu z&hlen auch die Vorschriften des Denkmalrechts.

Gemal § 6 Abs. 1 BImSchG ist eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung zu erteilen, wenn
sichergestellt ist,

e dass die sich aus 8 5 und einer aufgrund des § 7 erlassenen Rechtsverordnung ergebenden
Pflichten erfiillt werden (Nr. 1),

e und andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung
und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (Nr. 2).

Nach § 13 BImSchG schlief3t die Genehmigung nach BImSchG andere behdrdliche Entscheidungen -
auch eine denkmalrechtliche Genehmigung — mit ein (Konzentrationswirkung). Die ,verdréngten®
Behorden sind im Verfahren in Form einer Anhérung zu beteiligen. Hierzu holt die zustandige
Immissionsschutzbehérde Stellungnahmen bei den ,verdrangten Behorden® ein. Die
Immissionsschutzbehérde ist an die Stellungnahmen nicht gebunden, es handelt sich nicht um ein
Einvernehmen bzw. eine Zustimmung.3! Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren
gehen formalrechtlich die fachrechtlichen Form- und Verfahrensvorschriften des BImSchG und der
aufgrund des BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen denen der BauO LSA/ DenkmSchG LSA
grundsatzlich vor. Nach § 10 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 4 der 9. BImSchV sind dem Antrag
die zur Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 BImSchG erforderlichen Zeichnungen,
Erlauterungen und sonstigen Unterlagen beizufligen.

Fachplanungsrecht:

In den Planfeststellungsverfahren nach den verschiedenen Gesetzen gelten die Grundsétze der
Konzentrationswirkung und der Substitution.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlief3lich der notwendigen
FolgemalRnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berihrten 6ffentlichen Belange
festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere behérdliche Entscheidungen, insbesondere
offentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und
Planfeststellungen nicht erforderlich. Durch die Planfeststellung werden alle 6ffentlich-rechtlichen
Beziehungen zwischen dem Trager des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen
rechtsgestaltend geregelt.3?

Die einem Planfeststellungsbeschluss zukommende Konzentrationswirkung nach 8 75 Abs. 1 Satz 1
VwVIfG fuhrt dazu, dass es neben der Planfeststellung von vornherein keiner Baugenehmigung/
denkmalrechtlichen Genehmigung fiir ein Vorhaben bedarf und fir die Erteilung einer
Baugenehmigung/ denkmalrechtlichen Genehmigung zur Legalisierung des Vorhabens kein Raum ist.

Beim Fachrecht geht es ausschlieRlich um Vorschriften, die von bodenrechtlicher Relevanz sind.
Denkmalschutzrechtliche Anforderungen sind in fachrechtlichen Planverfahren und bei
BaumalRnahmen von den Fachbehérden nach den einschlagigen fachrechtlichen Vorschriften zu
bertcksichtigen. Das Zusammenwirken von Denkmalschutz- und Fachbehérden erfolgt nach den dort
geregelten Verfahrensvorschriften. Danach ist die Beteiligung der Denkmalschutzbehérden bei
Fachplanungen und BaumalRnahmen nach folgenden Vorschriften vorzusehen, soweit Kulturdenkmale
hiervon betroffen sind:

31 BImSchG, Kommentar, Jaras, 9. Aufl., § 10 Rn. 46 / so auch die Praxis bei der 402- LVWA LSA.
%28 75 Abs. 1 VwWVIG
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Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG), BGBI
| 2009, 2542, zuletzt geandert durch Art. 8 Gesetz vom 13.5.2019, BGBI. | 706

Naturschutzrecht und Denkmalschutzrecht schlie3en sich gegenseitig nicht aus, sondern sind ggf.
nebeneinander anwendbar. Fur die Losung der Konfliktfalle bietet das DenkmSchG LSA keine
generelle Regelung an. Gerade im Bereich der historischen Géarten- und Parkanlagen sind
Interessenkonflikte nicht ganz auszuschlieRen. Eine historische Park- und Gartenanlage kann wegen
teils unterschiedlicher Schutzziele nach Natur- und Denkmalschutzrecht geschutzt werden, falls die
Anlage tber die denkmalrechtlichen Vorgaben hinaus noch zusétzlich aus Naturschutzgriinden
schutzbediirftig ist. Das Beispiel zeigt, dass Denkmalschutz und Naturschutz Partner sind. Schlie3en
sich die Rechtsfolgen jedoch gegenseitig aus, so kann wegen der “Normen-Konkurrenz“ nur einer der
beiden Rechtssatze in Anwendung kommen. Wiirde durch die naturschutzrechtlichen Ge- und Verbote
der Fortbestand der historischen Park- und Gartenanlage als Kulturdenkmal in Frage gestellt, kbnnen
nicht beide Regelungskomplexe gleichzeitig Anwendung finden. In diesem Fall wird das allgemeinere
Naturschutzrecht, das nach § 1 BNatSchG Natur und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten
Bereich (d. h. zu 100 %) schitzen will, als generelle Regelung fiir das Griin vom konkurrierenden
Denkmalrecht als dem spezielleren Recht fiir historische Gérten als dem engeren Anwendungsbereich
verdrangt, soweit die Rechtsfolgen nicht miteinander vertraglich sind. Somit ist das Denkmalrecht
gegeniiber dem Naturschutzrecht in gemessen an der gesamten Natur flachenmaRig wenigen Fallen
lex specialis.®

Zu § 14 Abs. 3 BNatSchG gilt abweichendes Landesrecht, dass in der Regel auch kein Eingriff ist,

wenn in vorhandenen Garten- und Parkanlagen sowie auf Friedhdfen Restaurierungs-, Pflege- und
Unterhaltungsmaf3nahmen durchgefuhrt werden, soweit solche Mal3Bhahmen aus
denkmalschutzrechtlichen Griinden geboten sind.

Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA), GVBI. LSA 2010, 569, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2019 (GVBI. LSA S. 346),

ggf. i. V. m. Regelungen von Landschaftsschutzverordnungen
Die Zusammenarbeit der Behdrden wird nach § 4 NatSchG LSA wie folgt geregelt:

.Die Beteiligungspflicht der Behoérden des Bundes und der Lander nach § 3 Abs. 5 Satz 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes obliegt auch den Kommunen und sonstigen 6ffentlichen
Planungstragern. § 3 Abs. 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend, soweit
Planungen und MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege den Aufgabenbereich der
Kommunen und sonstigen 6ffentlichen Planungstrager bertihren kénnen.”

Die Genehmigung fiir den Abbau von Bodenschéatzen ist nach § 13 Abs. 1 NatSchG LSA ,zu erteilen,
wenn gewabhrleistet ist, dass das Abbauvorhaben mit dem Naturschutzrecht, dem 6ffentlichen
Baurecht und sonstigem 6ffentlichen Recht vereinbar ist.”

Nach § 26 Abs. 1 NatSchG LSA gilt fir Zoos:

,Die Genehmigung nach § 42 Abs. 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes schlief3t die Erlaubnis
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2a und 3 Buchst. d des Tierschutzgesetzes sowie die baurechtliche
Genehmigung ein. Das Benehmen mit der zustandigen Bauaufsichtsbehdérde ist herzustellen.”

§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG bezieht die Einhaltung anderer 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften in
die Genehmigung zur Errichtung und den Betrieb des Zoos mit ein.

Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG), BGBI 1 1993, 2378, 2396 (1994 | 2439), zuletzt geandert
durch Art. 2 Gv. 8.7.2019 1 1040

Nach § 18 Abs. 1 AEG unterliegen Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschlief3lich der
Bahnfernstromleitungen im Sinne des § 18 AEG dem Fachplanungsrecht (Eisenbahnrecht,
Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung durch das Eisenbahn-Bundesamt — EBA). Sie sind
damit der Aufsicht durch die ortliche Bauaufsicht/ Denkmalschutz entzogen. Bei der Planfeststellung
sind die von dem Vorhaben beruhrten 6ffentlichen und privaten Belange einschlief3lich der
Umweltvertraglichkeit im Rahmen der Abwagung zu bertcksichtigen. Die Bahn stellt den 6ffentlichen
Belang Denkmalschutz in ihre Entscheidung (Planfeststellung) ein und wiirdigt diesen.

3 Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 4. Auflage 2017, Rn. 57.
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Eine denkmalrechtliche Abbruchgenehmigung etwa ergeht im Rahmen der eisenbahnrechtlichen
Planfeststellung durch das EBA. Fir die Planfeststellungsbehorde bleibt das materielle Denkmalrecht
beachtlich.34

BundesfernstralRengesetz (FStrG), neugefasst durch Bekanntmachung vom 28.6.2007, BGBI. |
1206; zuletzt geandert durch Art. 1 Gesetz vom 29.11.2018 | 2237:

Kulturdenkmale kdnnen in ihrer Substanz und ihrem Erscheinungsbild sowie ihrem Raumbezug
erheblich vom StraRenbau beeintrachtigt werden.3®

Nach § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG dirfen Bundesfernstra3en nur gebaut oder geédndert werden, wenn
der Plan vorher festgestellt ist. Nach § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG sind bei der Planfeststellung die von
dem Vorhaben berthrten 6ffentlichen und privaten Belange einschliel3lich der Umweltvertraglichkeit im
Rahmen der Abwagung zu berlicksichtigen.*® Insbesondere der Schutz historischer
Kulturlandschaften hat einen hohen Stellenwert.3’

StralRengesetz fur das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 6. Juli 1993, letzte berticksichtigte
Anderung: 88 5, 8, 20, 28, 40, 49 und 52 geandert, § 37 neu gefasst durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 26. Juni 2018 (GVBI. LSA S. 187, 188):

Auch Sondernutzungen, die grundsétzlich ja temporar oder reversibel sind, kbnnen ein Ensemble
erheblich beeintrachtigen. Daher sind auch bei Genehmigungen nach dem Stra3engesetz
denkmalpflegerische Belange zu beriicksichtigen.3®

3 Zur Planfeststellungsbedurftigkeit des Abbruchs einer stillgelegten, aber nicht entwidmeten Bahnanlage — denkmalrechtliche
Unterschutzstellung. Zur planerischen Abwéagung zwischen dem o6ffentlichen Belang des Denkmalschutzes und dem
wirtschaftlichen Interesse der Deutschen Bahn AG an der Vermeidung weiterer Erhaltungsinvestitionen (Verwaltungsgericht
Gelsenkirchen, Urteil vom 18.3.1997 — 14 K 261/95 —, juris LS 1 und 2.

% Baudenkmaler werden vom StralRenbau betroffen, wenn sie in der Stral3entrasse liegen; auBerdem kann ihr Erscheinungsbild
durch in der Nahe vorbeiftihrende StraRen beeintrachtigt werden (Eberl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, 6.
Aufl., Einl. Rn. 57).

3% Auch hinsichtlich des Kreisverkehrsplatzes ist eine Abwagung der planfestgestellten Variante mit anderen Maglichkeiten
erfolgt. Neben der Nullvariante im Bereich des Knotenpunktes (PFB, S. 49) wurden die im Rahmen des stadtebaulichen
Gutachterverfahrens erérterten Varianten einer Stdkreisellésung und eines Kreisverkehrsplatzes unmittelbar ostlich des
derzeitigen Knotenpunktes aus stadtebaulichen und verkehrstechnischen Erwagungen als ungeeignet erachtet und keiner
néaheren Prufung mehr unterzogen (PFB, S. 36). Auf S. 49 f. des Planfeststellungsbeschlusses (S. 6 und 7 des
Erlauterungsberichts) ist dargelegt, dass eine Verschiebung des Kreisverkehrsplatzes in Richtung Stadtmitte gepriift, aber
wegen der Hohenverhéltnisse und wegen denkmalschitzerischer Belange verworfen wurde_(OVG des Saarlandes, Teilurteil
vom 20.7.2005 — 1 M 2/04 -).

%" Die Entscheidung fir ein StraRenbauvorhaben kann im Ergebnis abwagungsfehlerhaft sein, wenn das 6ffentliche Interesse an
der Erhaltung einer einzigartigen Kulturlandschaft in unvertretbarer Weise zu kurz gekommen ist (hier verneint), BVerwG, Urteil
vom 15.1.2004 — 4 A 11/02 —, juris LS 3). Der dem Urteil zugrunde liegende Sachverhalt ist ein weiteres Beispiel fur das
Spannungsfeld zwischen Fernstraen- und StraBenbau und denkmalfachlichen und —rechtlichen Belangen. ... Jedoch geht es
bei den Denkmalbelangen des Landschaftshildes um etwas anderes: Namlich um den unbeeintrachtigten Erhalt einer
kulturhistorischen Landschaft mit (hier) herausragenden Einzelbaudenkmalern. Hat aber eine solche Beeintrachtigung
stattgefunden, ist sie auch tatsachlich nicht kompensierbar, insoweit kann ein gleichwertiger Zustand nicht erreicht werden. Vor
diesem Hintergrund ist es nur konsequent, wenn eine solche MalRnahme denkmalschutzrechtlich auch nicht vorgesehen ist.
Allerdings sollte man dann im Rahmen der Abwégung auch berticksichtigen, dass denkmalschutzrechtliche Belange, umso
héher zu werten sind, als diese eben grundséatzlich nicht kompensierbar sind (Anmerkung zum Urteil des BVerwG, Urteil vom
15.1.2004, EzD 18. Lieferung (April 2009).

% Die Vorschriften des Denkmalschutzrechts iber den Ensembleschutz haben straRenrechtlichen Bezug. ... Ein Gastronom,
der in einer historischen Altstadt einen Bewirtungsbereich im Freien auf 6ffentlicher Strae betreibt und diesen — wie haufig —
mittels einer groR3flachigen Markise ,uberdachen” will, braucht regelmafig zwei Gestattungen: eine Sondernutzungserlaubnis
nach StralRen- und Wegerecht und eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis.

Der Betreiber eines Imbissstandes auf den historischen Markt in Regensburg beantragte die Erteilung einer
Sondernutzungserlaubnis fiir die Anbringung einer fest montierten Markise und taglich neu anzubringender Vorhange an dem
Verkaufsstand.

Neben diesen Gesichtspunkten der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durfte die Beklagte in die Entscheidung auch die
Vorschriften des Denkmalschutzrechts tiber den Ensembleschutz einbeziehen, weil Art. 1 Abs. 3 DSchG auf die
.Erhaltenswirdigkeit des Orts-, Platz- oder Straf3enbilds* in seiner Gesamtheit abstellt und damit einen straBenrechtlichen
Bezug aufweist (vgl. BayVGH v. 20.01.2004 u. 17.04.2012 a.a.0.). Die Beklagte hat bei der Begriindung der Ablehnung und in
der Klageerwiderung vor allem auf diese baupflegerischen und denkmalschiitzerischen Belange mit straBenrechtlichem Bezug
abgehoben. Aus dem streitgegenstandlichen Bescheid ergibt sich, dass die herausgehobene historische und
denkmalschutzerische Bedeutung des A...markts im Ensemble der Altstadt und die unmittelbare Nahe des Imbissstandes zu
dem als Einzeldenkmal eingetragenen Herzogshof herangezogen wurde. Die dem Bescheid vorausgegangene Stellungnahme
des Amts fur Archiv und Denkmalpflege vom 2.5.2012 hebt die besondere Bedeutung des Platzes im geschichtlichen Kontext
hervor und erklért die beabsichtigte materialverschiedene Erweiterung des bereits als Beeintrachtigung zu wertenden
Imbissstands im Néhebereich des Herzogshofs als ,weitere Belastung“ des ,derzeitigen Erscheinungsbilds®, das nicht
anndhernd im Einklang steht mit der Bedeutung des Platzes. Der Umstand, dass die Beklagte derzeit fiir die infrastrukturelle
Ausstattung des Wochenmarkts hinter dem Imbissstand des Klagers ein Toilettenhauschen in Containerform installiert hat
(siehe das in der mundlichen Verhandlung von Kléagerseite ubergebene Lichtbild), muss in diesem Zusammenhang zu keiner
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Gesetz Uber die Festsetzung des Nationalen Naturmonuments , Griines Band Sachsen-Anhalt -
Vom Todesstreifen zur Lebenslinie* (Grines-Band-Gesetz Sachsen-Anhalt - GBG LSA) vom
28.10.2019, GVBI. LSA 2019 S. 346

Durch das Griines-Band-Gesetz Sachsen-Anhalt ist gemal § 22 Abs. 5 des
Bundesnaturschutzgesetzes vom 29.7.2009% der ehemalige innerdeutsche Grenzstreifen als
Nationales Naturmonument unter Schutz gestellt worden. Der Schutz umfasst insbesondere die Natur
und die Erinnerungskultur einschlieBlich der heute noch erhaltenen baulichen Uberreste der
Grenzsicherung, die heute gemaR § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 DenkmSchG LSA als Baudenkmale und
archéaologische Kulturdenkmale geschutzt sind.

Gemal 8 5 Abs. 1 GBG LSA finden die 88 9 bis 14 GBG LSA auf Maf3nahmen nach dem
Denkmalschutzgesetz keine Anwendung.

Damit ist gemeint, dass die Genehmigungs- und Schutzbestimmungen nach dem
Denkmalschutzgesetz gelten und nicht die naturschutzrechtlichen Vorschriften, wenn Kulturdenkmale
im ehemaligen Grenzbereich betroffen sind.

Dazu heil3t es in der Begriindung zu 8§ 5 Abs. 1 GBG LSA:

»~Waéhrend die Denkmalschutzbehdrden prifen, wie sich Anlagen im Umfeld des Kulturdenkmals auf
den Bestand und das Erscheinungsbild des Denkmals auswirken kénnen, wird der Schutz von
Biotopen oder Lebensstéatten von Tier- und Pflanzenarten, die im Umfeld von Kulturdenkmalen
existieren, Uber die Schutzvorschriften dieses Gesetzes abgesichert. Dies pruft zuséatzlich die jeweils
zustandige Naturschutzbehdrde. Mit dieser Regelung wird dem Kultur- und Bodendenkmalschutz am
besten entsprochen.”

BundeswasserstralRengesetz (WAStrG), BGBI | 2007, 962; 2008, 1980, zuletzt gedndert durch
Art. 4 Gv. 29.11.2018 | 2237:

Bei Veranderungen des Grundwasserspiegels kdnnen Baudenkmale, z.B. solche mit
Pfahlgrindungen, gefédhrdet werden. Gleichermaf3en kénnen Bodendenkmale unmittelbar in ihrer
Substanz beeintrachtigt werden.*° Entsprechend sind die denkmalpflegerischen Belange der im
Einzugsbereich von Bundeswasserstral3en liegenden Kulturdenkmale bei entsprechenden Planungen
zu ermitteln und zu bewerten.

Der Ausbau, der Neubau oder die Beseitigung von Bundeswasserstral3en bedarf der vorherigen
Planfeststellung (8 14 Abs. 1 WaStrG).

anderen Bewertung flihren, denn dieser nur voriibergehend gedachte Standort ist bedingt durch den an dieser Stelle
vorhandenen Wasser- und Kanalanschluss und die Zurverfiigungstellung einer solchen Einrichtung ist Voraussetzung fiir das
zeitlich befristet gedachte Marktgeschehen auf dem Platz (Verwaltungsgericht Regensburg, Urteil vom 18.10.2012 — RO 2 K
12.1031 —, juris Rn. 18).

¥ BGBI. | S. 2542
0 Eberl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, 6. Aufl., Einl. Rn. 57.
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Nach § 7 Abs. 4 WaStrG sind bei der Unterhaltung der Bundeswasserstral3en sowie der Errichtung
und dem Betrieb der bundeseigenen Schifffahrtsanlagen die Erfordernisse des Denkmalschutzes zu
beriicksichtigen.*! 42

Nach § 48 Satz 2 WaStrG bediirfen die Instandsetzung, Anderung oder Beseitigung unter
Denkmalschutz gestellter Schifffahrtsanlagen und wasserbaulicher Anlagen des Bundes keiner
denkmalrechtlichen Genehmigung.

Bundesberggesetz (BBergG), BGBI 1 1980, 1310, zuletzt gedndert durch Art. 2 Abs. 4 Gesetz
vom 20.7.2017, BGBI. | 2017, 2808:

Auch in Genehmigungsverfahren nach Bundesberggesetz sind denkmalpflegerische Belange
abwéagend zu berticksichtigen.*®

§ 57a Abs. 4 BBergG regelt: ,Die Entscheidung Uber die Planfeststellung ist hinsichtlich der
eingeschlossenen Entscheidungen nach MaRRgabe der hierfiir geltenden Vorschriften zu treffen. 2Das
Verhaltnis zwischen Unternehmer und Betroffenen und der Schutz von Belangen Dritter im Sinne des
Bergrechts bestimmen sich nach den dafiir geltenden Vorschriften dieses Gesetzes; dies gilt auch fur
eine Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses.”

41 Die Vorschrift fordert vielmehr von den Behérden der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, die Erfordernisse des
Landesdenkmalrechts zu beachten, bindet sie mithin materiell an das Landesdenkmalrecht. ... Die Klagerin unterlag bei der
Instandsetzung, Anderung oder Beseitigung der vorlaufig unter Schutz gestellten Teile der Schleusenanlage Brunsbiittel keiner
Genehmigungspflicht nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 DSchG. Sie war lediglich verpflichtet, bei Arbeiten an diesen Objekten die
materiellen Anforderungen des Denkmalschutzgesetzes zu beriicksichtigen. ... Nach Satz 1 dieser Vorschrift ist - wie erwéhnt -
die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes dafiir verantwortlich, dass die bundeseigenen Schifffahrtsanlagen und
wasserbaulichen Anlagen allen Anforderungen der Sicherheit und Ordnung gentigen. Der Begriff Sicherheit und Ordnung ist
nicht eingeengt auf das technische Sicherheitsrecht, sondern in dem tberkommenen Sinne zu verstehen, den er im
Allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht erhalten hat. Die 6ffentliche Sicherheit umfasst neben dem Schutz zentraler
Rechtsguter die Unversehrtheit der Rechtsordnung. § 48 Satz 1 WaStrG bedeutet danach, dass die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes beim Bau, der Instandsetzung, Anderung, aber auch der Beseitigung von
Schifffahrtsanlagen und wasserbaulichen Anlagen die allgemeine Rechtsordnung einzuhalten hat, und damit auch solche
Vorschriften auRBerhalb des fachbezogenen Wasserstral3enrechts zu beachten hat, welche die Anforderungen der 6ffentlichen
Sicherheit fur ihren Sachbereich konkretisieren. Dazu gehéren die Vorschriften der Landesdenkmalgesetze, die Teil der
offentlichen Sicherheit in dem hier gemeinten weiten Sinne sind. Auf diese umfassend erfassten fachfremden Vorschriften
bezieht sich wiederum Satz 2 des § 48 WaStrG. Er bedeutet, dass die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes in
diesen fachfremden Gesetzen vorgesehene behdrdliche Genehmigungen nicht einzuholen braucht. § 48 WaStrG bedeutet
danach in seiner Gesamtheit, dass die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes bei Bau, Unterhaltung, baulicher
Anderung oder Abriss von bundeseigenen Schifffahrtsanlagen zwar materiell umfassend an fachfremde Vorschriften gebunden
ist, von formellen Erfordernissen dieser Fachgesetze jedoch freigestellt ist. Eine Vollzugskompetenz der
Landesdenkmalbehérden besteht insoweit nicht.... 8§ 48 WaStrG ist 8 4 FStrG nachgebildet worden* (BVerwG, Urteil vom
25.9.2008 — 7 A 4/07 —, juris Rn. 21 ff.).

“2 Das Abwagungsgebot in § 14 Abs. 1 Satz 2 WaStrG erstreckt sich auch auf die planerisch méglichen Trassenalternativen
eines Vorhabens. Ernsthaft in Betracht kommende Alternatividsungen einer Trassenfiihrung sind mit der ihnen objektiv
zukommenden Bedeutung in eine vergleichende und ihre unterschiedlichen Auswirkungen gewichtende Priifung einzustellen
unter Einbeziehung der jeweils beruhrten 6ffentlichen und privaten Belange (stRspr, Urteil vom 14.11.2002 - BVerwG 4 A 15.02
- BVerwGE 117, 149, 160 f., m.w.N.). ... Gemessen an diesen Vorgaben durfte die Planfeststellungsbehdorde nicht davon
absehen, samtliche vom Trager des Vorhabens bereits vor Beantragung der Planfeststellung ausgeschiedenen
Trassenalternativen auch ihrerseits nicht in Betracht zu nehmen, und lediglich die wiederum vom Vorhabentréager im Bereich der
Grundstiicke der Antragsteller nochmals "abgespeckte" (Verzicht auf Trapezprofil) Vorzugsvariante 2 B (in der nunmehrigen
Fassung der "Variante 3 der Variantenuntersuchung am Gutspark Seedorf") zum Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens
machen. Nach Lage der Dinge hétte es sich der Planfeststellungsbehdrde bei Priifung der Trassierung der Ausbaumaf3nahme
auf der "Freien Strecke" (vom Beginn des PFA 7 im Westen bis zur Stadtstrecke Genthin im Osten) und nach Kenntnis der
Eingriffe in das Rittergut Seedorf aufdrangen missen, Trassenalternativen zu erwagen, die vorsehen, die Kanalstrecke in
diesem Bereich ohne Eingriffe in bebaute Grundstiicke und ohne Beeintrachtigung der am Nordufer im Bereich Seedorf
vorhandenen Bodendenkmaler (PFB S. 42) nach Osten zu fihren. Dies gilt insbesondere auch deswegen, weil - wie im
Planfeststellungsbeschluss selbst betont - das Vorhaben zwischen ausgedehnten landwirtschaftlich genutzten Flachen sich
erstreckt (PFB S. 38) und durch sehr diinn besiedeltes Gebiet fihrt (PFB S. 40). Ob es zutrifft, dass der Trager des Vorhabens
erst im Verlauf des Planfeststellungsverfahrens (bei Erstellung der Planunterlagen im Jahr 2005) oder bereits 10 Jahre zuvor
von dem Kulturdenkmal (Fundamente der Burg eines représentativen Adelsgeschlechts) im Gutspark der Antragsteller Kenntnis
erlangt hat, mag dahin stehen. Denn selbst wenn die Planfeststellungsbehdrde hiertiber erst nach Erdffnung des Verfahrens in
Kenntnis gesetzt worden ware, héatte es nahe gelegen, von den dort vorgesehenen, kostenintensiven MaRnahmen zur
Reduzierung des Flachenbedarfs (Ausbau des Nordufers im R-Profil) und zur Sicherung des Geb&aude- und Baumbestandes
sowie der archdologischen Funde im Gutspark (tomographische Untersuchungen fiir ca. 23 Baume, darunter auch die
besonders wertvolle Blutbuche, Beweissicherungen an Geb&uden, Dokumentation der burgartigen Befestigungsanlage) vorerst
Abstand zu nehmen und der sich aufdrangenden Frage nach einer alternativen Trassenfuhrung unter Aussparung von Flachen
des ehemaligen Ritterguts nachzugehen. Denn die Planfeststellungsbehdrde versteht das ehemalige Rittergut selbst als
Ensemble (PFB S. 42, 80 f.), das im gréRtmdglichen Umfang unangetastet bleiben soll (BVerwG, Beschluss vom 02.4.2009 — 7
VR 1/09 —, juris Rn. 10 ff.

4 Verfahrensrechtlich zutreffend ist der Beklagte davon ausgegangen, dass zu seinen nach § 57a Abs. 4 BBergG zu treffenden
Entscheidungen auch die denkmalschutzrechtlichen Entscheidungen gehdren (Verwaltungsgericht Dessau, Urteil vom
06.4.2001 — 2 A 424/98 DE —, juris Rn. 27).
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Flurbereinigungsgesetz (FlurbG), Neugefasst durch Bek. v. 16. 3.1976 | 546; zuletzt geédndert
durch Art. 17 G v. 19.12.2008 | 2794:

Durch die Flurbereinigung werden haufig Kulturdenkmale betroffen.

Das Flurbereinigungsgebiet ist unter Beachtung der jeweiligen Landschaftsstruktur neu zu gestalten,
wie es den gegeneinander abzuwéagenden Interessen der Beteiligten sowie den Interessen der
allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung entspricht und wie es das Wohl der Allgemeinheit
erfordert (8§ 37 Abs. 1 Satz 1 FlurbG). Die Flurbereinigungsbehdérde hat bei der Durchfiihrung der
MafRnahmen nach Absatz 1 die 6ffentlichen Interessen zu wahren, vor allem den Erfordernissen der
Raumordnung, der Landesplanung und einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung, des
Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Denkmalschutzes, der Erholung,
der Wasserwirtschaft einschliel3lich Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, der Fischerei, des
Jagdwesens, der Energieversorgung, des offentlichen Verkehrs, der landwirtschaftlichen Siedlung, der
Kleinsiedlung, des Kleingartenwesens und der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes sowie
einer moglichen bergbaulichen Nutzung und der Erhaltung und Sicherung mineralischer
Rohstoffvorkommen Rechnung zu tragen. (8 37 Abs. 2 FlurbG).

Die Flurbereinigungsbehdrde stellt im Benehmen mit dem Vorstand der Teilnehmergemeinschaft
einen Plan auf Uber die gemeinschaftlichen und 6ffentlichen Anlagen auf (§ 41 Abs. 1 Satz 1 FlurbG).
Der Plan ist mit den Trégern offentlicher Belange einschlief3lich der landwirtschaftlichen
Berufsvertretung in einem Anhérungstermin zu erértern (8§ 41 Abs. 1 Satz 2 FlurbG).

Luftverkehrsgesetz (LuftVG), Neugefasst durch Bek. v. 10.5.2007 | 698, zuletzt geandert durch
Art. 2 Abs. 11 Gv. 20.7.2017 1 2808; 2018 1 472:

Nach § 8 Abs. 1 LVG durfen Flughafen sowie Landeplatze mit beschrénktem Bauschutzbereich nach
8§ 17 nur angelegt, bestehende nur geéndert werden, wenn der Plan nach § 10 vorher festgestellt ist.
Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berthrten 6ffentlichen und privaten Belange
einschlie3lich der Umweltvertraglichkeit im Rahmen der Abwagung zu beriicksichtigen (§ 8 Abs. 2
LuftvVG). Die Planfeststellung ersetzt alle anderen 6ffentlich-rechtlichen Genehmigungen.

Weitere Gesetze, deren Regelungen ggf. denkmalrechtliche Belange berihrt:

— Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Férderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz -
BWaldG) vom 02.05.1975, BGBI | 1975, 1037,

— Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG), BGBI | 2009, 2585

— Wassergesetz fur das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA), vom 16. Méarz 2011, letzte
beriicksichtigte Anderung: Anlage 3 neu gefasst durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Februar
2017 (GVBI. LSA S. 33)

— Gesetz Uber das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen des Landes Sachsen-Anhalt
(Bestattungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt - BestattG LSA) vom 5. Februar 2002, GVBI.
LSA 2002, 46, zuletzt geandert durch § 37 Abs. 1 des Gesetzes vom 17. Februar 2011 (GVBI.
LSA S. 136, 14)

— Gesetz zur Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes, zur Férderung der Forstwirtschaft sowie
zum Betreten und Nutzen der freien Landschaft im Land Sachsen-Anhalt (Landeswaldgesetz -
LWaldG LSA) in der Fassung vom 25.02.2016, GVBI. LSA 2016, 77,

— Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen
Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwG) vom 24.02.2012, BGBI | 2012,
212),

— Abfallgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA) vom 1. Februar 2010, zuletzt ge&ndert
durch § 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2015 (GVBI. LSA S. 610).

8§ 1 Abs. 4: Zuganglichkeit von Kulturdenkmalen

Kulturdenkmale sollen im Rahmen des Mdéglichen und Zumutbaren der Offentlichkeit zuganglich
gemacht werden.
Denkmalschutz und Denkmalpflege haben neben dem Bewahrungs- auch den Vermittlungsauftrag.

Insbesondere Baudenkmale oder oberirdische archaologische Kulturdenkmale (z.B. Grabhugel,
Burghuigel) und Kleindenkmale (Steinkreuze und andere) sollen, soweit wie mdglich, der Offentlichkeit
zuganglich gemacht werden. Anlasse und Formate konnen beispielsweise die Offnung am Tag des
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offenen Denkmals sein. Es besteht jedoch keine Rechtspflicht, ein Kulturdenkmal zu zeigen. Die
berechtigten Interessen der Eigentiimer und Nutzer sind zu ber(cksichtigen. 4

Auch die Prasentation von Bodendenkmalen (u.a. Funde) im Landesmuseum flr Vorgeschichte, in
regionalen Museen oder in Ausstellungen setzt den Vermittlungsauftrag um.

Kulturdenkmale festigen die Identitat der Gesellschaft und fihren zu Toleranz bzw. Solidaritéat mit
unterschiedlichen Gruppierungen.

§ 2: Begriffsbestimmung

§ 2 Abs. 1: Allgemeines

Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes sind gegenstandliche Zeugnisse menschlichen
Lebens aus vergangener Zeit, die im 6ffentlichen Interesse zu erhalten sind. Offentliches
Interesse besteht, wenn diese von besonderer geschichtlicher, kulturell-kiinstlerischer,
wissenschatftlicher, kultischer, technisch-wirtschaftlicher oder stadtebaulicher Bedeutung sind.

Offentliches Interesse an der Erhaltung von Denkmalen besteht, weil diese neben ihrer eigentlichen
Funktion unter anderem auch der Bildung, den Wissenschaften und ihrer Forschung, dem
asthetischen Genuss, der Bewahrung regionaler Identitat, der Baukultur sowie der individuellen und
kollektiven Erinnerung dienen. Diese ideellen Werte zu bewahren ist ein staatliches Ziel.

Die Eigenschaft einer Sache als Kulturdenkmal hebt sie aus der groRen Menge anderer
gegenstandlicher Zeugnisse menschlichen Lebens aus vergangener Zeit heraus. Voraussetzung dazu
sind Denkmalfahigkeit und Denkmalwirdigkeit.*> Archéologische Kulturdenkmale sind fur die
schriftlosen Epochen die einzigen und auch fur nachfolgende Zeiten haufig unverzichtbaren Quellen
zur Nachvollziehbarkeit menschlichen Lebens.

Denkmalféhig ist ein Gegenstand oder eine Mehrheit von Gegenstanden, wenn gegeniber
vergleichbaren Gegensténden aus vergangener Zeit eine besondere geschichtliche oder kulturell-
kiinstlerische oder wissenschatftliche oder technisch-wirtschaftliche oder stéadtebauliche Bedeutung
nachgewiesen werden kann. Der Gegenstand muss also - mehr als andere - Zeugnis ablegen zum
Beispiel von historischen Ereignissen, Personen oder Personengruppen, Lebenswelten, sozialen
Verhaltnissen, handwerklichen, kinstlerische oder technische Fahigkeiten verschiedener Berufe, von
Gewohnheiten, stilistischen Vorlieben, asthetischen Vorstellungen, Symbolen, religiéser Praxis,
Wissenschaft, Technik, Produktionsweisen, Wohnen, Erndhrung, Agrarwirtschaft, Rohstoff- und
Energiegewinnung friiherer Zeiten usw. Archéologische Kulturdenkmale sind aufgrund ihres
besonderen Charakters grundsatzlich denkmalfahig. Sofern sie noch vorhanden sind, enthalten das
Potential zur grundlegenden, geschichtlichen, kulturell-kiinstlerischen, wissenschaftlichen, technisch-
wirtschaftlichen oder stadtebaulichen Bedeutung. Sie bilden als individuelle Quellen der
Kulturgeschichte einen unmittelbaren Zugang zu vergangenen Zeiten und mussen so vollstandig wie
mdglich erfasst werden, um damit die Grundlage fiir ein umfassendes Geschichtshild zu schaffen.

Die fur die Denkmalfahigkeit ausschlaggebenden Schutzgriinde (geschichtliche, kulturell-
kiinstlerische, wissenschaftliche, kultische, technisch-wirtschaftliche oder stadtebauliche Bedeutung)
sind in der Denkmalbegriindung zu benennen. Es reicht nicht aus, die in

§ 2 Abs. 1 DenkmSchG genannten Schutzgriinde lediglich aufzufiihren. Es muss vielmehr
nachgewiesen werden, dass sie zutreffend sind. Sie lassen sich oft nicht scharf gegeneinander
abgrenzen; dessen bedarf es aber nicht, da sie rechtlich gleichwertig sind. Oft liegen zwei oder
mehrere besondere Bedeutungen vor. Die geschichtliche Bedeutungskategorie ist die umfassendste.
Insbesondere sie ermdglicht, Gegenstande fur denkmalfahig zu erkléren, die z. B. keine kulturell-
kinstlerische Bedeutung haben, aber dennoch in besonderer Weise Zeugnis ablegen von einem
Ereignis oder einer Person.

Nur Gegenstande aus abgeschlossenen Geschichtsepochen sind denkmalféhig. Das Denkmal kann

dabei aus weit zuriickliegenden Zeiten oder erst der jingsten Vergangenheit, z.B. aus der Zeit nach
1945 stammen.

Fur den Nachweis des o6ffentlichen Interesses ist zusatzlich die Denkmalwirdigkeit eines
denkmalfahigen Gegenstandes/einer Gruppe denkmalféahiger Gegenstande nachzuweisen.

4 Um ein im vollen Umfang wirksam werden der Kulturdenkmale im Sinne von § 1 Abs. 1 zu ermdglichen, ist es notwendig, ihre
offentliche Zugénglichkeit zu gewéhrleisten. Dabei mussen die berechtigten Interessen der Eigentimer und Nutzniel3er
berucksichtigt werden (Gesetzesbegriindung, LT-Dr.1/448).

4 Vgl. OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 38; OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 55,
m. w. Nachw., zum Faberhochhaus, LH MD.
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Das Tatbestandsmerkmal der Denkmalwirdigkeit ist ein Korrektiv zum Merkmal Denkmalféhigkeit, um
aus dem Denkmalschutz rein individuelle Vorlieben und private Liebhaberinteressen auszugrenzen.*®

Denkmalwurdigkeit ist gegeben, wenn der Gegenstand/die Gegenstande

— hinreichend authentisch in Substanz und Erscheinungsbild ist/sind, wobei Authentizitat sich auch
auf jingere Zeitschichten beziehen kann oder die untrennbare Summe verschiedener
Zeitschichten,

— so viel Integritat besitzt/en, dass die bei der Denkmalfahigkeitsprufung festgestellten
Zeugniswerte sowohl substantiell als auch erscheinungsbildlich erkennbar sind - wobei unter
Integritat nicht Unversehrtheit verstanden wird - auch eine Ruine kann Integritat besitzen in ihrer
oft zu einem Zeitpunkt eingefrorenen und inszenierten Form, sondern Ablesbarkeit der
Zeugniswerte

— von besonderer Herstellungsqualitét im (bau)technischen oder handwerklichen Sinne ist/sind,
— einen Seltenheitswert haben oder

— besonders exemplarischen Charakter, z. B. fir eine bauliche Typologie oder eine Stilrichtung,
hat/haben, oder

— hoheren dokumentarischen Wert hat/haben als vergleichbare Gegenstande oder
— Symbolwert besitzt/en.

Die Prufung der Kriterien zur Denkmalfahigkeit und Denkmalwurdigkeit erfolgt jeweils nach einem
lokalen, allenfalls regionalen, MaR3stab. Denn je nach der spezifischen Geschichte und
Kulturgeschichte eines Ortes oder einer Region kann ein Gegenstand an einem Ort Seltenheitswert,
Symbolwert oder dokumentarischen Wert haben, den er an anderem Ort nicht hatte. Das einzige
barocke Fachwerkhaus im Zentrum einer kriegszerstérten Grof3stadt hat hier hohen Symbol-,
Seltenheits- und dokumentarischen Wert, wahrend ein typologisch, konstruktiv und gestalterisch
ahnliches Exemplar in einer gut erhaltenen Fachwerkstadt eher exemplarischen Wert in einer Vielzahl
erhaltener Gegenstande hat.

Archéologische Kulturdenkmale sind schon auf Grund ihrer Seltenheit, auch bezogen auf die
unterschiedlichen Zeitebenen, von héchster geschichtlicher und wissenschatftlicher Bedeutung.

Die Denkmalfachbehorden haben die gutachterliche Kompetenz, Gutachten zur Denkmalfahigkeit und
Denkmalwiirdigkeit zu erstellen. Gerichtliche Sachverstéandigengutachten sind in der Regel nicht
notwendig.*’

§ 2 Abs. 1 Alt.1: Denkmalfahigkeit - Geschichtliche Bedeutung

Die geschichtliche Bedeutungskategorie ist die primare Kategorie der Denkmalerkenntnis. Die
anderen Bedeutungskategorien werden durch das Moment des Geschichtlichen verbunden. 48

Von besonderer geschichtlicher Bedeutung ist ein Kulturdenkmal dann, wenn es historische
Ereignisse*® und/oder historische Entwicklungen oder historische Zustande anschaulich macht. Es
kénnen alle in der Wissenschaft verwendeten Untergruppen der Geschichte infrage kommen:
Kulturdenkmale kdnnen Zeugnisse der politischen Geschichte oder solche der Kultur-, Religions-,
Sozial-, Wirtschafts-, Bergbau-, Agrar-, Forst-, Jagd-, Militar-, Ingenieurs-, Technik-, Industrie-,
Transport-, Eisenbahn-, Seefahrts-, Medizin-, Siedlungs-, Stadtbau-, Kulturlandschafts-, Umwelt-,
Sport-, Musikgeschichte etc. sein.

Materielle Zeugnisse der historischen Anthropologie, der Archdozoologie und Archéobotanik sind von
besonderer geschichtlicher Bedeutung, denn sie geben Zeugnis von Phasen der
Menschheitsgeschichte.

4 vgl. OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 86, zum Faberhochhaus, LH MD.

4T Ein gerichtliches Sachverstandigengutachten ist zur Beurteilung der Denkmaleigenschaft nur dann erforderlich, wenn
bestimmte Tatsachen zur Bedeutung des betreffenden Gebaudes nach den Kriterien des § 2 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG LSA
(juris: DSchG ST) klarungsbedirftig geblieben sind, weil die bisherigen Feststellungen im Verwaltungsverfahren und im
gerichtlichen Verfahren dafir nicht gentigend Grundlagen bieten. (OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris LS 3
Rn 84, zum Faberhochhaus, LH MD).

48 Vgl. dazu folgende Urteile:

OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris LS 3 Satz 1,

OVG fur das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.8.1991 — 7 A 1048/89 —, juris Rn. 4ff,

OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 56, zum Faberhochhaus, LH MD,

OVG Luneburg, Urteil vom 15.7.2014 — 1 LB 133/13 —, juris Rn. 38,

OVG Luneburg, Urteil vom 04.12.2014 — 1 LC 106/13 —, juris Rn. 68.

4 Der Begriff ,historisch” steht fir die gesamte Menschheitsgeschichte von der Urgeschichte bis heute.
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Auch Sammlungen oder einzelne bewegliche Gegenstéande kénnen besondere geschichtliche
Bedeutung haben.

Besondere geschichtliche Bedeutung kann auch aus dem Erinnerungs- oder Identitatswert einer
gestalteten Freiflache oder eines Gebaudes oder eines Erinnerungsmales erwachsen: Geburts-,
Sterbe-, Wohn- oder Wirkungsort einer bedeutenden Personlichkeit oder Personengruppe, Schauplatz
eines historischen Ereignisses.

Besondere geschichtliche Bedeutung kann sich auch aus einem Assoziationswert ergeben, wenn im
Bewusstsein der Bevdlkerung ein Bezug zu bestimmten politischen, geschichtlichen, kulturellen oder
sozialen Verhéltnissen uber das Kulturdenkmal hergestellt wird (im Sinne von heimatgeschichtlicher
Bedeutung)

8 2 Abs. 1 Alt. 2: Denkmalféhigkeit - Kulturell-ktiinstlerische Bedeutung

Eine besondere kulturell-kiinstlerische Bedeutung ist bei Werken der Architektur, baugebundenen
Dekoration (Stuck, Vertafelungen 0.4.), Wand- und Tafelmalerei, Skulptur, Textilkunst, Glasmalerei,
Kunstschmiedetechnik, Gartenkunst oder andere kiinstlerische Techniken sowie bei archaologischen
Objekten hoher Handfertigkeit und Innovation vorhanden.

Doch nicht nur Beitrdge zur Uberregionalen oder regionalen Kunstgeschichte kénnen dieser
Bedeutungskategorie zugewiesen werden, sondern auch handwerklich hergestellte Gegensténde
(Zimmerer, Tischler- und Kunsttischler, Maurer, Steinmetzen, Dachdecker und Ziegler, Spengler,
Maler, Kirchenmaler, Stuckateure, Glaser, Fliesenleger, Mosaizisten, Orgelbauer, Gartner etc.). Die
Grenzen sind flieBend, zumal da in Mittelalter und Friihneuzeit Kiinstler immer als Handwerker galten.

Auch besonders gestaltete Werke industrieller Produktion oder des Ingenieurbaus kénnen von
besonderer kulturell-kiinstlerischer Bedeutung sein. So hat ein Baudenkmal nicht nur dann einen
Kunstwert, wenn sich kiinstlerisches Gestaltungsvermdgen zweifelsfrei entfaltet oder wenn es
Schmuckformen aufweist, sondern auch dann, wenn die Funktions- oder Konstruktionsweise zu einer
besonderen Form fihrt.

~Kulturell-kiinstlerisch“ ist nicht nur im Sinne eines Beitrages fur die Kunstgeschichte zu verstehen,
sondern die kinstlerische Bedeutung ist stets auch als geschichtlich zu begreifen. Sie ist nicht
geschichtsfrei denkbar. Deshalb fallen auch Zeugnisse der Volkskunst, wie z. B. landliche Wohn- und
Wirtschaftsgebaude oder birgerliche Hauser unter diesen Schutzgrund, soweit sie Ausdruck eines
individuellen kiinstlerischen Gestaltungswillens sind.5°

Der Schutzgrund der kiinstlerischen Bedeutung erfordert ein gesteigertes Mal3 an &sthetischer oder
gestalterischer Qualitat.5! Insoweit kann eine Mehrheit von baulichen Anlagen kinstlerisch bedeutsam
sein, wenn sie Uber einen Aspekt der Kunst hinaus einen kulturell wichtigen Entwicklungsstand etwa
als charakteristische Vertreter einer Stilepoche wiedergeben®? oder wenn sie das dsthetische
Empfinden in besonderem Mafl3e ansprechen oder mindestens den Eindruck vermitteln, dass etwas
nicht Alltagliches oder eine Anlage mit Symbolgehalt geschaffen worden ist.>3 Entscheidend ist
letztlich, dass sich eine individuelle schopferische Leistung auf der Basis kiinstlerischer Inspiration am
Bauwerk ablesen lasst.>

Die Einordnung als Kulturdenkmal aufgrund der kulturell-ktinstlerischen Bedeutung erfordert, so das
OVG LSA,*® ein gesteigertes MaR an asthetischer oder gestalterischer Qualitat, die etwa dann zu
bejahen ist, wenn das Bauwerk charakteristischer Vertreter einer Stilepoche ist oder wenn es das
asthetische Empfinden in besonderem Maf3e anspricht oder mindestens den Eindruck vermittelt, dass
etwas nicht Alltagliches oder eine Anlage mit Symbolgehalt geschaffen worden ist.%¢

Das Bundesverwaltungsgericht nimmt eine ,Bedeutung fur die Kunst“ an, wenn Kulturdenkmale das
asthetische Empfinden in besonderem Mal3e ansprechen und mindestens den Eindruck vermitteln,
dass etwas nicht Alltagliches oder eine Anlage mit Symbolgehalt geschaffen worden ist.5” Asthetische

%0 vgl. Martin/Kautzberger, Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege 2004, Abschnitt C, Rn. 6 und 7 m. w. N.

51 OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris Rn. 40, so auch VG Baden-Wirttemberg, Urteil vom 10.5.1988 — 1 S
1949/87 —

%2 Reich, DenkmSchG LSA, Kommentar, § 2 Rn. 2, m. w. N.
3 BVerwG, Urteil vom 24.6.1960 — VII C 205.59 —, BVerwGE 11, 32-37, juris LS 3.

5 OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris Rn. 40; OVG Luineburg, Urteil vom 25.07.1997 — 1 L 6544/95 —, juris
m. w. N.

% OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris Rn. 40.

% VG Magdeburg, Urteil vom 24.6.2014 — 4 A 167/12 —, juris Rn. 35, zum ehem. Reichsbahnausbesserungswerk in der
Landeshauptstadt Magdeburg.

5 BVerwG vom 24.6.1960-VIl C 205.59-E 11 32.
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Wirksamekeit ist also nicht zwingende Voraussetzung fiir die kiinstlerische Bedeutung einer baulichen
Anlage.>®

§ 2 Abs. 1 Alt. 3: Denkmalfahigkeit - Wissenschaftliche Bedeutung

Eine besondere wissenschaftliche Bedeutung eines Kulturdenkmals ist gegeben, wenn es als
Gegenstand eines besonderen, auf die Erforschung der Vergangenheit ausgerichteten
wissenschaftlichen Interesses erhalten werden muss. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass in der
Zukunft der Fortschritt der Analytik, der Grundlagenforschung und des Kenntnisstandes andere
Fragen an das Kulturdenkmal und andere Antworten ermdglichen kénnen.

Besondere wissenschaftliche Schutzgriinde sind auch dann gegeben, wenn das Kulturdenkmal
Zeugnis ablegt fir die Wissenschaftsgeschichte, also einen bestimmten Wissensstand in einer
bestimmten Epoche.

Eine Einschrankung auf bestimmte Wissenschaftszweige erfolgt nicht.

Die gegenwartige Befassung mit dem Objekt im Rahmen wissenschaftlicher Arbeit ist nur unter der
Voraussetzung maRgeblich, dass in der Fragestellung ein hinreichend konkretes Forschungsvorhaben
erkennbar ist.

Wissenschaftliche Griinde erlauben die Annahme eines Kulturdenkmals, wenn eine Sache fiur die
Wissenschaft oder einen Wissenschaftszweig von Bedeutung ist, wie z. B. fir die Theologie der
Kirchengrundriss oder die Kirchengestaltung als Dokument einer bestimmten theologischen
Auffassung, fiir die Geschichts- und Sozialwissenschaften typische Siedlungsarten als Ausdruck
bestimmter Einstellungen, Lebensweisen und Entwicklungen oder fir die Bau- und
Architekturwissenschaft besondere Konstruktionsmerkmale als Zeichen modellhafter oder erstmaliger
Bewaltigung bestimmter statischer Probleme. Im Vordergrund dieses Schutzmerkmals steht die
dokumentarische Bedeutung einer Sache fur die Wissenschaft, weil sie den bestimmten Wissensstand
einer geschichtlichen Epoche bezeugt. Im Ubrigen kdnnen wissenschaftliche Griinde auch dann
anzunehmen sein, wenn die Sache als Gegenstand wissenschaftlicher Forschung in Betracht kommt,
doch muss unter diesem Gesichtspunkt, damit diese Bedeutungskategorie angesichts der prinzipiellen
Unbegrenztheit wissenschaftlicher Fragestellungen einigermal3en feste Konturen behélt, ein
hinreichend konkretes Forschungsvorhaben erkennbar sein, welches das wissenschaftliche Interesse
an der Sache zu begriinden vermag.®

Eine wissenschaftliche Bedeutung ist anzunehmen, wenn Geb&aude oder andere Objekte wegen ihrer
dokumentarischen Bedeutung fir die Wissenschaft erhaltenswert sind, weil durch sie ein bestimmter
Wissensstand einer geschichtlichen Epoche bezeugt wird oder weil sie als Gegenstand
wissenschaftlicher Forschung in Betracht kommen.° Die Reichsforschungssiedlung dokumentiert den
Stand der Bauforschung zum Zeitpunkt ihrer Errichtung. Es wurden neue Materialien und
Konstruktionen sowie Fertigungsmethoden erprobt und die Wirtschaftlichkeit verschiedener
Baumethoden wissenschaftlich untersucht. In dem Gutachten des Landesdenkmalamtes vom 30. Mai
2000 (vgl. dort BI. 28) wird die Siedlung als friher Hohepunkt der Bauforschung zur Rationalisierung
und Verbesserung des Wohnungsbaus fiir breite Schichten der Bevolkerung bezeichnet. Auch an der
Kleinhaussiedlung ist diese Form der Bauforschung — wie bereits ausgefiihrt wurde — ablesbar.%!

§ 2 Abs. 1 Alt. 4: Denkmalfahigkeit - Kultische Bedeutung

Besondere kultische Bedeutung haben aus vergangener Zeit stammende Sachzeugnisse der
offentlich-gemeinschaftlichen oder individuell-privaten Religionsaustibung, die die Auffassung vom
Heiligen sowie die Praxis seiner Verehrung, aktuell oder fiir vergangene Epochen verdeutlichen. Es
handelt sich dabei um Anlagen, Gebaude und bewegliche Gegensténde, deren Zweckbestimmung die
rituelle wie auch die kontemplative Gottes- oder Heiligenverehrung ist oder war.

Kultische Bedeutung besteht kann in der Fortdauer und Aktualitat der religiosen Bedeutung bestehen,
die diesen Sachzeugen auch bei distanziert-objektiver Betrachtung im gegenwartigen kulturellen
Kontext zuerkannt werden muss.

% VG Magdeburg, Urteil vom 15.7.2005 — 4 A 302/03 —, juris Rn. 28.

% VGH Baden-Wiirttemberg, Urteil vom 10.5.1988 — 1 S 1949/87 —; VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 28.5.1993 -1 S
2426/92 —, juris Rn. 21.

% OQVG Berlin, Urteil vom 6.3.1997 — 2 B 33.91 —; VGH Mannheim, Urteil vom 19.3.1998 - 1 S 3307/96 -, juris Rn. 18.
1 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 21.4.2016 — OVG 2 B 26.12 —, juris Rn. 31 f.
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Als Beispiele fir Kulturdenkmale mit kultischer oder ehemals kultischer Bedeutung kommen u. a.
vorgeschichtliche oder mittelalterliche Kultstétten, intakte oder profanierte Kirchen, friihzeitliche
Versammlungsstatten, in bestimmten Fallen Friedhofe oder Wallfahrtsstatten in Betracht.

§ 2 Abs. 1 Alt. 5: Denkmalfahigkeit - Technisch-wirtschaftliche Bedeutung

Von besonderer technisch-wirtschaftlicher Bedeutung sind insbesondere einzelne oder mehrere
Gegenstande, die Zeugnis ablegen vom technischen Wissensstand und handwerklichen bzw.
industriellen bzw. baulichen Leistungen friiherer Epochen in der Konzeption und Konstruktion von
StralRen, Brucken, wasserbaulichen Anlagen, Eisenbahnen, Bergbau- und Montananlagen, Anlagen
der Baumaterial- und Rohstoffgewinnung, handwerklichen und industriellen Produktionsanlagen,
Anlagen der Energieerzeugung und des Energietransportes, der Kommunikation, Versorgungsbauten
fur Wasser- und Abwasser, bestimmten militdrischen Anlagen.

Von besonderer technisch-wirtschaftlicher Bedeutung kénnen auch herausragende Leistungen in der
Konstruktionstechnik oder Statik, der Verwendung in ihrer Zeit innovativer Baumaterialien oder deren
Herstellungsarten sein.

8§ 2 Abs. 1 Alt. 6: Denkmalféhigkeit - Staddtebauliche Bedeutung

Archéologische Funde und Befunde geben haufig einzige Auskunft zur Entstehung, Struktur und
Entwicklung von Orten, sodann sind sie von hoher stadtebaulicher Bedeutung und sind oftmals fur das
Verstandnis des heutigen Erscheinungsbildes pragend.

Eine besondere stadtebauliche Bedeutung eines einzelnen Gebaudes oder einer baulichen
Gesamtanlage oder einer gestalteten Freiflache ist dann gegeben, wenn das Bild und die
dreidimensionale Raumwirkung einer Stral3e, eines Platzes, eines Ortsbildes, einer Geb&ude- oder
Ortssilhouette oder eines Ausschnittes der historischen Kulturlandschaft davon gepragt werden.
Besondere stadtebauliche Bedeutung kénnen zum Beispiel Eckbauten oder Bauten an
Strallengabelungen sein oder Anlagen mit der Eigenschaft eines "Points de vue" oder Gruppierungen
von Gebaudekubaturen oder -fassaden oder Baumgruppen oder Alleen in einer historischen
Kulturlandschaft. 52

Denkmalbereiche (Ensembles) oder Ausschnitte der historischen Kulturlandschaft sind immer auch
von besonderer stadtebaulicher Bedeutung. Es ist dabei unerheblich, ob die zugehérigen Bauten und
Freiflachen gleichen oder unterschiedlichen Zeiten bzw. Stilen angehéren.

Raumwirksame Siedlungsgrundrisse, historische Freiflachen wie Dorfanger oder Platzflachen kénnen
auch von besonderer stadtebaulicher Bedeutung sein.

Die Festlegung eines 6ffentlichen Erhaltungsinteresses allein aus stadtebaulichen Griinden ist
problematisch. Zumindest sollten zusatzlich mindestens stadtbaugeschichtliche oder kulturell-
kiinstlerische Kriterien erfullt werden.

Einzelheiten in Form, Farbe und Material sind fur die Beurteilung und den weiteren Umgang mit dem
Kulturdenkmal nur zu berlicksichtigen, wenn sie das stadtebaulich bedeutsame Raumbild
entscheidend pragen.

8 2 Abs. 1: Denkmalwdurdigkeit - 6ffentliches Erhaltungsinteresse als
Bestandteil des Denkmalbegriffes

Besonders ist die Bedeutung eines Denkmals dann, wenn die Griinde fir die Erhaltung so
offensichtlich hervortreten, dass diese in das Bewusstsein der Bevélkerung oder eines breiten Kreises
von Sachverstandigen Eingang gefunden haben, d. h., dass tber das Vorliegen der in

62 Stadtebauliche Griinde lassen die Erhaltung und Nutzung eines Objektes vielmehr erst dann geboten erscheinen, wenn ihm
als historischem Bestandteil einer konkreten stadtebaulichen Situation eine wiinschenswerte stadtbildpragende Bedeutung
zukommt, so dass es aus Grinden der Stadtgestaltung und wegen des Stadtbildes als Verlust empfunden wirde, wenn es
seine Pragung in seiner Eigenart als Uberlieferter baulicher Bestand nicht mehr wie bisher entfalten wiirde. (OVG LSA, Urteil
vom 14.10.2004 - 2 L 454/00 -, juris Rn. 38, mit Bezug auf: OVG fur das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.8.1991 — 7 A
1048/89 —, juris LS 3; OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 57; VG Magdeburg, Urteil vom 24.6.2014 — 4 A
167/12 —, juris Rn. 34).

Fir den Schutzgrund der stadtebaulichen Bedeutung ist es nicht ausreichend, wenn ein Gebéaude die Gliederung und das
Erscheinungsbild eines Ortskerns oder Stadtkerns, eines Ortsteils oder Stadtteils, einer StraRe oder eines Platzes oder die
landliche Siedlungsstruktur (mit) pragt. Stadtebauliche Griinde sind nur gegeben, wenn das Gebaude zu einer
stadtgeschichtlichen oder stadtentwicklungsgeschichtlichen Unverwechselbarkeit fuihrt, die entweder auf eine einheitliche
Planung zuriickzufiihren oder aus anderen Griinden im Lauf der Zeit zustande gekommen sind (Sachsisches OVG, Urteil vom
12.6.1997 — 1 S 344/95 —, juris OS 2).
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§ 2 Abs. 1 DenkmSchG genannten Schutzgriinde hinaus, dem Schutzgrund eine besondere
Bedeutung zukommen muss.

Grundlegend gilt, dass ein Kulturdenkmal lokal, regional oder tberregional bedeutsam sein kann. Die
besondere Bedeutung wird durch Bedeutungskategorien erfasst.

Als solche kommen fiir nichtarchéologische Kulturdenkmale insbesondere folgende in Betracht:

— Seltenheitswert liegt vor, wenn vergleichbare Objekte nicht oder nur noch in geringer Zahl
gefunden werden kdnnen.

— kunstlerische, handwerkliche oder werktechnische Qualitat

— der dokumentarische Wert bezeichnet die Besonderheit vor allem hinsichtlich einer
geschichtlichen Aussage;

— der exemplarische Wert erfasst die Beispielhaftigkeit fur vergleichbare andere Objekte oder
Sachverhalte.

— die Originalitat gibt Auskunft Uber den Umfang der (noch) urspriinglichen Substanz der
denkmalkonstituierenden Teile/Bauteile.

— die Kategorie der Integritat beschreibt die Klarheit bzw. die Eindeutigkeit der Denkmalaussage.

— Erhaltungszustand: Ausgehend von einer grundsatzlichen Erhaltungsféhigkeit werden allgemeine
Hinweise zum ersichtlichen Zustand der denkmalkonstituierenden Teile/Bauteile gegeben.

— im Einzelfall kann fiir nichtarchaologische Kulturdenkmale der Symbolwert des Objektes von
Bedeutung sein.

Bei archaologischen Denkmalen griindet sich die Denkmaleigenschaft schon im Nachweis fur das
Vorhandensein eines archaologischen Denkmals durch oberirdisch sichtbare Teile oder durch
verschiedene archéologische Prospektionsmethoden wie z. B. Lufthild, naturwissenschaftliche
Methoden, Teildokumentation, Begehung und/ oder durch Schriftquellen.

Die besondere Bedeutung eines archéologischen Denkmals kann durch folgende
Bedeutungskategorien erfasst werden.

Durch Dokumentation erforschte bzw. teilerforschte Kulturdenkmale:

— Seltenheitswert liegt vor, wenn vergleichbare Objekte nicht mehr vorhanden sind oder nur noch in
geringer Zahl gefunden werden kénnen.

— der dokumentarische Wert beschreibt die Besonderheit vor allem hinsichtlich einer
geschichtlichen Aussage;

— der exemplarische Wert erfasst die Beispielhaftigkeit fir vergleichbare andere Objekte oder
Sachverhalte.

— Originalitat: Vor einer wissenschaftlichen Untersuchung /Dokumentation befinden sich die
archaologischen Kulturdenkmale im tberlieferten Originalzustand. Es kann sich dabei um ein-
oder mehrphasige Fundstellen handeln.

— die Kategorie der Integritét beschreibt die Klarheit bzw. die Eindeutigkeit der Denkmalaussage.
— die Komplexitat beschreibt die Vielféltigkeit der Befunde und Funde.

— der Erhaltungszustand arch&ologischer Kulturdenkmale kann durch natirliche oder anthropogen
bedingte Faktoren beeinflusst worden sein. Der Grad dieser Beeinflussung gibt Auskunft Gber
den Erhaltungszustand.

Nicht durch Dokumentation erforschte bzw. teilerforschte Kulturdenkmale:
— obertéagig sichtbar

— im Boden verborgen

— durch Luftbild erkannt

— durch archéaologische Funde nachgewiesen

— Siedlungsarché&ologisch von Bedeutung

Hohe Anforderung in der Archologie: Vorhandensein mit hinreichend wahrscheinlicher Begrindung:
Zuweisung zu Kategorien nicht moglich, aber eine stichhaltige Begrtindung ist erforderlich.

Aus den Feststellungen im Rahmen der Schutzgriinde und der Bedeutungskategorien ergibt sich der
Denkmalwert und somit auch der denkmalpflegerische Rang. Dabei kénnen einige nachstehend
beispielhafte Aspekte eine Rolle spielen:

— Datierung
— Ein- oder Mehrphasigkeit
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— Erhaltungszustand

Die Feststellungen innerhalb der einzelnen Bedeutungskategorien miissen gewichtet, zueinander in
Bezug gesetzt und miteinander verknipft werden.

Im jeweiligen Genehmigungsverfahren muss die Denkmaleigenschaft, die das 6ffentliche
Erhaltungsinteresse des Kulturdenkmals bedingt, in ihrer fachwissenschaftlichen Begriindung
abgesichert und nachvollziehbar sowie im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nachprifbar sein.

Es sind daher hohe Anforderungen an ihre Darlegung zu stellen.

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass bei untertdgigen archdologischen Denkmalen als "hohe
Anforderung" ein Vorhandensein mit einer hinreichend wahrscheinlichen Begriindung gilt, da ohne
eine wissenschaftliche Ausgrabung ein untertagiges Kulturdenkmal nicht exakt beschrieben werden
kann.

Fur die Feststellung der Denkmaleigenschaft und somit auch des offentlichen Erhaltungsinteresses in
den Genehmigungsverfahren ist das jeweilige Denkmalfachamt zustéandig.

Die Entscheidung Uber die Eigenschaft eines Objektes als Kulturdenkmal ist keine
Ermessensentscheidung.®

8 2 Abs. 2: Denkmalarten
Das Gesetz unterscheidet verschiedene Arten von Kulturdenkmalen.

§ 2 Abs. 2 Nr. 1: Baudenkmale

Baudenkmale, die aus baulichen Anlagen oder Teilen baulicher Anlagen bestehen. Dazu
gehoren auch Garten-, Park- und Friedhofsanlagen, andere von Menschen gestaltete
Landschaftsteile, produktions- und verkehrsbedingte Reliefformen sowie Pflanzen-, Frei- und
Wasserflachen. Ausstattungsstiicke und Zubehor sind, sofern sie mit einem Baudenkmal eine
Einheit von Denkmalwert bilden, wie diese zu behandeln.

MalRgeblich fir die Denkmaleigenschaft eines Baudenkmals ist dessen bauliche Substanz wie seine
Baustoffe, die aus ihnen gebildeten Fassaden, Kubaturen, innere Raumstrukturen, die wandfeste
Innenausstattung, ggf. Zubehdor, die Griin- und Freiflachen. Die Summe all dieser konstituierenden
Elemente lasst ein spezifisches Erscheinungsbild entstehen. Dieses Erscheinungsbild ist vielfach von
Eigentimern intendiert, manchmal aber auch durch auf3ere Einwirkungen entstanden (z. B. bei
Ruinen).54

Die Begriffsdefinition der baulichen Anlage ist weitgehend identisch mit der in § 2 Abs. 1 BauO LSA.
Zu den baulichen Anlagen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes gehéren nicht nur Gebaude,
sondern auch Objekte, wie Hoftore, Einfriedungsmauern usw.

In Ausnahmefallen kdnnen auch Teile baulicher Anlagen Baudenkmale sein (z. B. die Fassade, ein
Erker oder das Eingangstor eines Geb&udes, das im Ubrigen ohne Denkmalwert sein kann).
Grunanlagen, Garten, Parks, von Menschenhand gestaltete Gehdlzgruppen usw. kdnnen Baudenkmal
sein, und zwar auch dann, wenn diese nicht unter den Begriff der baulichen Anlage fallen.

Baudenkmale kénnen dann aus einer Mehrheit baulicher Anlagen bestehen und damit eine
Sachgesamtheit sein, wenn fir diese Sachgesamtheit ein einheitlicher Entwurf und/oder eine
(ehemals) typologisch und damit funktionale Zusammengehdorigkeit nachweisbar ist. Beispiele sind die
aus mehreren Gebauden, einem Park und Wirtschaftshof bestehende Schlossanlage, die Bauten und
Freiflachen eines Klosters, Haupt- und Nebengebaude sowie Freiflachen einer landlichen oder
stadtischen Bauernhofes oder die Gebaude und Freiflachen einer nach einheitlichem Entwurf
errichtete Wohnsiedlung. Das mehrteilige Baudenkmal unterscheidet sich grundlegend vom
Denkmalbereich (Ensemble). Die konstituierenden Bestandteile eines mehrteiligen Baudenkmals
kénnen verschiedenen Zeitschichten entstammen.

Als Baudenkmal ist ebenfalls die Einheit der nur noch in Teilstiicken bestehenden urspringlich ein
einheitliches Bauwerk darstellenden Stadtmauer oder Befestigungsanlage einer Stadt zu sehen.

8 OVG LSA, Urteil vom 15. Dezember 2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 56, zum Faberhochhaus, LH MD.

% Der Begriff des Kulturdenkmals ist in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 DenkmSchG LSA umfassend legal definiert. Diese Definitionen
bedurfen lediglich der Auslegung und der Anwendung auf den jeweiligen Einzelfall. Mal3gebende Faktoren sind bei einem
(Einzel-)Baudenkmal im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA in erster Linie die Baustoffe, aus denen die jeweiligen
baulichen Anlagen oder Teile baulicher Anlagen zusammengesetzt sind (VG Dessau, Urteil vom 30.9.2005 — 1 A 85/05 —, juris
Rn. 18).
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Zum Zubehor gehoren selbstandige, bewegliche Sachen, die nicht nur voriibergehend dem
wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser
Bestimmung entsprechenden rdumlichen Verhaltnis stehen (§ 97 Abs. 1 BGB).

Dabei ist das Wort "wirtschatftlich” nicht in engem Sinne zu verstehen; auch eine Orgel kann Zubehdr
einer Kirche sein. Dieses Zubehor gilt nur dann als Teil des Baudenkmals, wenn es mit diesem eine
Einheit von Denkmalwert bildet. Es ist also nicht erforderlich, dass die Zubehdrstucke fir sich
Kulturdenkmale darstellen.

Entscheidend ist allein die Einheit von Baudenkmal und Zubehdrstiick. Dies bedeutet im Ergebnis,
dass ein denkmalpflegerisches Interesse daran bestehen muss, dass Hauptsache und Zubehér
zusammenbleiben.

Gedacht ist hier z. B. an Mobiliar, Altargerat usw., das seit langem zur Ausstattung des Baudenkmals
gehort oder eigens fiir das Gebaude hergestellt wurde und deshalb dazu beitragt, die mit dem
Bauwerk verbundene Geschichte lebendig zu machen oder das mit ihm zusammen eine
"kuinstlerische oder kulturhistorische Einheit" bildet.

Zum Baudenkmal gehoren, auch dessen wesentliche Bestandteile (88 93 ff. BGB). Wesentliche
Bestandteile sind Gegenstande, die mit dem Bauwerk so fest verbunden sind, dass sie nicht oder nur
schwer herauszuldsen sind (z. B. ein Relief, ein Fresko) oder die einem Bauwerk soweit angepasst
sind, dass sie sich anderswo nicht verwenden lassen.

Baudenkmale kdnnen sein

— baulichen Anlagen, die mit dem Erdboden verbunden sind und deren Baustoffe von
Menschenhand zugerichtet und zusammengefigt sind, wozu nicht nur Gebaude und Bauwerke,
sondern auch Mauern, Grében, Kandle, Schachte, Teiche u.a.m. gehéren - damit ist die
Begriffsdefinition der baulichen Anlage weitgehend identisch mit der in § 2 Abs. 1 BauO LSA.

— Teile baulicher Anlagen wie eine Fassade, ein Erker, ein Eingangstor oder eine Raumausstattung
an sonst nicht denkmalgeschiitzten Gebauden,

— Uberreste ehemals intakter baulicher Anlagen wie Ruinen, nur noch partiell vorhandene
Stadtbefestigungen,

— in Neubauten integrierte Spolien anderer Bauwerke,

— Garten, Geholzgruppen, gestaltete Grinflachen, Nutzgartenflachen, ggf. auch Forstflachen, auch
wenn diese nicht unter den Begriff der baulichen Anlage nach § 2 Abs. 1 BauO fallen,

— Kulturlandschaftselemente wie Waldkanten, Hohlwege, Furten, Weinbergterrassen, alte
Steinbriiche, gesetzte Solitarbaume,

— Sachgesamtheiten aus Bauten und Freiflachen, sofern sie eine (ehemalige) funktionale Einheit
darstellen (Bauernhof, Schloss oder Herrenhaus mit Wirtschaftshof, Kloster, Siedlung,
Stadtmauer, Eisenbahnlinie). Es ist nicht entscheidend, dass alle ehemaligen Bestandteile dieser
historischen funktionalen Einheit vorhanden sind.

Zum Baudenkmal gehéren

— seine Substanz, aus der es geschaffen und ggf. weitergebaut wurde, in ihrer Materialitat und
seine Konstruktionsweise,

— seine Fassaden und Dachflachen mit der Lage ihrer Offnungen und deren Tor-, Tiir- und
Fensterfligel, Fassadenbekleidung (z. B. Klinker, Putz, Farbe), Dachdeckungsmaterialien,
Dekorationen (z. B. Stuck, Schnitzereien, Steinmetzarbeiten, Sgraffiti) usw.,

— seine inneren baulichen Strukturen wie Wande, Treppenhéauser, Kaminziige und Schornsteine,
Stockwerkseinteilungen, Korridore, Keller und Dachrdume, Tirdffnungen mit Tiren,

— funktional und/oder gestalterisch mit ihm verbundene Freiflaichen wie ein Hof, eine
landwirtschaftliche oder industrielle Funktionsflache, ein (Vor)garten, ein Park usw.

— seine innere, fest verbaute Ausstattung (Wandbrunnen, Mihlentechnik usw.) und Dekoration
(Stuck, Mosaik, Bodenfliesen, Vertafelungen, Wandmalereien usw.).

Zubehdr, das mit der (ehemaligen) Funktion des Baudenkmals und/oder seiner beabsichtigten
Gestaltung kiinstlerisch zusammenhangt (beispielsweise Kirchenbanke, Altar, Kanzel und Taufstein,
Mdbel eines Herrenhauses, die mit der wandfesten Ausstattung entworfen wurden, Maschinen einer
Fabrik usw.)

Zubehor sind It. BGB selbstandige, bewegliche Sachen, die nicht nur voriibergehend dem
wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser
Bestimmung entsprechenden raumlichen Verhaltnis stehen (8 97 Abs. 1 BGB). Dabei ist das Wort
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"wirtschaftlich" nicht im finanziellen, sondern funktionalen Sinne zu verstehen. Zubeh6ér gilt nur dann
als Teil des Baudenkmals, wenn es mit diesem eine Einheit von Denkmalwert bildet. Es ist also nicht
erforderlich, dass die Zubehorstiicke fur sich Kulturdenkmale darstellen. Entscheidend ist allein die
Einheit von Baudenkmal und Zubehorstiick. Dies bedeutet ein denkmalpflegerisches Interesse daran,
dass Hauptsache und Zubehdr zusammenbleiben.

§ 2 Abs. 2 Nr. 2: Denkmalbereiche

Denkmalbereiche als Mehrheiten baulicher Anlagen. Denkmalbereiche kdnnen historische
Kulturlandschaften, die in der Liste des Erbes der Welt der UNESCO gemalf Artikel 11 Abs. 2
Satz 1 des Ubereinkommens vom 23. November 1972 zum Schutz des Kultur- und Naturerbes
der Welt Bekanntmachung vom 2. Februar 1977, BGBI. Il S. 213) aufgefuhrt sind,
Stadtgrundrisse, Stadt- und Ortsbilder sowie -silhouetten, Stadtteile und -viertel, Siedlungen,
Gehdéftgruppen, StralRenzige, bauliche Gesamtanlagen und Einzelbauten, einschlieB3lich deren
Umgebung, sein, wenn das Bauwerk zu ihr in einer historischen, funktionalen oder asthetischen
Beziehung steht. Hierzu gehéren auch handwerkliche und industrielle Produktionsstatten.

Unter einem Denkmalbereich wird eine Mehrheit baulicher Anlagen im Sinne von
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG verstanden, unter der Voraussetzung, dass sie eine Gesamtheit
bilden.®

Wichtig ist dabei, dass nicht jedes einzelne zum Denkmalbereich gehérende Bauwerk den
Anforderungen an ein Kulturdenkmal gentigen muss. Es kénnen sogar alle Bauten fur sich ohne
Denkmalwert sein, wenn z. B. der Ensemblecharakter oder der Grundriss oder das
Gesamterscheinungsbild das Wesentliche ist.

Die einzelnen Bauwerke und Freiflachen, die einen Denkmalbereich bilden, brauchen auch nicht
unmittelbar aneinander gebaut zu sein. Bestandteile des Denkmalbereichs sind all jene Objekte, die
konstituierend zu seinem Denkmalwert beitragen.

Hiernach bestimmen sich auch die territorialen Grenzen eines Denkmalbereiches: So kann z. B. auch
eine Rasenflache dadurch, dass sie zum Denkmalwert eines Ensembles beitragt, zum
Denkmalbereich gehdren. Nach Mdglichkeit ist bei der Abgrenzung von Denkmalbereichen auf
Grundsticksgrenzen abzustellen.

Das Denkmalschutzgesetz macht rechtlich keinen Unterschied zwischen dem Schutz von einzelnen
Baudenkmalen und Denkmalbereichen, bei denen jedes zum Denkmalwert beitragende Objekt als Teil
des Ganzen durch das Denkmalschutzgesetz geschutzt ist.

8§ 2 Abs. 2 Nr. 3: Arché&ologische Kulturdenkmale

Archéaologische Kulturdenkmale als Reste von Lebewesen, Gegenstanden und Bauwerken, die
im oder auf dem Boden, im Moor und unter Wasser erhalten geblieben sind und die von der
Geschichte des Menschen Zeugnis ablegen. Insbesondere sind dies Siedlungen und
Wistungen, Befestigungsanlagen aller Art, Landwehren und markante Grenzverlaufe,
Produktionsstatten wie Ackerfluren und Werkplatze, Glashutten, Ofen, Steinbriiche, Pingen,
Halden, Verkehrsanlagen, Be- und Entwasserungssysteme, Graberfelder, Grabanlagen,
darunter Grabhuigel und Grof3steingréber, Héhlen, Kultstatten, Denkmale der Rechtsgeschichte
und Uberreste von Bauwerken sowie Steinmahle und Schélchensteine.

Soweit Kulturdenkmale nicht unter den Begriff der baulichen Anlage und damit auch nicht unter den
des Baudenkmals fallen, sind sie durch den Begriff des archaologischen Kulturdenkmals (oder
Bodendenkmals) erfasst. 8 Hierzu zahlen auch bewegliche Kulturdenkmale und Kleindenkmale.

% Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 sind Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes Denkmalbereiche als Mehrheiten baulicher Anlagen,
wozu auch historische Kulturlandschaften, die in der Liste des Erbes der Welt der UNESCO gemaf Art. 11 Abs. 2 Satz 1 des
Ubereinkommens vom 23.11.1972 zum Schutze des Kultur- und Naturerbes der Welt [BGBI. Il 1977, S. 213] aufgefiihrt sind,
gehoren kdnnen (OVG LSA, Urteil vom 12.10.2017 — 2 L 166/15 — zu ,Dessau-Worlitzer Gartenreich").

Fur bauliche Anlagen im Sinne der Vorschrift ist der bauordnungsrechtliche Geb&udebegriffs des § 2 Abs. 2 der Bauordnung
des Landes Sachsen-Anhalt — BauO LSA — maf3geblich (OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris Rn. 28).

% Nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA sind Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes archédologische Kulturdenkmale als
Reste von Lebewesen, Gegenstanden und Bauwerken, die im oder auf dem Boden, im Moor und unter Wasser erhalten
geblieben sind und die von der Geschichte des Menschen Zeugnis ablegen. Insbesondere sind dies Siedlungen und
Wistungen, Befestigungsanlagen aller Art, Landwehren und markante Grenzverlaufe, Produktionsstatten wie Ackerfluren und
Werkplatze, Glashiitten, Ofen, Steinbriiche, Pingen, Halden, Verkehrsanlagen, Be- und Entwésserungssysteme, Gréaberfelder,
Grabanlagen, darunter Grabhiigel und GroRsteingraber, Hohlen, Kultstatten, Denkmale der Rechtsgeschichte und Uberreste
von Bauwerken sowie Steinmale und Schalchensteine (OVG LSA, Urteil vom 16.6.2010 — 2 L 292/08 —, juris Rn. 45).
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Archaologische Kulturdenkmale sind entweder unter der Oberflache verborgen, doch fallweise auch
oberirdisch sichtbar, beispielsweise Grabhiigel, Megalithe, Fundamente von Geb&duden wie Burgen,
Pingen, Wdlbécker. Unter archéologischen Kulturdenkmalen sind auch mit dem Boden verbundene
oder im Boden verborgene Sachen, Sachgemeinschaften und Spuren von Sachen zu verstehen. Dazu
gehoren einst beweglich gewesene Sachen, die aktuell im Boden verborgen sind, z.B. Graber und ihre
Beigaben, Urnen, Hausrat/Abfélle etc.

Vielfach gibt es Kulturdenkmale, die sowohl Baudenkmal als auch archdologisches Kulturdenkmal
sind (Burgen, Kirchen mit unterirdischen Fundamenten der Vorgangerbauten, Kirchhofe mit
Grabsteinen/Kleindenkmalen und den darunter liegenden Grabern), Bergwerke mit Tagesanlagen und
den darunter liegenden Schachten und anderes mehr.

Archéaologische Kulturdenkmale kdnnen auch tber die in § 2 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG genannten
Falle hinaus, aus Spuren, die der Boden aufweist, bestehen, z. B. Abdriicke, Bodenverfarbungen und
dergleichen.

Die genannten Gegenstande mussen Aufschluss Uber menschliches Leben aus vergangener Zeit
geben. Das Denkmalschutzgesetz schliel3t ndmlich solche Gegenstande aus, die nur Aufschluss Uber
die Naturgeschichte, d. h. ausschlieBlich tiber die Entwicklung der Erde und der Pflanzen- und
Tierwelt, geben.

Gleichgultig ist, aus welcher Epoche menschlicher Geschichte das archaologische Kulturdenkmal
stammt; es braucht nicht der Ur- oder Friihgeschichte anzugehoren, sondern kann auch aus einer
spateren Zeit und sogar recht jungen Zeit stammen, also selbst aus diesem Jahrhundert.

Auch fiir das archaologische Kulturdenkmal gilt, dass es schon vor seiner Entdeckung existiert und
Denkmaleigenschaften hat.®” Der gesetzliche Schutz von Bodendenkmalen kann also nicht davon
abhangen, dass die im Boden befindlichen Objekte schon genau bekannt sind. Es gentigen
begriindete Anhaltspunkte, mit denen nach Erfahren der Archaologie darauf zu schlie3en ist, dass an
dieser Stelle des Geléndes Objekte der genannten Art im Boden vorhanden sind.

Wird ein archéologisches Kulturdenkmal, das aus einer beweglichen Sache und ihrem
Fundzusammenhang besteht, entdeckt, so ist es von diesem Augenblick an nicht mehr im Boden
verborgen. Bodendenkmale sind komplexe Einheiten und bestehen nicht aus einer einzigen Sache
(Fund), sondern aus dem Zusammenspiel vieler Sachen (Vielzahl von Funden und Befunden). Funde
die im Zuge einer Grabung geborgen werden, bleiben Bestandteil des Bodendenkmals. Dieses ist
aufgrund der Grabung, d.h. mittels der Dokumentation, in eine sekundéare Erhaltungsform Uberfuhrt.
Die Dokumentation als sekundéares Erhaltungsmedium umfasst alle Funde und Befunde des
Bodendenkmals

Da der Fundzusammenhang (Befund) eines beweglichen Denkmals entscheidend zu seiner
Denkmaleigenschaft beitragt, ist dieser Fundzusammenhang im Zusammenhang mit der Entdeckung
und mit der Enthahme zu dokumentieren.

Bewegliche Kulturdenkmale sind nur solche Artefakte, bei denen der Befundzusammenhang nicht
ermittelt werden kann.

8§ 2 Abs. 2 Nr. 4: Archéologische Flachendenkmale

archéologische Flachendenkmale, in denen Mehrheiten archéologischer Kulturdenkmale
vorhanden sind

Ahnlich wie eine Mehrheit baulicher Anlagen einen Denkmalbereich darstellen kann, kann eine
Mehrheit von archaologischen Denkmalen in ihrer Gesamtheit ein archaologisches Flachendenkmal
ergeben. Sind auf einer zu begrenzenden Flache zahlreiche archaologische Kulturdenkmale
vorhanden, so bildet die begrenzte Flache ein archaologisches Flachendenkmal. Zu diesem zéhlen
auch Teilflachen, auf denen bei aktuellem Wissensstand kein einzelnes archaologisches
Kulturdenkmal bekannt ist.

Hierzu gelten die Ausfiihrungen zum Denkmalbereich nach
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG entsprechend.

" Der Rechtsbegriff des ,archaologischen Kulturdenkmals” (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA) setzt nicht voraus, dass das
Denkmal schon bekannt ist, mag auch dessen Erhaltung erst nach seiner Entdeckung durchgesetzt werden kénnen (OVG LSA,
Urteil vom 17.4.2003 — 2 L 150/02 —, juris LS 3).
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8§ 2 Abs. 2 Nr. 5: Bewegliche Kulturdenkmale

bewegliche Kulturdenkmale und Bodenfunde als Einzelgegenstédnde und Sammlungen, wie
Werkzeuge, Gerate, Hausrat, Gefal3e, Waffen, Schmuck, Trachtenbestandteile, Bekleidung,
Kultgegenstande, Gegenstande der Kunst und des Kunsthandwerkes, Miinzen und Medaillen,
Verkehrsmittel, Maschinen und technische Aggregate, Teile von Bauwerken, Skelettreste von
Menschen und Tieren, Pflanzenreste und andere Hinterlassenschaften;

Unter die beweglichen Kulturdenkmale fallen die arch&ologischen Kulturdenkmale bzw.
archaologischen Funde nur dann, wenn sie unkontrolliert dem Boden entnommen wurden und zudem
ohne jeglichen Zusammenhang sind. Sie sind einzeln oder in Gruppen, zusammen mit einer aus einer
Grabung resultierenden Dokumentation und somit mit erhaltenen Fundzusammenhangen, kein
bewegliches Denkmal.

Bewegliche Kulturdenkmale sind aufgrund besonderer geschichtlicher und wissenschaftlicher,
fallweise auch kultischer und/oder kulturell-kiinstlerischer und/oder technisch-wirtschaftlicher
Bedeutung denkmalféhig. Auch wenn sich einzelne Bodenfunde gleichen, so sind sie aufgrund der
immer anderen Fundzusammenhéange, grundsatzlich denkmalfahig und denkmalwiirdig, nicht zuletzt
weil sie fur die schrifttosen Epochen die einzigen Zeugnisse und fur die Zeiten der Schriftlichkeit
unverzichtbare Quellen fir das menschliche Leben sind.

Einzelgegenstande, die keine Bodenfunde sind, wie die in § 2 Abs. 2 Nr. 5 DenkmSchG beispielhaft
aufgefihrten, sind dann als Kulturdenkmale anzusehen, wenn sie eine besondere Bedeutung
entsprechend der Kriterien des § 2 Abs. 1 haben und ein 6ffentliches Interesse ihrer Erhaltung
besteht.

Bewegliche Kulturdenkmale kénnen auch Mehrheiten von Sachen sein, wie Sammlungen
archaologischer Fundgegensténde, Kunstsammlungen, Bibliotheken, Archive usw.

Sind solche Sachen oder Sachgesamtheiten allerdings Zubehor eines Baudenkmals oder bilden sie
mit ihm eine Einheit von Denkmalwert, so gelten sie nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG als Teil des
Baudenkmals und fallen nicht unter den Begriff der beweglichen Kulturdenkmale.

8 2 Abs. 2 Nr. 6: Kleindenkmale
Kleindenkmale wie Meilensteine, Obelisken, Steinkreuze, Grenzsteine und andere.

Die von der Bau- und Bodendenkmalpflege erkannten Kleindenkmale werden in einem gemeinsamen
Verzeichnis beim Landesamt fiir Denkmalpflege und Archéologie gefihrt.

Der Begriff Kleindenkmal ist weit gefasst. Im Allgemeinen werden darunter ortsfeste, freistehende,
kleine Gebilde unterschiedlicher Materialien verstanden, die einem bestimmten Zweck dienten oder an
eine Begebenheit oder an Personen erinnern. In der Regel sind sie handwerklich bearbeitet, miissen
es aber nicht sein (z.B. Bauernsteine).

Klassische Gattungen sind Grenzstein, Distanzsteine, Wegweiser, Steinkreuze, Kreuzsteine, mit
Inschriften versehene Findlinge, Gedenksteine, Inschriftentafeln und viele andere mehr. Die
Kleindenkmale dienten haufig bereits in der Vergangenheit einer Erinnerungskultur und stellen nicht
selten Rechtsdenkmale dar.

[I. Abschnitt: Organisation und Zustandigkeiten der Denkmalbehé6rden

Zur Organisation und Zustandigkeit der Denkmalbehérden sind bereits durch Runderlass des MK vom
13. 8. 1992 (MBI. LSAS. 1646 ff.) Richtlinien erlassen worden, die nicht mehr in Kraft sind, aber
inhaltlich immer noch zutreffend sind.

Es wird weiter auf den Beschluss der Landesregierung iiber die Fachamter der Denkmalpflege vom 8.
10. 1991 (MBI. LSA S. 902) in der Fassung vom 8. 4. 1997 (MBI. LSA S. 905) hingewiesen.

Durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes zur Neuordnung der Landesverwaltung vom 17.12.2003 (GVBI.
LSA S. 352) wurden die Regierungsprasidien in Halle, Dessau und Magdeburg als obere
Denkmalschutzbehdrden aufgeldst und das Landesverwaltungsamt als obere Denkmalschutzbehérde
errichtet.

Die beiden Denkmalfachamter (Landesamt fiir archéologische Denkmalpflege und Landesamt fiir
Denkmalpflege) wurden zu einem Denkmalfachamt, dem Landesamt fir Denkmalpflege und
Archéologie (Landesmuseum fiir Vorgeschichte) zusammengelegt.
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8§ 3 Oberste Denkmalbehotrde

Das fiur den Denkmalschutz zustandige Ministerium ist die oberste Denkmalbehédrde. Es bt die
Fachaufsicht Gber die obere Denkmalschutzbehdrde (8§ 4 Abs. 2 Satz 1) aus. Dartiber hinaus
ubt es die Dienst- und Fachaufsicht iber das Denkmalfachamt (8 5 Abs. 1) aus.

Gemal Beschluss der Landesregierung vom 22.9.2016 (MBI. LSA S.369) ist die oberste
Denkmalbehérde die Staatskanzlei und Ministerium fir Kultur. Die Bezeichnung oberste
Denkmalbehérde, (nicht Denkmalschutzbehérde) macht deutlich, dass sie die Fachaufsicht tiber die
obere Denkmalschutzbehérde (Landesverwaltungsamt) und die Dienst- und Fachaufsicht Giber das
Denkmalfachamt (Landesamt fiir Denkmalpflege und Arch&ologie) ausiibt.

Fachaufsicht: Die oberste Denkmalbehdrde hat ein uneingeschranktes Aufsichts- und Weisungsrecht
gegeniber der oberen Denkmalschutzbehdrde und gegeniiber dem Landesamt fir Denkmalpflege
und Archéologie. Welche Arten als AufsichtsmaRnahmen in Betracht kommen, ist § 155 i.V.m. §§ 145
-149 Kommunalverfassungsgesetz LSA vom 17.6.2014 (GVBI. LSA S. 288) zu entnehmen. Die
Aufsicht soll aber so ausgeiibt werden, dass eine gedeihliche Zusammenarbeit der Denkmalbehdrden
moglich ist. GemaR § 5 Abs. 3 DenkmSchG sind fachaufsichtliche MaZnahmen sowie fachliche
Weisungen gegentuber dem Landesamt fir Denkmalpflege und Archéologie Giber denkmalfachliche
Inhalte ausgeschlossen.

8 4: Denkmalschutzbehdrden

8 4 Abs. 1: Pflichtgemal3es Ermessen

Die Denkmalschutzbehdrden treffen nach pflichtgeméaRem Ermessen die Anordnungen, welche
die Durchsetzung dieses Gesetzes gewahrleisten.

Nach § 4 Abs. 1 treffen die Denkmalschutzbehérden ihre Entscheidungen und Anordnungen zur
Durchsetzung des Denkmalschutzgesetzes nach pflichtgeméaRem Ermessen. Die
Denkmalschutzbehérde ist also zur Ermessensaustibung verpflichtet, bevor sie eine Entscheidung
trifft. D.h. die Denkmalschutzbehérde hat im Rahmen ihrer Handlungsmdéglichkeiten nur diejenigen
MalRnahmen zu treffen, die zur Einhaltung des Denkmalschutzgesetzes geeignet, erforderlich und
angemessen (verhéltnisméaRig im engeren Sinne) sind. Sie muss verhéltnisméRig handeln, also die
MalRnahme auswahlen, die den Denkmaleigentiimer bei entsprechender Wirdigung des Denkmals
nicht mehr als zumutbar belastet. Darliber hinausgehende Auflagen etc. sind dann also rechtswidrig.
Die Ermessensausiibung hat noch nichts mit der Interessenabwagung des 8 10 Abs. 2 Nr. 2 zu tun.
Zur Interessenabwéagung siehe dort.

8 4 Abs. 2: Obere Denkmalschutzbehdrde

Obere Denkmalschutzbehérde ist das Landesverwaltungsamt. Es bt die Fachaufsicht tber die
unteren Denkmalschutzbehdrden aus. Es kann an deren Stelle tétig werden, wenn Gefahren fir
die Erhaltung eines Denkmals bestehen oder wenn eine Weisung innerhalb einer bestimmten
Frist nicht befolgt wird.

Die obere Denkmalschutzbehérde (Landesverwaltungsamt) (ibt die Fachaufsicht Giber die unteren
Denkmalschutzbehérden aus. Dies schlief3t auch die Kirchen und die Kulturstiftungen ein, denen auf
Antrag die Rechte und Pflichten einer unteren Denkmalschutzbehérde Ubertragen wurden. Bei der
Durchfiihrung des Denkmalschutzgesetzes handelt es sich um eine Landesaufgabe, die von den
kommunalen Gebietskdrperschaften als staatliche Pflichtaufgabe zur Erfiillung nach Weisung
Ubertragen wurde (Art. 87 Abs. 3 und 4 Verf. LSA). Daher hat die obere Denkmalschutzbehérde als
Landesbehorde darliber zu wachen, dass die unteren Denkmalschutzbehdrden das
Denkmalschutzgesetz rechtmafRig und zweckmafig umsetzen. RechtmaRig und zweckméaRig bedeutet
sowohl, dass die Entscheidung den Anforderungen an eine ordnungsgemafie Verwaltung als auch
den Erfordernissen der Bau- und Kunstdenkmalpflege bzw. der Arch&dologie entsprechen muss. Um
das durchzusetzen, hat die obere Denkmalschutzbehdrde die Aufsichtsmittel des § 4 Abs. 2 (Weisung,
Eintrittsrecht) und der § 155 in Verbindung mit 88 145 — 149 Kommunalverfassungsgesetz LSA.
Dariiber hinaus kann die Fachaufsichtsbehdrde im Rahmen der Fachaufsicht auch Auskinfte,
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Berichte und Aktenvorlagen verlangen oder eine Geschéaftspriifung durchfiihren. Bei den Malinahmen
der Fachaufsicht handelt es sich nicht um Verwaltungsakte, sondern um verwaltungsinterne
MaRnahmen. Die untere Denkmalschutzbehérde kann gegen MaRnahmen der Fachaufsicht nicht
remonstrieren.

8 4 Abs. 3: Untere Denkmalschutzbehdrden bei Kreisen und Stadten

Stadte und Gemeinden, denen die Aufgabe der unteren Bauaufsichtsbehorden tibertragen sind,
im Ubrigen die Landkreise und kreisfreie Stadte, nehmen die Aufgaben der unteren
Denkmalschutzbehdrde wahr. Die Aufgaben der unteren Denkmalschutzbehdrde gehéren zum
Ubertragenen Wirkungskreis. Die unteren Bauaufsichtsbehorden sind in allen Féllen, in denen
Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege berthrt werden, zum Zusammenwirken
mit den zustandigen Denkmalschutzbehdrden verpflichtet.

8§ 4 Abs. 3 legt fest, dass die kommunalen Gebietskdrperschaften, die die Aufgaben einer unteren
Bauaufsichtsbehérde wahrnehmen, aufgrund des engen Sachzusammenhanges immer auch die
Aufgaben einer unteren Denkmalschutzbehérde ausfihren. Demgemarf legt auch § 14 Abs. 8 fest,
dass eine Baugenehmigung die denkmalrechtliche Genehmigung einschlief3t. Andererseits kann die
untere Bauaufsichtsbehdrde keine MaRhahme gegen die untere Denkmalschutzbehérde durchsetzen,
weil sie beide Funktionen in sich vereint. Um der unteren Denkmalschutzbehérde ihren
Entscheidungsbeitrag zu erméglichen, muss die untere Bauaufsichtsbehdrde mit ihr zusammenwirken,
was in allererster Linie bedeutet, ihr rechtzeitig sémtliche Antragsunterlagen zuganglich zu machen.
Zur Beschleunigung des Bearbeitungsvogangs soll die untere Bauaufsichtsbehérde die
Antragsunterlagen tber die untere Denkmalschutzbehérde zur Benehmensherstellung an das
Denkmalfachamt senden.

§ 4 Abs. 4: Untere Denkmalschutzbehdrden bei Kirchen und Stiftungen

Den Kirchenbauamtern und den Kulturstiftungen des Landes kdnnen die Rechte und Pflichten
der unteren Denkmalschutzbehérden fur von ihnen betreute oder verwaltete Kirchen und
andere Kulturdenkmale von der obersten Denkmalbehérde auf Antrag tibertragen werden. Die
Denkmalschutzbehdrden sind von diesen Entscheidungen zu unterrichten.

Gemal § 4 Abs. 4 kdnnen den Kirchen und den Kulturstiftungen auf Antrag widerruflich die Rechte
und Pflichten einer unteren Denkmalschutzbehérde fir eigene Kulturdenkmale Gbertragen werden.
Uber den Antrag entscheidet die oberste Denkmalbehérde. Eine wichtige
Entscheidungsvoraussetzung ist, dass die Antragstellerin Gber das fir die Aufgabeerfiillung nétige
Fachpersonal verfiigt. Die Funktionsiibertragung ist beim Bistum Magdeburg, bei der Kulturstiftung
Sachsen-Anhalt und bei der Kulturstiftung Dessau-Worlitz erfolgt.

Mit der Funktionsiibertragung untersteht die jeweilige Stiftung und die Kirche dann der Fachaufsicht
durch die obere Denkmalschutzbehorde.

Zusammenwirken der Denkmalschutzbeh6rden und des Denkmalfachamtes

Zur Organisation und Zustandigkeit der Denkmalbehérden siehe beigefiigten RAErl. des MK vom
13.08.1992 im Anhang.

Die Erfullung der gesetzlichen Aufgabe, fur den Schutz und die Pflege der Kulturdenkmale zu sorgen,
erfordert, dass die Behorden des Landes und die kommunalen Gebietskorperschaften, die in der
Denkmalpflege tatigen Einrichtungen und Vereinigungen sowie die Eigentimer

und Besitzer von Kulturdenkmalen zusammenwirken (§ 1 Abs. 2). Die untere Denkmalschutzbehdrde
trifft Entscheidungen nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt Giber die in ihre
Zustandigkeit fallenden Angelegenheiten im Benehmen mit dem Denkmalfachamt (§ 8 Abs. 1). Vor
einer Entscheidung sind daher Sachverhalt und MaRnahmen einvernehmlich zwischen der unteren
Denkmalschutzbehdrde und dem Denkmalfachamt zu klaren.

Das Landesverwaltungsamt als obere Denkmalschutzbehorde trifft Entscheidungen tber die in seine
Zustandigkeit fallenden Angelegenheiten nach Anhérung des Denkmalfachamtes (8 9 Abs. 5). Es
unterrichtet die Staatskanzlei und das Ministerium fur Kultur als oberste Denkmalbehérde vor
Entscheidungen lber Kulturdenkmale von erheblicher Bedeutung.

Soweit Anfragen, Anzeigen oder Antrdge bei einer unzustandigen Behdrde vorgelegt werden, sind sie
an die nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt oder diesem Erlass zusténdige
Stelle weiterzuleiten.
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8 5: Denkmalfachamt

8 5 Abs. 1: Das Denkmalfachamt

Denkmalfachamt ist das Landesamt fir Denkmalpflege und Arch&ologie (Landesmuseum fir
Vorgeschichte).

Die Aufgaben der Denkmalpflege werden im Lande Sachsen-Anhalt vom Landesamt fiir
Denkmalpflege und Archéaologie (Landesmuseum fiir Vorgeschichte), kurz: LDA, wahrgenommen. Das
staatliche Denkmalfachamt gehort nicht zu den Denkmalschutzbehérden im Sinne des

8 4 DenkmSchG LSA.

Das LDA wurde gemal Artikel 2 des Gesetzes zur Neuordnung der Landesverwaltung vom 17.
Dezember 2003% zum 01.01.2004 errichtet und hat die Aufgaben des mit Ablauf des 31.12.2003
aufgeldsten Landesamtes fiir Denkmalpflege und des Landesamtes fiir Archdologie (Landesmuseum
fur Archaologie) tibernommen.

Das Landesmuseum fir Vorgeschichte ist dem LDA organisatorisch zugeordnet. Das LDA hat seinen
Sitz in Halle.

8 5 Abs. 2: Aufgaben des Denkmalfachamtes

Das Denkmalfachamt nimmt Aufgaben im Rahmen seiner Zustandigkeit fur die archaologischen
und nichtarchaologischen Kulturdenkmale wahr. Diese Aufgaben sind insbesondere:

Dem LDA obliegt die Beurteilung aller Fachfragen und die Behandlung aller Fachangelegenheiten auf
dem Gebiet des Denkmalschutzes, der Denkmalpflege und der Arch&ologie, die sinnvoller Weise nur
zentral vorgenommen werden kénnen, um einheitliche Kriterien und Maf3stébe fir das ganze Land
sicherzustellen. Durch die Trennung von Denkmalschutzbehérden (8 4 DenkmSchG LSA) und
Denkmalfachamt (§ 5 DenkmSchG LSA) wird die Zweiteilung der Begriffe Denkmalschutz und
Denkmalpflege, die das gesamte Gesetz durchziehen, besonders deutlich.

Der Denkmalschutz umfasst alle auf die Erhaltung von Kulturdenkmalen abzielenden Mal3hahmen von
Verwaltungstragern im Bereich der klassischen Eingriffsverwaltung (Verwaltungsakte), also
Anordnungen und Verfigungen, die ohne Zustimmung bzw. gegen den Willen des jeweiligen
Eigentiimers oder sonstigen Nutzungsberechtigten als verbindliche Ge- oder Verbote notfalls auch mit
Zwangsmitteln durchgesetzt werden diirfen. Hierhin gehdren ebenso auch Erlaubnisse und
Genehmigungen sowie Sanktionen. Derartige Malinahmen des Denkmalschutzes fallen nicht in den
Aufgabenbereich des Denkmalfachamtes, sondern in den der Denkmalschutz-, Bauaufsichts- und
anderer Verwaltungsbehdorden.

Denkmalpflege hingegen meint die betreuende, fordernde und forschende Tétigkeit von
Verwaltungstréagern und ihrer Behérden ohne notwendigerweise grundrechtseingreifende Wirkung.
Diesem Begriff unterfallen damit alle schlichthoheitlichen oder fiskalischen Handlungen und
Malnahmen, die die Erhaltung von Denkmalen bezwecken, sich aber ordnungsbehérdlicher
hoheitlicher Mittel in Form von Verwaltungsakten nicht bedienen. Hierzu sind alle verbessernden und
erhaltenden, vorsorgenden und beratenden Tatigkeiten zu rechnen. Hierzu zahlen auch
DokumentationsmalRnahmen zur ErschlieBung und Pflege der archaologischen Kulturdenkmale.

Die Aufgaben des LDA sind in 8 5 Abs. 2 Satz 3 DenkmSchG LSA nicht abschlieRend, sondern
vielmehr nur beispielhaft aufgefiihrt; dies ergibt sich aus der Verwendung des Begriffes
“insbesondere”.®® Auch aus dem Gesetz selbst wird deutlich, dass die Wahrnehmung weiterer
Aufgaben auRerhalb von § 5 Abs. 2 Satz 3 DSchG LSA nicht ausgeschlossen ist. So sind dem LDA
auch im Rahmen des Denkmalschutzes wichtige Mitwirkungsbefugnisse und -pflichten eingeraumt.
Die Mitwirkung im denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren durch die Benehmensvorschrift
des § 14 Abs. 5 DSchG LSA ist in praxi eine wesentliche Aufgabe des LDA, in der Giber
Nebenbestimmungen die denkmalfachlichen Vorgaben formuliert werden kdnnen. Gleiches gilt flr die
Beteiligung des Fachamtes nach § 14 Abs. 8 DenkmSchG LSA in Verbindung mit

§ 8 Abs. 1 DenkmSchG LSA im Baugenehmigungsverfahren oder in Verfahren, die eine
Baugenehmigung einschliel3en oder ersetzen. Auch bei Planungen, insbesondere im Bereich des
Bauplanungs- und Raumordnungsrechts, erfolgt tiber § 8 Abs. 3 DenkmSchG LSA eine Mitwirkung

% GVBI. LSA Nr. 46/2003 vom 23.12.2003, S. 352.
8 Dorffeldt/Viebrock, Erlauterung 4 zu § 4.
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des LDA. In Gerichtsverfahren darf das Gericht bei seiner Entscheidung die fachkundigen
Stellungnahmen dieser Fachbehdrde verwerten.

Bei der Ausubung der Mitwirkungsbefugnisse und -pflichten liegen die eigentlichen
denkmalschutzrechtlichen Kompetenzen zwar nicht bei dem Denkmalfachamt, da ihre
diesbeziiglichen Entscheidungen keine Auf3enwirkung haben. Die Behérden, die das Verfahren
fuhren, haben jedoch nicht ohne entsprechende Beteiligung des Denkmalfachamtes zu entscheiden.

Im Katalog des § 5 Abs. 2 Satz 3 DenkmSchG LSA sind im Wesentlichen die unter dem Begriff der
Denkmalpflege fallenden Tatigkeiten des Denkmalfachamtes aufgefiihrt. Im Einzelnen sind folgende
Aufgaben zu nennen:

8 5 Abs. 2 Nr. 1: Wissenschaftliche Erfassung, Erforschung und
Dokumentation der Kulturdenkmale

1. wissenschatftliche Erfassung, Erforschung und Dokumentation des Bestandes an
Kulturdenkmalen in Sachsen-Anhalt;

Die Erfassung, Auswahl, Erforschung, Dokumentation und Publikation der Kulturdenkmale in
Sachsen-Anhalt gehort zu den zentralen Aufgaben des Denkmalfachamtes. Die Inventarisation
beinhaltet nicht allein die dokumentarisch-organisatorische Datenhaltung der Informationen tber die
Kulturdenkmale, sondern auch die Darlegung der Auswabhlkriterien in einer Denkmalbegriindung sowie
eine inhaltliche Zuordnung und Systematisierung.

Methoden der Inventarisierung sind neben der Beschreibung, Begriindung, Ermittlung der
Entstehungs- und Verénderungsgeschichte, Fotografie, Verzeichnung in der Datenbank und
Kartierung in einem Geoinformationssystem.

Zur Erforschung gehoéren bei Baudenkmalen das Aufmal3, die Bauforschung, die archivalische
Erforschung der Entstehungs- und Baugeschichte einschlie3lich aller Veranderungen, die
Literaturauswertung, die Ermittlung und Erfassung von Vorgangerbauten, die Bestimmung von
Materialien und Konstruktionstechniken, Funktionen sowie die Ermittlung der Auftraggeber,
Baumeister, Kiinstler und Handwerker etc.

Zur Erforschung der Archéologischen Kulturdenkmale gehort ihre Altersbestimmung und die
Zuweisung zu einem bestimmten Abschnitt der Geschichte, die Ermittlung des Umfangs eines
angeschnittenen Bodendenkmals usw. Durch Grabungsdokumentationen wird das Ergebnis der
Erfassung und der Erforschung fiir die Nachwelt erhalten.

Das LDA nimmt die Durchfiihrung von wissenschaftlichen Ausgrabungen und deren fachgerechte
Uberwachung wabhr. Alle archaologischen Grabungsarbeiten und Dokumentationen sind vom
Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologie durchzufuhren.

Die Veroffentlichung der Kulturdenkmale erfolgt online in Geoinformationssystemen, in gedruckten
Denkmaltopographien sowie in Monographien. Die Erfahrung lehrt, dass die Erhaltung von
Kulturdenkmalen nur gelingen kann, wenn einer moglichst breiten Offentlichkeit die
Denkmaleigenschaft bewusst ist.

8 5 Abs. 2 Nr. 2: Fuhrung der nachrichtlichen Denkmalverzeichnisse
2. Fuhrung der nachrichtlichen Denkmalverzeichnisse;

Die Fuhrung der nachrichtlichen Denkmalverzeichnisse als organisatorische und dokumentarische
Aufgabe ist die Fortsetzung der Erfassung der Kulturdenkmale im Sinne von § 5 Abs.2 Nr.1. Gerade
bei dem im Lande Sachsen-Anhalt geltenden nachrichtlichen System der Denkmalverzeichnisse
entspricht es dem Gebot der Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens, die
Denkmalverzeichnisse exakt und verlasslich zu fuhren und stets auf dem neuesten Stand zu halten.”

Im Ubrigen wird auf die Erlauterungen zu § 18 verwiesen.

® Das zur denkmalschutzrechtlichen Beurteilung erforderliche Fachwissen vermittelt im Verwaltungsprozess in erster Linie das
beigeladene Landesamt fiir Denkmalpflege und Archéologie Sachsen-Anhalt als staatliche Denkmalfachbehorde (OVG LSA,
Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris LS 1 Rn. 83) Niederséchsisches OVG, Urteil vom 28.11.2007 — 12 LC 70/07 —, BauR
2009, 784; Hessischer VGH, Urteil vom 09.3.2010 — 3 A 160/10 —, LKRZ 2010, 273, juris Rn. 54).

vgl. OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris LS 2 Rn. 83; OVG LSA, Beschluss vom 16.3.2005 — 2 L 272/02 —,
juris Rn. 22.

2 \/gl. Dorffeldt/Viebrock, § 4 Rn. 16.
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8 5 Abs. 2 Nr. 3: Abgabe fachlicher Stellungnahmen

3. Abgabe von fachlichen Stellungnahmen auf Verlangen der Behérden sowie Erteilung von
Gutachten in allen Angelegenheiten von Denkmalschutz und -pflege;

Im Gegensatz zur Beratung ist die Abgabe fachlicher Stellungnahmen und die Erteilung von
Gutachten eine formliche Tatigkeit, die grundsatzlich auf schriftichem Wege erfolgt.” Ein Gutachten
hat regelmaRig umfangreichere und schwierigere Fragen zum Gegenstand.

Die Denkmalfachamter kénnen auch von sich aus, z.B. um den Anstol3 zur Restaurierung eines
Baudenkmals zu geben, ein Gutachten Gber den Zustand eines Denkmals und die fur seine Erhaltung
notwendigen MalRhahmen, oder insbesondere bei archdologischen Kulturdenkmalen Uber seine
Nutzung, Gestaltung bis hin zur Beschilderung, verfassen.

Fachliche Stellungnahmen werden meist in einem anhangigen Verfahren abgegeben
(Antragsverfahren auf denkmalrechtliche Genehmigung, Baugenehmigungsverfahren, als Trager
offentlicher Belange bei Planungsverfahren oder bei Verfahren vor den Verwaltungsgerichten).

Gerade fir Genehmigungsverfahren sollte sich aus der fachlichen Stellungnahme fiir die jeweilige
Genehmigungsbehdrde klar ergeben, ob ein Vorhaben fur denkmalgerecht oder nicht denkmalgerecht
angesehen wird und welche Nebenbestimmungen in den das Vorhaben genehmigenden Bescheid
aufgenommen werden sollen.”

8 5 Abs. 2 Nr. 4: Beratungstatigkeit

4. fachliche Unterstutzung und Beratung fur die Denkmalschutzbehdérden, Eigentimer, Besitzer
und andere Verfiigungsberechtigte von Denkmalen;

Die fachliche Unterstiitzung und Beratung fiir die Denkmalschutzbehérden, Eigentiimer, Besitzer und
anderen Verfiigungsberechtigten von Denkmalen gehdrt zu den Aufgaben des Denkmalfachamtes.
Die Unterstlitzungs- und Beratungshandlungen sind nicht an eine bestimmte Form gebunden; die
Begriffe sind daher weit gespannt. Der Begriff der Beratung hat nicht so sehr fordernden als vielmehr
empfehlenden Charakter.” Zur Beratung gehoren daher beispielsweise Vorschlage zur
denkmalgerechten Umnutzung von Baudenkmalen, Empfehlungen zur Verwendung bestimmter
Materialien oder zur Farbgebung bei geplanten Instandsetzungsarbeiten.”®

Der Begriff “Unterstiitzung” bedeutet das helfende Mitwirken bei der Lésung denkmalpflegerischer
Fragen. Hierzu gehdren sowohl die fachliche Mitwirkung bei der Instandsetzung eines Baudenkmals
als auch die Mithilfe bei der prazisen Formulierung von Nebenbestimmungen in fachlicher Hinsicht.

Im Bereich der Bodendenkmalpflege werden im Falle anstehender Erdarbeiten
Grundstiickseigentimer tber die Durchfiihrung beraten. Zur Prophylaxe zahlt die Beratung von Forst-
und Landwirtschaft zur Minimierung der Bodeneingriffe oder die Konzeption der Pflege obertagig
erhaltener Bodendenkmale

In welchem Ausmalf3 und in welcher Reihenfolge das Denkmalfachamt seinen Unterstiitzungs- und
Beratungsaufgaben nachkommt, steht in seinem Ermessen.

8 5 Abs. 2 Nr. 5: Weiterbildung

5. fachliche Weiterbildung der unteren Denkmalschutzbehdrden und der ehrenamtlichen
Beauftragten;

Durch die fachliche Weiterbildung der unteren Denkmalschutzbehérden und der durch das
Denkmalfachamt bestellten ehrenamtlich Beauftragten sollen gerade diejenigen Personen, die haufig
vor Ort die Belange der Denkmalpflege vertreten oder als Bedienstete der Unteren
Denkmalschutzbehérde schwerwiegende Entscheidungen treffen missen, auf den Gebieten der Bau-
und Bodendenkmalpflege geschult werden. Hierzu werden seitens des LDA jeweils fur die
Ehrenamtlichen und fir die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der unteren Denkmalschutzbehdrden
Weiterbildungsveranstaltungen angeboten, in denen z. B. tGber Maflinahmen bei der Entdeckung von
Bodenfunden, Sicherungsmdoglichkeiten, aber auch tber denkmalpraktische und denkmaltheoretische
Themen informiert wird.

" Hones, § 25, Rn. 3.

4 Eberl/Martin/Petzet, Art.12 Rn. 33.

> Memmesheimer/Upmeier/Schonstein, § 22 Rn. 21.
6 Seifert/Viebrock/Dusek/ZieRler, § 24 Rn. 5.
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Weiterhin bieten die ebenfalls vom LDA regelmaRig veranstalteten Tagungen die Méglichkeit eines
Erfahrungsaustausches zwischen den Denkmalschutzbehérden, dem Denkmalfachamt und den
Ehrenamtlichen.

8 5 Abs. 2 Nr. 6: Restaurierungsarbeiten

6. Ausfuihrung beziehungsweise Mitwirkung bei Restaurierungs- und Konservierungsarbeiten
und Durchfiihrung von wissenschaftlichen Ausgrabungen oder deren fachgerechte
Uberwachung;

Zu den Konservierungs- und Restaurierungsarbeiten gehoéren alle MaBnahmen, die der Erhaltung
vorhandener (Konservierung) und der Reparatur und Ergénzung bereits teilweise verfallener Substanz
(Restaurierung) unmittelbar dienen.

Da die Restauratoren des LDA nicht die Konservierung und Restaurierung bedurftiger Objekte
Ubernehmen kdnnen, werden diese anleitend und beratend tétig. Die Wahl der Methodik von
Restaurierungs- und Konservierungsarbeiten hangt vom jeweiligen Stand der einschlagigen
Wissenschafts- und Handwerkzweige und der Bautechnik ab.

Im Bereich der Bodendenkmalpflege werden Konservierungs- und RestaurierungsmafRhahmen vom
LDA selbst durchgefiihrt. Arbeitsschritte sind u. a.

— Methodenentwicklung zum Erkennen und Erforschen von archéologischen Befunden
— ErschlieBung neuer Aufgabenfelder im Bereich der Naturwissenschaften, Neuzeitarch&ologie
— Detektion unerkannter Kulturdenkmale

Die Aufgabe der fachlichen Uberwachung von wissenschaftlichen Ausgrabungen betrifft alle
Grabungen, die zum Zwecke des Auffindens von archaologischen Kulturdenkmalen vorgenommen
werden. Hierzu gehdren insbesondere die Grabungen, die tber § 14 Abs. 3 erlaubnispflichtig sind.

Die Durchflihrung von Ausgrabungen durch das LDA selbst wird ebenfalls als Pflichtaufgabe
festgelegt. Auch die Regelungen der 88 9 Abs. 3 und 16 Abs. 4 gehen ausdrucklich von
Ausgrabungen aus, die in der Verantwortung des LDA durchgefiihrt werden.

8 5 Abs. 2 Nr. 7: Grundlagenforschung und Publikation

7. Schaffung wissenschatftlicher Grundlagen fur die Denkmalpflege sowie die Veroffentlichung
wissenschattlicher Ergebnisse und Erfahrungen tiber Denkmalbestand und -pflege;

Aufgrund seiner fachlichen Kompetenz betreibt das LDA wissenschaftliche Grundlagenforschung
durch die wissenschaftliche Auswertung von Kulturdenkmalen oder stellt anderen
Wissenschaftsinstitutionen Material zur Grundlagenforschung zur Verfiigung. Diese
Grundlagenforschung liefert wichtige Beitrage zur Denkmalbegriindung und ihrer Vermittlung.

.Insbesondere auf dem Gebiet der Bodendenkmalpflege hat die wissenschatftliche Kompetenz und
Leistungsfahigkeit des Fachamts eine grof3e Bedeutung und ist ein Alleinstellungsmerkmal. Sie
bezieht Ausgrabungsarbeiten in eigener Regie ebenso ein wie die wissenschaftliche Auswertung von
Bodenfunden und Fundstellen.’”

Im Bereich der Bauforschung, Bautechnikgeschichte und Denkmalkunde wird — meist anlasslich
anstehender Instandsetzungen — auf dem Gebiet der Baudenkmalpflege Grundlagenforschung
betrieben, sei es durch eigenes Personal oder durch Anleitung externer Fachleute.

Im Bereich der Restaurierung und Konservierung sind die Aufgaben des Denkmalfachamtes
grundsatzlich auf die Erarbeitung methodischer Grundlagen ausgerichtet.

Die Veroffentlichung der wissenschaftlichen Ergebnisse und Erfahrungen Gber Denkmalbestand und
Denkmalpflege hat zum einen die Funktion, die wissenschaftliche Auseinandersetzung
voranzutreiben; zum anderen haben diese Publikationen in dem MalRe ihrer Verbreitung den Effekt,
das Denkmalwissen zu dokumentieren und zu verbreiten sowie das Bewusstsein fur die Werte und
Schutzbedurftigkeit der Kulturdenkmale zu erhéhen.

" Dorffeldt/Viebrock, § 4 Rn. 17.
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8 5 Abs. 2 Nr. 8: Bewusstseinsbildung
8. Forderung des Verstandnisses der Offentlichkeit fiir Denkmalschutz und Denkmalpflege;

Es ist wichtig, das Verstandnis der Offentlichkeit fiir Denkmalschutz und Denkmalpflege besténdig zu
erweitern, da nur eine breite Akzeptanz dazu beitragt, Kulturdenkmale als Zeugnisse der eigenen
Geschichte erhalten und bewahren zu kdnnen.

Durch analoge und digitale Publikationen, Vortrage, Fihrungen, Zeitungsmeldungen und Mitwirken an
Medienprojekten kommt das LDA dieser Aufgabe nach. Weitere Formate zur Verbreitung des
Denkmalschutzgedankens sind die turnusmaRig stattfindende “Lange Nacht der Museen®, der Tag des
Offenen Denkmals und Tage der offenen Tur. Bei zahlreichen museumspéadagogischen
Veranstaltungen wird Schiilern die Moglichkeit geboten, sich mit Denkmalpflege und Archéologie
auseinanderzusetzen.

8 5 Abs. 2 Nr. 9: Sicherung von Bodendenkmalen und Funden
9. Sicherung von Bodendenkmalen und Funden;

Zur Sicherung von Bodendenkmalen und Funden hat das LDA die Mdglichkeit, geeignete
MalRnahmen zu treffen, die das archéologische Kulturdenkmal oder den Fund vor Gefahren schitzen.
Hierzu gehoren beispielsweise Absperrmal3nahmen, Abdeckung gegen Witterungseinfliisse,
KonservierungsmafRnahmen oder Verwahrung. Die Fundstellen bilden die Basis des
Fundstellenverzeichnisses.

8 5 Abs. 2 Nr. 10: Bearbeitung von Funden und Befunden sowie deren
Magazinierung

10. Erfassung archéologischer Bodenfunde sowie Sammlung, Erfassung und Bewahrung von
archéologischen Kulturdenkmalen im Landesmuseum fiir Vorgeschichte;

Die Erfassung archaologischer Bodenfunde bedeutet anders als 8 5 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA,
wo die listenmaRige Inventarisierung der Bodendenkmale in situ angesprochen ist, die Aufnahme der
bei Grabungen vor Baumaflinahmen oder sonstigen Arbeiten und MaRnahmen (siehe Erlauterung zu
§ 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA) angefallenen und anfallenden Kulturdenkmale. Dazu gehdren die
Dokumentation des Fundortes, der Fundumstande sowie die Feststellung ihres Zustandes, die
Konservierung und Magazinierung.

Diese Daten dienen lediglich den Zwecken der Wissenschatft, nicht jedoch dem Schutz der dort
eingetragenen Kulturdenkmale wie das Denkmalverzeichnis. Diese Fundstellen bieten jedoch auch
die Basis eines Fundstellenverzeichnisses.

Die Erfassung dieser Kulturdenkmale in Magazinen und Datenbanken und ihre Bewertung nach
verschiedenen wissenschaftlichen Kriterien ist unumganglich, um spateren Generationen trotz Verlust
des Bodendenkmals in situ Forschung zu ermdglichen.

Durch Aufbau von Studiensammlungen und von Museumsprasentationen sowie der Durchfiihrung von
Ausstellungen, die typische Objekte verschiedener historischer Epochen enthalten, kommt das
Landesmuseum fiir Vorgeschichte dem Auftrag nach 8§ 1 Abs. 4 DenkmSchG LSA nach,
Kulturdenkmale der Offentlichkeit zuganglich zu machen. Die Bewahrung im Landesmuseum bildet die
Grundlage fur die Erforschung der Kulturlandschaft und kann den Fundus fir mégliche Ausstellungen
bieten.

8 5 Abs. 2 Nr. 11: Fihrung wissenschaftlicher Archive und Bibliotheken
11. Unterhaltung von eigenen wissenschaftlichen Fachbibliotheken und Facharchiven;

Die Unterhaltung eigener wissenschaftlicher Fachbibliotheken und Facharchive gehért zu den
Aufgaben des LDA. Die Bibliotheken bieten internen und externen Nutzern die wissenschaftliche
Grundlage fir ihre Forschung und Bildung. So ist die Bibliothek des LDA bedingt durch die 1966
erfolgte Anerkennung als Sammelschwerpunkt fur prahistorische Literatur in der DDR die grofite
archéaologische Spezialbibliothek in Mitteldeutschland.

Auch die Facharchive des LDA sind Grundlage fur die wissenschaftliche Forschung. Zu den
Sammlungen gehdren u.a. die Ortsaktenregistratur, Grabungsdokumentationen, Dokumentationen
von Bauforschung, anderen Voruntersuchungen sowie Restaurierungen, Bestandsdokumentationen
von Baudenkmalen vor Beginn einer Verédnderungsmaf3nahme, Karten, Plane, Dias, Negative und
digitale Dokumente.

Seite 31 von 110



8§ 5 Abs. 2 Nr. 12: Musterplanungen

12. musterhafte Ausarbeitung von Vorschlagen fiir MaRnahmen an Kulturdenkmalen und von
Fachplanungen.

Fallweise gehort auch eine musterhafte Ausarbeitung von MalRnahmen an Kulturdenkmalen und von
Fachplanungen in den Aufgabenbereich des LDA. Da die Vorschlage als Muster ausgearbeitet
werden sollen, sind sie nicht fir den Einzelfall gedacht, sondern sollen genereller Natur sein. Ziel ist,
Denkmaleigentiimern und -nutzern sowie Denkmalschutzbehdrden eine allgemeine Hilfestellung beim
Umgang mit Denkmalen zu geben. Die Vorschlage kdnnen beispielsweise Grundsatze
zusammenfassen, welche Dokumentations- oder Restaurierungsmethoden an Denkmalen eines
bestimmten Typs am besten sind.”®

8 5 Abs. 3: Weisungsunabhangigkeit

8 5 Abs. 3 Satz 1: Das LDA als Fachgutachter

Das Denkmalfachamt hat bei Gutachten und Bewertungen nur fachliche Gesichtspunkte zu
bertcksichtigen.

Das LDA hat als Fachamt bei Gutachten und Bewertungen nur fachliche Gesichtspunkte zu
berucksichtigen. Hieraus folgt, dass Weisungen der obersten Denkmalbehérde Gutachten und
Stellungnahmen nicht beeinflussen dirfen. Der Gesetzgeber folgt mit dieser Weisungsfreiheit der
Vorstellung, dass das fachliche Interesse der Denkmalerhaltung vom LDA uneingeschrankt artikuliert
werden kdnnen muss. Da die vom LDA erarbeiteten wissenschaftlichen Gutachten und
Stellungnahmen einen wesentlichen Einfluss auf die Entscheidungen der Denkmalschutzbehérden
haben, ist ihnen ein Hochstmald an wissenschaftlicher und fachlicher Objektivitat abzuverlangen, die
frei von obrigkeitlichen und politischen Einfliissen sind. Da die Gutachten des LDA in der Regel
wissenschaftlichen Charakter haben, wird mit der Weisungsfreiheit in § 5 Abs. 3 Satz 1 DenkmSchG
LSA auch der Wissenschaftsfreiheit Rechnung getragen.”

Die fachliche Weisungsfreiheit bezieht sich jedoch nur auf die Erstellung von Gutachten und
Bewertungen. Weisungen nicht fachlicher Art, die sich z. B. auf Organisationsfragen beziehen, werden
von 8 5 Abs. 3 Satz 1 DenkmSchG LSA hingegen nicht ausgeschlossen.

§ 5 Abs. 3 Satz 2: Ubermittlung von fachlichen Gutachten, Stellungnahmen und
anderen Ausarbeitungen

Es ist berechtigt, fachliche Gutachten, Stellungnahmen und andere Ausarbeitungen an
Behodrden und Institutionen zu Gbermitteln, deren Aufgaben oder Vorhaben davon beruhrt sind.

Das LDA als Denkmalfachamt ist berechtigt, fachliche Gutachten, Stellungnahmen und andere
Ausarbeitungen an Behdorden und Institutionen zu Gibermitteln, deren Aufgaben oder Vorhaben davon
berthrt sind. Da die Gutachten des LDA haufig personenbezogene Daten enthalten, die dem
Datenschutz unterfallen, dirfen sie nicht einem unbegrenzten Personenkreis zugéanglich gemacht
werden. Es muss daher ein berechtigtes Interesse der Behérde und Institution vorhanden sein. Dies
ist dann gegeben, wenn deren Aufgaben und Vorhaben davon beriihrt sind, wie z. B. beim geplanten
Erwerb eines Denkmals. Das LDA kann Behérden und Institutionen unaufgefordert von sich aus
Gutachten, Stellungnahmen und andere Ausarbeitungen zuleiten, ohne dass es einer entsprechenden
Anfrage dieser Stellen bedarf.

Aufgrund des engen systematischen Zusammenhanges mit 8 5 Abs. 3 Satz 1 DenkmSchG LSA und
dem Inhalt der Regelung des § 5 Abs. 3 Satz 2 DenkmSchG LSA ergibt sich, dass das LDA auch bei
der Ubermittlung der Gutachten, Stellungnahmen und anderen Ausarbeitungen nur fachliche
Gesichtspunkte zu beriicksichtigen hat und somit nicht an Weisungen gebunden ist.

8 6: Ehrenamtliche Beauftragte und Denkmalrate

§ 6 und auch § 7 DenkmSchG LSA nehmen Bezug auf die verstarkt seit dem 19. Jahrhundert tief in
der Bevdlkerung verwurzelte Liebe zur Heimat. Seither beschéftigen sich zahlreiche Vereine und
Einzelpersonen mit der Erforschung und Pflege alter Geb&aude, obertagiger archéologischer
Kulturdenkmale und der historischen Kulturlandschaft. Man war und ist stolz auf die gegenstandlich

8 \gl. Eberl/Martin/Petzet, Art. 12 Rn. 22.
® vgl. Memmesheimer/Uppmeier/Schonstein, § 22 Rn. 39.
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Uberlieferten Leistungen der Vorfahren. Auch heute betreuen viele Forderkreise und Bauvereine,
Heimatvereine und zahlreiche Einzelpersonen Kulturdenkmale. Wichtig ist dabei die enge
Zusammenarbeit der Ehrenamtlichen mit den unteren Denkmalschutzbehdrden und dem
Denkmalfachamt LDA. Ohne die Hinweise ehrenamtlich engagierter Biirger und Beauftragter wiirden
Schéaden und Beeintrachtigungen an Kulturdenkmalen oftmals nicht bekannt werden.

In Abstimmung mit den Denkmalbehdrden Gbernehmen Vereine und Einzelpersonen Pflege und
Betreuungsaufgaben und erméglichen Fihrungen sowie Erlauterungen fur interessierte Besucher.

Es wird auf folgende Verordnungen und Erlasse hingewiesen:

— Richtlinien zur Durchfiihrung des § 6 DenkmSchG: Zusammensetzung, Berufung und
Organisation des ehrenamtlich tatigen Denkmalrates®

— Verordnung Uber die Tatigkeit und Kostenerstattung des Denkmalrates vom 18.8.19948,

8§ 6 Abs. 1. Ehrenamtliche Beauftragte

Durch die unteren Denkmalschutzbehdrden sollen im Einvernehmen mit dem Denkmalfachamt
ehrenamtliche Beauftragte bestellt werden, die als Sachversténdige die bestellende Behdrde
unterstitzen.

Durch die unteren Denkmalschutzbehérden werden die ehrenamtlichen Beauftragten in der Bau- und
Kunstdenkmalpflege im Einvernehmen mit dem Denkmalfachamt bestellt.82 Auch die Beauftragten der
Bodendenkmalpflege kénnen durch die unteren Denkmalschutzbehérden im Einvernehmen mit dem
Fachamt bestellt werden (vgl. jedoch auch § 6 Abs. 2). Die Bestellung ist ein Verwaltungsakt. Die
ehrenamtlich Beauftragten erhalten einen Ausweis, in dem ihr Zustandigkeitsbereich festgeschrieben
ist. Da sie ein Betretungsrecht gemaf § 16 DenkmSchG LSA haben, ist es wichtig, dass sie sich als
Berechtigte ausweisen kénnen. Im Rahmen der Bestellung ist auf die Vermeidung von
Interessenkonflikten durch drohende Uberschneidung mit beruflicher Tatigkeit zu achten.

Die ehrenamtlichen Beauftragten konnen, ihren jeweiligen Fahigkeiten entsprechend in einzelnen
Bereichen der unteren Denkmalschutzbehérden und des Denkmalfachamtes im Sinne von
8 5 DenkmSchG LSA eingesetzt werden.

Zu den Aufgaben der ehrenamtlichen Beauftragten in der Bau- und Kunstdenkmalpflege gehéren
insbesondere
e Benachrichtigung der Denkmalschutzbehérden, sofern die Gefahrdung eines Denkmals

bekannt wird; Hinweise auf Planungen oder sonstige MaRnahmen, welche Kulturdenkmale
gefahrden kénnen,

e Unterstitzung der Denkmalbehérden, z. B. bei Erfassung und Kennzeichnung;
o Offentlichkeitsarbeit, z. B. durch Vortrage, Fiilhrungen etc.

Gemal § 6 Abs. 5 DenkmSchG LSA erhalten die ehrenamtlich Beauftragten fur ihre Tatigkeit eine
Kostenerstattung. Diese richtet sich nach der ,Verordnung Uber die Tatigkeit und Entschadigung
ehrenamtlicher Beauftragter fur die Denkmalpflege und die archéologische Denkmalpflege® vom
3.2.1994.83

Fur ihre ehrenamtliche Tatigkeit werden die ehrenamtlichen Beauftragten vorzugsweise durch die
Verleihung des Denkmalpreises des Landes Sachsen-Anhalt geehrt. 8

8§ 6 Abs. 2: Ehrenamtliche Beauftragte fur Archéologie

Ehrenamtliche Beauftragte fur archédologische Denkmalpflege kénnen auch durch das
Denkmalfachamt bestellt werden.

Im Gegensatz zu den ehrenamtlichen Beauftragten in der Bau- und Kunstdenkmalpflege kénnen
ehrenamtliche Beauftragte in der archdologischen Denkmalpflege auch vom Denkmalfachamt und
ohne Einvernehmen mit der unteren Denkmalschutzbehdrde bestellt werden. Da ehrenamtlich

8 RdErl. des MK vom 25.4.2014 (MBI. LSA S. 242).

8 GVBI. LSA S. 940

82 Bestellung der ehrenamtlichen Beauftragten, RAErl. des MK vom 5.7.1994 in: MBI. LSA S. 2122.
8 GVBI. LSA S. 203.

8 Einzelheiten Uber den Denkmalpreis enthéalt der Runderlass tber die Vergabe des Denkmalpreises des Landes Sachsen-
Anhalt, RdErl. des MK vom 10.11.1993, (MBI. LSA S.2533).
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Beauftragte in der Archaologie schon seit Ende des 19. Jahrhunderts fest institutionalisiert sind, wird
hier die Moglichkeit er6ffnet, ehrenamtliche Beauftragte in der Bodendenkmalpflege auch allein durch
das Denkmalfachamt zu bestellen. Ihr Zustéandigkeitsbereich ist im Gegensatz zu den Beauftragten in
der Bau- und Kunstdenkmalpflege nicht auf den Zustandigkeitsbereich der unteren
Denkmalschutzbehorde beschréankt.

Der Aufgabenkatalog fur die/den ehrenamtlichen Beauftragten fur archéologische Denkmalpflege ist
festgelegt im Runderlass des MK LSA vom 05.07.1994, Abs. 1.4, sowie VO vom 03.02.1994 durch
das LDA (2016).8°

Grundlegendes zu den Aufgaben des Ehrenamtes im Bereich der Bodendenkmalpflege

a. Enge Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern des LDA.
b. Sorgfaltige Durchfiihrung der ehrenamtlichen Aufgaben (s.u.).

c. Mitfiihren des Beauftragtenausweises sowie ggf. weitere Erlaubnisse (Metallsondeneinsatz)
bei Ausiibung des Ehrenamtes.

d. Bei Erkennen einer archaologischen Notsituation (Gefahr im Verzuge, bspw. durch
Erdarbeiten oder ungenehmigtes Eingreifen (Raubgrabungen, illegaler Metallsondeneinsatz) in
archaologische Denkmalsubstanz) schnellstmégliche Mitteilung an die zustandige Untere
Denkmalschutzbehdrde (UDSchB) sowie das LDA.

e. Die im Rahmen der Ehrenamtstatigkeit erfassten Funde und Daten (Beschreibungen,
Archivalien, mitgeteilte Erkenntnisse, Fotos und Fundberichte) werden einzelfallbezogen unter
Beachtung der Vorgaben des LDA spatestens mit Ablauf eines Jahres an das LDA Ubergeben. Im
Rahmen des Ehrenamtes geborgenes archdologisches Fundgut ist bis zur Abgabe an das LDA so
aufzubewahren, dass es keinen Schaden nimmt.

f.  Wahrnehmung der Berichtspflicht gegeniiber dem LDA. Uber die innerhalb eines Jahres
durchgefuihrten Ehrenamtsaufgaben wird ein Jahresbericht erstellt.

g. Bei Notwendigkeit und nach Ricksprache mit dem LDA Vornahme von Abstimmungen mit
Vertretern von Arbeitsgebieten, die von der Austibung des Ehrenamtes beriihrt werden (bspw.
Naturschutzbehérden) bzw. Abstimmungen mit Eigentimern/Pachtern beziglich einer
Betretungserlaubnis.

h. Regelmafige Teilnahme an Forthildungen des LDA.

i. Die ehrenamtliche Téatigkeit erstreckt sich auf das mit dem LDA abgestimmte Arbeitsgebiet; in
Einzelfallen und nach Abstimmung mit dem zustandigen Referenten kann die Ehrenamtstatigkeit
auch daruber hinaus ausgelbt werden.

Ehrenamtliche Aufgaben sind insbesondere

a.  Monitoring der im Ubertragenen Arbeitsgebiet bekannten archaologischen Kulturdenkmale,
ggf. Vornahme von Pflegemal3hahmen.

b. regelmafiges Begehen der Fluren des Arbeitsgebietes, Erfassung von archaologischen
Denkmalen und Oberflachenfunden, bei Vorliegen einer entsprechenden Erlaubnis auch mit
Einsatz einer Metallsonde.

c. Kontrolle von Erdaufschliissen im Ubertragenen Arbeitsgebiet auf archdologische Befunde
und Funde.

d. Dokumentation von Informationen und Erkenntnissen Uber archéologische Befunde und
Funde, auch archéologische Sammlungen.

e. Ehrenamtliche Mitwirkung auf archéologischen Ausgrabungen des LDA.

f.  Durchfuhrung archéologischer Notbergungsmafinahmen im Bereich einer akuten Gefahrdung
nach Vorgaben des LDA (Lagebestimmung, Fotografie, ggf. Zeichnung, schriftliche Notizen zur
Fundsituation, Fundbergung), nach Mdglichkeit in vorheriger Rucksprache mit dem LDA. Nach
erfolgter Notbergung schnellstmdgliche Ubermittlung des Berichtes und der Funde an das LDA.

% MBI. LSA 1994, S. 2122.
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g. In Abstimmung mit dem LDA Information der Offentlichkeit durch Vortrage, Fiihrungen,
Exkursionen, Ausstellungen, Publikationen bzw. Mitwirkung bei 6ffentlichkeitswirksamen
Aktivitaten des LDA.

h. Bestimmung von Fundgegenstanden sowie deren archdologische/historische Einordnung.
i.  Literatur- und Archivrecherchen zu bestimmten Themen.

8§ 6 Abs. 3: Denkmalrat Berufung

Die oberste Denkmalbehdrde beruft nach Anhérung des Denkmalfachamtes den ehrenamtlich
tatigen Denkmalrat. Ihm sollen Sachverstéandige fur die Fachgebiete des Denkmalschutzes und
der Denkmalpflege, Vertreter anerkannter Denkmalpflegeorganisationen sowie Vertreter
anderer von Denkmalschutz und -pflege im Sinne dieses Gesetzes berlihrter Bereiche
angehdoren.

Der Landesdenkmalrat ist ein unabhangiges Sachverstandigengremium, welches die oberste
Denkmalbehérde in Grundsatzfragen der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes beraten soll und
das berechtigt ist, Anregungen und Empfehlungen auszusprechen.

8§ 6 Abs. 4: Denkmalrat Aufgaben und Anhoérungspflicht

Der Denkmalrat bei dem fur den Denkmalschutz zustandigen Ministerium ist bei Grundsatz-
entscheidungen, die den Denkmalschutz und die Denkmalpflege betreffen, zu héren. Er ist
berechtigt, Anregungen und Empfehlungen auszusprechen.

Der Denkmalrat ist von der oberen Denkmalbehdrde bei Grundsatzentscheidungen, die Denkmal-
schutz und Denkmalpflege betreffen, anzuhéren. Er hat nach § 6 Abs. 4 Satz 2 das Recht, im Rahmen
seiner Zustandigkeit Anregungen zu geben und Empfehlungen auszusprechen,

Fragen von grundsatzlicher Bedeutung betreffen Sachverhalte, die einen Problempunkt aufwerfen, der
fur eine Vielzahl von Fallen relevant ist oder relevant werden kann.%¢ Es kann sich dabei um rechtliche
Fragen handeln, wie z. B. eine Anderung der Landesbauordnung oder des Denkmalschutzgesetzes.
Es kann sich aber auch um praktische Fragen handeln, wie z. B. die Denkmalpflege in der
Handwerkerfortbildung oder die Denkmalpflege als Studiengang an Hochschulen. Ebenso kénnen
Einzelfallentscheidungen von grundsatzlicher Bedeutung sein, wenn sie Signalwirkung oder
Beispielswirkung fur &hnlich gelagerte Sachverhalte haben kdnnen. Das Kultusministerium muss dem
Denkmalrat eine angemessene Zeit einriumen, um sich in einer solchen Grundsatzangelegenheit
aufRern zu kbénnen.

Daruber hinaus ist der Denkmalrat berechtigt, Anregungen und Empfehlungen auszusprechen. Der
Landesdenkmalrat hat dies z. B. in seinen 1998 und 2019 verdoffentlichten Memoranden getan. Als
Empfehlungen wurden gegeniber der oberen Denkmalbehdrde ausgesprochen, das Bewusstsein fur
den Schutz und die Pflege von Denkmalen an den allgemeinbildenden Schulen zu férdern, die
Offentlichkeitsarbeit zu einem zentralen Anliegen des Denkmalschutzes auf értlicher Ebene zu
machen, die Vertiefung des Denkmalbegriffs und die Forcierung der wissenschaftlichen Erfassung und
Dokumentation der Kulturdenkmale voranzutreiben. Dartber hinaus musse in der 6ffentlichen
Diskussion der Denkmalschutz als Wirtschaftsfaktor starker hervorgehoben werden. Weiterhin miisse
die berufliche Qualifizierung in der Denkmalpflege verstarkt betrieben werden. Die Empfehlung endet
in der Forderung, dass die Denkmalschutzamter und das Denkmalfachamt dringend eine personelle
und sachliche Aufstockung bendétigen.

8§ 6 Abs. 5: Kostenerstattung

Einzelheiten der Tatigkeit der ehrenamtlichen Beauftragten und des Denkmalrates sowie die
Kostenerstattung konnen durch Verordnung der obersten Denkmalbehdrde geregelt werden.

Durch diese Verordnungsermachtigung kann das Kultusministerium durch Rechtsverordnung die
Tatigkeit der ehrenamtlichen Beauftragten und des Denkmalrates sowie die Kostenerstattung regeln.
Die ehrenamtlichen Beauftragten und der Denkmalrat erhalten keine Vergitung. Sie haben jedoch
einen Anspruch auf Ersatz ihrer Kosten, die ihnen infolge ihrer Tatigkeit entstehen. Das MK hat durch
Verordnung vom 3.2.1994 die Kostenerstattung fiir die ehrenamtlichen Beauftragten geregelt. Siehe
Anhang 3.%7

8 vgl. Strobl/Majocco/Birn, DSchG BW § 4 Erl. 8.
8 GVBI. LSA S. 203, geandert durch Verordnung vom 11.3.1998 in GVBI. LSA S. 157.
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Die Kostenerstattung der Mitglieder des Denkmalrates wird durch die Verordnung vom 18.8.1994 bzw.
vom 11.3.1998 geregelt.®8

§ 7: Mitwirkung von Einrichtungen und Vereinigungen

§ 7 Abs. 1: Ubertragung von Aufgaben

Eingetragenen Vereinen und anderen juristischen Personen, die nach ihrer Satzung und nicht
nur voriibergehend die Ziele des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege férdern, kénnen mit
deren Einverstandnis 1. die Betreuung bestimmter durch dieses Gesetz geschitzter
Kulturdenkmale, 2. bestimmte Aufgaben der Denkmalforschung und Erfassung sowie sonstige
geeignete Aufgaben widerruflich Gbertragen werden, sofern sie die Gewabhr fiir die
sachgerechte Erfiillung der Aufgaben bieten.

Vorbemerkungen

Zielsetzung des § 7 DenkmSchG LSA ist die Einbindung sachkundiger Birgerinnen und Burger in
Fachvereinigungen zur Starkung des 6ffentlichen Belanges Denkmalpflege. Hierbei hat sich der
Gesetzgeber der Erfahrungen aus dem Naturschutz bedient. Die Formulierung entspricht den
vergleichbaren Regelungen des § 29 BNatSchG bzw. des § 53 NatSchG LSA.

Neben der individuellen Mitwirkung ehrenamtlicher Beauftragter und der Mitglieder des Denkmalrates
soll auch die Mitwirkung von Verbanden geférdert werden, um eine fachliche und politische Lobby fur
Denkmalschutz und Denkmalpflege zu starken. Ziel dieser Regelung ist ferner, die Tradition freier
verbandlicher Mitwirkung fortzusetzen bzw. wieder aufleben zu lassen. Durch die Mitwirkung
rechtsfahiger Organisationen kdnnen weiterhin Vollzugsdefizite in den verschiedenen
Arbeitsbereichen der Denkmalpflege ausgeglichen werden, die sich angesichts der knappen
Personalausstattung der Denkmalbehdrden und der betrachtlichen Zahl der Eingriffe in die
Denkmalsubstanz ergeben.

Fur die nach § 7 beauftragten Organisationen besteht eine Férdermdglichkeit durch das Land geman
8 20 Abs. 4 (siehe dort). Von Bedeutung ist ferner, dass sie nach § 6 Abs. 3 Vertreter in den
Denkmalrat entsenden kdnnen. Nach den Richtlinien zur Zusammensetzung, Berufung und
Organisation des Denkmalrates (siehe die Erl. zu § 6 Abs. 3) kann auch ein Vertreter auf Vorschlag
der anerkannten Denkmalpflegeorganisationen in den Denkmalrat berufen werden.

Mitwirkungsberechtigte

Zur Mitwirkung im Denkmalschutz kommen eingetragene Vereine und andere juristische Personen in
Betracht, nicht jedoch nicht rechtsfahige Vereine nach 8 54 BGB. Auch Korperschaften des
offentlichen Rechts erflllen die Voraussetzungen des 8§ 7 Abs. 1 nicht, der nach seinem Sinn und
Zweck gerade eine staatsfreie, wenn auch durch die Vereine gelenkte, Birgerbeteiligung ermdglichen
soll.

Foérderung der Ziele des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege

Die Organisation muss die Ziele des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege férdern, wie sie in § 1
aufgefihrt sind. Fordern bedeutet das Hinarbeiten auf eine Verbesserung der Situation von
Denkmalschutz und Denkmalpflege, sei es durch praktische Arbeit oder durch politische oder sonstige
Unterstiitzung denkmalpflegerischer Ziele. Die Organisation muss nicht das gesamte
denkmalpflegerische Spektrum abdecken, sondern es genugt die Forderung einzelner Interessen, wie
z. B. der Montanarchéologie oder der Erhaltung von Dorfkirchen. Weiterhin darf diese Forderung nicht
nur voribergehend sein, sondern die Organisation muss durch ihre Satzung und die innere Struktur
die Gewahr dafir bieten, dass sie langfristig tatig sein wird und die Ziele wahrend ihrer gesamten
Existenz fordern will. Die Tatigkeit der Organisation braucht sich jedoch nicht auf Sachsen-Anhalt zu
beschranken.

Qualifizierte Satzung

Dass sich die Organisation den Zielen des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege verpflichtet hat,
muss sich aus der Satzung ergeben. Entscheidend sind ausschliel3lich die in der Satzung dargelegten
Ziele und Interessen. Der Name der Organisation spielt insofern nur eine Rolle, als er einen
Anhaltspunkt zur Konkretisierung allgemein gefasster Ziele bieten kann. Es ist nicht erforderlich, dass

8 GVBI. LSA S.940, geandert durch Verordnung vom 11.3.1998 in GVBI. LSA S. 156.
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die Forderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege das alleinige Sachprogramm der
Satzung ist. So kann die Satzung durchaus auch andere Zielsetzungen haben.

Gewahr einer sachgerechten Aufgabenerfullung

§ 7 verlangt, dass die zu beauftragende Organisation die Gewahr fur eine sachgerechte
Aufgabenerfiillung bietet. Dabei sind Aspekte wie Art und Umfang der bisherigen Tatigkeit,
Mitgliederkreis und Leistungsféhigkeit von wesentlicher Bedeutung. Die Gewabhr fir eine sachgerechte
Aufgabenerfiillung wird geboten, wenn im Rahmen einer Gesamtbeurteilung mit Wahrscheinlichkeit zu
erwarten ist, dass die Organisation die auf sie zukommenden Aufgaben angemessen erfiillen wird.
Diese Fahigkeit muss nicht immer belegt werden. Dies gilt vor allem dann, wenn die Organisation ihre
Aktivitaten mangels Beauftragung bisher noch nicht entfalten konnte. Allerdings miissen die
fachlichen, organisatorischen und finanziellen Grundlagen zum Zeitpunkt der Beauftragung schon
vorhanden und fur die Zukunft gesichert sein.

Leistungsfahigkeit

Ein wichtiges Kriterium fur eine Beauftragung ist die Leistungsfahigkeit der Organisation, die sich vor
allem aus ihrer finanziellen Ausstattung und inneren Struktur ergibt. Dem Verein missen
ausreichende Mittel zur Verfiigung stehen, um die Aufgaben sachgerecht zu erfillen. Diese Mittel
kénnen auch aus Zuwendungen von staatlicher Seite stammen, soweit daran keine Bedingungen
geknupft sind, die die Unabhangigkeit des Vereins von der fordernden staatlichen Institution infrage
stellen. Die Leistungsfahigkeit kann sich auch aus unentgeltlichen personlichen oder sachlichen
Leistungen der Mitglieder ergeben, soweit diese fiir die Zukunft gesichert und nicht nur von Fall zu Fall
gewahrt werden. Schlie3lich missen die finanziellen Mittel auch die Unabhéngigkeit der Organisation
gegen Einflisse von aul3en oder einzelner Mitglieder absichern. Neben der finanziellen
Unabhéngigkeit ist auch ein Mindestmalf3 an innerer Struktur erforderlich (Kommunikation,
Organisation der Aktivitaten etc.), die eine wirksame Arbeit ermdglicht.

Bisherige Tatigkeit

Fur eine sachgerechte Aufgabenerfillung ist weiterhin auch die bisherige Tatigkeit der Organisation
von Bedeutung. Hat sie sich im Bereich des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege als geeignet
erwiesen, ist dies grundsatzlich auch fur die Zukunft zu erwarten. Die Entscheidungsbehdérde kann
sich hierzu insbesondere bei dem Denkmalfachamt Uber die Erfahrungen mit der Organisation
erkundigen. Art und Umfang der bisherigen Tatigkeit lassen sich ferner aus dem Jahresbericht der
Organisationen oder der Presse entnehmen. Die bisherige Tatigkeit der Organisation ist aber lediglich
ein Indiz fur die Aufgabenerfullung. Fehlen bisherige Aktivitaten, kann nicht bereits aus diesem
Grunde die sachgerechte Aufgabenerfiillung verneint werden. Entscheidend ist vielmehr die
Zukunftsprognose.

Mitgliederkreis

Der Mitgliederkreis ist zum einen unter quantitativen Gesichtspunkten erheblich, da schon durch die
Mitglieder die organisatorischen und finanziellen Voraussetzungen fiir eine sachgerechte
Aufgabenerfiillung sichergestellt werden. Eine genaue Zahl kann in diesem Zusammenhang nicht
genannt werden, da es im Einzelfall auf Art und Umfang der zu tGibertragenden Aufgabe ankommt.
Bedeutsam ist der Mitgliederkreis zum anderen auch wegen der Sachkunde, tiber welche die
Organisation verfuigen sollte. Erfahrungen der Mitglieder in wissenschaftlicher bzw. praktischer Arbeit
zu denkmalspezifischen Themen weisen auf die Fahigkeit der Organisation zu einer sachgerechten
Aufgabenerfillung hin. Bei diesem Gesichtspunkt ist jedoch zu beachten, dass es sich nicht um
ausgebildete Fachleute handeln muss; ganz im Gegenteil sollen die Organisationen gerade aus
interessierten Laien bestehen und diesen ein Forum geben.

Mitwirkungsmaoglichkeiten

Die in § 7 Abs. 1 genannten Aufgaben beziehen sich auf betreuende, férdernde und forschende
Tatigkeiten, die nach diesem Gesetz von den Denkmalpflegebehérden durchgefiihrt werden.
Gegenstand der Mitwirkung ist somit die betreuende Téatigkeit der 6ffentlichen Hand, die sich — ohne
Eingriffscharakter zu tragen, beschrankt auf Mittel der Leistungsverwaltung — der Erhaltung,
ErschlieBung, Erforschung, gegebenenfalls auch Restaurierung der Kulturdenkmale widmet. Da die
beauftragten Organisationen somit bei den Aufgaben der Fachamter mitwirken, ist eine enge
Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstiitzung erforderlich.
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8 7 Abs. 1 Nr. 1 Betreuung geschutzter Kulturdenkmale
1. die Betreuung bestimmter durch dieses Gesetz geschiitzter Kulturdenkmale,

Der Organisation kann die Betreuung bestimmter durch dieses Gesetz geschitzter Kulturdenkmale
Ubertragen werden. Unter Betreuung sind die dauerhafte Pflege und der Schutz eines
Kulturdenkmales mit dem Ziel der Erhaltung zu verstehen. Hierzu gehdren z. B. die
Zustandsuberwachung sowie die angeleitete Durchfiihrung von konservierenden, restaurierenden und
renovierenden Maflinahmen. Gegenstand der Betreuung sind die in § 2 Abs. 2 genannten
Kulturdenkmale. Es muss sich um bestimmte, also in erster Linie um rdumlich abgrenzbare und
individualisierbare Kulturdenkmale handeln.

8§ 7 Abs. 1 Nr. 2 Aufgaben der Denkmalforschung und Erfassung

1. die Betreuung bestimmter durch dieses Gesetz geschiitzter Kulturdenkmale sowie sonstige
geeignete Aufgaben widerruflich Ubertragen werden, sofern sie die Gewabhr fir die
sachgerechte Erfiillung der Aufgaben bieten.

Die Lokalisierbarkeit des Denkmals spielt hierbei eine Rolle. Die Erfassung kann sich sowohl auf
bestimmte Regionen als auch auf bestimmte Denkmalarten beziehen. Eine Mdglichkeit der Erfassung
ware z. B. die Erstellung eines Kataloges der Steinkreuze in einem bestimmten Bereich.

Sonstige geeignete Aufgaben

Durch die Mdglichkeit, der Organisation auch sonstige geeignete Aufgaben zu tGbertragen, wird zum
Ausdruck gebracht, dass die in § 7 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 genannten Aufgaben nicht abschliel3end,
sondern beispielhaft aufgefiihrt sind. Die Mitwirkungsmaoglichkeiten der Organisationen kénnen sich
somit auch auf weitere Bereiche denkmalpflegerischer Aktivitaten erstrecken, soweit sie hierzu in der
Lage ist. Zu nennen ist in diesem Zusammenhang z. B. die Anlage eines montanarchéologischen
Lehrpfades. Aber auch die Mitwirkung bei einer durch das Landesamt fiir Denkmalpflege und
Archaologie durchgefihrten archéologischen Dokumentation kann eine geeignete Aufgabe sein.

Einverstandnis

Die Beauftragung ist ein mitwirkungsbedirftiger Verwaltungsakt, da sie das Einverstandnis der
Organisation voraussetzt. Ein Antrag ist nach dem Wortlaut der Bestimmung nicht erforderlich. In der
Praxis wird die Initiative fiir die Ubernahme einer Aufgabe nach § 7 Abs. 1 aber wohl haufig von der
Organisation ausgehen.

Inhalt der Entscheidung

Bei der Beauftragung handelt es sich um eine Ermessensentscheidung, die nach § 36 Abs. 2 VwVfG
mit Nebenbestimmungen versehen werden kann. Auf diese Weise kdnnen die gesetzlichen
Voraussetzungen fir eine Beauftragung gesichert werden. Ferner sollte die Organisation im Rahmen
einer Nebenbestimmung verpflichtet werden, ihre Arbeitsergebnisse den Denkmalschutzbehdrden und
der Denkmalfachbehérde offen zu legen. Sie dient dazu, die Arbeitsergebnisse fir die Aufgaben von
Denkmalschutz und Denkmalpflege nutzbar zu machen. Der Bescheid kann mit einer Klage
angegriffen werden, wenn z. B. der Aufgabenbereich im Bescheid zu eng beschrieben ist. Wird die
Beauftragung auf einen Antrag hin versagt, kann sie mit einer Verpflichtungsklage erstritten werden,
die aber wohl mangels eines Anspruchs aus Ubertragung nur selten begriindet sein diirfte.

Widerruf

Die Beauftragung erfolgt immer unter dem Vorbehalt des Widerrufs. Der Organisation steht somit im
Falle des Widerrufs kein Vertrauensschutz zur Seite; eine Entschadigung kommt in diesem Falle nicht
in Betracht. Ein Grund fur einen Widerruf ist z. B. dann gegeben, wenn die Voraussetzungen fir die
Beauftragung nachtraglich wegfallen. Denkbar ist z. B., dass die fir eine sachgerechte
Aufgabenerfiillung erforderliche Leistungsfahigkeit spater entfallt. Die Grundsatze des § 49 VwVfG
LSA fir den Widerruf rechtmaRiger Verwaltungsakte sind anzuwenden.
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§ 7 Abs. 2: Entscheidung tiber Ubertragung von Aufgaben

Die Entscheidung Uber die Beauftragung trifft die oberste Denkmalbehérde. Das fir den
Denkmalschutz zustandige Ministerium wird ermachtigt, das Verfahren durch Verordnung zu
regeln.

Zustandige Entscheidungsbehérde, Verfahrensregelungen

Die Entscheidung Uber die Beauftragung von eingetragenen Vereinen und anderen juristischen
Personen erfolgt durch die oberste Denkmalbehérde, also die Staatskanzlei und Ministerium fir Kultur
(8 3). Eine Verordnung zur Regelung des Verfahrens hat das Ministerium bislang noch nicht erlassen.

Auf eigenen Antrag wurde bislang dem Anhaltischen Forderverein fiir Naturkunde und Geschichte e.V.
die Funktion nach § 7 Abs. 1 Ubertragen.

§ 8 Zustandigkeiten

Allgemeines

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sind die unteren Denkmalschutzbehdrden
zustandig. Sie entscheiden im Benehmen mit dem Denkmalfachamt. Die obere
Denkmalschutzbehorde entscheidet nach Anhdérung des Denkmalfachamtes.

Die unteren Denkmalschutzbehérden sind fiir den Vollzug des Denkmalschutzgesetzes zustandig
(Regelzustandigkeit), soweit nichts anderes bestimmt ist (Ausnahmezustandigkeit). Die Aufgaben der
unteren Denkmalschutzbehérden sind Angelegenheiten des ibertragenen Wirkungskreises nach § 4
Abs. 3 Satz 2 DenkmSchG LSA.

Die zustandige untere Denkmalschutzbehorde entscheidet im Benehmen mit dem Denkmalfachamt,
dem LDA. § 8 Abs. 1 Satz 2 betrifft die Binnenorganisation (Verwaltungsinternum) und entfaltet keine
AuRenwirkung. Die Vorschrift dient dem 6ffentlichen Interesse der ordnungsgemaRen
Aufgabenerfiillung des Denkmalschutzes.

Die gesetzliche Aufgabe, fiir den Schutz und die Pflege der Kulturdenkmale zu sorgen, erfordert, dass
die Behotrden des Landes, die kommunalen Gebietskdrperschaften, die in der Denkmalpflege tétigen
Einrichtungen und Vereinigungen sowie die Eigentimer und Besitzer von Kulturdenkmalen
zusammenwirken (8 1 Abs. 2). Die untere Denkmalschutzbehdrde trifft Entscheidungen nach dem
Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt tiber die in ihre Zustandigkeit fallenden
Angelegenheiten im Benehmen mit dem Denkmalfachamt (§ 8 Abs. 1). Vor einer Entscheidung sind
daher Sachverhalt und beabsichtigte Malinahmen zwischen der unteren Denkmalschutzbehérde und
dem Denkmalfachamt zu klaren.

Das Landesverwaltungsamt als obere Denkmalschutzbehdrde trifft Entscheidungen tber die in seine
Zustandigkeit fallenden Angelegenheiten nach Anhoérung des Denkmalfachamtes (8 8 Abs. 5). Es
unterrichtet das zustandige Ministerium als oberste Denkmalbehdrde vor Entscheidungen Uber
Kulturdenkmale von erheblicher Bedeutung.

Soweit Anfragen, Anzeigen oder Antréage bei einer unzustandigen Behdrde vorgelegt werden, sind sie
an die nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt oder diesem Erlass zusténdige
Stelle weiterzuleiten.

Beteiligung des Landesamtes fiir Denkmalpflege und Archéologie Sachsen-Anhalt am
denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren

§ 8 Abs. 1 Satz 2: Sich ins Benehmen setzen

Die zustandige untere Denkmalschutzbehorde ist im Verwaltungsverfahren die federfiihrende
Behorde, sie steuert das Verfahren. Sie ermittelt den Sachverhalt, hért die Betroffenen an und beteiligt
das Denkmalfachamt. Das Denkmalfachamt gibt unter anderem fachliche Stellungnahmen ab und
erteilt Gutachten, § 5 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA. Grundlage fiir die Entscheidung der unteren
Denkmalschutzbehérde sind insbesondere die umfassende aktuelle Denkmalwirdigung und —
begriindung durch das Denkmalfachamt — sowie eine begriindete Stellungnahme zu den
Auswirkungen der geplanten MalRnahme auf die Denkmaleigenschaft®. Dafir sind alle notwendigen

8 vgl. Standards der Bau- und Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt vom 29.11.2007, Artikel 2 und 31.
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Unterlagen, die zur Prifung samtlicher Entscheidungsvoraussetzungen erforderlich sind, dem
Denkmalfachamt zur Verfligung zu stellen und die Entscheidungsabsicht mitzuteilen. Bei
Unvollstandigkeit hat das Denkmalfachamt die Denkmalschutzbehérde unverziglich aufzufordern, die
notwendigen Erganzungen innerhalb einer angemessenen Frist vorzunehmen.

Die untere Denkmalschutzbehoérde hat sich rechtzeitig vor einer Entscheidung mit allen
Angelegenheiten der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes mit dem Fachamt abzusprechen,
inwieweit dessen Belange sich bei der anstehenden Entscheidung berlcksichtigen lassen.

Der Gesetzgeber hat ein ,Benehmen* verlangt, nicht etwa nur eine bloRe Information, Empfehlung
oder Anhoérung. Unter dem Rechtsbegriff des Benehmens ist eine Mitwirkungsform zu verstehen, die
schwacher ist als das ,Einvernehmen® oder die ,Zustimmung“. Benehmen bedarf zwar keiner
Willensiibereinstimmung, verlangt jedoch ein Mindestmalf? an Einflussmdglichkeit auf die
Willensbildung des anderen.® Das Benehmen dient der erlauternden Kontaktaufnahme und zielt auf
eine moglichst einvernehmliche Lésung.®

Sinn und Zweck der Benehmensregelung ist es, dem Denkmalfachamt ein Mitwirkungsrecht im
Vorfeld der Entscheidung der unteren Denkmalschutzbehdrde zu gewahrleisten. Das Benehmen soll

sicherstellen, dass das Denkmalfachamt seine Vorstellungen zu Inhalt und Umfang der
Entscheidungsabsicht einbringen kann, bevor eine endglltige Entscheidung gefasst wird.

Im Verwaltungsverfahren sind vor einer Entscheidung der Sachverhalt und die erforderlichen
MalRnahmen, Auflagen oder weitere Nebenbestimmungen des zu erlassenden Verwaltungsaktes
zwischen der unteren Denkmalschutzbehdrde und dem Denkmalfachamt zu klaren. Dies gilt auch vor
Abhilfeentscheidungen nach § 72 VwGO. Das Sich-ins-Benehmensetzen - neben der Schriftform auch
durch gemeinsame Ortstermine, miindliche oder telefonische Absprachen usw. — ist sorgféltig und
nachvollziehbar schriftlich zu dokumentieren und aktenkundig zu machen. Zur
Verfahrensvereinheitlichung kann das anliegende Formblatt verwendet werden.

Sollte im Ergebnis eines denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens ein Benehmen zwischen
Denkmalfachamt und unterer Denkmalschutzbehérde nicht zustande kommen, entscheidet die untere
Denkmalschutzbehdrde, bei ihr liegt das Letztentscheidungsrecht. Die Entscheidung ist dem
Denkmalfachamt mitzuteilen und es ist dem Denkmalfachamt eine fachliche Widerspruchsmdglichkeit
einzurdumen.

Zur Benehmensherstellung ist gem&R Anhang 2 und Nutzung des Formblattes zu verfahren.

8 8 Abs. 1: Pauschales Benehmen

Fur Verfahren der Bau- und Kunstdenkmalpflege kann auf Antrag der unteren Denkmalschutzbehérde
beim LDA eine einheitliche pauschale Benehmensregelung® eingefiihrt werden. Fiir jede untere
Denkmalschutzbehérde ist dabei in einem gemeinsamen Abstimmungsprozess festzulegen, fir
welche Baumaflinahmen und Denkmalgattungen pauschalierte Benehmensregelungen mdglich sind.

Das Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologie kann, vorbehaltlich seiner Beteiligung in
besonders begriindeten Einzelféllen, das pauschale Benehmen gegeniber der unteren
Denkmalschutzbehdrde u. a. fur folgende Félle erteilen:

— Malnahmen in der Umgebung von Baudenkmalen,

— MalRnahmegruppen, die fir bestimmte Geltungsbereiche abgegrenzt worden sind, z. B.
Typologien fur Dachdeckung,

— Behandlung von Wandoberflachen, Fenster u. &. in bestimmten Gebieten oder bei bestimmten
Denkmaltypen,

— Einrichtungen von reversiblen Werbeanlagen an oder in der Nahe von Kulturdenkmalen,

— Abbriiche von nicht denkmalbestimmenden Teilen in Denkmalbereichen oder von nicht
denkmalbestimmenden Anbauten und Nebengeb&auden von Baudenkmalen,

% BAG. Urteil vom 13. Marz 2003 — 6 AZR 577/01 - juris OS 1.
° verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg, Beschluss vom 15. Oktober 2010 — 9S 1935/10 -, juris Rn. 39.
92 \/gl. Standards der Bau- und Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt vom 29.11.2007, Artikel 12.
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— Malnahmen an Bestandteilen von Denkmalbereichen, die das Gesamterscheinungsbild oder den
Denkmalwert nicht beeintrachtigen, sofern diese Bestandteile nicht zugleich Baudenkmale nach §
2 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG sind,

— Reparatur- und Instandhaltungsmaf3nahmen an Baudenkmalen, soweit es sich um
denkmalwerterhaltende Malinahmen handelt, die keiner besonderen fachlichen Begutachtung
durch das Landesamt fur Denkmalpflege bedurfen.

Uber die Erteilung des pauschalen Benehmens wird die obere Denkmalschutzbehdrde unterrichtet.

Sofern das Landesamt fir Denkmalpflege einen Antrag auf Erteilung des pauschalen Benehmens
ablehnen will, beteiligt es die obere Denkmalschutzbehérde als Fachaufsichtsbehorde.

Die untere Denkmalschutzbehdrde unterrichtet das Landesamt fir Denkmalpflege tber die
getroffenen Entscheidungen anhand einer Durchschrift der Baugenehmigung bzw. der
denkmalrechtlichen Genehmigung.

Das pauschale Benehmen kann nach vorheriger Anhdrung der unteren Denkmalschutzbehérde bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes entzogen werden.

8§ 8 Abs. 1 Satz 3: Durchfiihrung der Anhdrung durch die obere
Denkmalschutzbehorde

Die obere Denkmalschutzbehérde entscheidet nach Anhérung des Denkmalfachamtes.

Zu Beginn des verwaltungsinternen Anhdrungsverfahrens fordert die obere Denkmalschutzbehérde
das zustandige Denkmalfachamt schriftlich zur Stellungnahme auf und macht diesem alle fir eine
sachdienliche Auf3erung erforderlichen Unterlagen zugénglich.

Vonseiten des Denkmalfachamtes sind fur die Stellungnahme die in der Anlage 1 Teil 2 und Anlage 2
beigefligten Formblatter zu verwenden.

Nach Prufung der Stellungnahme trifft die obere Denkmalschutzbehdérde die abschlieRende
Entscheidung und setzt das Denkmalfachamt anschlielend schriftlich unter Beifiigung einer
hinreichenden Begriindung von dieser in Kenntnis.

8 8 Abs. 2: Denkmalpflegeplane

Die Gemeinden sollen nach Anhérung des Denkmalfachamtes Denkmalpflegeplane aufstellen
und fortschreiben. Der Denkmalpflegeplan enthalt die Aufgaben der Denkmalpflege sowie Ziele
und Erfordernisse des Denkmalschutzes.

In Denkmalpflegeplanen wird festgelegt, wie die Bewahrung von Kulturdenkmalen bei Planungen oder
konkreten Vorhaben der Stadtentwicklung beriicksichtigt werden sollen.

Ein Denkmalpflegeplan weist differenziert die unterschiedlichen Denkmalwerte innerhalb von
Denkmalbereichen, die daraus abgeleiteten denkmalpflegerischen Zielstellungen, Festsetzungen in
der Bauleitplanung nachrichtlich aus. Der Denkmalpflegeplan soll folgendes enthalten:

— die Bestandsaufnahme und Analyse des Gemeindegebietes oder eines Ausschnittes nach
stadtebaulich-denkmalpflegerischen und landschaftskundlich-archéologischen Kriterien,

— Festlegung der Ziele und MaRnahmen, mit denen der Schutz, die Pflege und Nutzung von
Denkmalen im Rahmen der Entwicklung der Gemeinde verwirklicht werden sollen,

— die Darstellung der Bau- und Bodendenkmale, der Denkmalbereiche und der
Grabungsschutzgebiete.

Die Aufstellung und Fortschreibung von Denkmalpflegeplanen werden durch das Land nach Maf3gabe
der zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel nach den Richtlinien Uber die Gewéahrung von
Zuwendungen zur Erhaltung und Pflege von Kulturdenkmalen gefordert.®

% Vgl. Runderlass der Staatskanzlei vom 27.7.2017, MBI. LSA S. 674.
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8 8 Abs. 3: Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und andere Planungen,
Bauleitplanung

Vorhaben, die innerhalb von Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und anderen Planungen
Kulturdenkmale nach § 2 berthren, sind dem Denkmalfachamt zur Stellungnahme vorzulegen.

Das Denkmalfachamt ist als Trager 6ffentlicher Belange zu beteiligen, wenn Kulturdenkmale von
Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und anderen Planungen betroffen werden.

Bauleitplanung

Soweit erforderlich, sind Kulturdenkmale nachrichtlich in die Bauleitplane nach 8 5 Abs. 4 und
§ 9 Abs. 6 BauGB zu Ubernehmen.

Die Denkmaleigenschaft eines Objekts unterliegt nicht der bauleitplanerischen Abwégung nach
8§ 1 Abs. 6 BauGB. Dies wird dadurch deutlich, dass nach § 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 6 BauGB lediglich
eine nachrichtliche Ubernahme von Kulturdenkmalen in Bauleitplane vorgesehen ist.

Die Frage der Abwagung stellt sich nur dort, wo die Gemeinde gesetzeskonform ihr
Gestaltungsermessen ausiiben kann, also unter verschiedenen Mdglichkeiten wahlen kann und z. B.
Festsetzungen in einem Bebauungsplan vorsieht, deren Realisierung nicht automatisch mit den
Belangen des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege kollidieren muss.

Sind Festsetzungen eines Bebauungsplanes ohne VerstoR gegen denkmalrechtliche Vorschriften
nicht realisierbar, z. B. wenn die Festsetzungen eines Bebauungsplanes nicht ohne die Zerstérung
eines Kulturdenkmals realisiert werden kénnen und die zustandige Denkmalschutzbehérde nicht die
notwendige denkmalrechtliche Genehmigung fiir die Zerstérung in Aussicht gestellt hat, so kann der
Bebauungsplan nicht in Kraft gesetzt werden.

Es hangt insoweit von der jeweiligen Fallgestaltung ab, ob ein Bebauungsplan rechtsfehlerhaft ist, weil
er das Vorhandensein eines Kulturdenkmals nicht "bertcksichtigt" und deshalb nicht in Kraft gesetzt
werden darf.

Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und andere Planungen; Planfeststellungsverfahren

Hier sind Planfeststellungsverfahren von besonderer Bedeutung. Der Konzentrationswirkung der
Planfeststellung gemaR 88 72 ff VwVIG LSA i. V. m. dem jeweiligen Fachplanungsgesetz (z. B.
Bundesbahngesetz, Bundesfernstral3engesetz) entspricht im Planfeststellungsverfahren die
umfassende Beteiligung aller betroffenen und zustéandigen Behorden. Im Planfeststellungsverfahren
sind deshalb auch die denkmalschutzrechtlichen Belange zu wurdigen.

Die planende Behorde soll schon in einem frithen Verfahrensstadium mit den am
Planfeststellungsverfahren beteiligten Denkmalschutzbehdrden und Denkmalfachdmtern Kontakt
aufnehmen und diese uber die Planungen unterrichten. Das Denkmalfachamt ist als Trager
offentlicher Belange zu beteiligen.

Werden Kulturdenkmale von dem Vorhaben betroffen, so hat die planende Behdrde dem
Denkmalfachamt als Trager offentlicher Belange bei der Ausarbeitung von Planen fur das
Planfeststellungsverfahren eine Ubersichtskarte zu Ubersenden, aus der die Planungen ersichtlich
sind.

Im Planfeststellungsverfahren hat die Planfeststellungsbehdérde die Stellungnahmen des
Denkmalfachamtes einzuholen, benachrichtigt und ladt es zum Erdrterungstermin und tUbersendet ihr
sowie der Denkmalschutzbehérde den Planfeststellungsbeschluss.

8§ 8 Abs. 5: Kirchliche Belange

Sollen Entscheidungen tber Kulturdenkmale getroffen werden, die unmittelbar
gottesdienstlichen Zwecken der Kirchen oder anerkannter Religionsgemeinschaften dienen, so
haben die zustandigen Denkmalschutzbehdrden die von den kirchlichen Oberbehdrden
festgestellten kirchlichen Belange zu beriicksichtigen. Die Kirchen sind am Verfahren zu
beteiligen.

Was ein gottesdienstlicher Belang ist, d.h. was also theologische, dogmatische und liturgische
Erfordernisse des Gottesdienstes sind, wird von den Religionsgesellschaften innerhalb der gewahrten
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Religionsfreiheit festgestellt. Dabei kommt dem Selbstverstandnis der Kirche entscheidende
Bedeutung zu.%

§ 8 Abs. 5 DenkmSchG LSA enthélt im Hinblick auf die Denkmaéler der Kirchen und sonstigen
Religionsgemeinschaften eine Sonderregelung. Zu der Wechselwirkung von Kirche und
Denkmalschutz gilt der Grundsatz, dass der Staat sich nicht ganzlich aus dem Denkmalschutz fur
kirchliche Baudenkmale zurlickzieht.®® Es liegt im Interesse der Allgemeinheit, Zeugnisse der
Vergangenheit in moglichster Vielfalt zu erhalten. Das DenkmSchG LSA beriicksichtigt die
Wechselwirkung zwischen dem staatlichen Denkmalschutzauftrag einerseits und der Kirchenfreiheit
andererseits angemessen. Art. 140 GG (Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland) i. V. m.
Art. 137 Abs. 3 WRV (Weimarer Verfassung) garantiert den anerkannten Religionsgesellschaften und
den Kirchen die Freiheit, ihnre Angelegenheiten selbsténdig innerhalb der Schranken des fir alle
geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. Zu der Regelung von 8§ 8 Abs. 5 DenkmSchG LSA
sind beim Umgang mit den Kulturdenkmalen die beiden Staatskirchenvertrége jeweils heranzuziehen,
und zwar den Vertrag des Landes Sachsen-Anhalt mit den evangelischen Landeskirchen in Sachsen-
Anhalt vom 15.09.1993°% und den Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Land Sachsen-
Anhalt vom 15.01.1998%.

Nach Art. 10 Abs. 1 Evangelischer Kirchenvertrag Sachsen-Anhalt verpflichten sich die Kirchen,
denkmalwerte Geb&aude nebst den dazugehérenden Grundstiicken sowie deren Kunst- und
Kulturgegenstdnde zu erhalten und zu pflegen. (...) Vor der Durchfiihrung von MaRhahmen setzen
sich die Behérden mit der zustéandigen Kirchenleitung ins Benehmen.

Nach Artikel 17 Abs. 1 Gesetz zum Katholischen Staatsvertrag Sachsen-Anhalt verpflichtet sich die
Katholische Kirche denkmalwerte Gebaude nebst den dazugehérenden Grundstiicken sowie deren
Kunst- und Kulturgegenstande zu erhalten und zu pflegen. Sie wird daflr Sorge tragen, dal3 ihre
Kirchengemeinden, Anstalten und Stiftungen entsprechend verfahren, soweit diese Verpflichtungen im
Einzelfall nicht zu unzumutbaren Belastungen der Kirchengemeinden, Anstalten oder Stiftungen
fuhren. Die Denkmalbehdrden haben bei Kulturdenkmalen der Katholischen Kirche, die dem
Gottesdienst oder sonstigen Kulthandlungen zu dienen bestimmt sind, die kultischen und
seelsorgerlichen Belange, die von dem zustédndigen Didzesanbischof festzustellen sind, vorrangig zu
beachten. Vor der Durchfiihrung von Malinahmen setzen sich die Behdrden mit dem zustandigen
Didzesanbischof ins Benehmen.

Tatbestandsvoraussetzung der Vorschrift ist zundchst das Vorhandensein eines Kulturdenkmals im
Sinne des § 2 Abs. 1, Abs. 2 DenkmSchG LSA. Von der Regelung umfasst sind Entscheidungen tber
Kulturdenkmale, die unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken dienen. Was ein gottesdienstlicher
Belang ist, d.h. was also theologische, dogmatische und liturgische Erfordernisse des Gottesdienstes
sind, wird von den Religionsgesellschaften innerhalb der gewéhrten Religionsfreiheit festgestellt.
Dabei kommt dem Selbstverstandnis der Kirche entscheidende Bedeutung zu.%

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entscheidung ausgefihrt, dass es grundséatzlich den
Kirchen Uberlassen bleibt, verbindlich zu bestimmen, was "die Glaubwiirdigkeit der Kirche und ihrer
Verkundung erfordert", was "spezifisch kirchliche Aufgaben" sind, was "Néhe" zu ihnen bedeutet und
welches die "wesentlichen Grundsatze der Glaubenslehre und Sittenlehre" sind sowie weiterhin, dass
im Streitfall die Gerichte die vorgegebenen kirchlichen MaRstabe zugrunde zu legen haben. *° Daraus
ist mit Blick auf § 11 Abs. 1 DenkmSchG LSA zu schlief3en, dass es grundséatzlich den Kirchen bzw.
Religionsgemeinschaften liberlassen ist, verbindlich festzustellen, was "gottesdienstliche Belange"
sind. In rdumlicher Hinsicht sind die Kirchen bei der Geltendmachung gottesdienstlicher Belange nicht
auf bestimmte raumliche Bereiche des Kulturdenkmals, etwa auf den Chorbereich, auf Altar und
Taufstein, begrenzt. Liturgische Erfordernisse kénnen auch andere Teile des Kirchenbaus und -raums

% Jeand Heur/Korioth, a.a.0, Art. 86 Rn. 351 mit Hinw. auf Kastner, HbStKirchR I, S.905 ff.; Braun, a.a.O, Art. 86 Rn. 5 ff., Art.
4 Rn. 4 und 5 m.w.N.; Albrecht, in: Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2, S. 224; Isensee,
res sacrae unter kircheneigenem Denkmalschutz, in: Kirche und Recht, 1999, S. 117 ff.; Heckel, a.a.O., S. 41 ff.

% siehe dazu Kleine-Tebbe/ Martin, Denkmalrecht Niedersachsen, 2. Aufl., § 36 Rn. 3.2.
% GVBI. LSA 1994 S. 173.
9 GVBI. LSA 1998 S. 161.

% Jeand Heur/Korioth, Art. 86 Rn. 351 mit Hinw. auf K&stner, HbStKirchR I, S.905 ff.; Braun, Art. 86 Rn. 5 ff., Art. 4 Rn. 4 und 5
m.w.N.; Albrecht, in: Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2, S. 224; Isensee, res sacrae
unter kircheneigenem Denkmalschutz, in: Kirche und Recht, 1999, S. 117 ff.; Heckel, S. 41 ff.).

% zur Frage der Wirksamkeit von Kundigungen, die kirchliche Einrichtungen gegen in ihren Diensten stehende Arbeitnehmer
wegen der Verletzung sog. Loyalitatsobliegenheiten ausgesprochen haben (BVerfGE 70, 138 ff.).
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betreffen, z. B. bei MalBnahmen zur Veranderung der Akustik im Hinblick auf eine gednderte
Bedeutung der Kirchenmusik fur den Gottesdienst.%

In sachlicher Hinsicht ist die Feststellung begrenzt auf theologische, dogmatische bzw. liturgische
Erfordernisse und Gesichtspunkte des Gottesdienstes. Im Zweifelsfall ist darzulegen und zu
begriinden, dass gottesdienstliche Belange vorhanden sind und Beachtung verlangen, d.h. die
gottesdienstliche Relevanz einer MaBhahme muss deutlich gemacht werden. Gegebenenfalls wird
auch eine eingehendere Darlegung der liturgischen Funktionen und ihrer Forderungen an den
Kirchenbau und -raum und an seine Ausstattung erforderlich sein.%!

Im Streitfall sind die Denkmalschutzbehdrden und Verwaltungsgerichte bei der Bestimmung des
Inhalts der "gottesdienstlichen Belange" an die kirchlichen Vorgaben gebunden, es sei denn, sie
begéaben sich dadurch in Widerspruch zu Grundprinzipien der Rechtsordnung, wie sie etwa im
allgemeinen Willkirverbot des Grundgesetzes (Art. 3 Abs. 1 GG) ihren Niederschlag gefunden
haben.%? Deshalb kommt den Gerichten insoweit lediglich die Kompetenz zu, den Sachverhalt
festzustellen und die kirchlichen Vorgaben auf ihre Plausibilitdt zu Uberpriifen. Die Nachpriifung der
geltend gemachten Belange auf theologisch-dogmatische bzw. liturgische Richtigkeit oder der
Berechtigung der liturgischen Forderungen hinsichtlich des kirchlichen Kulturdenkmals in
gottesdienstlicher Funktion hingegen ist dem Gericht verwehrt.103

Nach allgemeiner gesellschaftlicher Auffassung sind zu gottesdienstlichen Zwecken genutzte
Raumeinheiten solche, in denen sich Menschen zielgerichtet versammeln, um dort zu beten, religidse
Vortrage und/oder Predigten zu héren und/oder an rituellen Handlungen teilzunehmen. Dies kann in
einer eigens vorgesehenen Raumlichkeit (Kirche, Synagoge, Moschee, Pagode, Tempel,
Konigreichssaal etc.) stattfinden, wie auch im hauslichen Bereich oder in freier Natur.1%

Im niederséchsischen Kommentar zu § 36 NDSchG wird ausgefiihrt: ,Die Kirchen bestimmen nach
ihren eigenen Regeln, was sie zur Religionsausiibung benétigen. Geschitzt sind (nur) die
gottesdienstlichen (also Ritus, Liturgie, Andacht) oder seelsorgerischen Zwecke.” Zu den Ev. Kirchen
heif3t es: ,Ihre denkmalpflegerische Aufsicht betrifft vor allem die fir Liturgie und Gottesdienst
wesentlichen res sacra: Altar und Kanzel, Taufstein, Orgel, Gestihl, Kirchenfenster und
Beleuchtungskorper.“1%

Die Vorschrift verlangt von den unteren Denkmalschutzbehdrden, dass sie die Belange der Kirche bei
den Entscheidungen im Sinne der Vorschrift berticksichtigt. D. h. die von den kirchlichen
Oberbehoérden festgestellten kirchlichen Belange sind anzuerkennen und in die Abwégung
einzustellen und mit den denkmalpflegerischen und — schiitzenden Belangen der Allgemeinheit
abzuwagen. Kirchliche Belange dienen der Bewahrung der Schépfung sowie dem kirchlichen
Selbstbestimmungsrecht (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRYV) und der Religionsfreiheit (Art. 4
GG), kirchlichen Belange kénnen einen gottesdienstlichen Bezug aufweisen. Kirchliche Belange sind
Belange der Seelsorge und Liturgie. Was im Einzelnen dazugehort, ergibt sich aus den Vorschriften
des Kirchenrechts.% Seelsorge bezeichnet die personliche geistliche Begleitung und Unterstitzung
eines Menschen insbesondere in Lebenskrisen durch einen entsprechend ausgebildeten Seelsorger,
meist einen Geistlichen der jeweiligen Konfession. Liturgie bezeichnet das gesamte gottesdienstliche
Tun der Kirche. Kirchliche Belange sind nicht die finanziellen Belange, wie sie jeder Eigentimer hat.%

Im Abgabenrecht gibt es dazu Vorschriften, wann kirchliche Zwecke vorliegen. Diese kdnnen bei der
Entscheidungsfindung herangezogen werden.

Nach § 54 Abs. 2 Abgabenordnung (AO), in der Fassung vom 01.10.2002, gehéren zu kirchlichen
Zwecken insbesondere die Errichtung, Ausschmickung und Unterhaltung von Gotteshausern und
kirchlichen Gemeindeh&usern, die Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die
Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der Toten, ferner die
Verwaltung des Kirchenvermégens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbeamten und
Kirchendiener, die Alters- und Behindertenversorgung fur diese Personen und die Versorgung ihrer
Witwen und Waisen.

100 Strobl/Majocco/Sieche, § 11 Rn. 5.

101 Heckel S. 178; Strobl/Majocco/Sieche, § 11 Rn. 5.

102 vgl. BVerfGE 70, 138 ff.

103 vgl. auch Heckel S. 178 f, VGH Baden-Wiirttemberg, Urteil vom 30.1.2003 — 1 S 1083/00 —, juris LS 3.
104G Miinchen, Urteil vom 22.7.2015 — M 6b K 14.4466 —, juris Rn. 28.

105 Kleine- Tebbe/ Martin, Denkmalrecht Niedersachsen, Kommentar, 2. Aufl.

106 Eperl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Kommentar, 6. Aufl., Art. 26 Rn. 14.

07 vG Augsburg, Urteil vom 30.09.1981 — Au4 K 81 A 135 —, n. v.
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Nach den Regelungen des Anwendungserlasses zur AO des Ministeriums fiir Finanzen® liegt ein
kirchlicher Zweck nur vor, wenn die Tatigkeit darauf gerichtet ist, eine Religionsgemeinschaft des
offentlichen Rechts zu férdern. Bei Religionsgemeinschaften, die nicht Kérperschaften des tffentlichen
Rechts sind, kann wegen Forderung der Religion eine Anerkennung als gemeinnitzige Koérperschaft
in Betracht kommen.

Kirchliche Oberbehérden:

Nach § 25 des Gesetzes Uber die kirchliche Verwaltung des Kirchenvermdgens im Bistum Magdeburg
(VermG) vom 11. Marz 1997 ist die Bischofliche Behorde kirchliche Oberbehdrde.

EKM das Landeskirchenamt mit Sitz in Erfurt, Anhaltische Landeskirche in Dessau.

Neben den in den beiden Staatskirchenvertragen bezeichneten Kirchen unterfallen auch anerkannte
Religionsgemeinschaften der Sondervorschrift des § 8 Abs. 5 DenkmSchG LSA.

Laut Verzeichnis der Kirchen-, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die in Sachsen-
Anhalt den Status einer Korperschaft des 6ffentlichen Rechts besitzen, existieren:

1. Im Bereich der Evangelischen Kirche:

a) Evangelische Landeskirche Anhalts

b) Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

¢) Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig

d) Evangelische Kirche in Mitteldeutschland

e) Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens

f) Selbsténdige Evangelisch-Lutherische Kirche in Deutschland (SELK)

g) Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland (Vereinigung Niedersachsen-
Ostwestfalen — Sachsen-Anhalt)

2. Im Bereich der Katholischen Kirche:

a) Erzbistum Berlin

b) Bistum Dresden-Meil3en

¢) Bistum Magdeburg

d) Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland

e) Gemeindeverband Alt-Katholischer Gemeinden in Sachsen-Anhalt (fir den ehemals preul3ischen
Teil des Landes Sachsen-Anhalt)

3. Judische Kultusgemeinden:

a) Landesverband Judischer Gemeinden Sachsen-Anhalt
b) Jiudische Gemeinde zu Halle (Saale)

c) Synagogen-Gemeinde zu Magdeburg

d) Jidische Gemeinde zu Dessau

4. Andere Religionsgemeinschaften, die die gleichen Rechte haben:
a) Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten in Sachsen-Anhalt
b) Neuapostolische Kirche in Sachsen-Anhalt

¢) Zeugen-Jehovas in Sachsen-Anhalt.

108 AOHB 2019, gliltig ab 01.01.2019
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§ 9: Erhaltungspflicht

8§ 9 Abs. 1: Allgemeines

Die Kulturdenkmale unterliegen dem Schutz dieses Gesetzes. Sie sind so zu nutzen, dass ihre
Erhaltung auf Dauer gesichert ist. Das Land und die kommunalen Gebietskdrperschaften sollen
die Eigentiimer, Besitzer und sonstigen Verfiigungsberechtigten von Kulturdenkmalen dabei
unterstutzen.

§ 9 DenkmSchG enthélt als Kern des Denkmalschutzgesetzes das materiell-rechtliche Gebot,
Kulturdenkmale zu erhalten in zwei Erscheinungsformen:

— § 9 Abs. 1 und 2 DenkmSchG beinhaltet das Instandhaltungsgebot,
— § 9 Abs. 8 DenkmSchG regelt das Beschadigungsverbot.

Das Instandhaltungsgebot verlangt, Kulturdenkmale zu erhalten, instand zu setzen, zu pflegen und vor
Gefahren zu schitzen. Grundlegend gilt, dass hier nur substanzerhaltende MaRnahmen verlangt
werden, also keine Verbesserung, Verschénerung oder Rekonstruktion (z. B. eines verfallenen oder
entstellten Baudenkmals)

Wenn jedoch Bauteile oder Farbanstriche ohnehin ersetzt werden sollen oder miissen, so sollen dann
denkmalgerechte neue Teile bzw. Farben gewahlt werden, auch wenn die vorgefundenen nicht
denkmalgerecht waren.

Das Beschadigungsverbot verlangt, von Kulturdenkmalen Beschadigungen fernzuhalten. Eine
Beschéadigung im Sinne des Gesetzes bezieht sich auf die Veranderung des Zustandes des
Kulturdenkmals. Auch temporédre Nutzungsénderungen kénnen insbesondere an archéologischen
Kulturdenkmalen zu Beschadigungen fiihren (Erdstofflagerungenlanger als zwei Jahre,
Oberbodenabtragerfordernde Baumal3nahmen etc.).

Die Vorschrift begriindet in den Satzen 1 und 2 die allgemeine Pflicht zur dauerhaften Erhaltung von
Kulturdenkmalen. Dabei sollen das Land und die kommunalen Gebietskorperschaften die Eigentiimer,
Besitzer und sonstigen Verfligungsberechtigten von Kulturdenkmalen unterstiitzen.% Die Nutzung
von Kulturdenkmalen soll so erfolgen, dass deren Erhaltung dauerhaft gesichert ist. Nutzungs- und
Erhaltungspflichten stehen in Beziehung zueinander. Der Eigentimer muss daher grundsatzlich
hinnehmen angesichts des hohen Ranges des Denkmalschutzes, dass ihm mdglicherweise rentablere
Nutzungen des Grundstiickes verwehrt werden. Die Grenze der Sozialpflichtigkeit ist allerdings dort
Uberschritten, wo die Privatnitzigkeit des Objekts entfallt, weil fir das Baudenkmal keine sinnvolle
Nutzungsmaoglichkeit mehr besteht. Denn eine sinnvolle Nutzung der jeweiligen Anlagen bietet die
beste Gewahr dafiir, dass diese auf Dauer in ihrer Substanz erhalten bleiben. 1

8 9 Abs. 2: Erhaltungspflichtige

Die Eigentumer, Besitzer und anderen Verfuigungsberechtigten von Kulturdenkmalen sind
verpflichtet, diese im Rahmen der wirtschaftlichen Zumutbarkeit nach denkmalpflegerischen
Grundsatzen zu erhalten, zu pflegen, instand zu setzen, vor Gefahren zu schiitzen und, soweit
mdoglich und zumutbar, der Offentlichkeit zugéanglich zu machen. Bei der Zugéanglichmachung
der im Eigentum von Land oder Kommunen stehenden Kulturdenkmale ist den Belangen von
behinderten Menschen Rechnung zu tragen. Kulturdenkmale, deren Sinn und Nutzung
offentlicher Bildung dient, sind schrittweise barrierefrei zu gestalten, es sei denn, das 6ffentliche
Erhaltungsinteresse an dem Denkmal Giberwiegt.

Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 DenkmSchG LSA sind die Eigentiimer, Besitzer und andere
Verfugungsberechtigte von Kulturdenkmalen verpflichtet, diese im Rahmen der wirtschaftlichen
Zumutbarkeit nach denkmalpflegerischen Grundsétzen zu erhalten, zu pflegen, instand zu setzen und
vor Gefahren zu schiitzen.''! Abs. 2 enthéalt die grundlegende materielle Rechtsvorschrift fur die
Denkmalpflege; er begriindet eine allgemeine Pflicht zur Erhaltung von Kulturdenkmalen aller Art. Die
Vorschrift verdeutlicht, dass der Eigentiimer und sonstige Verfligungsberechtigte Beschrankungen
seines Eigentums zugunsten denkmalpflegerischer Belange hinnehmen muss. Die Belange des

109 G Halle, Urteil vom 11.6.2014 — 2 A 10/14 HAL —, n. v., zur Trillerei, Sangerhausen; OVG des Saarlandes, Urteil vom 20.11.
2008 — 2 A 269/08 — juris Rn. 41.

110 OVG NRW, Urteil vom 23. April 1992 — 7 A 936/90 — juris Rn. 10, 11, 26.

111 Erhaltungspflicht, OVG LSA, Beschluss vom 02.12.2015 — 2 L 4/15 —, juris Rn. 24, vgl. auch OVG Brandenburg, Urt. v.
28.05.2009 — OVG 2 A 14.08 —, juris Rn. 68.
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Denkmalschutzes Uberwiegen insbesondere dann, wenn es um personliche Geschmacksfragen
112
geht.

Von der Erhaltungspflicht nicht umfasst ist jedoch die vollstandige oder teilweise Wiederherstellung
des historischen Originals, wenn eine schitzenswerte historische Substanz nicht mehr vorhanden und
die Denkmalaussage damit untergegangen ist.!?

Kommt der in Satz 1 genannte Personenkreis der Verpflichtung nicht nach, kénnen die unteren
Denkmalschutzbehérden diesen gegenitiber Anordnungen treffen (8 9 Abs. 6 Satz 1 1. Halbsatz
DenkmSchG LSA, Anmerkungen siehe dort).

Die Pflichtigen nach DenkmSchG LSA sind die Eigentiimer, Besitzer und andere
Verfligungsberechtigte.

Eigentimer

Wer als Eigentiimer ordnungsbehdrdlich in Anspruch zu nehmen ist, richtet sich nach dem
birgerlichen Recht. Ausgehend von den in § 903 BGB zugewiesenen Befugnissen ist Eigentum das
umfassendste und grundsatzlich unbeschrankte Herrschaftsrecht tiber eine Sache im Sinne des 8§ 90
BGB.11

Eigentimer ist deshalb nur derjenige, der — soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter
entgegenstehen — mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von Einwirkungen ausschlieen
kann (8 903 Satz 1 BGB). Nach § 873 Abs. 1 BGB erfolgt die Eigentumsuibertragung an einem
Grundstlck grundsatzlich durch Einigung und Eintragung. Die Vorschrift beinhaltet den Grundsatz von
Einigung und Eintragung als Leitgedanken fiir die Eigentumsuibertragung bei Grundstiicken und deren
Belastung sowie die Ubertragung und Belastung beschrankt dinglicher Rechte. Die Zustandshaftung
des Eigentuimers findet ihren rechtfertigenden Grund in seiner Einwirkungsmoglichkeit auf die
gefahrverursachende Sache sowie in der Méglichkeit zu ihrer wirtschaftlichen Nutzung und
Verwertung.®

Grundsatzlich sind die sicherheitsrechtlichen Vorschriften Uber die Zustandsverantwortlichkeit im
Hinblick auf Art. 14 Abs. 1 und 2 GG dahingehend auszulegen, dass der Eigentiimer eines
Grundstiicks allein wegen dieser Rechtsstellung verpflichtet werden kann, von dem Grundstiick
ausgehende Gefahren zu beseitigen, auch wenn er die Gefahrenlage weder verursacht, noch
verschuldet hat. Die Zustandshaftung findet ihren Grund in der mit dem Eigentum verbundenen
Sachherrschaft sowie in der Verbindung von Vorteilen und Lasten der Sache. Beschrankungen
konnen sich jedoch aus dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ergeben.'® Ein Anhaltspunkt ist
dabei das Verhdltnis des Beseitigungsaufwandes zum Restwert des Grundstiicks nach Durchfiihrung
der MaRnahme. Wéhrend eine den Restwert tberschreitende Belastung unzumutbar sein kann, wenn
die zu beseitigende Gefahr auf Naturereignisse, der Allgemeinheit oder nicht nutzungsberechtigten
Dritten zuzurechnende Ursachen zurtickgeht und selbst eine geringe Belastung unverhéltnisméRig
sein kann, wenn das Grundstiick den wesentlichen Teil des Vermdgens des Pflichtigen und die
Grundlage seiner privaten Lebensfuhrung bildet, kann selbst eine den Restwert Ubersteigende
Belastung zumutbar sein, wenn der Eigentiimer das Risiko der entstandenen Gefahr bewusst in Kauf
genommen hat, insbesondere dann, wenn der Betroffene Vorteile aus dem Risiko erzielt hat.'” Dies
ist dann der Fall, wenn er bei Erwerb des Grundstiicks Kenntnis oder grob fahrlassige Unkenntnis von
einem Zustand hat, der von friiheren Eigentiimern oder Nutzungsberechtigten verursacht worden ist,
oder wenn er zulasst, dass das Grundsttick in einer risikoreichen Weise genutzt wird.*'8 Wer ein
solches Risiko eingeht, kann seiner Inanspruchnahme als Zustandspflichtiger nicht entgegenhalten,
seine Haftung misse aus Griinden des Eigentumsschutzes begrenzt sein.*'° Die
Zustandsverantwortung eines Grundstiickseigentiimers erstreckt sich nur dann auf ein auf dem
Grundstick stehendes Gebaude, wenn dieses im Sinne des § 94 Abs. 1 BGB wesentlicher Bestandteil
des Grundsttickes geworden ist.1?° Ein Eigentumswechsel hat zur Folge, dass die durch die

112 VG Halle, Urteil vom 13.11.2002 — 2 A 220/00 HAL —, n. v.

113 Eperl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Kommentar, 6. Aufl., 2007, Art. 4 Rn. 11.
14 Baur, Lehrbuch des Sachenrechts, 16. Aufl. 1992.

15 vgl. OVG LSA, Beschluss vom 02.9.2014 — 2 M 31/14 -, juris Rn. 18.

116 ygl. OVG LSA, Beschluss vom 23.2.2015 — 2 M 147/14 -, juris Rn. 6.

117 vgl. OVG Lineburg, Beschluss vom 26.2.2014 — 1 LB 100/09 -, juris LS 3, Rn. 76 f.

118 vgl. BVerfG, Beschluss vom 16.2.2000 — 1 BVR 242/91 -, juris Rn. 59.

119 yvgl. OVG LSA, Beschluss vom 23.2.2015 — 2 M 147/14 -, juris Rn. 5 f. (fur Inanspruchnahme des ehemaligen Eigentiimers
nach Eigentumsaufgabe).

120 ygl. OVG Brandenburg, Beschluss vom 20.1.2004 — 3 B 158/03 -, BRS 67 Nr. 199.
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bestandskraftige Verfiigung festgelegte Verpflichtung ihre Rechtswirkungen gegeniiber dem Erwerber
entfaltet, das findet in dem dinglichen Charakter der Verfligung seine Begriindung.*?* Nach der
Rechtsprechung erfolgt der Ubergang von grundstiicksbezogenen Rechten und Pflichten'? nicht erst
mit dem formellen Ubergang des Eigentums nach BGB, sondern schon mit der Erklarung der
Auflassung und dem Ubergang von Nutzen und Lasten.'®

Die denkmalrechtliche Verantwortlichkeit eines Eigentiimers endet im Falle des Eigentumswechsels.
Erfolgt im Laufe des denkmalrechtlichen Verfahrens, ggf. auch noch im Widerspruchsverfahren, ein
Eigentimerwechsel, wird die Verfigung, auch wenn sie zundchst rechtmafiig war, rechtswidrig. Eine
neue denkmalrechtliche Verfiigung ist nach Priifung zu erlassen.

Besitzer

Vom Eigentum zu unterscheiden ist der Besitz. Der Besitz ist die tatsdchliche Herrschaft Giber die
Sache. Nach § 854 Abs. 1 BGB wird der Besitz einer Sache durch die Erlangung der tatséchlichen
Gewalt Uber die Sache erworben. Nach Abs. 2 der Vorschrift gentigt zum Erwerb, die Einigung des
bisherigen Besitzers und des Erwerbers, wenn der Erwerber in der Lage ist, die Gewalt Giber die
Sache auszuiiben. Abzugrenzen ist der unmittelbare (§ 854 BGB) vom mittelbaren Besitz (§ 868
BGB). Beim unmittelbaren Besitz hat der Besitzer die direkte unmittelbare Sachherrschaft inne. Beim
mittelbaren Besitz bt der mittelbare Besitzer auch die tatsachliche Sachherrschaft aus, wobei der
unmittelbare Besitzer mit dem mittelbaren durch ein Besitzmittlungsverhaltnis (Rechtsverhaltnis auf
bestimmte Zeit) verbunden ist. Der Besitzmittler (unmittelbaren Besitzer) hat seine Stellung auf Zeit
(befristet) inne. Danach sind mittelbare Besitzer Mieter, Pachter, Verwahrer, Leasingnehmer,
NieRbraucher, Ehegatte (ein Ehegatte ist Besitzmittler des anderen, wenn dieser Allein- oder Mitbesitz
an einer Sache hat, die dem anderen gehort).

Als unrechtmaRiger Besitzer kommen der Dieb und der Hehler in Betracht.

Verfigungsberechtigte

Sonstige Verfigungsberechtigte im Sinne der Vorschrift sind der Erbbauberechtigte und der
Anwartschaftsberechtigte (Vorbehaltskaufer). Das Anwartschaftsrecht entsteht bei Abschluss einer
aufschiebend bedingten Einigung. Das Anwartschaftsrecht ist nach den §8 929-931 BGB gleich dem
Vollrecht Gibertragbar.

Bei juristischen Personen hat die juristische Person selbst den unmittelbaren Besitz inne, der durch
die Geschéftsfihrungsorgane oder andere verfassungsmaRig berufene Vertreter ausgetbt wird.

Personenmehrheit

Die Auswabhl der heranzuziehenden Adressaten bei mehreren rechtlich moglichen Pflichtigen steht im
pflichtgeméaRen Ermessen der Denkmalschutzbehérde. Im Ergebnis des Auswahlermessens ist eine
bewusste Entscheidung der Behorde erforderlich, welche Personen aus welchen Grinden zu der
erhaltungsrechtlichen Ma3nahme herangezogen werden.

Bei der Adressatenauswahl sind die allgemeinen Grundsatze des Ordnungsrechts entsprechend
anzuwenden, die sich aus den Bestimmungen des SOG LSA ergeben (8 4 Abs. 1 Satz 2 SOG LSA).
Das Denkmalschutzrecht ist dem materiellen Gefahrenabwehrrecht zuzuordnen. Die Mal3stabe fur die
Ordnungspflicht ergeben sich zunéchst aus den 8§ 7 (Verhaltensstorer) und 8 (Zustandsstdrer) SOG
LSA. Nach dem Grundsatz der VerhéltnisméaRigkeit (8§ 5 SOG LSA) ist regelmafig diejenige Person in
Anspruch zu nehmen, die sachlich oder personlich der Gefahr am nachsten steht und sie deshalb am
schnellsten und einfachsten beseitigen kann. Die Auswahl unter mehreren Adressaten ist dann
sorgféaltig zu treffen, wenn die Denkmalschutzbehorde Kenntnis davon hat, dass mehrere Personen
als magliche Pflichtige als Verantwortliche in Betracht kommen. Die Eréffnung der Auswahlmdglichkeit
begriindet die rechtliche Obliegenheit, das Ermessen in fehlerfreier Weise auszuliben (88 4 Abs. 1
Satz 3, 5, 6 SOG LSA). Die Behdrde muss das ihr erdffnete Auswahlermessen austiben, die
malfigeblichen Erwagungen fur die Inanspruchnahme des Pflichtigen sind in den Bescheid
aufzunehmen.

121 Sjehe Mieth/ Spennemann, Die Zumutbarkeit im Denkmalrecht, 2. Aufl., 2017, 3. Kapitel; OVG Luneburg, Beschluss vom
06.3.1989 — 3 L 19/89, zu Ubergang der Aufforstungsverpflichtung bei Erwerb im Wege der Zwangsversteigerung). Diese
Auffassung wird auch von Martin in Eberl/Martin/Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Kommentar, 6. Aufl. vertreten.

122 \/g|. BayVGH, BayVBI 1997, 248.
123 Bayerischer VGH, Beschluss vom 29. Juli 2002 — 20 ZB 02.1265 — juris Rn. 4.
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Rechtswidrig ist eine MaRnahme, wenn die Behorde Uberhaupt kein Auswahlermessen betéatigt oder
die Inanspruchnahme eines von mehreren Storern gar nicht in Erwagung zieht. L&sst sich die Behorde
bei ihrer Auswahlentscheidung von unsachgemafRen bzw. falschen Gesichtspunkten leiten, liegt ein
Ermessensfehlgebrauch vor. Auch die Miteigentiimer sind in die Stérerauswahl einzubeziehen. Ein
Eigentumswechsel hat zur Folge, dass die durch die bestandskraftige Verfigung festgelegte
Verpflichtung ihre Rechtswirkungen gegentiber dem Erwerber entfaltet, das findet in dem dinglichen
Charakter der Verfiigung seine Begriindung.?* Es muss kein neuer Verwaltungsakt erstellt werden, da
die denkmalrechtlichen Ordnungsverfiigungen bereits bestandskraftig sind und es auch bleiben. Es
sollte eine schriftliche Mitteilung Uber die Rechtsnachfolge erfolgen, ohne Rechtsbehelfsbelehrung.

Erhaltungspflicht

Die Erhaltungspflicht nach 8 9 Abs. 2 DenkmSchG ist vierfach gegliedert, wobei sich die einzelnen
Erhaltungspflichten Gberschneiden. Danach sind Kulturdenkmale ,,... zu erhalten (1), zu pflegen (2),
instand zu setzen (3), vor Gefahren zu schitzen (4) ...“.

Erhaltung

Erhalten bedeutet, das Gebaude oder das obertagig erhaltene Bodendenkmal in seiner baulichen
Substanz zu schitzen und zu pflegen, so dass die historische Substanz nicht verfallt. Dies macht die
regelmaRige Durchfiihrung von Instandhaltungsarbeiten erforderlich. Instandhaltungsarbeiten in
diesem Sinne sind bauliche MalRnahmen zur Erhaltung der baulichen Substanz, um die durch
Abnutzung, Alterung oder Witterungseinfliisse entstandenen baulichen und sonstigen Mangel
ordnungsgemal zu beseitigen, ohne die Identitat der Anlage zu &ndern. InstandhaltungsmalRnahmen
im Sinne der Vorschrift sind nur solche Maflinahmen, die dazu dienen, das Kulturdenkmal zu erhalten.
Instandhaltungsmafnahmen mussen sich innerhalb der vom Bestandsschutz erfassten Substanz
halten und durfen diese nicht andern.?®> Dazu z&hlen grundsatzlich auch MaRnahmen zur
Wiederherstellung des einwandfreien Zustandes einer Anlage sowie die Erneuerung schadhafter
Bauteile und das Beseitigen von Schaden. Insbesondere sind Gebaude vor dem Eindringen von
Nasse (Dachdecken, Regenrinnen, Fenster) und vor Vandalismus durch unbefugten Zutritt Dritter zu
schitzen. In der Regel kehrt der Erhaltungsaufwand regelmaRig in ungeféahr gleicher Hohe wieder. In
Ausnahmefallen kann auch nach Durchfiihrung von Erhaltungsarbeiten die Denkmaleigenschaft
entfallen, wenn die damit verbundenen Eingriffe in das Kulturdenkmal so weit gehen, dass die
Denkmalaussage verloren geht. RegelméRig nicht zum Wegfall der Denkmaleigenschaft fiihrt es
jedoch, wenn im Laufe der Zeit lediglich Bauteile im Zuge Ublicher Erhaltungsmaf3nahmen
ausgetauscht werden, auch wenn der Uberwiegende Teil der Originalsubstanz nach und nach durch
Material aus der Zeit der jeweiligen ErhaltungsmafRnahmen ersetzt wird. Anders ist es nur, wenn sich
der Zustand des Gebaudes infolge &uRerer Einflisse (Feuchtigkeit, Immissionen, Beanspruchung der
Substanz durch Ubliche oder ibermafRige Nutzung) so stark verschlechtert hat, dass ohne eine
Sanierung der Verlust des Geb&udes zu erwarten und die Wiederherstellung eines gebrauchsféhigen
Zustands wie eine Neuerrichtung zu werten ist.*?® Fiir die Beurteilung, ob die Identitat eines Denkmals
durch notwendige Sanierungsmafinahmen noch erhalten bleibt, kommt es aber allein darauf an, ob
die Merkmale, welche die Denkmaleigenschaft begriinden, nach einer Sanierung noch vorhanden sind
oder nicht. Von einem solchen denkmalfachlichen Identitatsverlust kann dann nicht ausgegangen
werden, wenn das Kulturdenkmal nach der Durchfiihrung erhaltensnotwendiger Renovierungsarbeiten
mit seinem historischen Dokumentationswert und mit den die Denkmaleigenschaft begriindenden
Merkmalen im Wesentlichen noch vorhanden ist und die ihm zugedachte Funktion, Aussagen Uber
bestimmte Vorgénge oder Zustande geschichtlicher Art zu dokumentieren, noch erfullen kann. Die
Beantwortung der Frage, ob die Denkmaleigenschaft eines Baudenkmals entfallen ist, muss daher
von den Grinden der Unterschutzstellung ausgehen und priifen, ob die hierfir mal3geblichen Teile
des Gebéudes in einem solchen Umfang zerstért worden oder sonst weggefallen sind, dass die
verbliebene historische Substanz keinen Zeugniswert mehr besitzt.*?”

Weiter bedeutet ,Erhalten” auch alle arch&dologischen Kulturdenkmale, also auch nur untertagig
erhaltene, zu schiitzen. Beeintrachtigungen an archéologischen Kulturdenkmalen entstehen nicht nur

124 siehe Mieth/ Spennemann, Die Zumutbarkeit im Denkmalrecht, 2. Aufl., 2017, 3. Kapitel; OVG Liineburg, Beschluss vom
06. Marz 1989 — 3 L 19/89, zu Ubergang der Aufforstungsverpflichtung bei Erwerb im Wege der Zwangsversteigerung.
125 ygl. VG Dessau, Beschluss vom 10.05.2004 — 1 B 231/04 — juris OS 1, Rn. 15.

126 OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 47; OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 90,
zum Faberhochhaus)

127 OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 49; OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —, juris Rn. 50, m.
w. N.
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durch verschieden tiefe Bodeneingriffe, sondern auch durch temporére, insbesondere langer als zwei
Jahre andauernde Bodenauflagerungen oder andere Milieuveranderungen.

Pflege

Mit dem Ziel, Gefahren von Kulturdenkmalen abzuwehren, sind Pflege und Instandsetzung regelméRiig
durchzufiihren. Ist der Eingriff in den vorhandenen Bestand so intensiv, dass er die Standfestigkeit
des gesamten Gebaudes berihrt und eine statische Neuberechnung des gesamten Gebaudes
erforderlich wird oder erreichen die Arbeiten den Aufwand fir einen Neubau, kann nicht mehr von
einer bloRen Instandsetzung gesprochen werden.*?®Dies gilt auch dann, wenn die Bausubstanz
ausgetauscht oder die Anlage wesentlich erweitert wird.'?® Laufende Erhaltungsarbeiten an einem
Baudenkmal fiihren regelmaRig nicht zum Verlust der Denkmaleigenschaft, denn der Eigentiimer ist
dazu verpflichtet, sein Kulturdenkmal zu erhalten, so dass Arbeiten dieser Art lediglich Ausdruck des
selbstverstandlichen Umstands sind, dass Baudenkmale ,durch die Zeit gehen* und laufender
Unterhaltung bedurfen.'3° Auch obertagig erhaltene Bodendenkmale sind denkmalgerecht zu pflegen
und instand zu halten.

Der Begriff "pflegen"” betont, dass insbesondere all das zu bewahren ist, was jeweils die besondere
Bedeutung des Denkmals ausmacht und seine Denkmaleigenschaft (§ 2 Abs. 1 DenkmSchG LSA)
begriindet. Zur Pflege eines Denkmals gehort auch, dass es nicht in herabwiirdigender Weise genutzt
wird. Der Maf3stab hierfur ist allerdings hoch anzusetzen. So kann eine Nutzung allenfalls dann
herabwirdigend sein, wenn sie in offensichtlichem Widerspruch zu den in 8 1 DenkmSchG genannten
Grundsétzen und Zielen des Denkmalschutzes steht.

"Schutz vor Gefahren" bedeutet, dass Schaden aller Art (bei Baudenkmalen z. B. Auswirkungen der
Benutzung, des StraBenverkehrs, der Luftverschmutzung, Diebstahl oder mutwillige Beschadigung
wertvoller Teile usw.; bei Bodendenkmalen Beeintrachtigungen z. B. durch Land und Forstwirtschatft,
Verkehr, Publikum, Raubgrabungen, Sondengangerei) mdglichst rechtzeitig vorgebeugt und nicht erst
abgewartet wird, bis schon Schéden eingetreten sind. Notfalls sind gefahrdete Teile an einen sicheren
Ort zu bringen.

Besonders bei Bauarbeiten an einem Baudenkmal ist an die nétigen SchutzmaRnahmen (Abdeckung,
Absicherung) zu denken. Vorkehrungen zum Schutz vor Gefahren hat der Eigentiimer, Besitzer oder
Verflgungsberechtigte des Kulturdenkmales nur insoweit zu treffen, wie diese in seinen
Verantwortungsbereich fallen. Nétige SchutzmaRhahmen muissen auch die im Boden befindlichen
Denkmale einschliel3en.

Instandsetzung

Instandsetzung beinhaltet die Beseitigung von Schaden aller Art unabhangig davon, ob es sich um
Schéaden an der eigentlichen Denkmalsubstanz oder um andere Schaden handelt.

Die Instandsetzung umfasst z. B. Arbeiten, die Bauwerke oder Teile von Bauwerken, die unter der
Benutzung, der Witterung oder anderen Einflissen gelitten haben, wiederherstellen sollen.

Obertagige archéologische Kulturdenkmale missen bei Instandsetzungsarbeiten unter Einbeziehung
des Denkmalfachamtes insoweit wiederhergestellt werden, dass Teile ihrer Substanz durch Eingriffe
von auf3en nicht weiter verloren gehen kénnen (z. B. Wiederherstellung von Grabhtgeln,
Befestigungen usw.).

Bei den Instandsetzungsarbeiten dirfen keine Bodeneingriffe vorgenommen werden, wenn damit
keine entsprechende Dokumentation verbunden ist.

Wichtig ist, dass auch Instandsetzungsarbeiten fachgerecht durch geeignete Unternehmen,
Restauratorinnen oder Restauratoren durchgefiihrt werden.

Bei Gartendenkmalen besteht die nétige Instandsetzung auch darin, dass Baume und Stréucher, die
zum Kulturdenkmal gehdéren, ersetzt werden, wenn sie abgéngig sind, und das Wuchs, der den
Charakter des Denkmals zu verdndern droht, beseitigt wird.

Nach § 10 Abs. 4 DenkmSchG LSA kdnnen ErhaltungsmafRhahmen nicht verlangt werden, wenn die
Erhaltung den Verpflichteten unzumutbar belastet. Die Zumutbarkeit der Erhaltung ist anhand einer
objektbezogenen Vergleichsberechnung sowie unter Berlicksichtigung des Ranges des

128 \/gl. OVG LSA, Beschluss vom 31.1.2012 — 2 M 194/11 —.

129 ygl. BVerwG, Beschluss vom 21.03.2001 — 4 B 18.01 -, NVwZ 2002, 92, juris OS, n.w.N.; OVG LSA, Beschluss vom
31.1.2012 - 2 M 191/11 —, juris Rn. 7.

1% OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 90 mit Hinweis auf OVG fiir das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil
vom 26.8.2008 — 10 A 3250/07 —, juris LS 3 Rn. 58.
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Kulturdenkmals zu beurteilen. Unzumutbar ist eine wirtschaftliche Belastung insbesondere dann, wenn
die Kosten der Erhaltung nicht durch die Ertrage oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals
aufgewogen und andere Einkiinfte des Verpflichteten nicht herangezogen werden kénnen. Gemaf

§ 10 Abs. 5 DenkmSchG LSA ist die wirtschaftliche Unzumutbarkeit durch den Verpflichteten
glaubhaft zu machen (Anm. vgl. weiter zu § 10).

8 9 Abs. 3: Anzeigepflicht beim Auffinden von Kulturdenkmalen

Wer bei Arbeiten oder bei anderen Mal3nahmen in der Erde oder im Wasser Sachen findet, bei
denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (arch&ologische und
bauarchéologische Bodenfunde), hat diese zu erhalten und der zustdndigen unteren
Denkmalschutzbehérde anzuzeigen. Der Bodenfund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf
einer Woche nach der Anzeige unverandert zu lassen und vor Gefahren fiir die Erhaltung der
Bodenfunde zu schiitzen. Das Denkmalfachamt und von ihm Beauftragte sind berechtigt, die
Fundstelle nach archaologischen Befunden zu untersuchen und Bodenfunde zu bergen.

Dieser Absatz regelt den Umgang mit Sachen, die bei Erdarbeiten zufallig gefunden werden und bei
denen die Vermutung besteht, dass sie Kulturdenkmale sein kdnnten. Die Meldepflicht beschrénkt
sich somit nicht nur auf die in § 2 Abs. 2 Punkt 3 aufgefiihrten archéologischen Kulturdenkmale.

Anzeigepflichtig ist grundsatzlich der Finder, d. h. jedermann, der bei Arbeiten oder andere
MaRnahmen auf Spuren eines Kulturdenkmals st63t, aber gemafs § 17 Abs. 3 auch ein
Verfligungsberechtigter oder Leiter der Arbeiten.3!

Die Anzeigepflicht besteht gegentiber der 6rtlich zustdndigen Denkmalschutzbehdrde. Die Anzeige
hat unverziiglich zu erfolgen. Die Anzeige bedarf keiner besonderen Form und kann auch
fernmindlich erfolgen. Die Denkmalschutzbehorde fertigt eine Notiz an mit Angaben zum Finder,
Fundort, Zeit der Auffindung und Fundgegenstand an. Eine Ausfertigung dieser Notiz erhalt der
Finder.%?

Der § 9 Abs. 3 Satz 2 DenkmSchG LSA enthalt zuséatzliche Schutzvorschriften. Der Bodenfund und
die Fundstelle sind sofort nach dem Finden bis zum Ablauf einer Woche nach Anzeige unverandert zu
lassen und vor Gefahren fir die Erhaltung des Bodenfundes zu schiitzen.

Die Wochenfrist beginnt am Tag nach der Erstattung der Anzeige (8 186 BGB und §§ 187 Abs. 1 und
188 Abs. 2). Eine Verlangerung der Frist ist nicht vorgesehen.

Die Erhaltungspflicht und das Veranderungsverbot gelten fiir alle mit der Anordnung oder
Durchfuhrung der Arbeiten befassten Personen.

Der Schutz des entdeckten Bodenfundes kann beispielsweise durch Absperrung und Abdeckung zum
Schutz vor Witterungseinflissen erfolgen.

Das Denkmalfachamt und von ihm Beauftragte stellt die Denkmaleigenschaft des Fundes fest und ist
berechtigt, die Fundstelle nach archaologischen Befunden zu untersuchen und Bodenfunde zu
bergen. Bei Feststehen der Denkmaleigenschaft finden weitere Schutzvorschriften

des DenkmSchG LSA Anwendung. Es gelten die Erhaltungspflicht nach 8 9 Abs. 1 und 2 und die
Genehmigungspflicht nach § 14.

Soweit die Denkmaleigenschaft feststeht, ist eine Genehmigung gemaf § 14 Abs.1 DenkmSchG LSA
zu erteilen. Soweit erforderlich, kann diese geméaR 8§ 14 Abs. 9 Satz 2 DenkmSchG LSA Auflagen zu
einer fachgerechten Dokumentation enthalten.'® Fir die Falle des § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA kann
auf § 14 Abs. 9 Satz 1 DenkmSchG LSA zurlickgegriffen werden. 3

Bei dem Auffinden beweglicher Kulturdenkmale ist die Anwendung der Sonderregelung zum
Schatzregal nach 8§ 12 DenkmSchG LSA zu prufen.

Der Verstol3 gegen die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA stellt eine Ordnungswidrigkeit
gemal § 22 Abs. 1 Nr. 1 DenkmSchG LSA dar.

131 dazu OVG LSA, Urteil vom 17.04.2003 — 2 L 150/02 — juris Rn. 47.

132 Martin/Ahrensdorf/Fliigel, Denkmalschutz des Landes Sachsen-Anhalt, § 9 Erl. 4.3 (S. 93).
138 siehe Urteil OVG LSA vom 17.04.2003, 2 | 150/02 — juris Rn. 36 ff.

1% siehe Urteil OVG LSA vom 17.04.2003, 2 | 150/02 — juris Rn. 48.

Seite 51 von 110



8 9 Abs. 4: Zuwendungen des Landes

Das Land und die kommunalen Gebietskdrperschaften tragen zur Erhaltung der Kulturdenkmale
nach Abs. 2 unter Beriicksichtigung der verfligbaren Haushaltsmittel durch Zuwendungen bei.

Der § 9 Abs. 4 stellt die Rechtsgrundlage fir die Gewéahrung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln
des Landes und der kommunalen Gebietskdrperschaften dar. Gleichzeitig verpflichtet er das Land und
die kommunalen Gebietskdrperschaften sich am Erhalt von Kulturdenkmalen zu beteiligen. Die
Zuwendungen des Landes regeln die Richtlinien tber die Gewahrung von Zuwendungen zur
Erhaltung und Pflege von Kulturdenkmalen.%

Das Verfahren Uber die Vergabe der Zuwendungen ergibt sich aus § 20 Abs. 2 DenkmSchG.

Hier ist eine denkmalrechtliche Genehmigung fur mit den Zuwendungen finanzierten MalZnahmen
erforderlich, da die zuwendungsfinanzierten Arbeiten ja wiederum Eingriffe etc. darstellen kénnen und
(zumindest bei Bodeneingriffen) diese bei Veranderung archaologischer Kulturdenkmale nicht ochne
Dokumentation erfolgen sollen (s.o0. Allgemeines)

8 9 Abs. 5: Grabungsschutzgebiete

Die Denkmalschutzbehdrde kann durch Anordnung abgegrenzte Flachen, in denen
archéologische Kulturdenkmale vorhanden sind oder begriindete Anhaltspunkte fur ihr
Vorhandensein existieren, befristet zu Grabungsschutzgebieten erklaren.

In den Denkmalschutzgesetzen aller Bundeslander bestehen Regelungen zur Ausweisung von
Grabungsschutzgebieten. Vergleichbare Rechtsinstitute finden sich im benachbarten Umweltrecht,
das beispielsweise die Ausweisung von Naturschutzgebieten (8§ 17 NatSchG LSA) und
Wasserschutzgebieten (§ 73 WG LSA) vorsieht.

Schutzziel

Schutzziel der durch die Anordnung ausgewiesenen Grabungsschutzgebiete ist die aktive Bewahrung
durch Voruntersuchungen bekannter oder zu erwartender archéologischer Kulturdenkmale in situ im
Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 und 4 DenkmSchG LSA.

Der Zweck der Unterschutzstellung eines Gebietes besteht darin, dieses in Bezug auf seine
archaologische Bedeutung zu tberwachen und dadurch Gefahrdungen von im Boden liegenden
Kulturdenkmalen nach Méglichkeit abzuwenden. Dies gilt z.B. fiir genehmigungsfreie Arbeiten der
Land- und Forstwirtschatft.

Durch den besonderen Genehmigungsvorbehalt des § 14 Abs. 2 S. 4 DenkmSchG LSA fur
denkmalgefahrdende Arbeiten in Grabungsschutzgebieten sollen vermeidbare Eingriffe von
vornherein unterbunden werden; bei unvermeidbaren Eingriffen soll rechtzeitig geprift werden, ob
eine Rettungsgrabung zur Sicherung der Bodenurkunde notwendig ist.*%¢ Da im Lande Sachsen-
Anhalt jedoch lediglich die befristete Ausweisung eines Grabungsschutzgebietes vorgesehen ist, wird
dem Denkmalschutz in erster Linie die Moglichkeit gegeben, den bei Rettungsgrabungen sonst haufig
bestehenden Zeitdruck zu vermeiden, indem die Malinahmen, die die Rettungsgrabungen auslésen,
verschoben werden. Hier kann das Grabungsschutzgebiet vorrangig dazu genutzt werden, zumindest
befristet das archéologische Kulturdenkmal unberiihrt zu lassen, um es zu einem spéteren Zeitpunkt
in angemessener Zeit zu untersuchen.

Vorhandensein von archédologischen Kulturdenkmalen

Die Ausweisung eines Grabungsschutzgebietes verlangt, dass darin archéologische Kulturdenkmale
vorhanden sind oder begriindete Anhaltspunkte fur inr Vorhandensein existieren. Gewissheit ist also
nicht erforderlich, andererseits ist eine bloRe Mutmafiung oder Wahrscheinlichkeit nicht
ausreichend.¥” Begriindete Anhaltspunkte fiir das Vorhandensein archéologischer Kulturdenkmale
liegen vor, wenn mit Hilfe der von den verschiedensten wissenschaftlichen Disziplinen entwickelten
Untersuchungs- und Auswertungsmethoden konkrete Tatsachen darauf hinweisen, dass ein Gebiet
Kulturdenkmale birgt. Die begriindeten Anhaltspunkte kénnen sich aus Quellenforschungen,

1% RAETrl. der Stk vom 27.7.2017, MBI. LSA S. 674.
1% Oebbecke, DVBI. 1983, S. 390.
%7 Oebbecke, DVBI. 1983, S.389.
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Prospektionsgrabungen, Eintragungen in Orts- und Fundarchiven, Luftbildaufnahmen,
geophysikalischen Messungen oder vergleichbaren Methoden ergeben.

Abgegrenzte Flachen

Die Grabungsschutzgebiete miissen aus abgegrenzten Flachen bestehen. Es ist daher erforderlich,
dass die Grenzen so eindeutig und inhaltlich bestimmt festgelegt werden, dass keine Zweifel dartiber
entstehen kdnnen, ob ein Grundstiick oder ein Grundstiicksteil im Geltungsbereich eines
Grabungsschutzgebietes liegt. Die Abgrenzung kann in verbaler oder zeichnerischer Form (Karte)
erfolgen. Es bieten sich flurstiicks- und koordinatenbezogene Abgrenzungen bzw. maf3stabliche
Karten an. 1%

Verfahren

Die Ausweisung eines Grabungsschutzgebietes erfolgt durch Anordnung der unteren
Denkmalschutzbehédrde. Die Anordnung ist eine Allgemeinverfligung im Sinne des § 35 Abs. 1 S. 2
VwVIG LSA. Vor der Erklarung zum Grabungsschutzgebiet ist gemaf § 8 Abs.1 S.3 DenkmSchG LSA
das LDA anzuhéren; in praxi wird von dieser Stelle regelmaRig die Initiative fir die Anordnung eines
Grabungsschutzgebietes ausgehen. Weitere besondere Verfahrensvorschriften sind fiir die
Festlegung eines Grabungsschutzgebietes nicht vorgesehen, so dass die allgemeinen Regelungen
des VwWVfG LSA Anwendung finden.

Die Anordnung eines Grabungsschutzgebietes steht im Ermessen der unteren
Denkmalschutzbehdrde. Bei der Prifung der Frage, ob eine Ausweisung als Grabungsschutzgebiet
erforderlich und verhaltnisméaRig ist, muss beispielsweise gerade bei bekannten obertagigen
Bodendenkmalen beriicksichtigt werden, inwieweit der Schutzzweck im konkreten Fall nicht bereits
durch den Genehmigungsvorbehalt des § 14 Abs.1 in hinreichender Weise erfillt wird. Fur die
Durchfuhrung von in § 14 Abs. 1 bezeichneten MaRhahmen an bekannten ortsfesten
Bodendenkmalen bedarf es stets einer Genehmigung der zustéandigen Denkmalschutzbehdrde. In
derartigen Fallen dirfte die Anordnung eines Grabungsschutzgebietes entbehrlich sein.

§ 9 Abs. 5 enthalt keine inhaltlichen Anforderungen an die Anordnung. Der Umfang der
Genehmigungspflicht ergibt sich aus § 14 Abs. 2 S. 4, so dass sie keiner Konkretisierung in der
Anordnung selbst bedarf. Eine Einschrankung der umfassenden gesetzlichen Genehmigungspflicht
auf besonders gefahrdende Arbeiten sieht das Denkmalschutzgesetz nicht vor.
Genehmigungspflichtig sind alle Arbeiten, die Kulturdenkmale zutage férdern oder gefahrden kénnten.
Es empfiehlt sich jedoch, genehmigungspflichtige Arbeiten - insbesondere solche mit hohem
Gefahrdungsgrad - beispielhaft aufzufiihren, um den Betroffenen den Umfang ihrer Pflichten zu
verdeutlichen.

Geltungsdauer

Die Erklarung zum Grabungsschutzgebiet kann nur befristet erfolgen, beispielsweise fiir drei Jahre.
Die Erklarung von Grundstiicken zu Grabungsschutzgebieten stellt fiir sich allein keine Enteignung
dar. Mit der Ausweisung wird das Eigentum an den betroffenen Grundstiicken zwar bestimmten
Verpflichtungen unterworfen, jedoch treten hierdurch noch keine unmittelbaren wirtschaftlichen
Beeintrachtigungen auf, die zu entschadigen wéren.

Zu berucksichtigen ist, dass durch 88 9 Abs. 5i.V.m. 14 Abs. 2 S. 4 DenkmSchG LSA lediglich
Verfahrenspflichtigkeiten begriindet werden, indem fiir bestimmte Mal3nahmen ein Erlaubnisvorbehalt
vorgeschrieben wird. Hiermit soll die Uberwachung eines archéologisch bedeutsamen Gebietes und
die ohnehin vom Denkmalschutzgesetz geforderte Erhaltung der darin befindlichen Bodendenkmale
fur die wissenschaftliche Forschung gewahrleistet werden. Die befristete Ausweisung eines
Grabungsschutzgebietes vermag diesem Zweck allerdings nur bei einer entsprechend langen
Befristung dienlich zu sein, da sich nach Ablauf der gegebenen Frist an der Schutzwurdigkeit
grundsatzlich selten etwas andern durfte.

Die Erklarung von Grundstiicken zu Grabungsschutzgebieten stellt fiir sich allein keine Enteignung
und auch keinen enteignungsgleichen Eingriff dar. Mit der Ausweisung wird das Eigentum an den
betroffenen Grundstiicken zwar bestimmten Verpflichtungen unterworfen. Jedoch treten hierdurch
noch keine unmittelbaren wirtschaftlichen Beeintrachtigungen auf, die zu entschadigen waren.

138 \/gl. OVG LSA L 154/10 vom 26.07.2012.
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Wirkungen des Grabungsschutzgebietes

Genehmigungspflicht

In Grabungsschutzgebieten bediirfen gemaR § 14 Abs.2 S.4 alle Arbeiten, die Kulturdenkmale zutage
fordern oder gefahrden kénnten, einer Genehmigung der zustandigen unteren Denkmalschutzbehérde
(vgl Erl. zu § 14 Abs.2 S.4). Es werden alle MaBnahmen unter eine Erlaubnispflicht gestellt, die sich
nachteilig auf die im Boden befindlichen Kulturdenkmale auswirken kdnnen, z. B. Erdarbeiten,
Sprengungen, Befahren mit schweren Fahrzeugen etc. Eine konkrete Gefahrdung braucht nicht
einzutreten; die abstrakte Gefahrlichkeit einer Ma3nahme fir die Bodendenkmale reicht aus.

Ordnungswidrigkeit

Wer ohne Genehmigung die in § 14 Abs. 2 S. 4 bezeichneten Arbeiten in einem
Grabungsschutzgebiet beginnt oder ausfiihrt oder einer von der zustandigen Beh6rde mit der
Genehmigung erteilten Auflage zuwiderhandelt, begeht gemal § 22 Abs. 1 Nr. 4 eine
Ordnungswidrigkeit.

Schatzregal

Bewegliche Kulturdenkmale, die herrenlos sind oder die so lange verborgen gewesen sind, dass ihr
Eigentiimer nicht mehr zu ermitteln ist, werden bei einer Entdeckung im Grabungsschutzgebiet geman
§ 12 (Schatzregal) Eigentum des Landes.'*

Enteignung

Enteignungen sind gemal § 19 Abs.1 Nr. 3 zuléssig, soweit sie erforderlich sind, um in einem
Grabungsschutzgebiet planmaRige Nachforschungen betreiben zu kénnen.# Grundsatzlich wird in
einem solchen Fall aber nur eine voriibergehende Entziehung zulassig sein.#

§ 9 Abs. 6: Gefahrenabwendende MalRnahmen

Kommen Eigentiimer, Besitzer und andere Verfiigungsberechtigte ihren Verpflichtungen nach
diesem Gesetz nicht nach, kdnnen die unteren Denkmalschutzbehérden gefahrenabwendende
MaRnahmen anordnen oder selbst durchfiihren. Die Eigentimer, Besitzer und
Verfligungsberechtigten sind zur Duldung solcher MaRBnahmen verpflichtet.

Tatbestandsvoraussetzung fur die Anwendung der Vorschrift ist zunachst das Vorhandensein eines
Kulturdenkmals im Sinne des § 2 Abs. 1, Abs. 2 DenkmSchG LSA. Weitere Voraussetzung ist, dass
die Denkmaleigenschaft des Gebaudes durch dessen schlechten Zustand nicht bereits verloren
gegangen ist.*? Nach der Rechtsprechung des OVG LSA kann das offentliche Interesse an der
Erhaltung einer denkmalwirdigen Sache entfallen, wenn ihre historische Substanz so weit verloren
gegangen ist, dass sie ihre Funktion, Aussagen lber geschichtliche Umstande oder Vorgange zu
dokumentieren, nicht mehr erfillen kann.*® Zwar kann nach der Rechtsprechung des OVG LSA die
Denkmaleigenschaft in Ausnahmefallen auch nach Durchfihrung von Erhaltungsarbeiten entfallen,
wenn die damit verbundenen Eingriffe in das Denkmal so weit gehen, dass die Denkmalaussage
verloren geht. RegelmaRig nicht zum Wegfall der Denkmaleigenschatft fuhrt es jedoch, wenn im Laufe
der Zeit lediglich Bauteile im Zuge Ublicher ErhaltungsmafRnahmen ausgetauscht werden, auch wenn
der Uberwiegende Teil der Originalsubstanz nach und nach durch Material aus der Zeit der jeweiligen
ErhaltungsmaRnahmen ersetzt wird.'#* Anders ist es nur, wenn sich der Zustand des Gebaudes
infolge &uRerer Einflisse (Feuchtigkeit, Immissionen, Beanspruchung der Substanz durch tbliche
oder ubermafige Nutzung) so stark verschlechtert hat, dass ohne eine Sanierung der Verlust des
Gebaudes zu erwarten und die Wiederherstellung eines gebrauchsféhigen Zustands wie eine
Neuerrichtung zu werten ist'#. Voraussetzung ist weiter, dass der Pflichtige seinen

¥ vgl. Erl. zu § 12.

U0 ygl. Erl. zu § 19.

141 ygl. Oebbecke DVBI 1983, 384 (390).

142 OVG LSA, Urteil vom 18.02.2015 — 2 L 175/13 —, juris Rn. 43 ff.

143 OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 89.

144 OVG LSA, Urteil vom 18.08.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 47.

145 OVG LSA, Urteil vom 18.08.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 47 n.w.N.
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Erhaltungspflichten aus § 9 Abs. 2 DenkmSchG LSA nicht nachgekommen ist. Weiterhin muss es sich
bei der Anordnung um eine gefahrenabwehrende MaRnahme im Sinne § 9 Abs. 6 Satz 1 DenkmSchG
LSA handeln, die erforderlich ist, um drohenden Substanzverlust am Kulturdenkmal zu verhindern. Es
muss mindestens eine erhebliche Gefahr im Sinne von § 3 Nr. 3 Buchst. ¢ SOG LSA vorliegen, das
heil3t eine Gefahr fir bedeutsame Rechtsgiter wie inshesondere fir Leben und Gesundheit von
Passanten und wesentliche Vermégenswerte, Dies ist immer dann zu bejahen, wenn Nasse in das
Gebaudeinnere eindringen kann, etwa aufgrund von Schaden am Dach, an Dachrinnen und
Fallrohren. Mit der Rechtsprechung diirfte eine konkrete Gefahr im Sinne von § 3 Nr. 3 Buchst. a SOG
LSA zur Anwendung tber § 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA geniigen, das heif3t eine Sachlage, bei der im
einzelnen Falle die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden fiir
die offentliche Sicherheit oder Ordnung eintreten wird. Zu den Gefahrenbegriffen siehe.#¢ SchlieRlich
muss die Denkmalschutzbehdrde bei mehreren in Betracht kommenden Verpflichteten aufgrund des
ihr zustehenden Ermessens den Adressaten auswahlen und die Auswahl begriinden.

Die untere Denkmalschutzbehérde ist keineswegs absolut verpflichtet, gegen alle rechtswidrigen
Zustande einzuschreiten. lhre Befugnis, ordnungsbehdrdlich tatig zu werden steht unter dem im
allgemeinen Ordnungsrecht herrschenden Grundsatz der Opportunitat. Dieser Grundsatz soll
sicherstellen, dass die Behdrde ihre Aufgaben wirksam und zweckmaRig erfullt (vgl. 8 6 Abs. 1, 2
SOG LSA). Ist das Vorliegen einer Gefahr (,,...gefahrenabwendende MalRnahmen ...") zu bejahen,
haben die unteren Denkmalschutzbehdrden im Rahmen ihrer Aufgabenzuweisung zunachst nach
pflichtgeméaRem Ermessen dariiber zu entscheiden, ob sie einschreiten (,... kénnen ..."). Nach

§ 6 Abs. 1 SOG LSA treffen die Sicherheitsbehorden ihre MalZnahmen nach pflichtgeméaRem
Ermessen. Dieses Ermessen wird EntschlieBungsermessen oder Handlungsermessen genannt.
Ermessensfehlerhaft wird eine Verfigung dann erlassen, wenn das Ermessen iberhaupt nicht
ausgeubt wurde, wenn die im Einzelfall maf3geblichen Belange nicht oder nicht mit einer
sachgerechten Gewichtung in die Erwagungen eingestellt werden oder wenn der Ausgleich zwischen
den jeweiligen Belangen in einer Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtung dieser
Belange auRer Verhéltnis steht.*4”

Welche Anordnung getroffen werden soll, richtet sich nach den Umstanden des jeweiligen Einzelfalls
und insbesondere nach dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit (§ 5 SOG LSA). Nach § 5 Abs. 1
SOG LSA hat die Behérde von mehreren moglichen und geeigneten Mal3nahmen diejenigen zu
treffen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit am wenigsten beeintrachtigen. Die MaBhahme muss
unter dem Aspekt der Erforderlichkeit zunéachst zur Abwendung der Gefahr geeignet sein. Es gilt der
Grundsatz des geringstmoglichen Eingriffs, der aber zur wirksamen Gefahrenabwendung gleichzeitig
geeignet sein muss. Nach 8 5 Abs. 2 SOG LSA darf eine MaRhahme nicht zu einem Nachteil fihren,
der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar auRer Verhltnis steht (Ubermafverbot). Die Anordnung muss
nach 8 5 Abs. 2 SOG LSA angemessen, also verhéltnismé&Rig im engeren Sinne sein. Eine
MalRnahme ist nach § 5 Abs. 3 SOG LSA nur so lange zulassig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich
zeigt, dass er nicht erreicht werden kann (Grundsatz der geringstmdglichen Maf3hahmendauer). Das
Handeln der Verwaltungsbehdrde muss sich dem jeweiligen Stand der Situation anpassen. Deswegen
kénnen MalRnahmen aufgehoben, gedndert oder durch andere MaBnahmen ersetzt werden (s. Ziffer
5.3 AB SOG LSA).

Die untere Denkmalschutzbehérde prift zundchst, welche erforderlichen MaRnahmen zur Abwendung
des Gefahrenzustands angeordnet werden miissen, und entscheidet dann, welche Maflinahmen auf
der Grundlage des § 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA zu veranlassen sind (z. B. denkmalfachliche
Dokumentation, Instandsetzungs- und Erhaltungsmafnahmen).

Die untere Denkmalschutzbehérde ist nicht verpflichtet, selbst etwa jede Fehlstelle im Dach und im
Bereich der Fassade in einer Verfligung genau zu kennzeichnen einschliel3lich etwaiger verdeckter
Schéaden. Denn wenn ganz offenkundig ist, dass sowohl die Dacher als auch Dachrinnen und
Fallrohre und eine Mauerkrone schadhaft sind und dies unstreitig bzw. offenkundig ist, und dass die
seit Jahren vorhandenen Schaden zu Folgeschaden an dem Denkmal zu fiihren geeignet waren und
auch weiterhin sind, darf sich die Denkmalschutzbehérde darauf beschranken, die schadhaften
Bauteile und das Ziel der Reparaturen zu benennen sowie die Reparatur der Schaden und eine
Untersuchung auf weitere Mangel an den schadhaften Bauteilen zu fordern. Auch die zusatzliche
Formulierung, den Zustand des Gebaudes im Bereich der beanstandeten Schadstellen vorab zu
Uberprifen, begegnet ebenfalls keinen Bedenken. Insbesondere verlagert die Denkmalschutzbehérde
hierdurch nicht etwa ihm obliegenden Amtsermittlungspflichten auf den Pflichtigen. Sie bringt damit
lediglich zum Ausdruck, dass die Durchfiihrung der konkreten Instandsetzung zielgerichtet auf den

146 OVG LSA, Beschluss vom 25. Juli 2019 — 2 L 44/17; Beschluss des OVG LSA vom 22.07.2013 — 2 M 82/13
17 ygl. OVG NRW, Urteil vom 29.10.2008 — 8 A 3743/06 —, juris Rn. 75 ff,
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Ergebnissen einer solchen Uberpriifung aufoauen sollte, um sicherzustellen, dass alle schadhaften
Stellen beriicksichtigt werden. 48

Von der Erhaltungspflicht nicht umfasst ist jedoch die vollstandige oder teilweise Wiederherstellung
des historischen Originals, wenn eine schitzenswerte historische Substanz nicht mehr vorhanden und
die Denkmalaussage damit untergegangen ist.

Als gefahrenabwendende Maflinahmen sind neben Anordnungen, die aufgrund

8 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA erfolgen, auch Anordnungen nach § 9 Abs. 5 oder

8 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA sowie die Erteilung einer Genehmigung (z. B. mit Auflagen) oder die
Versagung einer Genehmigung nach § 14 DenkmSchG oder die Anordnung der Einstellung der
rechtswidrigen MaBhahmen zu nennen.

Zwangsmittel

Alle ordnungsbehdrdlichen MaRnahmen kénnen, sofern sie nicht bzw. nicht fristgeman erfillt werden,
mit Zwangsmitteln nach 8 71 Abs. 1 VWVG i. V. m. 88 53 ff. SOG LSA, vorrangig durch
Ersatzvornahme und Zwangsgeld, durchgesetzt werden.

Gemal § 71 Abs. 1 VwVG LSA werden Verwaltungsakte, die auf eine sonstige Handlung gerichtet
sind und die nicht unter § 2 Abs. 1 VwVG LSA fallen, auch wenn sie nicht der Gefahrenabwehr
dienen, nach dem Vierten Teil des Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (SOG LSA) durchgesetzt. Nach § 53 Abs. 1 SOG LSA kann der
verwaltungsbehordliche Verwaltungsakt, der auf die Vornahme einer Handlung gerichtet ist, mit
Zwangsmitteln durchgesetzt werden, wenn er unanfechtbar ist oder wenn ein Rechtsbehelf keine
aufschiebende Wirkung hat. § 54 Abs. 1 Nr. 1 SOG LSA enthalt die abschliel3ende Aufzahlung der
Zwangsmittel, danach sind Zwangsmittel Ersatzvornahme (§ 55), Zwangsgeld (§ 56), unmittelbarer
Zwang (8 57). Bezuiglich der Auswahl der Zwangsmittel sehen die 88 54 ff. SOG LSA keine
gesetzliche Rangfolge vor; die Auswahl steht vielmehr im pflichtgeméaRen Ermessen der Behdrde, bei
dessen Ausiibung der Zweck der Ermachtigung zu beachten ist und die gesetzlichen Grenzen
einzuhalten sind.'*® Dabei ist insbesondere der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit zu beachten, und
bei gleicher Erfolgsaussicht muss das mildeste Mittel ausgewahlt werden.** Allerdings ergibt sich
auch aus dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit bei vertretbaren Handlungen kein genereller
Vorrang der Ersatzvornahme gegeniiber dem Zwangsgeld. Die Reihenfolge der Aufzahlung der
Zwangsmittel im SOG LSA (Ersatzvornahme 8 55, Zwangsgeld 8 56, unmittelbarer Zwang 8 58) soll
aber einen grundsatzlichen Anhalt dafir bieten, welches Zwangsmittel im Allgemeinen vorrangig zur
Anwendung kommen sollte.'s! Die Ersatzvornahme ist grundsatzlich eher als das Zwangsgeld
geeignet, eine Gefahr tatsachlich zu beseitigen. Das Zwangsgeld kann dann ein ungeeignetes
Zwangsmittel sein, wenn der Vollstreckungsschuldner nach seinen Einkommens- und
Vermdgensverhaltnissen dauerhaft nicht in der Lage ist, der Anordnung nachzukommen oder die
geforderte MalRnahme erfillen zu lassen und absehbar keine Mdglichkeit der Inanspruchnahme
unentgeltlicher Hilfe besteht. Grundsatzlich ist eine Vollstreckungsbehdrde nicht gehindert, auch
gegen einen mittellosen Vollstreckungsschuldner ein Zwangsgeld zu verhangen. Andernfalls konnte
sich ein Vollstreckungsschuldner allein unter Hinweis auf seine Mittellosigkeit seiner Ordnungspflicht
entziehen, was ein in dieser Allgemeinheit mit dem 6ffentlichen Interesse unvereinbares Ergebnis
ware.'%? Gegen einen Mittellosen kommt eine Zwangsgeldfestsetzung vor allem dann in Betracht,
wenn dieser zwar aufRerstande ist, die Kosten einer Ersatzvornahme zu tragen, aber ohne Weiteres —
eventuell unter Mithilfe eines Dritten — eine vertretbare Handlung ausfiihren kénnte. Dann kann eine
Zwangsgeldfestsetzung durchaus angezeigt sein, zumal ein sich bestandig weigernder
Vollstreckungsschuldner unter Umstanden mit der Ersatzzwangshaft (§ 57 SOG LSA) rechnen muss.
Insbesondere in einer solchen Fallkonstellation ist es nicht vertretbar, wegen Mittellosigkeit auf die
Durchsetzung einer Anordnung einfach zu verzichten. Allerdings muss bei der Wahl des Zwangsgelds
als Zwangsmittel zu erwarten sein, dass der Vollstreckungsschuldner unter dem Eindruck einer
Zwangsgeldandrohung fur die Befolgung der Ordnungsverfiigung sorgen wird. Die
Vollstreckungsbehérde hat dazu prognostisch auch zu prufen, ob der Ordnungspflichtige seiner

148 OVG NRW, Beschluss vom 14.07.2003 - 8 A 3991/02 -, Urteil vom 26.3.1996 - 5 A 3812/92 -, VG Dusseldorf, Urteil vom
25.07.2002 - 4 K 960/01 -, juris Rn. 17.

149 Beschluss des OVG LSA vom 30.01.1998 — B 2 S 381/97 —, juris Rn. 10.
150 Martell, SOG LSA, 5. Aufl., § 54 Rn. 2.
151 ygl. Ziffer 54.1 AB SOG LSA.

152 ygl. OVG LSA, Urteil vom 21.11.2003 — 2 L 253/02 —juris LS 2, Rn. 27 f.; OVG NRW, Beschluss vom 15.08.2013 - 2 A
740/13 — juris LS 3, Rn. 13.
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Verpflichtung in finanzieller Hinsicht nachkommen kann.%® Um sich die zur Erfiillung seiner
Ordnungspflicht erforderlichen finanziellen Mittel zu beschaffen, ist es dem Vollstreckungsschuldner
regelméalig zuzumuten, etwa sein Grundstiickseigentum jedenfalls dann einzusetzen, wenn er das
einzusetzende Grundstiick nicht bewohnt und er es auch sonst nicht fir seine Lebensfiihrung
benotigt.*>* Ist der Pflichtige nach diesen MaRstaben mittellos, ware die Androhung eines
Zwangsgeldes allerdings nutzlos, denn das Zwangsgeld kénnte nicht beigetrieben werden, so dass
die Beugewirkung von vornherein ins Leere liefe. Die Zwangsmittel sind zuvor der
erhaltungspflichtigen Person gemaf § 59 SOG LSA ordnungsgemal anzudrohen, die Androhung soll
mdglichst schriftlich erfolgen. In der Androhung ist eine angemessene Frist zur Erfillung der
Verpflichtung zu bestimmen. Der verwaltungsbehérdliche Verwaltungsakt und die
Zwangsmittelandrohung kénnen miteinander verbunden werden. Sie soll mit ihm verbunden werden,
wenn ein Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat (8 59 Abs. 2 SOG LSA). Falls eine
Verbindung erfolgt ist, kann die Zwangsmittelandrohung nur zusammen mit dem Verwaltungsakt
angefochten werden. %

Die Androhung des Zwangsmittels ist ein Verwaltungsakt, die schriftiche Androhung ist zuzustellen

(8 59 Abs. 6 Satz 1 SOG LSA). Das Zwangsgeld ist gem. § 59 Abs. 5 SOG LSA in bestimmter Hohe
anzudrohen. Das Zwangsgeld wird nach § 56 Abs. 1 SOG LSA auf mindestens 5 und hdchstens
500.000 Euro festgesetzt. Bei der Androhung der Ersatzvornahme sollen die voraussichtlichen Kosten
angegeben werden (8 59 Abs. 4 SOG LSA). Fehlen die Angaben ist die Androhung rechtsunwirksam.
Eine weitergehende Verpflichtung, die eingeholten Angebote an den Pflichtigen weiterzuleiten, besteht
nicht.?> Kommt die erhaltungspflichtige Person der Anordnung in der festgelegten Frist nicht nach, so
kénnen die Zwangsmittel durchgesetzt werden. Ein angedrohtes Zwangsgeld ist schriftlich
festzusetzen (8§ 56 Abs. 1 SOG LSA) und dem Betroffenen ist eine angemessene Frist zur Zahlung
einzuraumen (8 56 Abs. 2 SOG LSA). Bei Nichtzahlung ist das Zwangsgeld beizutreiben

(8 56 Abs. 3 SOG LSA). Erweist sich die jeweilig angesetzte Frist als zu kurz, kann die Androhung des
Zwangsmittels unverhaltnismagig sein.™’

Die Ersatzvornahme gemaf § 55 SOG LSA kann die Denkmalschutzbehdrde selbst oder durch einen
geeigneten Dritten (privates Bauunternehmen) durchfiihren. Es ist gesetzlich nicht vorgesehen, vorab
die Ersatzvornahme mittels Bescheid festzusetzen. Die untere Denkmalschutzbehérde kann dem
Pflichtigen die beabsichtigte Ersatzvornahme allerdings formlos schriftlich mitteilen (ohne
Rechtsbehelfsbelehrung), hierbei handelt es sich nicht um einen Verwaltungsakt. Nach Durchfuihrung
der Ersatzvornahme setzt die Behdrde die entstandenen Kosten mittels Leistungsbescheid fest. Dabei
ist zu beachten, dass die Arbeiten, fir die Kosten festgesetzt werden, der Durchsetzung der
Grundverfligung dienen. Fur die RechtmaRigkeit des Leistungsbescheides kommt es auf die
Rechtmé&Rigkeit der Grundverfiigung grundséatzlich nicht mehr an. Der Pflichtige muss grundsatzlich
den Betrag erstatten, den das zur Durchfuihrung der Ersatzvornahme von der Behorde beauftragte
und ordnungsgemalf ausgewahlte qualifizierte Unternehmen der Behdrde in Rechnung stellt.
Uberfliissig sind MaRnahmen der Ersatzvornahme nur dann, wenn sie auch unter Beriicksichtigung
des der Behorde zustehenden weiten Ermessensspielraums nicht mehr als zur Erfiillung der
Grundverfligung erforderlich angesehen werden kénnen. Deshalb ist zu priifen, ob die
Kostenfestsetzung fir die Ersatzvornahme auf der in Vollstreckung der Grundverfiigung erfolgten
Ersatzvornahme beruht und die Kosten von angemessener Hohe sind.%

Gemal § 71 Abs. 1 VWVG LSA i.V.m. § 54 Abs. 3 SOG LSA kénnen Zwangsmittel so lange
wiederholt und gewechselt werden, bis der Verwaltungsakt befolgt worden ist oder sich auf andere
Weise erledigt hat. Dies entspricht der Eigenart und dem Wesen der Zwangsmittel als Beugemittel.>°

Gemal § 55 Abs. 2 Satz 1 SOG LSA kann bestimmt werden, dass die betroffene Person die Kosten

der Ersatzvornahme im Voraus zu zahlen hat. Der Kostenvorschuss ist durch Bescheid festzusetzen.
Nach Abschluss der Mal3nahme ergeht ein abschlieRender Kostenfestsetzungsbescheid. Nach § 53

Abs. 4 SOG LSA hat die Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die selbstandige Androhung und

153 ygl. OVG NRW, Beschluss vom 15.08.2013 — 2 A 740/13 -, BRS 81 Nr. 212.

154 vgl. Bayerischer VGH, Beschliisse vom 29. 07.2002 - 20 ZB 02.1265 -, juris Rn. 9 und vom 25.03.1999 - 20 ZS 99.784 -, juris
Rn. 2 f.

155 Martell, SOG LSA, 5. Aufl., § 59 Rn. 6.

156 VG Halle, Urteil vom 23.02.2010 — 2 A 20/09 —, juris Rn. 26; dazu insgesamt OVG LSA, Beschluss vom 29. Marz 2016 —2 M
156/15 —, juris LS 6, Rn. 37 f; auch BVerwG, Urteil vom 13. April 1984 — 4 C 31/81 —; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom
8. November 2018 — 11 S 56.18 — juris Rn. 6, m. w. N.

17 OVG LSA,; Urteil vom 30.07.2020 — 2 L 108/17 — juris Rn. 45, n.w.N.
158 VG Magdeburg, Urteil vom 16.03.2018 — 4 A 749/17 MD —, n. v.
1% OVG LSA, Beschl. v. 14.09.2007 — 4 L 242/06 —, juris, Rn. 3, m.w.N.
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Festsetzung von Zwangsmitteln keine aufschiebende Wirkung, d. h. auch die Erhebung eines
Widerspruchs/ einer Klage entbindet nicht von der Verpflichtung zur Erfillung der Verfiigung.

Nach § 9 Abs. 6 Satz 2 DenkmSchG LSA ist der Eigentiimer und sonstige Verfiigungsberechtigte zur
Duldung der erhaltungsrechtlichen Maflinahmen verpflichtet. Spétestens bei Vollstreckung der
Grundverfugung muss eine erforderliche Duldungsverfiigung gegentiber einem Mitberechtigten
vorliegen. '

Gemal § 9 Abs. 7 DenkmSchG kann von der erhaltungspflichtigen Person Kostenerstattung fur die
Durchfiihrung denkmalrechtlicher Ma3nahmen verlangt werden, siehe Anmerkungen dort.

GefahrenabwehrmalRnahmen nach § 57 BauO LSA

Nach 88 3 Abs. 1, 57 Abs. 2 BauO LSA haben die unteren Bauaufsichtsbehdrden dariiber zu wachen,
dass bauliche Anlagen im Sinne von § 2 Abs. 1 BauO LSA nicht die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natirlichen Lebensgrundlagen gefahrden. Bei
Vorliegen einer konkreten Gefahr kommt ein bauaufsichtlicher Eingriff im Sinne von § 57 Abs. 2 BauO
LSA in Betracht.

Wird einer unteren Bauaufsichtshehdrde bekannt, dass von einer Anlage mit
Kulturdenkmaleigenschaft eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und/oder Ordnung ausgeht, so
pruft diese dementsprechend, ob und wenn ja, welche MalRnahme im Sinne von § 57 Abs. 2 BauO
LSA getroffen werden muss. In Betracht kommt beispielsweise zunachst die voriibergehende
Absperrung des Gefahrbereichs. Die zustandige Denkmalschutzbehdorde ist unverziglich, d.h. zum
frihestmdglichen Zeitpunkt zu verstandigen, damit diese im Rahmen ihrer Zustandigkeit und in
eigener Verantwortung die Durchfihrung einer denkmalschutzfachlichen Dokumentation nach

8 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA priifen oder andere MalRnahmen im Sinne von § 16 DenkmSchG LSA
ergreifen kann.

Im Hinblick auf die jeweilige Gefahrensituation ist durch die untere Bauaufsichtsbehérde grundsatzlich
das mildeste Mittel i.S.v. § 5 SOG LSA zur Gefahrenabwehr einzusetzen. In diesem Sinne ist das fir
das Kulturdenkmal schonendste, geeignete Mittel zu wéhlen. Die vollstéandige Beseitigung im Wege
der unmittelbaren Ausfiihrung einer Malinahme nach § 9 SOG LSA oder wie oben dargestellt muss
ultima ratio bleiben. Eine solche Malinahme ist ohnehin nur dann zulassig, wenn eine gegenwartige
Gefahr fur Leib oder Leben droht. Die konkrete Gefahrensituation muss sich so darstellen, dass die
Erteilung einer denkmalrechtlichen Zerstérungsgenehmigung nach 8 14 Abs. 1 Nr. 5 DenkmSchG LSA
nicht mehr abgewartet werden kann. Die Malinahme muss unverziglich ergriffen werden. In Bezug
auf die Gegenwartigkeit der Gefahr kommt es allein auf die zeitliche Nahe zum Schadenseintritt bzw.
den Grad der Wahrscheinlichkeit des Bevorstehens des Schadenseintritts in ,allerndchster Zeit" an.
MaRgeblich sind die Umstande des Einzelfalls.'! Eine gefahrenrechtliche Beseitigung darf nur
erfolgen, wenn ein denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren aufgrund der Gegenwartigkeit der
Gefahr nicht mehr méglich ist. Die Umstande des jeweiligen Einzelfalls sind insoweit aktenkundig zu
machen. Dies betrifft insbesondere die Entscheidung, ob und aus welchen Griinden von der Einleitung
eines denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens abgesehen werden musste. Die zustandige
Denkmalschutzbehorde ist hierliber im Nachhinein in Kenntnis zu setzen. Nach obergerichtlicher
Rechtsprechung ist es im Ubrigen zuléssig, dass die Bauaufsichtsbehorde eine unmittelbare
Ausfiihrung nach § 9 SOG LSA auf Gebaudeteile beschrankt, von denen eine gegenwartige, akute
Gefahr ausgeht und die Beseitigung des insgesamt nicht mehr standsicheren (restlichen) Gebaudes
dem Zustandsverantwortlichen aufgibt. 62

8 9 Abs. 7: Kostenerstattung durch Eigentiimer und sonstigen
Verfigungsberechtigten

Die unteren Denkmalschutzbehérden kdnnen von den Eigentiimern, Besitzern und sonstigen
Verflgungsberechtigten die Erstattung der nach Abs. 6 entstandenen Kosten verlangen.

Die Vorschrift bildet die rechtliche Grundlage fiir die Kostenerstattung (speziell) denkmalrechtlicher
MaRnahmen. Die Vorschrift erfasst (lediglich) die nach § 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA entstandenen
Kosten, also solche Kosten, die durch eine denkmalrechtliche Anordnung oder fiir die eigene
Durchfiihrung denkmalrechtlicher MaBnahmen durch die Behérde entstanden sind.

180 OVG LSA, Beschluss vom 02.10.2019 — 2 L 92/18 —, n. v. zu 4 A 566/17 MD —, n. v.
181 ygl. Meixner/Martell, Gesetz (iber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung, § 3 Rn. 11.
162 OVG Magdeburg, Beschluss vom 22. Juli 2013 - Az. 2 M 82/13 -, n. v.
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Die Vorschrift ist hingegen nicht Rechtsgrundlage zur Kostenerstattung bei der Vollstreckung
denkmalrechtlicher Verfugungen in Form der geméaR § 54 Abs. 1 Nr. 1 SOG LSA geregelten
Zwangsmittel. %3 Dies erfolgt nach § 71 Abs. 1 VWVG LSAi. V. m. 88 53 ff. und 68 a SOG LSA, § 74 a
VWVG LSA, § 14 Abs. 2 Nr. 6 VwKostG LSA, § 74 b VwWVG LSA und VKostO LSA. Soweit es um
Tatigkeiten fur ordnungsbehdrdliches Tatigwerden der Denkmalschutzbehdrden im Rahmen der
Verwaltungsvollstreckung geht, bildet die VKostO LSA die gesetzliche Grundlage. Die Vorschrift
erfasst auch nicht die Gebiihren fir die in Abs. 6 geregelten denkmalrechtlichen Anordnungen der
unteren Denkmalschutzbehorden. ¢4

Kosten im Sinne von 8§ 9 Abs. 7 DenkmSchG LSA kdnnen Kosten fur die Einholung eines Gutachtens/
einer Stellungnahme sein, etwa dazu, welche konkreten Maf3hahmen zur Erhaltung des
Kulturdenkmals durchzufiihren sind oder zu Fragen der Standsicherheit. Derartige Gutachten gehéren
als unmittelbare Vorstufe zur Abwendung von Gefahren fir das Kulturdenkmal zu den
Erhaltungsmaf3nahmen. Die vorlaufige Einschéatzung des baulichen Zustandes eines Kulturdenkmals
sowie das Aufzeigen von zwingend erforderlichen Sicherungsmafinahmen und die Sicherung gehéren
zu den Erhaltungspflichten nach § 9 Abs. 2 DenkmSchG LSA und kénnen nach § 9 Abs. 6
DenkmSchG LSA aufgegeben werden. 16

Auch das VG Wirzburg hat entschieden, dass die Einholung vorbereitender Gutachten gefordert
werden kann, wenn das Kulturdenkmal gefahrdet ist und erst ein Gutachten Aufschluss dariiber geben
kann, welche MaRnahmen zur eigentlichen Sicherung und Erhaltung durchzufiihren sind.'% In diesem
Fall hatte die Denkmalschutzbehdrde neben der SchlieBung des schadhaften Daches und der
eventuellen Abstiitzung des Dachwerks eine einfache Bestandsaufnahme durch einen Statiker
gefordert und weiter Aussagen dazu, in welchem Umfang die Bausubstanz irreparabel beschadigt sei,
sowie Aussagen zur Standsicherheit, zum Erhaltungszustand und Reparaturbedarf.

Zur Moglichkeit des Erhalts der historischen Substanz und zu Nutzungsoptionen. den vom Eigentiimer
zur Abwendung der Gefahrdung eines Kulturdenkmals vorzunehmenden Erhaltungsmafnahmen
konnen auch die Aufstellung eines Gerlists gehoren.*®” Zu den Erhaltungspflichten kann auch die
Errichtung eines Notdachs und die Sicherung des Kulturdenkmals gegen das Betreten durch Dritte
seini®,

Es kénnen Reinigungs- und Verfugungsarbeiten an der AuRenwand eines Kulturdenkmals verlangt
werden, um Salze, Anstrich- und Mortelreste vor der zur Erhaltung notwendigen Neuverfugung zu
beseitigen. 1%

Aber auch das Aufstellen von Geréaten zum Messen der Luftfeuchtigkeit kann verlangt werden. Es
kénnen bestimmte denkmalpflegerische MalBnahmen am Kulturdenkmal verlangt werden wie etwa das
Entfernen von Pflanzenbewuchs am und im Kulturdenkmal, die Beseitigung von durchfeuchtetem
Bauschutt.

8 9 Abs. 8: Beschadigungsverbot / Wiederherstellungsgebot

Wer ein Kulturdenkmal beschédigt, hat nach Anordnung der Denkmalschutzbehdrden die
betreffenden MaRnahmen einzustellen und den friiheren Zustand wiederherzustellen oder das
Kulturdenkmal auf eine andere vorgeschriebene Weise instand zu setzen.

Nach § 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA sind verandernde MaRnahmen in Kulturdenkmale verboten. Sie
dirfen nicht beschadigt werden. Tatbestandsvoraussetzung der Vorschrift ist, dass ein Kulturdenkmal
beschadigt wird. Der Begriff des Beschadigens setzt eine aktive Beeintrachtigung des Denkmals
entweder in seiner Substanz oder in seinen Denkmalwert bzw. seiner Aussage voraus.”

Tatbestandsvoraussetzung der Vorschrift ist, dass ein Kulturdenkmal beschadigt wird. Der Begriff des
Beschadigens setzt eine aktive Beeintrachtigung des Denkmals entweder in seiner Substanz oder in
seinen Denkmalwert bzw. seiner Aussage voraus. Bei Beschadigung durch pflichtwidriges (8§ 9 Abs. 2)
Unterlassen z. B. von Bauunterhalt oder Sicherungsmafnahmen an Gebauden wird an eine
Anordnung nach Absatz 6 zu denken sein. Der Begriff der ,Substanz” eines Kulturdenkmals bemisst

163 dazu OVG LSA, Beschluss vom 02.10.2019 — 2 L 92/18 —, n. v.

184 50 auch Reich, Denkmalschutzgesetz Sachsen-Anhalt, Kommentar, 2000.

165 VG Magdeburg, Beschluss vom 23.09.2015 — 4 B 340/15 MD —, n. v.

166 VG Wiirzburg, Urteil vom 08. Dezember 2011 —W 5K 10.1184 —, n. v.

67 Hessischer VGH, Beschluss vom 10.03.1992 — 3 TH 2160/91 —, n. v.

168 VG Magdeburg, Beschluss vom 20.11.2018 — 4 B 126/18 MD —, n. v.

169 Hessischer VGH, Beschluss vom 10.03.1992 — 3 TH 2160/91 —, n. v.

170 Marin/ Ahrensdorf/ Fligel, Kommentar — DenkmSchG LSA, Erl. 9.2.1 zu § 9 Abs. 8.
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sich nach den Faktoren, die gemaR § 2 DenkmSchG LSA die Denkmalqualitat begriinden. Damit wird
auf den optischen Eindruck abgestellt. Schutzziel des DenkmSchG LSA ist die méglichst unveranderte
Erhaltung des Denkmals (siehe § 1 DenkmSchG LSA).

Die Storung des Erscheinungsbilds des Kulturdenkmals fihrt regelméagig zu einer Beschadigung im
Sinne der Vorschrift. Mal3stab der Beurteilung fur die Frage, ob das (4ul3ere) Erscheinungsbild eines
Kulturdenkmals beeintrachtigt wird, ist in subjektiver Hinsicht das Empfinden des fur Belange des
Denkmalschutzes aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachters.'’ In objektiver Hinsicht erfasst der
Tatbestand jede nachteilige Verdnderung des Erscheinungsbildes. Dagegen setzt die Genehmigungs-
oder Zustimmungspflicht nach der Rechtsprechung des VGH Baden-Wurttemberg nicht voraus, dass
die Beeintrachtigung von besonderem Gewicht oder deutlich wahrnehmbar ist.172 173

Bei oberirdisch sichtbaren Bodendenkmalen kann die Beschadigung sowohl die Optik als auch die
Substanz betreffen, bei oberirdisch nicht sichtbaren Bodendenkmalen wird man im Wesentlichen die
Substanz beschadigen. Die Wiederherstellung der Optik ist mdglich, die Wiederherstellung
beschadigter archéologischer Substanz in der Regel nicht — hier kann man nur dokumentieren und
weiteren Schaden abwehren. Insofern tritt die Dokumentationspflicht an die Stelle der
Wiederherstellungspflicht.

Die Vorschrift stellt allein auf das Beschadigen eines Kulturdenkmals ab, eine bestimmte
Verschuldensform wird nicht verlangt.

Denkbar im Sinne der Vorschrift sind durchgefiihrte MalRnahmen ohne denkmalrechtliche
Genehmigung. Danach hat derjenige, der eine genehmigungspflichtige Mal3nahme ohne die
erforderliche Genehmigung bzw. eine Malinahme anders ausfihrt, als in der Genehmigung
vorgeschrieben wird, auf Anordnung der Behérde den friheren Zustand wiederherzustellen oder die
Denkmale auf eine andere, von dieser Behérde zu bestimmende Weise, instand zu setzen. Bereits vor
der Wiederherstellungsverfiigung kann ein Baustopp erforderlich werden. Die Frage der
Genehmigungspflicht muss bei Anwendung der Fallkonstellation grundsatzlich geklart sein. Die
Arbeiten kénnen allerdings dann auch schon stillgelegt werden, wenn die Frage der
Genehmigungsbedurftigkeit jedenfalls ernstlich zweifelhaft ist.1’*

Denkbar im Sinne der Vorschrift ist auch eine Verletzung der Erhaltenspflicht durch den Eigentiimer
und sonstigen Verfligungsberechtigten, die nicht nur auf ein (bloRes) Untétigbleiben des Pflichtigen
abstellt, sondern dariiber hinaus auf ein (aktives) Beschadigen des Kulturdenkmals durch eigenes
denkmalwidriges Handeln. Dabei kann sich die Verpflichtung zur Wiederherstellung eines Denkmals
nach Abs. 8 infolge des aktiv denkmalwidrigen Verhaltens auch auf blof3e
Instandsetzungsmafl3nahmen beschrénken, dies ist im Einzelfall zu prufen.

Bei Anwendung der Vorschrift ist weiter zu beriicksichtigen, dass nach dessen Wortlaut ein
Kulturdenkmal in dem Zeitpunkt vorliegen muss, zu dem der beeintrachtigende Eingriff erfolgt.1’

Die MaRnahmen nach 8§ 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA sind von den Denkmalschutzbehdrden im
Rahmen ihres pflichtgeméaRen Ermessens auszuiiben. Die Denkmalschutzbehdrden kdnnen (1) die
Einstellung der beeintrachtigenden MaRRnahmen (Baustopp) und (2) die Wiederherstellung des
urspriinglichen Zustandes oder alternativ (3) die Instandsetzung verlangen. Die Vorschrift enthalt eine
spezielle (denkmalrechtliche) Erméachtigungsgrundlage fiir eine Baueinstellungsverfiigung (Baustopp),
fur eine spezielle (denkmalrechtliche) Wiederherstellungspflicht oder Instandsetzungsverpflichtung, die

111 yGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 01. 09. 2011 — 1 S 1070/11 —, juris LS 1; VG Sigmaringen, Urteil vom 05.10. 2020 — 3
K 1501/19 —, juris Rn. 47 f.

172 Urteil des VGH Baden-Wiirttemberg vom 23.7.1990, DVBI. 1990, 1113; Strobl/Majocco/Birn, Denkmalschutzgesetz fiir
Baden-Wurttemberg, 1989, § 8 Rn. 14; VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 04. Juni 1991 — 1 S 2022/90 —, juris Rn. 19 (fir
Rolladen und Rolladenkéasten)

17 sofern der Austausch der zu DDR-Zeiten verlegten Betonplatten durch Betonverbundpflaster mit Natursteinvorsatz als
.Beschadigung” des Denkmalbereichs ,Burgergartenviertel* im Sinne von § 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA anzusehen sein sollte,
ware die Beklagte befugt gewesen, den Einbau denkmalvertraglichem Pflaster als ,Instandsetzung auf andere vorgeschriebene
Weise" anzuordnen. Sie hat sich indessen — als minus — dazu entschlossen, lediglich den Riickbau zu verfiigen und die
Neupflasterung einem noch durchzufihrenden denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren vorzubehalten. Damit soll dem
Klager die Wahlfreiheit hinsichtlich des zur Genehmigung vorzuschlagenden Natursteinpflasters gelassen werden (vgl. S. 7 des
Widerspruchsbescheids). Ob dieses Vorgehen von § 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA gedeckt ist, bedarf hier keiner Vertiefung. Es
lasst sich jedenfalls auf die im Widerspruchsbescheid ebenfalls genannte Generalklausel des § 4 Abs. 1 DenkmSchG LSA
stutzen. Danach treffen die Denkmalschutzbehdrden nach pflichtgemaRem Ermessen die Anordnungen, welche die
Durchfiihrung dieses Gesetzes gewahrleisten. Eine solche Erméchtigung umfasst die Befugnis, die Beseitigung einer nicht
genehmigten und nicht genehmigungsféhigen Beeintrachtigung eines Kulturdenkmals anzuordnen. (vgl. OVG LSA, Beschluss
vom 20.2.2008 — 2 L 192/07 —, VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 04.6.1991 — 1 S 2022/90 —-)

1% ygl. fur das Baurecht: OVG LSA, Beschluss vom 28. 1. 2019 — 2 M 128/18 —, juris LS 1, Rn. 11; OVG LSA, Beschluss vom
31.01. 2012 -2 M 194/11 —, juris LS 2, Rn. 6.

15 Sachsisches OVG, Urteil vom 27.09.2018 — 1 A 187/18 —, juris Rn. 12,
Seite 60 von 110



es durchzusetzen gilt.}’® Die Baueinstellungsverfligung setzt voraus, dass die Arbeiten noch
andauern.

Zu beachten ist dabei auch, dass bei Baudenkmalen oft nicht nur das AufRere, sondern ebenso das
Innere denkmalwurdig ist. Daher bedUrfen auch Maf3nahmen an Baudenkmalen, die nur das Innere
betreffen, der denkmalrechtlichen Uberprifung und Genehmigung.

Das VG Miinchen hatte zu Art. 15 Abs. 4 BayDSchG entschieden, dass grundsatzlich die
Wiederherstellungspflicht des ,urspriinglichen* Zustandes nach der Beseitigung eines Bau- oder
Bodendenkmals oder auch nach dem Untergehen der Denkmaleigenschaft infolge unsachgemanRer
Behandlung nur bedeuten kann, dass nur teilweise zerstorte Denkmaler rekonstruiert werden missen.
Ist ein Denkmal nicht mehr existent, das heil3t, seine Denkmaleigenschaft ist bereits untergegangen,
ist eine ,Erhaltung” im Sinne von Pflege, Instandhaltung und Instandsetzung begrifflich nicht mehr
moglich.'’” Die Rekonstruktion zerstorter Denkmaler gehort grundsatzlich nicht zur Denkmalpflege.?®
Das bedeutet, dass die Identitéat des Denkmals unter Erhaltung eines Mindestmalf3es an
Originalsubstanz der wesentlichen Teile erhalten geblieben sein muss und nur teilweise zerstorte
Denkmaler unter Beibehaltung ihrer Denkmaleigenschaft in Stand gesetzt werden kénnen. Soweit
zum Teil die Gesetzgeber der anderen Bundesléander und auch deren Obergerichte anderer
Auffassung sind,*”® kann dem jedenfalls fir Bayern aufgrund des Gesetzeswortlautes des Art. 15 Abs.
4 BayDSchG auch im Vergleich und in Gegeniberstellung zu Art. 15 Abs. 5 BayDSchG nicht gefolgt
werden.'® Im Gegensatz zu Art. 15 Abs. 4 BayDSchG, der ausdriicklich bestimmt, dass ,.... der
urspringliche Zustand wiederhergestellt wird, soweit dies noch moglich ist ...", kann auf der Basis von
Art. 15 Abs. 5 BayDSchG unter den dort genannten Voraussetzungen die Wiedergutmachung des
Schadens bis zu dessen vollem Umfang - und damit auch eine vollstandige Rekonstruktion - verlangt
werden. 18

Die Notwendigkeit von Teilrekonstruktionen unterliegt aus denkmalpflegerischer Sicht aber im
Grundsatz keinen Zweifeln. Es ist in der denkmalrechtlichen Rechtsprechung und Literatur allgemein
anerkannt, dass die denkmalrechtliche Pflicht zur Instandsetzung tber die bloRe Sicherung oder
Konservierung hinausgehen kann. Sie erfasst danach nicht nur die Reparatur beschadigter Teile,
sondern ausdriicklich auch den Austausch nicht reparabler Teile.'

Der Baustopp, die Instandsetzungspflicht und das Wiederherstellungsgebot kénnen mit Zwangsmitteln
durchgesetzt werden, siehe dazu Anmerkungen zu § 9 Abs. 6 DenkmSchG LSA.

8 10: Grenzen der Eingriffe in Kulturdenkmale

§ 10 DenkmSchG hat einen besonderen Stellenwert im Denkmalschutzgesetz, da hier die
Entscheidung Uber Eingriffe in Kulturdenkmale geregelt wird. Eingriffe in Kulturdenkmale sind
erhebliche Veranderungen in der Substanz oder Nutzung bis hin zur Zerstdrung.

176 Heinrich Risse, Vorsitzender Richter am OVG LSA, vhw-Seminar, ST193205, vom 24.10.2019, Seminarunterlage S.72.

17 OVG Thuringen, Urteil vom 01.09.2010 - 1 KO 832/06 -; Martin, Komm. zum BayDSchG, Verlag C.H. Beck 2019,
Art. 15 Abs. 4 Rn. 42/43.

178 a.A. die Gesetzgeber der anderen Bundeslander u.a. Oebbeke, Denkmalrekonstruktion aus rechtlicher Sicht, DOV 1989,
605; s. ferner Martin, Wiederherstellung von Denkmélern, online in DRD 5.2.5.

179 ygl. OVG Sachsen, Urteil vom 27.9.2018 - 1 A 187/18 - juris Rn. 82 — 89.

180 ygl. Martin/Krautzberger, Handbuch des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 3.Aufl., C.H.Beck 2010, Teil E IIl. 2
Rn. 102 bis 104.

181 yG Minchen, Urteil vom 15. Juli 2019 — M 8 K 18.1841 —; Vorstehende Entscheidung entspricht auch der Rechtsauffassung
zum DenkmSchG LSA, so auch Thiringer OVG, Urteil vom 01. September 2010 — 1 KO 832/06 —, juris LS 2.

182 Hamburgisches OVG, Urteil vom 12.09. 2019 — 3 Bf 177/16 —, juris Rn. 57 m. w. Rechtsprechung so zum Austausch
zahlreicher Teile des Fachwerkgefuges oder der Ausfachungen OVG Mdnster, Urt. v. 2.3.2018 — 10 A 1404/16 —, juris Rn. 46,

NVwZ-RR 2018, 678; zu der Erneuerung von Dach- und Fensterflachen bereits OVG Hamburg, Beschl. v. 6.12.2012, 2 Bf
133/11.Z, NordOR 2013, 369, juris Rn. 22; zu dem Austausch von Fenstern OVG Liineburg, Urteil vom 14.9.1994 — 1 L 5631/92
—, juris Rn. 25 ff, NVwZ-RR 1995, 316; im Ergebnis auch BVerwG, Urteil vom 21.4.2009 — 4 C 3.08 —, juris Rn. 11, BVerwGE
133, 347; OVG Koblenz, Urteil vom 19.5.2010 — 8 A 11378/09 —, juris Rn. 35, NVwWZ-RR 2010, 752; Martin, Bay. DSchG, 2019,
Art. 4 Rn. 90; Viebrock in: Viebrock u.a., Hess. Denkmalschutzrecht, 4. Aufl. 2018, 8 13 Rn. 6; Spennemann in:
Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 4. Aufl. 2017, Abschn. D Rn. 104; Davydov in: Davydov u.a., DSchG
NW, 6. Aufl. 2018, § 7 Rn. 7; Davydov in: Denkmalrecht BW, 2. Aufl. 2016, § 6 Rn. 3.
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§ 10 Abs. 1: Definition , Eingriff*

Eingriffe im Sinne dieses Gesetzes sind Veranderungen in der Substanz oder Nutzung von
Kulturdenkmalen, die deren Denkmalqualitat erheblich beeintrachtigen kénnen oder zur
Zerstorung eines Kulturdenkmals fuihren. Alle Eingriffe in ein Kulturdenkmal sind auf das
notwendige Mindestmal? zu beschranken.

Dieser Absatz definiert den Eingriff als ,erhebliche Beeintrachtigung” und setzt ihn damit von der
bloRen ,Verdnderung“ ab. Wahrend jede Verénderung eines Denkmals ohne Ricksicht auf ihre
Erheblichkeit die formelle Genehmigungspflicht nach § 14 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 auslést, ist der Begriff
des Eingriffs ausschlieBlich fur die materiellen Voraussetzungen und Folgen des § 10 von Bedeutung.

Fur Verdnderungen unter der Schwelle des Eingriffs gelten die allgemeinen Grundsétze der
Genehmigungsfahigkeit.

Als Eingriffe im Sinne dieses § 10 werden nur erhebliche Veranderungen definiert, die in die Substanz
oder Nutzung reichen und entweder die Denkmalqualitat erheblich beeintrachtigen oder sogar zur
Zerstorung des Denkmals fuhren. Fir solche gesteigerten Eingriffe, die zum Untergang der
Denkmaleigenschaft oder zur Zerstdérung fuhren, siehe 8 10 Abs. 6.

Eine erhebliche Beeintrachtigung der Denkmalqualitét eines Kulturdenkmals kann auch dadurch
stattfinden, dass in seiner Umgebung eine Anlage errichtet wird. In § 10 DenkmSchG LSA ist zwar der
Umgebungsschutz nicht (ausdrticklich) angesprochen. Der Gesetzgeber muss ein Kulturdenkmal aber
auch vor Beeintrachtigung durch Vorhaben in seiner Umgebung schiitzen; die Ziele des
Denkmalschutzes lassen sich nur erreichen, wenn auch das Eigentum in der Umgebung eines
Denkmals beschrankt wird.'® Dem entsprechend hat der Landesgesetzgeber in § 1 Abs. 1 Satz 2
DenkmSchG LSA die Umgebung eines Kulturdenkmals ebenso wie dessen Substanz unter Schutz
gestellt, so dass ein Eingriff in ein Kulturdenkmal im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA
auch dann vorliegen kann, wenn die Umgebung eines Denkmals verandert wird.8

Eine erhebliche Beeintrachtigung der Denkmalqualitat eines Kulturdenkmals im Sinne von § 10 Abs. 1
Satz 1 DenkmSchG LSA durch eine Veranderung seiner Umgebung, liegt zwar nicht schon dann vor,
wenn neue bauliche Anlagen in der Umgebung hinzukommen, die nicht véllig an das Denkmal
angepasst sind. Hinzutretende bauliche Anlagen missen sich aber an dem Maf3stab messen lassen,
den das Denkmal gesetzt hat und diirfen es nicht gleichsam erdriicken, verdrangen, Uberténen oder
die gebotene Achtung gegentiber den Werten aulRer Acht lassen, welche dieses Denkmal
verkorpert.'®® Denkmalschutz (Umgebungsschutz) bei der Immissionsschutzrechtliche Genehmigung
fur die Errichtung von Windenergieanlagen. '8

Zum Grundbegriff der Verénderung siehe die Erlauterung zu 8§ 14 Abs. 1. Erheblich sind nicht nur
massive Eingriffe etwa in die Substanz eines Gebaudes oder eines Bodendenkmals; es kommt nicht
auf einen bestimmten technischen Grad oder Kostenaufwand an, sondern es geniigt auch schon eine
scheinbar geringfiigige Einwirkung auf den ideellen Wert des Denkmals, um als ,Eingriff* definiert zu
werden. Auch z. B. bloRBe Einwirkungen auf die Oberflache eines Gemaldes, einen archaologischen
Fundzusammenhang, die Farbfassung einer Figur, die Anderung einer spezifischen Nutzung z. B. als
Kirche oder Bauernhaus beeintrachtigen die Denkmalqualitéat. Entscheidend ist die Beurteilung durch
die Fachbehorde.

Alle Eingriffe sind auf das notwendige Mindestmal} zu beschranken. Der Satz formuliert einen der
wichtigsten Grundsatze der Denkmalvertraglichkeit. Anders als es die Formulierung des Satzes 2
nahelegt, gilt dieser Grundsatz aber nicht nur fir Eingriffe im Sinne des Satzes 1, sondern fiir alle
Arten von Veranderungen und Einwirkungen auf Denkmale aller Art. Er ist deshalb entsprechend bei
der Beurteilung der Genehmigungsfahigkeit aller MaBnahmen nach § 14 zu Grunde zu legen.

Das Mindestmal bezieht sich auf den Umfang, die Intensitt und gegebenenfalls sogar auf die Dauer,
z. B. der Entfernung von Gegenstanden der Ausstattung eines Denkmals etwa fir eine Ausstellung.
Ausgeschlossen werden damit unnétige Eingriffe (z. B. schnell aufeinander folgende Restaurierungen
von Kirchen, Auswechslung noch funktionsfahiger Fenster und anderer Bauteile, baurechtlich nicht
zwingend erforderliche Brandschutzmal3nahmen). Das Mindestmal Giberschreiten oft
Runderneuerungen, sog. Totalsanierungen und Restaurierungen, wenn bloRe Konservierung

183 ygl. BVerwG, Urt. v. 21.04.2009 — BVerwG 4 C 3.08 —, BVerwGE 133, 347 [353], Rn. 14, m.w.N.
184 ygl. OVG LSA, Beschluss vom 05.3.2014 — 2 M 164/13 —, BauR 2015, 641 [642], juris Rn. 14.
18 OVG LSA, Urteil vom 12.10.2017 — 2 L 166/15 —, juris LS 2, Rn. 51.

18 vG Wiesbaden, Urteil vom 24. Juli 2020 — 4 K 2962/16.WI —, juris LS 7, Rn. 211.
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ausreichen wirde. Bewahrt werden sollen auch die Alterungsspuren (sog. Patina) eines Denkmals. Zu
weiteren Folgerungen aus dem Gebot der Denkmalvertraglichkeit. 8"

8 10 Abs. 2: Genehmigung von Eingriffen
Ein Eingriff in ein Kulturdenkmal ist zu genehmigen, wenn
1. der Eingriff aus nachgewiesenen wissenschaftlichen Griinden im 6éffentlichen Interesse liegt;
2. ein Uberwiegendes offentliches Interesse anderer Art den Eingriff verlangt oder

3. die unveranderte Erhaltung des Kulturdenkmals den Verpflichteten unzumutbar belastet.

Auch wenn Eingriffe ein Kulturdenkmal erheblich beeintrachtigen, so missen sie bei Vorliegen der
Voraussetzungen unter bestimmten Bedingungen nach Mal3gabe von § 10 Abs. 2 - 6 DenkmSchG
LSA genehmigt werden. Es genlgt, dass nach einer der drei Alternativen der Eingriff zu genehmigen
ist. Es handelt sich um eine gebundene Entscheidung, fir Ermessenserwagungen ist kein Raum. Bei
Vorliegen eines mdglichen Genehmigungsanspruchs nach Abs. 2 ist zu priifen, ob diesem
Uberwiegende Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege nach Abs. 3 oder die
Mdglichkeit der Erhaltung nach Abs. 6 entgegenstehen. Insoweit ist Abs. 2 eingeschrankt durch die
Bestimmungen der Absatze 3 und 6.

§ 10 Abs. 2 Nr. 1: Eingriffe aus wissenschaftlichen Grinden im 6ffentlichen
Interesse

1. der Eingriff aus nachgewiesenen wissenschatftlichen Griinden im 6éffentlichen Interesse liegt;

Wissenschattliche Griinde liegen vor, wenn eine Sache fir die Wissenschaft oder fur einen
Wissenschaftszweig von Bedeutung ist. Nach Nr. 1 entféllt die materiellrechtliche Erhaltungspflicht
nach § 9 DenkmSchG, soweit ein Eingriff aus wissenschaftlichen Griinden im 6ffentlichen Interesse
liegt. Vorrangig gilt dies fur archéologische Kulturdenkmale: Sollen sie aus einem wissenschaftlichen
und offentlichen Interesse ausgegraben werden, so muss in Kauf genommen werden, dass sie
dadurch weitgehend zerstort werden. Andererseits existieren sie in Form der magazinierten Funde
sowie der Dokumentationen und Publikationen weiter. Da der materielle Erhalt von Kulturdenkmalen
aber stets Vorrang hat, missen die beantragten Eingriffe aus wissenschaftlichen Griinden stets im
offentlichen Interesse liegen. Das wissenschaftliche Interesse allein, z.B. aus privatem
Forschungsinteresse, rechtfertigt keinen Eingriff. Die wissenschaftlichen Griinde und das aus dem
eingriff resultierende 6ffentliche Interesse miissen vom Antragsteller glaubhaft gemacht und
Uberzeugend dargelegt werden.

Im Umgang mit Baudenkmalen kommt die Zerstérung aus wissenschaftlichen Griinden grundsatzlich
nicht (mehr) in Betracht. Eine friiher gelibte Praxis, beispielsweise jingere Wandmalereien zu
zerstoren, um altere Zeitschichten aufzudecken, widerspricht den Artikeln der Charta von Venedig.

Entscheidend ist in jedem Einzelfall, ob das wissenschaftliche Interesse das Interesse an der
unveranderten Erhaltung Uberwiegt. Der Eingriff muss zum gegenwartigen Zeitpunkt so viel an
Erkenntnissen erwarten lassen, dass sich die Preisgabe des Kulturdenkmals oder von Teilen des
Kulturdenkmals derzeit verantworten lasst. Bei der Entscheidung Uber diese Frage steht den
Denkmalbehérden ein Ermessensspielraum zu.

§ 10 Abs. 2 Nr. 2: Uberwiegendes 6ffentliches Interesse anderer Art
2. ein Uberwiegendes 6ffentliches Interesse anderer Art den Eingriff verlangt oder

Ein Eingriff in ein Kulturdenkmal ist zu genehmigen, wenn im konkreten Einzelfall ein Gberwiegendes
offentliches Interesse von anderer als denkmalpflegerischer oder denkmalschutzrechtlicher Art diesen
erfordert.

Als entgegenstehende offentliche Interessen kommen nach der Gesetzeslage in Sachsen-Anhalt vor
allem alle diejenigen in Betracht, die in entsprechenden Gesetzen Eingang gefunden haben.
Insbesondere sind dies Belange:

— der Raumordnung und Landesplanung,
— der Agrarstruktur und der Landwirtschatft,

187 siehe Martin/ Ahrensdorf/ Flugel, Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, 10, Erl. 2.2, m. w. N.
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— des Verkehrs,

— der offentlichen Sicherheit und Ordnung,

— der Wasserwirtschaft,

— der Energieversorgung,

— des Umweltschutzes, des Klimaschutzes, alternativen Energieerzeugung (Art. 20a GG)
— der Energieeinsparung und energetischen Ertiichtigung
— der Wirtschaftsstandortentwicklung,

— des Stadtebaus und der Stadtentwicklung,

— der offentlichen Sicherheit und Ordnung,

— des Wohnungsbaus, oder

— andere kulturelle Belange.

Eine feststehende und abschlieRende Aufzahlung offentlicher Interessen gibt es nicht. Es kommen nur
grundsticksbezogene Belange in Betracht, da das Denkmalrecht anlagenbezogen ist. Subjektive
(personenbezogene) Belange sind hier nicht zu berticksichtigen.!® Im Rahmen des Nr. 2 DenkmSchG
LSA ist eine Abwéagungsentscheidung vorzunehmen. Danach sind die konkurrierenden Belange nach
ihrem Gewicht unter Beriicksichtigung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes zu einem gerechten
Ausgleich zu bringen und abzuwégen. Der Berucksichtigung der Nutzerbedurfnisse soll bei der
Abwagung Aufmerksamkeit beigemessen werden. Daraus folgt immer eine Abwagung
konkurrierender Belange und eine entsprechende Entscheidung aus diesem Abwagungsvorgang mit
einer entsprechenden Begrindung.

Methodisch sind zugunsten der Erhaltung des Kulturdenkmals die unter § 2 DenkmSchG LSA
gesammelten Gesichtspunkte und der daraus resultierende denkmalpflegerische Wert zu
berucksichtigen. Dem sind die entgegenstehenden 6ffentlichen Belange nach ihrem Gewicht
gegeniiberzustellen. Aus dieser Gegenliberstellung ist am konkreten Objekt zu bestimmen, welche
Belange das Ubergewicht bei welchen Folgewirkungen besitzen.

Feststehende Entscheidungsvorgaben kénnen nicht erteilt werden, da jeder Einzelfall anders geartet
ist. Entscheidend ist nicht unbedingt die Anzahl der aufgelisteten Belange, sondern ihre Wertigkeit. Als
generelle Tendenz kann nur formuliert werden, dass, je hoher der einzelne denkmalpflegerische Rang
des konkreten Kulturdenkmals ist, umso héher muss die Bedeutung der entgegenstehenden
Interessen sein, um sich in der Abwéagung zuungunsten der Erhaltung des Kulturdenkmals
niederschlagen zu kénnen.

Gemal § 26 Abs. 2 VWVG LSA soll der Antragsteller bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken,
also der Denkmalschutzbehdrde den mit seinem Vorhaben erstrebten Zweck darlegen und ggf. die
Grinde nennen, die ein 6ffentliches Interesse an dem Eingriff begriinden kénnen. Bei dem
Abwagungsprozess nach § 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA sind nur 6ffentliche Interessen von
Bedeutung; private Interessen sind bei dieser Entscheidung unbeachtlich, soweit sie nicht mit
offentlichen Interessen in Beziehung stehen. ¥ Ein behordliches Ermessen raumt die Vorschrift nicht
ein. Das ergibt sich schon aus ihrem Wortlaut. Zu den haufig auftretenden Verfahren betreffend
Photovoltaikanlagen auf Dachflachen lasst sich ganz allgemein sagen: Es spricht gegen die
Vorrangigkeit des Staatsziels ,Umweltschutz* gegentiber dem ebenfalls verfassungsrechtlich
verankerten Denkmalschutz die Tatsache, dass denkmalgeschiitzte Gebaude lediglich ca. 3% des
gesamten Baubestands in der Bundesrepublik Deutschland ausmachen.**° Fir die Umsetzung der
Klimaziele haben deshalb Sonnenkollektoren auf Dachern denkmalgeschiitzter Gebaude kein
erhebliches Gewicht.'®! In jedem Fall ist aber auch hier immer eine Einzelfallabwagung
durchzuflihren.

188 G Halle, Urteil vom 22.9.2015 — 2 A 115/14 — n.v., zum Kiinstlerhaus Bollberger Weg in Halle (Saale).

1% Griinde des Brandschutzes kénnen das Interesse am Erhalt eines Denkmals (iberwiegen, mit der Folge, dass eine
Abrisserlaubnis nach § 9 Abs. 2 Buchstabe b DSchG (DSchG NW) zu erteilen ist (OVG NRW, Urteil vom 21.12.1995 — 10 A
1891/93 —, juris LS 3).

1% ygl. Davydov in Davydov/Hones/Otten/Ringbeck, Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, 3. Aufl. 2012, § 9 Anm. 6.5.

%1 Grundsatz, vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 16.8.2011 — 8 A 10590/11 — juris Rn. 16; OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss
vom 16.8.2011 — 8 A 10590/11 —, juris Rn. 12 ff.
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8 10 Abs. 2 Nr. 3: Unzumutbarkeit der unveradnderten Erhaltung in Verbindung
mit wirtschaftlicher Unzumutbarkeit

3. die unveranderte Erhaltung des Kulturdenkmals den Verpflichteten unzumutbar belastet.

Fur die Frage, ob die Erhaltung eines Denkmals dem Eigentiimer wirtschaftlich zumutbar ist, ist in
erster Linie von Bedeutung, ob dem Eigentiimer — ungeachtet finanzieller Folgelasten — Giberhaupt
angesonnen werden darf, das Kulturdenkmal in seiner Substanz zu erhalten. Das ist zu verneinen,
wenn er es nicht mehr sinnvoll nutzen kann, weil es ,nur noch Denkmal* ist und damit ausschlief3lich
dem Wohl der Allgemeinheit dient. Im Ubrigen ist die Zumutbarkeit anhand eines Vergleichs der
voraussichtlichen Investitions- und Bewirtschaftungskosten sowie der moglichen Nutzungsertrége zu
beurteilen. Dabei kommt es nicht auf die subjektiven wirtschaftlichen Verhaltnisse des betroffenen
Eigentimers an, sondern auf eine objektive Wirtschaftlichkeitsberechnung in Bezug auf das
Schutzobjekt.9

Privatpersonen

Nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA ist ein Eingriff in ein Kulturdenkmal zu genehmigen, wenn
die unveranderte Erhaltung des Kulturdenkmals den Verpflichteten unzumutbar belastet. Diese
Regelung findet ihren rechtlichen Grund darin, dass die verfassungsrechtliche Gewahrleistung des
Eigentums in Art. 14 Abs. 1 GG Beschrankungen der grundsatzlichen Verfigungsbefugnis und
Nutzungsberechtigung des privaten Eigentiimers eines Kulturdenkmals als Inhaltsbestimmung (Art.
14 Abs. 1 Satz 2 GG) und unter Beachtung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit erlaubt.*%

Gemal § 10 Abs. 4 Satz 1 DenkmSchG LSA kénnen Erhaltungsmafinahmen nicht verlangt werden,
wenn die Erhaltung den Verpflichteten unzumutbar belastet. § 10 Abs. 4 Satz 2 DenkmSchG LSA
definiert, wann dem Verpflichteten die Erhaltung eines Kulturdenkmals wirtschaftlich nicht zumutbar
ist.2* Unzumutbar ist eine wirtschaftliche Belastung insbesondere dann, wenn die Kosten der
Erhaltung nicht durch die Ertrage oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals aufgewogen und
andere Einklnfte des Verpflichteten nicht herangezogen werden kénnen (8 10 Abs. 4 Satz 2
DenkmSchG LSA). Fur die Frage, ob die Erhaltung eines Denkmals dem Eigentiimer wirtschaftlich
zumutbar ist, ist in erster Linie von Bedeutung, ob dem Eigentiimer — ungeachtet finanzieller
Folgelasten — tiberhaupt angesonnen werden darf, das Kulturdenkmal in seiner Substanz zu erhalten.
Das ist zu verneinen, wenn er es nicht mehr sinnvoll nutzen kann, weil es ,nur noch Denkmal® ist und
damit ausschlieRlich dem Wohl der Allgemeinheit dient.%

Fur die Frage, ob die Erhaltung eines Denkmals dem Eigentiimer wirtschaftlich zumutbar ist, ist
grundsatzlich ein Vergleich der voraussichtlichen Investitions- und Bewirtschaftungskosten mit den
mdglichen Nutzungsertrdgen maf3geblich. Dabei kommt es nicht auf die subjektiven wirtschaftlichen
Verhaltnisse des betroffenen Eigentimers an. Die Frage der wirtschaftlichen Vertretbarkeit ist
vielmehr objektbezogen zu beantworten.%

Die Erhaltung eines Denkmals ist fur den Eigentimer im Allgemeinen wirtschaftlich unzumutbar, wenn
er das Kulturdenkmal auf Dauer nicht aus den Ertragen des Objekts finanzieren kann, wenn sich das
Kulturdenkmal also auf Dauer nicht "selbst tragt". Denn der Eigentiimer darf zwar im 6ffentlichen
Interesse an der Erhaltung des kulturellen Erbes in seiner Eigentumsnutzung bis zu einem gewissen
Grade eingeschrankt werden, nicht aber gezwungen werden, dauerhaft defizitar zu wirtschaften. %7

Wirtschaftliche Belastungen, die lediglich das Spiegelbild vorausgegangener Verletzungen
denkmalrechtlicher Pflichten darstellen, sind in die Wirtschaftlichkeitsrechnung allerdings nicht
einzustellen; denn sonst kdnnte der Denkmaleigentiimer bei hinreichend langer Vernachlassigung des
Denkmals regelmaRig die Zuriicknahme oder vollige Aufgabe des Denkmalschutzes erzwingen. Dem
tréagt 8 10 Abs. 5 Satz 3 Rechnung, der bestimmt, dass sich der Verpflichtete nicht auf die Belastung
durch erhdhte Erhaltungsmafnahmen berufen kann, die dadurch verursacht wurden, dass

%2 OVG LSA, Beschluss vom 22.02.2005 — 2 L 23/02 —.

1% OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 51f., VG Halle, Urteil vom 11.6.2014 — 2 A 10/14 HAL —, n. v., zur
Trillerei, Sangerhausen.

1% OVG LSA, Urteil vom 16.6.2010 — 2 L 292/08 —, juris Rn. 56, MITGAS-Entscheidung.
1% vgl. OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 93.

1% vgl. OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 93; OVG NRW, Urteil vom 13.9.2013 — 10 A 1069/12 —, juris
Rn. 38.

197 vgl. OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 93; OVG NRW, Urteil vom 13.9.2013 — 10 A 1069/12 — juris
Rn. 33; OVG NRW, Urteil vom 20.3.2009 — 10 A 1406/08 —.
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ErhaltungsmaRnahmen diesem Gesetz oder sonstigem offentlichen Recht zuwider unterblieben
sind.1%

Juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts

Eigentiimer oder Verfiigungsberechtigte, die dem offentlichen Recht unterstehen, kénnen die
wirtschaftliche Unzumutbarkeit der Erhaltung eines Kulturdenkmales nicht reklamieren.*®

Allerdings darf ein 6ffentlich-rechtlicher Denkmaleigentiimer nicht seine eigentliche Aufgabenerfillung
vernachlassigen, um mit Haushaltsmitteln die Erhaltung eines Kulturdenkmals zu gewahrleisten.?%
Die finanzielle Leistungsfahigkeit einer Kommune ist also beim Abwagungsprozess der
Genehmigungsbehérden mit zu beriicksichtigen.20t

Fir archéologische Kulturdenkmale, die nicht mit Baudenkmalen verbunden sind, gilt dass der
unveranderte Erhalt dem Eigentiimer grundsatzlich zugemutet werden kann, da in der Regel keine
kostenintensiven Erhaltungsmaflinahmen notwendig sind.

§ 10 Abs. 3: Vorrang der Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege

Sind als Folge eines Eingriffes erhebliche Beeintrachtigungen eines Kulturdenkmals im Sinne
des Absatzes 1 zu erwarten, so ist der Eingriff unzulassig, wenn bei der Abwagung aller
Anforderungen die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege vorgehen.

Auch beim Uberwiegen anderer 6ffentlicher Belange ist die Genehmigung nicht entbehrlich. Selbst
wenn ein Denkmal aus nicht nur Uberwiegenden, sondern sogar aus zwingenden Griinden zerstort
oder weggenommen werden muss, ist dies nur nach Genehmigung zulassig, § 14 Abs. 10 (siehe
dort).

Beim Uberwiegen der Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege gegeniiber anderen
offentlichen Belangen und/oder gegenlber privaten Belangen (insbesondere bei behaupteter
Unzumutbarkeit) erklart Absatz 3 einen Eingriff fir unzuldssig, wenn als Folge erhebliche
Beeintrachtigungen eines Denkmals im Sinne des Absatz 1 zu erwarten sind. Auch hier ist eine
Abwagungsentscheidung vorzunehmen. Eine erhebliche Beeintrachtigung des Denkmals kommt u.a.
dann in Betracht, wenn die Schutzwiirdigkeit des Denkmals als besonders hoch zu bewerten ist.2%

1% OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 93; OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —, juris Rn. 83.

1% Der ... kommunale(n) Gebietskdrperschaft steht der Grundrechtsschutz des Eigentums jedoch nicht zur Seite, weil sie sich
als juristische Person des 6ffentlichen Rechts nicht in der grundrechtstypischen Geféhrdungslage befindet, die Art. 14 Abs. 1
GG voraussetzt.” Vgl. BVerfG, Beschluss vom 08. Juli 1982 — 2 BvR 1187/80 —, BVerfGE 61, 82; BVerwG Urt. v. 01. Juli 1988 —
4 C 15/85 —, NVwZ 1989, 247 [249].

20 Daher ist es schon fraglich, ob die Klagerin als kommunale Gebietskérperschaft sich auf einen Anspruch auf Erteilung einer
Abrissgenehmigung fiir ein ihr gehdrendes Kulturdenkmal gem. § 10 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA berufen kann. ... Die
Erhaltungspflicht trifft die kommunalen Gebietskorperschaften jedoch nicht uneingeschrankt. Unter Beriicksichtigung der
Staatszielbestimmung des Art. 36 Abs. 4 LVerf hat die Denkmalschutzbehdrde, wenn ein Kulturdenkmal im Eigentum einer
kommunalen Gebietskérperschaft steht, die wohlverstandenen Belange dieser Kdrperschaft im Rahmen der
Selbstverwaltungsgarantie, insbesondere die kommunale Finanzhoheit (Art. 87 Abs. 1, 2 Abs. 3 LVerf.), zu beachten. Eine
Verletzung derselben ist anzunehmen, wenn die durch die Aufgaben des Denkmalschutzes verursachte Bindung von
Haushaltsmitteln bei einer kommunalen Gebietskorperschaft dazu fiihrt, dass sie ihre eigenen Aufgaben nicht mehr erfillen
kann (OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 58 mit Verweis auf Sachsische OVG, Urteil vom 17.4.2016 — 1 A
265/14 —, juris Rn. 18; ThirOVG, Urteil vom 16.2.2008 — 1 KO 717/06 -, BeckRS 2008, 3870; VGH Baden- Wirttemberg, Urteil
vom 10.10.1989 — 1 S 376/88 —, NVwZ 1990, 586, fir das jeweilige Landesrecht).

Zunachst hatte das OVG LSA eine andere Rechtsposition vertreten, wonach gelten sollte: ,Fur die wirtschaftliche Zumutbarkeit
von Erhaltungsmafinahmen an einem Denkmal gelten fir juristische Personen des 6ffentlichen Rechts — unabhéngig davon, ob
sie sich auf den Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG berufen kénnen — die gleichen Mal3stabe wie fiir private Eigentumer. Juristischen
Personen des 6ffentlichen Rechts haben also keine besondere, Uber die privaten Eigentimerpflichten hinausgehende Pflicht
zur Erhaltung von Baudenkmalen.” Diese Rechtsposition hat das OVG LSA mit dem v. g. Urteil vom 18.8.2016 wieder
aufgegeben (OVG LSA, Beschluss vom 29.1.2008 — 2 M 358/07 —).

21 sachsischen Gemeinden obliegt im Vergleich zu privaten Eigentimern eine gesteigerte denkmalrechtliche Erhaltungspflicht,
da sie Kulturdenkmale nicht nur "im Rahmen des Zumutbaren" (§ 8 Abs 1 SachsDSchG), sondern "im Rahmen ihrer
Leistungsfahigkeit" (8 1 Abs. 2 Satz 1 SachsDSchG) zu schiitzen und zu pflegen haben. Die denkmalrechtliche
Erhaltungspflicht findet fur einen privaten Eigentiimer im Hinblick auf die durch das Denkmalschutzgesetz erfolgte Inhalts- und
Schrankenbestimmung des Eigentums im Sinne von Art. 14 Abs 1 Satz 2 GG, Art. 31 Abs. 1 Satz 2 SachsVerf ihre Grenze im
Grundsatz der VerhéltnismaRigkeit (Sachsisches OVG, Urteil vom 24.9.2015 — 1 A 467/13 — mit Verweis auf: BVerfG, Beschl. v.
19.11.2014, - 2 BvL 2/13 -, SéchsVBI 2015, 58, 63).

22 ygl. zum Ganzen: OVG LSA, Beschluss vom 21.04.2015 — 2 M 12/15 —, juris Rn. 20, BRS 83 Nr. 132.
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8§ 10 Abs. 4:

ErhaltungsmaRnahmen kdnnen nicht verlangt werden, wenn die Erhaltung den Verpflichteten

unzumutbar belastet. Unzumutbar ist eine wirtschaftliche Belastung insbesondere dann, wenn
die Kosten der Erhaltung nicht durch die Ertrage oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals
aufgewogen und andere Einkiinfte des Verpflichteten nicht herangezogen werden kénnen.

Zumutbar ist das vom DenkmSchG verlangte Verhalten dann, wenn eine Abwégung aller
einschlagigen individuellen Gesichtspunkte unter Beriicksichtigung der objektiven Lage und unter
Berucksichtigung des Verfassungsgrundsatzes der Sozialbindung des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 Satz
1GG) ergibt, dass ein solches Verhalten in Fallen dieser Art billigerweise verlangt werden kann. Fir
die Frage, ob die Erhaltung eines Denkmals dem Eigentiimer wirtschaftlich zumutbar ist, ist
grundsatzlich ein Vergleich der voraussichtlichen Investitions- und Bewirtschaftungskosten mit den
mdglichen Nutzungsertragen mafgeblich. Dabei kommt es nicht auf die subjektiven wirtschaftlichen
Verhaltnisse des betroffenen Eigentimers an. Die Frage der wirtschaftlichen Vertretbarkeit ist
vielmehr objektbezogen zu beantworten.?%

Grundfragen der Zumutbarkeit

Das Denkmalrecht ist nur teilweise vom Prinzip der Zumutbarkeit als Grenze vieler denkmalrechtlicher
Pflichten gekennzeichnet. Dies gilt z. B. fur den Bereich der denkmalrechtlichen Erhaltungspflichten
des § 9 Abs. 1 und 2, die Genehmigungsfahigkeit nach § 10 Abs. 2 Nr. 3, die Gewéhrung von
Zuwendungen nach § 20 Abs. 2 und den Ausgleichsanspruch nach § 19 Abs. 4. Insbesondere gilt die
Pflicht zur Erhaltung nur, soweit die Zumutbarkeit reicht (§ 10 Abs. 4). Fehlt sie und lasst sie sich im
Einzelfall auch nicht herbeifiihren, entfallt die Erhaltungspflicht insoweit, gegebenenfalls also auch
partiell.

Das Schlagwort von der Zumutbarkeit beherrscht die denkmalrechtliche Diskussion der jiingsten Zeit.
Insbesondere der Beschluss des BVerfG vom 2. 3. 19992%, hat eine Vielzahl von Reaktionen in der
Literatur ausgelost; die Unterschiede des Schrifttums in Begriindungen und Folgerungen scheinen auf
eine gewisse Vieldeutigkeit der Entscheidung des Gerichts zu § 13 des rheinland-pfélzischen DSchG
zurlickzugehen: Interessengruppen und Interessenvertretungen ziehen aus dem Beschluss jeweils
ihnen passende Argumente, wie Gerichte damit nach Belieben verfahren. Bisher hat tibrigens die
Diskussion um die Reichweite des Eigentumsgrundrechts und die daraus abgeleitete Zumutbarkeit
das Bau- und Sicherheitsrecht noch nicht erfasst.

In der deutschen Gesetzessprache gibt es keinen einheitlichen Begriff der ,Zumutbarkeit“. Der
gebotenen Differenzierung der Rechtslage nach dem unterschiedlichen Wortlaut der Gesetze wird es
nicht gerecht, z. B. die Zumutbarkeit des Denkmalrechts mit der fehlenden Wirtschaftlichkeit nach
BauGB gleichzusetzen, wie dies kurzerhand z. B. der BWVGH tut.?® Nicht ausreichend ist es ferner,
nur vorgeblich ,,objektive” Umsténde eines Denkmals zur Beurteilung der Zumutbarkeit heranzuziehen.
Manchen Gerichten und Stimmen in der Literatur ist entgegenzuhalten, dass sie den auch im
genannten Beschluss des BVerfG herausgehobenen hervorragenden Rang des Denkmalschutzes als
oOffentlichen Belang nicht respektieren und es versaumen, alle rechtlichen Moglichkeiten zur Erhaltung
der Denkmale auszuschépfen.

Die Frage gibt zu manchen Missverstandnissen Anlass, ob es fiir die Zumutbarkeit nur auf objektive,
oder auch auf subjektive Umstande ankommen kann. Immer wieder wird argumentiert, vom
Denkmaleigentiimer kdnne kein ,Mazenatentum verlangt werden“2% er miisse nicht fur die Erhaltung
,ZuschieBen“.?" Dies kann allerdings nicht bei einem freiwilligen Engagement gelten oder wenn
entsprechende Pflichten z. B. nach Baurecht bestehen. Beispiele: Vermégende Person kauft kaum
nutzbares Haus, bei dessen Instandsetzung hoher denkmalpflegerischer Aufwand anfallt, die
Ausgaben fur dieses ,Hobby" sind dieser Person weitgehend auch bei fehlender Wirtschaftlichkeit
zumutbar. Dasselbe gilt, wenn jemand ,sehenden Auges” ein instandsetzungsbedurftiges Denkmal
kauft; er kann sich wegen der Instandsetzungskosten nicht auf Unzumutbarkeit berufen. Auch kénnen
in einer Genehmigung auferlegte Belastungen z. B. fur teuren, restauratorischen Mehraufwand zwar
scheinbar unwirtschatftlich sein, gleichwohl kdnnen subjektive Umsténde wie z. B. das private
Nutzungsinteresse, Zugang zu gunstigen Finanzquellen, staatlichen Férderprogrammen und
individuelle steuerliche Mdglichkeiten dies korrigieren (z. B. Falle der Herbeifihrung der

23 ygl. FuBnote 171, OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, a.a.0. Rn. 93.
204 BVerfG, Beschluss vom 02.3.1999 — 1 BvL 7/91 —; BVerfGE 100, 226-248.

25 VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 11.11.1999 — 1 S 413/99 —; ahnlich Gatz in ZAP Nr. 3 vom 11. 2. 1998 Fach 19, S. 387
ff., 388.

26 Moench/Schmidt, Die Freiheit der Baugestaltung, S. 97.
27 BGH, Urteil vom 08.6.1978 — lll ZR 161/76 —, juris Rn. 31, BGHZ 72, 220.
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Zumutbarkeit). Offensichtlich missen also bei der Prifung der Zumutbarkeit objektive und subjektive
Umsténde einflieRen.?%

Umsténde des Objektes

Zunachst ist eine sog. ,individualisierende, konkret-objektbezogene Betrachtung geboten.?% Diese
erschopft sich allerdings nicht in der Feststellung des rechnerischen Nutzwertes, sondern kann auch
Zustand, Bedeutung und o6ffentliches Interesse umfassen.

» Wirtschaftlichkeit* und Kostengruppen

Die Wirtschaftlichkeit ist ein wichtiger, aber nicht der entscheidende Faktor bei der Zumutbarkeit. Eine
Reihe von Kostengruppen ist wegen der vielfach verkannten Besonderheiten des Denkmalrechts aus
der Wirtschaftlichkeitsberechnung herauszunehmen. Vorab ist bei jeder Nutzwert- und
Wirtschaftlichkeitsberechnung zu beachten, dass zumindest Grundleistungen der Erhaltung auf
eigene Rechnung zu erbringen sind.?*° Dies ist vor allem fir alle Pflege, den Ublichen Bauunterhalt
und fur kleinere MaBnahmen und Notreparaturen anzunehmen. Die Pflichtigen kdnnen sich auch nicht
auf erhdhte Belastungen berufen, die durch das frihere Versdumen der Pflege und des Bauunterhalts
und die damit aufgelaufenen Kosten entstanden sind.?'* Ohne Ruicksicht auf Zumutbarkeit sind ferner
die Kosten selbst zu tragen, die nach Anforderungen des Bau- und Sicherheitsrechts entstehen.?*?
Ferner ist bei der Rechnung zu beachten, dass nicht von den Gesamtkosten eines Vorhabens,
sondern ausschlie3lich von dem dabei unbedingt entstehenden denkmalpflegerischen Mehraufwand
auszugehen ist,?'® denn die Zumutbarkeitsprifung will den Pflichtigen nur vor den besonderen
Belastungen des DenkmSchG bewahren, ihn jedoch nicht gegeniiber dem ,normalen Eigentiimer
privilegieren“.?** Erst nach all diesen Abzuigen ist zu ermitteln, ob die Tragung der Restkosten unter
Berucksichtigung der Umstande, welche die Zumutbarkeit herbeifiihren kénnen ,in einem anhaltenden
Missverhaltnis zum realisierbaren Nutzwert fiir den Eigentimer steht*, 21

Die Il. Berechnungsverordnung kann nur eingeschrankt herangezogen werden,?¢ da sie eigentlich nur
pauschalierend zur Feststellung der Kostenmiete im 6ffentlich geférderten Wohnungsbau dienen soll
und die Besonderheiten des Denkmalrechts (z. B. die Wertverhéaltnisse, die Kompensationen — siehe
hierzu unten —, und die Sozialbindung mit der Reduktion der Gewinnerwartungen) nicht beriicksichtigt.
Eine seridse Einzelfallprifung setzt somit das Vorliegen

1. eines an den Notwendigkeiten orientierten angemessenen denkmalvertraglichen Gesamtkonzeptes
fur das Vorhaben und die kiinftige Nutzung,

2. die bau- und denkmalrechtliche Zulassigkeit sowie

3. eine darauf aufbauende wirtschaftliche Gesamtrechnung voraus. Bei letzterer ist zudem zu
differenzieren nach den konkreten auf Grund des DenkmSchG gestellten Anforderungen:
Abbruchverbot mit dem damit verbundenen Anspruch auf Erhaltung des Denkmals; absolutes oder
eingeschranktes Veranderungsverbot; absolutes oder eingeschranktes Nutzungsverbot; konkrete
Auferlegung eines UbermaRigen Erhaltungsaufwandes usw. Ein zuséatzliches Korrektiv kann sich
schlieR3lich aus der auch vom BVerfG mitgetragenen Rechtsprechung zur Sozialbindung ergeben:
Berlicksichtigt werden die Interessen eines als Leitbild gedachten verniinftigen und einsichtigen
Eigentimers, der auch das Gemeinwohl nicht aus den Augen verliert und deshalb bereits von sich aus
auf bestimmte Nutzungen verzichten wiirde.?*’ Die Gerichte haben auch bei ,armen Leuten® und
schwierigen Verhaltnissen nur selten die Unzumutbarkeit der Erhaltung von Denkmalen angenommen.

28 Zum Meinungsstand ausfihrlich Eberl/Martin/Petzet, BayDSchG Art 4 Erl. 10 ff.
2% Moench/Schmidt, a. a. O., S. 96.

20 gindeutig in diesem Sinne BGH vom 8. 6. 1978, BGHZ 72, 211, 218, BayVerfGH vom 15. 5. 1981, BayVBI. 1981, 429,
BayObLG vom 21. 11. 1987, DOV 1988 S. 429.

21 HessVGH vom 17. 5. 1990, EzD 2.2.5 Nr. 1; zustimmend Moench/Schmidt, a. a. O., S. 96, Gatz, a. a. O., S. 389.

22 7 B. Absturzgefahr von Fassadenteilen, Brand-, Verunstaltungs- und Immissionsschutz; siehe auch BVerwG vom 11.4.1989,
Entscheidungen zum Denkmalrecht 5.1 Nr. 2.

213 hierzu Martin/Viebrock/Bielfeldt, Handbuch, Kennzahl 81.03 und unten Teil V/1.
214 Moench/Schmidt, a. a. O., S. 98 f. mit Nachweisen.

25 50 BGH vom 25. 5. 1971, a. a. O., S. 221, ahnlich die gesamte Rechtsprechung zu Erhaltungsanordnungen,
Abbruchverboten und Entschadigungsfragen.

26 anders Gatz, a. a. O., S. 390.
27 BGH vom 26. 1. 1984, BayVBI. 1985 S. 219, 221
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Einzelfalle zur Wirtschaftlichkeit:?8

Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 2. 3. 1999 ausgefiuihrt, dass ein Beseitigungsverbot die
bestehende Nutzung eines Baudenkmals nicht einschrankt. Angesichts des hohen Rangs des
Denkmalschutzes misse der Eigentimer es grundséatzlich hinnehmen, dass ihm eine rentablere
Nutzung verwehrt wird, da Art. 14 GG nicht die eintraglichste Nutzung schuitzt.?*® Anders liege es,
wenn im Ausnahmefall keinerlei sinnvolle Nutzungsméglichkeit mehr bestehe, auch ein dem
Denkmalschutz aufgeschlossener Eigentimer keinen verniinftigen Gebrauch von dem Denkmal
machen, es auch nicht verduBern kénne und damit die Privatniitzigkeit nahezu vollstéandig beseitigt
werde. Zu dem streitgegenstandlichen Denkmal hat sich das BVerfG nicht geauf3ert!

Weitere Einzelfalle: Versagung einer Abbruchgenehmigung mit damit verbundenem Erhaltungsgebot
kann unzumutbar sein, wenn das Grundstiick so wertlos wird, dass damit praktisch ein
VerauRerungsverbot bewirkt wird??’; Versagung der Abbruchgenehmigung nicht unzumutbar bei
Wertminderung des Grundstiicks durch das zu erhaltende Baudenkmal um 55 000,— DM?%;
Versagung der Abbruchgenehmigung gegeniiber unvermégendem Eigentimer kann zumutbar sein
bei Verkaufsmaglichkeit an erhaltungswilligen Interessenten???; Versagung der Abbruchgenehmigung
nicht unzumutbar bei Nutzungsmdglichkeit??*; Versagung einer Nutzungsanderung durch
zwangsweise Begriindung eines Nutzungsverhéltnisses fiir ein Museum.?** Auch Reparaturen bis zur
Wiederherstellung der urspriinglichen Gestaltungselemente mit einem Kostenaufwand im Einzelfall bis
zu 250 000,— DM konnten entschadigungslos verlangt werden bei Vorliegen einer Gefahr oder einer
Verunstaltung.?®

Abwegig ist jedenfalls die Annahme einer Automatik in dem Sinne, dass ein Denkmal zerstort werden
durfte, wenn die Eigentumsverhaltnisse nicht geklart sind, wenn Eigentiimer ohne Vermdégen oder
durch andere Verpflichtungen gebunden sind, oder die Ertrage des Denkmals die Kosten nicht voll
decken.??® Ebenso wenig ist bei sog. ,Nur-Denkmalen*“ (Ruinen, Festungsanlagen, Parks, leer
stehende oder funktionslose Geb&aude oder Grundstiicke, Funde, unbrauchbare
Sammlungsgegenstéande) im Hinblick auf Folgekosten, eine generelle Freigabe zur Zerstdrung
anzunehmen; die Zumutbarkeit wird zwar oft eingeschrénkt sein, sie ist in der Regel aber herstellbar.
Auch wird es oft nur darauf ankommen, ein Denkmal durch Sicherungsmafinahmen ,iber die Zeit zu
bringen*“.?%

Bedeutung des Denkmals

Eine erhoéhte denkmalpflegerische Wertigkeit des Denkmals kann auch das Gewicht des Erhaltungs-
oder Instandsetzungsverlangens erhéhen. Auch der Beschluss des BVerfG vom 2. 3. 1999228 bezieht
das Gewicht der Erhaltung eines konkreten Denkmals in seine Argumentation ein. Eine Beseitigung ist
bei bedeutenden Objekten wie z. B. Kirchen oder seltenen Denkmalen generell nicht zuzulassen, weil
§ 9 DenkmSchG die Erhaltung im Grundsatz voraussetzt.

Zustand des Denkmals

Gerade der jeweilige Zustand eines Denkmals macht gegebenenfalls ErhaltungsmalRnahmen nétig.
Sofern nicht im Einzelfall die Wiederherstellung nach § 9 Abs. 8 angeordnet ist oder eine Sicherungs-
oder Nutzungsanordnung nach BO bzw. BauGB Anforderungen stellt, ist davon auszugehen, dass bei
Ruinen allenfalls Sicherungsmaflinahmen zumutbar sind, sofern nicht die Zumutbarkeit in einem
weiteren Umfang herbeigefiihrt wird (siehe unten).

Zu verweisen ist auch auf § 9 Abs. 6 (siehe dort), wonach ggf. die Denkmalschutzbehérde eine
MalRnahme selbst durchfuhren kann, und auf § 9 Abs. 8 (siehe dort), wonach sie die
Wiederherstellung anordnen kann, ohne dass es auf die Zumutbarkeit ankommt.

218 Weitere Nachweise bei Eberl/Martin/Petzet, Art. 4 BayDSchG.

219 BVerfGE 100, 226, = Entscheidungen zum Denkmalrecht 1.1 Nr. 7.

20 BGH vom 8. 6. 1978, BGHZ 72, 211, 220.

221 BayObLG vom 21. 12. 1987, a. a. O., S. 430.

222 Angedeutet von BWVGH vom 10. 5. 1988, Entscheidungen zum Denkmalrecht 2.2.6.1 Nr. 8; ebenso Gatz, a. a. O., S. 393.
223 BayVGH, Urteil vom 08.5.1989 — 14 B 88.02426 — (Anmerkung: Von dieser Rechtsprechung ist eine Abkehr erfolgt.).

24 BGH vom 9. 10. 1986, BGHZ 99, 24 ff.

225 BVerwG vom 11. 4. 1989, Entscheidungen zum Denkmalrecht 5.1 Nr. 2.

226 |n dem Urteil des BWVGH vom 11. 11. 1999, a. a. O., und im Beschluss des BVerfG vom 2. 3. 1999, a. a. O., leider nicht
ausdricklich ausgeschlossen.

227 Wie hier z. B. BWVGH vom 10. 5. 1988, Entscheidungen zum Denkmalrecht 2.2.6.1 Nr. 8.
28 3.a.0.
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Verlangte Malinahmen

In jedem Einzelfall ist genau zu unterscheiden, welche Manahmen auf Grund DenkmSchG oder auf
Grund anderer Rechtsgrundlagen (siehe unten) verlangt werden. In der Praxis ist ein gehdriges
Augenmald vonnéten, um insbesondere die behérdlicherseits verlangten Malinahmen aus einer vom
Eigentiimer und seinem Architekten zusammengestellten Gesamtmafinahme auszuscheiden und
zusatzlich die Kostengruppen zu differenzieren.??

Unterschiedlich sind die Anforderungen z. B. bei Versagung des Abbruchs, bei Auflagen hinsichtlich
des Umbaus und der Umnutzung, bei RestaurierungsmafRnahmen, oder bei blof3en Notsicherungen.
Je weiter die geforderten MaRnahmen Uber eine blof3e Sicherung hinausgehen, umso intensiver und
gewissenhafter muss die Vorbereitung sein. Nebenbestimmungen bei Abbruchgenehmigungen sind in
weitem Umfang zumutbar, da der Eigentimer durch die eroffnete Verwertbarkeit des freien
Grundstiicks meist betrachtliche Vorteile erhélt.

Subjektive Seite der Zumutbarkeit

Hinsichtlich der Frage, was einem Eigentiimer persénlich zugemutet werden kann, stehen die privaten
Vermdgensverhaltnisse (so ausdriicklich Abs. 4 Satz 2!) aller Pflichtigen und ihre individuellen
Rechtsverhéltnisse zum Denkmal im Vordergrund. Die Erhaltungskosten sind auch den Umstanden
des Erwerbs und den Einkommens- und Vermégensverhaltnissen gegenlberzustellen.?3 Allerdings
durfen die private Leistungsfahigkeit und die Zumutbarkeit nicht gleichgesetzt werden. Hier ist ein
objektivierender MaBstab anzulegen, der auch berlicksichtigt, was ein verntnftiger Eigentimer?3! bei
den gegebenen Verhéltnissen und bei den fehlenden oder gegebenen individuellen steuerlichen
Abschreibungsmadglichkeiten an Leistungen erbringen wirde. Von demjenigen, der mehr tun kann,
koénnen zusatzliche Leistungen, die in der Regel fir ihn keine groReren Anstrengungen bedeuten,
verlangt werden.?32

Haben z. B. Personen ein Denkmal geerbt, es glinstig kaufen kénnen oder in Kenntnis der Grenzen
ihrer eigenen Leistungsfahigkeit ein Denkmal erworben, wird die Zumutbarkeit strenger zu beurteilen
sein; 2 denn ein Erwerb in der Erwartung staatlicher Ausgleichsleistungen ist auch unter den
Gesichtspunkten von Treu und Glauben zu bewerten. Zu Gunsten des Pflichtigen ist zu prifen, welche
weiteren Verpflichtungen er hat. Z. B. wird man einer juristischen Person, deren satzungsmalige
Aufgabe im Betrieb von Krankenh&ausern besteht, nicht zumuten kénnen, ihre Mittel unter
Vernachlassigung dieser Aufgabe voll zur Erhaltung eines Baudenkmals einzusetzen; Ahnliches gilt,
wenn z. B. eine Kirchengemeinde mehrere desolate Kirchen zu erhalten hat. Andererseits kann eine
wirtschaftliche Notlage im Einzelfall nicht Anlass dafir sein, sich Uber bau- oder denkmalrechtliche
Anforderungen hinwegzusetzen und z. B. ein Denkmal im Extremfall sogar aufzugeben.

SchlieR3lich kdnnen gerade subjektive Umsténde bei scheinbarer rechnerischer Unzumutbarkeit eine
Pflicht zur Durchfiihrung von Mafinahmen begriinden, wenn z. B. entsprechende privatrechtliche
Pflichten (Reallasten, Pachtvertrage, Erbpacht, Baulast, Mietvertrag) bestehen.?3* Die Frage der
Zumutbarkeit ist z. B. beim Eigentiimer zu bejahen, soweit der Mieter die Schdnheitsreparaturen im
Inneren Glbernommen hat und dies privatrechtlich durchgesetzt werden kann; dagegen wird zur
Instandhaltung der Stuckfassade in der Regel der Eigentiimer selbst anzuhalten sein, wobei
abweichende vertragliche Vereinbarungen im Innenverhéltnis méglich sind (Indiz: Miethéhe).

Die Zumutbarkeit kann generell auf Grund besonderer Rechtstitel individuell abweichend zu bejahen
sein. Dies gilt insbesondere, wenn entsprechende Reallasten mit zivilrechtlichen Erhaltungs- und
Unterhaltspflichten oder Baulasten bestehen.?*

SchlieR3lich geht Abs. 4 Satz 2 ausdriicklich davon aus, dass auch andere Einkiinfte des Verpflichteten
herangezogen werden kénnen. Eine rein objektive Betrachtungsweise nach MaRstaben der
Wirtschaftlichkeit schlie3t damit also bereits das Gesetz aus. Die Rechtslage ist dem BayDSchG
vergleichbar, wonach in angemessenem Umfang zusatzliche Leistungen verlangt werden konnen.236
Nicht auf Unzumutbarkeit berufen kénnen sich das Land, die Gemeinden, Landkreise und sonstigen

229 7u den Kostengruppen siehe Martin/Viebrock/Bielfeldt, Handbuch, Kennzahl 81.03.

230 BayVGH vom 8.5.1989, a. a. O., S. 210 fiir das BayDSchG siehe FuRnote 194.

21 pen ,aufgeschlossenen Eigentimer* bezieht auch das BVerfG vom 2. 3. 1999, a. a. O., S. 243, ein.

232 \/gl. z. B. Maunz, Denkmalschutz und Eigentumsgewahr, BayVBI. 1983 S. 257 f.; a. A. Moench/Schmidt, a. a. O., S. 97.
238 74 letzterem Hessischer VGH vom 10. 3. 1992, BRS 54, 331.

234 \/gl. Kleeberg/Eberl, Rn. 121.

25 hierzu z. B. BroR, Grunddienstbarkeit und Baulast, VerwArch 1955 S. 483 ff./ Baulasten im Sinne von
Kostentragungspflichten kdnnen z. B. an Kirchen und Pfarrh6fen bestehen (vgl. hierzu Eberl/Martin/Petzet, Erl. 5 zu Art. 22
BayDSchG).

2% ygl. hierzu Eberl/Martin/Petzet, Erl. 16 zu Art. 4.
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Kommunalverbéande (Absatz 7), ferner der Bund und die anderen Kérperschaften usw. des
oOffentlichen Rechts. Siehe unten die Erl. zu Abs. 7 Satze 1 und 2.

Hinsichtlich ihrer einschlagigen Einkommens- und Vermogensverhaltnisse (Vertrage,
Steuererklarungen usw.) sind die Betroffenen auskunftspflichtig nach § 17 Abs. 2 (siehe dort).

Herbeifihren der Zumutbarkeit

Im Rahmen der Zumutbarkeitspriifung ist auch festzustellen, ob es im Einzelfall auf die Zumutbarkeit
nicht ankommt oder ob die Zumutbarkeit hergestellt werden kann.

Entbehrlich ist die Zumutbarkeitspriifung insbesondere in allen Fallen, in denen das Verhalten bereits
auf Grund anderer Rechtsvorschriften, insbesondere des Baurechts und des Rechts der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung, vorgeschrieben wird. Einzelfélle sind Anordnungen zu Standsicherheit,
herabfallenden Teilen, Schadlingsbekampfung, Verunstaltungsverbot, Wiederherstellung nach

§ 9 Abs. 7. Die Zumutbarkeit ist auch nicht festzustellen bei den stéadtebaulichen Geboten der §8 175
ff. BauGB und bei der Finanzierung von Sanierungsmafinahmen. Schliel3lich ertibrigt sich die
Zumutbarkeitsprifung im Einzelnen, wenn ohnehin eine unmittelbare Ma3nahme nach § 9 Abs. 6
(siehe dort) durchzufiihren ist, die voll aus 6ffentlichen Mitteln finanziert wird.

Ob und wie die Zumutbarkeit im Einzelfall herbeigefuhrt werden kann, hat die Rechtsprechung bisher
nur vereinzelt und ohne erkennbares System geprift. Das BVerfG hat nunmehr in seinem Beschluss
vom 2. 3. 1999%% die Entwicklung eines Systems von kompensatorischen MaRnahmen aus
,Ubergangsregelungen, Ausnahme- und Befreiungsvorschriften sowie sonstigen administrativen und
technischen Vorkehrungen bis zur Ubernahme zum Verkehrswert* angedeutet. In der Praxis zeigen
sich insbesondere die folgenden Mdglichkeiten, die im Einzelfall auch kombiniert werden kénnen:
Reduzierung der denkmalschitzerischen Anforderungen z. B. durch Verzicht auf bestimmte
denkmalfachliche Standards, auf Freilegung von Fresken, Zuriickstellen aufschiebbarer MalRnahmen;
Ausweitung der Nutzungsmdglichkeiten z. B. durch Erweiterung des Baurechts auf dem Grundstiick
(Problem: Folgefalle); ausnahmsweise Gestattung von Aufstockung, Ausbauten, Anbauten;®
teilweise Aufgabe des Denkmals;?° Angebot der Ubernahme des Eigentums auf die 6ffentliche
Hand;?*° begrtindete Aussicht auf Kauf durch die 6ffentliche Hand?** oder Verkauf an private
Interessenten.?#?

Bericksichtigt werden muss bei der Beurteilung der Zumutbarkeit auch, inwieweit Zuwendungen (vgl.
die Erl. Zu 8§ 20) oder steuerliche Vorteile (vgl. hierzu die Erl. zu § 20 Abs. 3) aller Art in Anspruch
genommen werden kénnen und ob Ausgleichsleistungen im Sinne des § 19 Abs. 4 (siehe dort)
angeboten sind (Grundgedanke des Vorteilsausgleichs); es darf dabei nicht in das Belieben des
Pflichtigen gestellt werden, ob er hiervon auch Gebrauch macht. Dartber hinaus kann durch das
Angebot entsprechender Zuschiisse von Amts wegen die Zumutbarkeit hergestellt werden.?*® Bei der
Beurteilung kann vom Pflichtigen verlangt werden, dass er auch andere Programme voll ausnutzt; er
darf sich nicht allein auf die Vorteile aus dem Bereich der Denkmalpflege beschréanken und muss auch
etwaige Brandversicherungsleistungen oder erreichbare private Schadenersatzleistungen sowie
gewahrte Spenden einsetzen.

§ 10 Abs. 5: Nachweispflicht der Wirtschaftlichen Unzumutbarkeit

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist durch den Verpflichteten glaubhaft zu machen. Kann der
Verpflichtete Zuwendungen aus 6ffentlichen oder privaten Mitteln oder steuerliche Vorteile in
Anspruch nehmen, sind diese anzurechnen. Der Verpflichtete kann sich nicht auf die Belastung
durch erhdhte Erhaltungskosten berufen, die dadurch verursacht wurden, dass
Erhaltungsmal3nahmen diesem Gesetz oder sonstigem 6ffentlichen Recht zuwider unterblieben
sind.

237 BVerfG, Beschluss vom 02.3.1999 — 1 BvL 7/91 —; BVerfGE 100, 226 = Entscheidungen zum Denkmalrecht 1.1 Nr. 7.
28 ygl. z. B. BayVGH vom 14.3.1988 — 14 B 87.00.092 — Denkmalpflegeinformationen des BayLfD B/1987 S. 9.

2% 7, B. BayVGH vom 8.11.1985, a. a. O., S. 369.

20 Wie es z. B. § 31 NWDSchG vorsieht.

21 BWVGH vom 12. 12. 1985, BRS 44, 310, 314.

22 BWVGH vom 10. 5. 1988, 1 S 1949/87, EzD 2.2.6.1 Nr. 8.

23 Ausgleichsleistungen” siehe Hessischer VGH vom 17. 5. 1990, Entscheidungen zum Denkmalrecht 2.2.5 Nr. 1, und Gétz,
Urteilsanmerkung DVBI. 1984 S. 395, 397.
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8 10 Abs. 5 Satz 1: Nachweispflicht der Unzumutbarkeit durch den
Verpflichteten

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist durch den Verpflichteten glaubhaft zu machen.

Eine wirtschaftliche Unzumutbarkeit des Denkmalerhaltes ist durch den Verpflichteten glaubhaft zu
machen. Dazu ist es in der Regel erforderlich, die wirtschaftliche Unzumutbarkeit der Erhaltung des
Kulturdenkmals in einer — alle relevanten Faktoren in nachvollziehbarer Weise ermittelnden und
bewertenden — Wirtschaftlichkeitsrechnung darzulegen.?* .

Diese den Eigentiimer treffende Darlegungslast entspricht der zwischen Denkmaleigentimer und
Denkmalbehérden bestehenden Aufgabenverteilung und ist angemessen, weil regelmafig nur der
Eigentiimer Uber die Informationen zur wirtschaftlichen Situation des Kulturdenkmals verfugt, die
erforderlich sind, die wirtschaftliche Unzumutbarkeit des Denkmalerhaltes darzulegen.?®

Ohne ein plausibles Nutzungskonzept kann der Eigentiimer seiner Darlegungspflicht fir das Bestehen
einer wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der Erhaltung des Kulturdenkmals nicht nachkommen. 246

Auch im Falle einer nicht vorhandenen Nutzung oder Nutzbarkeit ist der Eigentiimer eines
Kulturdenkmals daruber nachweispflichtig. Der Eigentiimer tragt die Darlegungslast dafir, dass ggf.
fur ein Kulturdenkmal keine sinnvolle Nutzungsméglichkeit mehr besteht.?4

§ 10 Abs. 5 Satz 2: Anrechnung erhaltener FGrdermittel

Kann der Verpflichtete Zuwendungen aus 6ffentlichen oder privaten Mitteln oder steuerliche
Vorteile in Anspruch nehmen, sind diese anzurechnen.

Wenn der zur Erhaltung des Kulturdenkmals Verpflichtete Zuwendungen aus 6ffentlichen oder
privaten Mitteln in Anspruch nehmen kann, sind auch diese anzurechnen. Solche Zuwendungen sind
alle Leistungen (Zuschisse, zinsverbilligte Darlehen, sonstige Vergtinstigungen), welche die
offentliche Hand (insbesondere Land, Bund und kommunale Kérperschaften) oder private Forderer

(z. B. Vereine, Stiftungen, Einzelpersonen) fiir die Erhaltung eines Kulturdenkmals gewahren.
Allerdings setzt eine solche Anrechnung grundsétzlich voraus, dass die mdglichen Zuwendungen dem
Erhaltungspflichtigen verbindlich zugesagt worden sind oder er sonst einen Rechtsanspruch darauf
hat.24®

Eine solche Auslegung des § 10 Abs. 5 S. 2 ist verfassungsrechtlich geboten, weil bereits im Zeitpunkt
der eigentumsbeschrankenden MalRnahme sichergestellt sein muss, dass der Eigentiimer fir die an
sich unzumutbare Beschrankung einen finanziellen Ausgleich erhalt.2*® Macht allerdings der zur
Erhaltung verpflichtete Denkmaleigentiimer nicht von der Méglichkeit Gebrauch, éffentliche Mittel in
Anspruch zu nehmen, muss er sich so behandeln lassen, als habe er diese Mdglichkeit
wahrgenommen.?*° lhm obliegt es, einen entsprechenden Antrag zu stellen, damit eine verbindliche
Entscheidung Uber die Gewahrung moglicher Zuwendungen getroffen werden kann. Ihm fallt die
Darlegungslast fiir die Unzumutbarkeit zu und durch die fehlende Antragstellung hat er den Beweis
vereitelt, dass ein Zuschuss die bestehenden Verluste nicht kompensieren kann; in diesem Fall kann
ein Zuschuss geschatzt werden.?5!

Allerdings sind gemaf § 10 Abs. 5 S. 2 die steuerlichen Vorteile in Abzug zu bringen, die dem
Denkmaleigentiimer wegen der Denkmaleigenschaft seines Gebaudes zugutekommen und die
konkret festzustellen oder flr die Zukunft zu schatzen sind.?5? In Betracht kommen
Steuerverglinstigungen nach dem EStG, insbesondere 88§ 7i, 11b EStG.?%

244 OVG LSA, Beschluss vom 13.2.2017 — 2 M 121/16 —.

25 OVG LSA, Beschluss vom 13.2.2017 — 2 M 121/16 —, juris Rn. 13; VG Magdeburg, Urteil vom 24.6.2014 — 4 A 167/12 —, juris
Rn. 49; vgl. OVG NRW, Beschluss vom 15.5.2013 — 10 A 255/12 —, juris m.w.N.; OVG NRW, Urteil vom 13.9.2013 - 10 A
1069/12 —, juris m.w.N.

26 OVG NRW, Urteil vom 20.3.2009 — 10 A 1406/08 —.

7 OVG LSA, Beschluss vom 13.2.2017 — 2 M 121/16 —, juris LS.
28 \/gl. Schmaltz/Wiechert, Nds. DenkmSchG, § 7 Rn. 24.

29 \/gl. BVerfG, Beschl. v. 2.3.1999, a. a. O., S. 246.

20 s3chsisches OVG Urteil vom 10.6.2010, juris Rn. 50; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17.9.2008 — OVG 2 B 3.06 —, juris
Rn. 63; VGH BW, Urteil vom 25.3.2003, a.a.0.; OVG Luneburg, Urteil vom 13.3.2002 — 1 L 4339/00 —.

%1 ygl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26.5.2004 — 8 A 12009/03 —; vgl. dazu insgesamt OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2
L 152/06 —, juris LS 13, 14 Rn. 166ff.

%2 QVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17.9.2008 — OVG 2 B 3.06 —, juris Rn. 39, m. w. N.
28 OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 163.
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8 10 Abs. 5 Satz 3:

Der Verpflichtete kann sich nicht auf die Belastung durch erhéhte Erhaltungskosten berufen, die
dadurch verursacht wurden, dass ErhaltungsmafRhahmen diesem Gesetz oder sonstigem
offentlichen Recht zuwider unterblieben sind.

Ein privater Eigentiimer eines Kulturdenkmals kann sich nicht auf die Unzumutbarkeit eines
Erhaltungsaufwands berufen, wenn die Belastung durch erhdhte Erhaltungskosten dadurch verursacht
worden ist, dass ErhaltungsmafRhahmen dem Denkmalschutzgesetz oder sonstigem 6ffentlichem
Recht zuwider unterblieben sind.?%*

Diese Voraussetzungen sind nicht nur dann gegeben, wenn der Verpflichtete im Laufe der Lebenszeit
eines Kulturdenkmals als sein Eigentumer UnterhaltungsmafRnahmen unterlassen hat, sondern auch
dann, wenn der Verpflichtete "sehenden Auges" ein sanierungsbedurftiges Kulturdenkmal erwirbt, die
Denkmaleigenschaft kennt und die Sanierungsbedirftigkeit offensichtlich ist.2%°

Bei der Prifung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit sind im Falle eines Eingriffs folgende drei
Fallgruppen zu unterscheiden:

Fall 1. Ersatzlose Wegnahme eines Kulturdenkmals oder eines seiner Teile

Die Denkmaleigentiimer oder Verfligungsberechtigten beantragen einen Eingriff im Sinne einer
Veranderung oder den Abbruch des Kulturdenkmales, weil es keinen Ertrag erbringt, ohne dieses
durch einen Neubau ersetzen zu wollen.

In der Regel ist die wirtschaftliche Belastung fur die Eigentimer unzumutbar und deshalb
unverhaltnismaRig, soweit die Kosten der Erhaltung und Bewirtschaftung nicht durch die Ertrage oder
den Gebrauchswert des Kulturdenkmales aufgewogen werden kénnen.

Ist eine wirtschaftliche Nutzung mdéglich (die Folgekosten werden durch den Ertrag gedeckt), so ist die
Erhaltung des Kulturdenkmales auch dann zumutbar, wenn der Bodenwert héher angesetzt wird als
der Verkehrswert des Grundstiickes mit dem Kulturdenkmal.

Die Denkmaleigentiimer kénnen bei bestehender Wirtschaftlichkeit nicht geltend machen, dass der
Denkmalschutz sie daran hindere, das Grundsttick durch Abriss und eine moderne Neubebauung
optimal zu nutzen.

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist nach der héchstrichterlichen Rechtsprechung erreicht, wenn der
Verkehrswert des Grundstiickes durch das Kulturdenkmal um etwa 1/3 herabgemindert wird.2%¢

Wirtschaftliche Unzumutbarkeit liegt aber dann nicht vor, wenn der Ertrag hier die Kosten des
Kulturdenkmales deckt.

Fall 2: Ersetzen des Kulturdenkmals durch einen gleichdimensionierten Neubau

Wenn die Denkmaleigentiimer bzw. die Verfigungsberechtigten das Kulturdenkmal abbrechen und
durch einen Neubau ersetzen mdchten, kann die wirtschaftliche Unzumutbarkeit durch einen
Baukostenvergleich und eine Ertragswertberechnung erfolgen.

Beim Baukostenvergleich ist eine Sanierung des Kulturdenkmals zumutbar, wenn diese die
Neubaukosten um bis zu 20-25 % Uberschreitet.

Die Baukostenvergleichsberechnung beinhaltet einen Vergleich der Erhaltungskosten mit den
Neubaukosten eines in Bruttogeschol3flache gemafR DIN 277 und Konstruktion mit dem Altbau
vergleichbaren Neubaus.

Bei der Baukostenvergleichsberechnung und der Ertragswertberechnung haben die
Denkmaleigentiimer bzw. die Verfligungsberechtigten glaubhaft zu machen, dass sie die Sanierung
des Kulturdenkmals und dessen Ertrage berechnet auf einen Zeitraum von 10 Jahren wirtschaftlich
20-25 % mehr belasten wirde als der Abbruch des Kulturdenkmals und die Errichtung eines Neubaus
und dessen Ertrage innerhalb desselben Zeitraumes.

In dieser Vergleichsberechnung sind u. a. folgende Kosten gegentuiberzustellen:
Baukostenvergleichsberechnung:

— Baukosten und Baunebenkosten einschliefRlich der Abbruchkosten,

2% OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —; zur BriiderstraRe 7, Wohn- und Geschéftshaus in Halle (Saale)

25 OVG LSA, Urteil vom 18.8.2016 — 2 L 65/14 —, juris Rn. 60 zum Grundstiick Briihl 5 in Zeitz. Das BVerwG hat die
Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des OVG LSA — 2 L 175/13 — (Briderstrale) zuriickgewiesen.
(BVerwG, Beschluss vom 5.8.2015 — 4 B 22/15 -).

2% BGH NJW 1979 S. 210.
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— das einzusetzende Eigenkapital bzw. das zur Finanzierung der BaumafRnahme notwendige
Fremdkapital einschlielich der Zinsen,

— Verwaltungs- und Betriebskosten.

Ertragswertberechnung: In der Ertragswertberechnung sind fur einen Zeitraum von 10 Jahren die
Ertrage aus der Nutzung durch Miet- und Pachteinnahmen oder die jahrlichen Ertrédge aus dem
Gebrauchswert bei Eigennutzung sowie die zur Verfligungstellung 6ffentlicher Zuschiisse des Landes,
des Bundes oder der Kommunen zu beriicksichtigen. Bei der Prifung ist zu berticksichtigen, ob Teile
des Kulturdenkmals erhalten und in den Neubau einbezogen werden kdnnen.

Fall 3: Ersetzen des Kulturdenkmals durch einen gré3er dimensionierten Neubau

Soll das Kulturdenkmal durch einen grof3eren Neubau ersetzt werden, ist zunéchst zu prifen, ob es in
den Neubau einbezogen werden kann. Ist dies der Fall, so ist hier die gleiche Baukostenvergleichs-
und Ertragswertberechnung vorzunehmen.

Es sind die Kosten des kompletten Neubaus den Kosten unter Einbeziehung des Kulturdenkmals in
den Neubau gegeniiberzustellen und dabei zu prufen, ob das Kulturdenkmal durch den Neubau
wirtschaftlich mitgetragen werden kann und somit die Erhaltung unter Einbeziehung in den Neubau
zumutbar wird.

8 10 Abs. 6in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1: Ausschopfung aller
Erhaltungsméglichkeiten

Eingriffe in ein Kulturdenkmal, die es seiner Denkmalqualitat berauben oder zu seiner
Zerstorung fuhren, dirfen nur genehmigt werden, wenn alle Mdglichkeiten einer Erhaltung
ausgeschdopft wurden.

Hierbei hat die Denkmalschutzbehdrde insbesondere das Prinzip der "Erforderlichkeit” zu beachten.

Danach ist ein Eingriff in ein Kulturdenkmal nur dann erforderlich, wenn es keine Alternative fiir den
Antragsteller gibt, das von ihr verfolgte 6ffentliche Interesse zu verwirklichen und gleichzeitig das
Kulturdenkmal zu erhalten (§ 10 Abs. 6 DenkmSchG LSA).

Das Denkmalfachamt und die Denkmalschutzbehdrde haben den Antragsteller bei der Suche nach
Alternativen zu beraten und kénnen Alternativplanungen anregen, wenn diese gesichert zur
Genehmigungsfahigkeit des Vorhabens fuhren.

Erst wenn feststeht, dass die von den Denkmalschutz— und Denkmalfachbehérden vorgeschlagenen
Alternativen nicht zur Verwirklichung des offentlichen Interesses, das der Erhaltung des Denkmals
entgegensteht, fuhren, kann der Eingriff genehmigt werden. Lehnt der Antragsteller geeignete und
zumutbare Alternativvorschlage ab, kann der Eingriff in das Kulturdenkmal nicht genehmigt werden.

Bei einem Kulturdenkmal von besonders hohem Denkmalwert, dessen Abbruch oder Zerstérung
beantragt worden ist, sollte zur Glaubhaftmachung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit ein
Sachverstandigengutachten vom Antragsteller verlangt werden.

Nach den Foérderrichtlinien Gber die Gewéhrung von Zuwendungen zur Erhaltung und Pflege von
Kulturdenkmalen kann ein solches Sachverstandigengutachten geférdert werden.

8§ 10 Abs. 6 DenkmSchG LSA muss - nach Auffassung des OVG LSA - im Zusammenhang mit § 10
Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA gesehen werden.?’ Sind die Denkmalschutzbehoérden der Auffassung,
dass ein Baudenkmal aus Gemeinwohlgriinden zu erhalten ist, obwohl dem Grundstiickseigentimer
die Erhaltung des Denkmals i. S. v. § 10 Abs. 2 und 4 DenkmSchG LSA unzumutbar belastet, kdnnen
sie den Erwerb des Grundstiicks anstreben oder ggf. von § 19 Abs. 1 DenkmSchG LSA Gebrauch
machen und die Enteignung des Grundstiickseigentiimers betreiben. Verpflichteter aus § 10 Abs. 6
DenkmSchG LSA ist nicht der Grundstiickseigentiimer, sondern die zustandige
Denkmalschutzbehdrde als Genehmigungserteiler. Nicht der Grundstiickseigentiimer wird durch § 10
Abs. 6 DenkmSchG LSA verpflichtet ,alle Méglichkeiten einer Erhaltung auszuschopfen, sondern die
Behorde.?®

%7 OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —, juris Rn. 92.
%8 OVG LSA, Urteil vom 29.10.2009 — 2 L 200/07 —, juris LS 2, Rn. 37 ff.

Seite 74 von 110



8 11 Vorkaufsrecht

8 11 Abs. 1 Vorkaufsrecht der Gemeinde oder des Landes

Wird ein Grundstiick, auf dem sich ein unbewegliches, geschitztes Kulturdenkmal befindet,
verkauft, steht der Gemeinde, bei tiberdrtlicher Bedeutung auch dem Land, ein Vorkaufsrecht
zu. Das Vorkaufsrecht des Landes geht dem Vorkaufsrecht der Gemeinde im Range vor. Die
obere Denkmalschutzbehdrde ibt das Vorkaufs-recht zugunsten des Landes aus. Das
Vorkaufsrecht darf nur ausgeibt werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfertigt,
insbesondere, wenn dadurch ein unbewegliches geschiitztes Kulturdenkmal erhalten wird oder
erhebliche Schaden an diesem beseitigt werden. Das Vorkaufsrecht ist ausgeschlossen, wenn
der Eigentiimer das Grundstiick an seinen Ehegatten, seinen Eingetragenen Lebenspartner
oder an eine Person verkauft, die mit ihm in gerader Linie verwandt oder verschwagert oder in
der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt ist.

Allgemeines

§ 11 DenkmSchG LSA regelt das Vorkaufsrecht der Gemeinden/ des Landes fur ein Grundsttick, auf
dem sich ein unbewegliches, geschiitztes Kulturdenkmal befindet .

Die Ausilibung des Vorkaufsrechtes kann erfolgen, wenn das 6ffentliche Interesse (Wohl der
Allgemeinheit) an der Erhaltung und denkmalgerechten Nutzung eines Kulturdenkmals gefahrdet
erscheint. Voraussetzung flr seine Wahrnehmung ist, dass das genannte offentliche Interesse nicht
anders verwirklicht werden kann.

Nach § 11 Abs. 1 Satz 4 DenkmSchG LSA darf das gemeindliche Vorkaufsrecht nur ausgetbt werden,
wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfertigt, insbesondere wenn dadurch ein unbewegliches
geschitztes Kulturdenkmal erhalten wird oder erhebliche Schaden an diesem beseitigt werden.
Hiernach darf das Vorkaufsrecht nur ausgetibt werden, wenn ohne den Erwerb des Grundstiicks das
Kulturdenkmal nicht erhalten werden kann oder dessen Erhalt jedenfalls gefahrdet ist. Anders
ausgedrickt: Infolge der Ausiibung des Vorkaufsrechts muss die Erhaltung zumindest eher mdglich
sein.?® Wie sich bereits dem Wortlaut des Satz 4 entnehmen lasst, ist das Erfordernis der
Allgemeinwohlrechtfertigung nicht auf die im Gesetz genannten Regelbeispiele der Denkmalerhaltung
und Schadensbeseitigung beschrankt. Entscheidend ist fur die Allgemeinwohlrechtfertigung im
Rahmen der Ausuibung eines gemeindlichen Vorkaufsrechts vielmehr lediglich, dass hierbei
tberwiegende Vorteile fir die Allgemeinheit angestrebt werden.?® Dieser Bezug muss sich aber,
ebenso wie der Uberwiegende Vorteil der Allgemeinheit, an dem Kulturdenkmal selbst festmachen
lassen.?®! Jedenfalls missen die Griinde an den Zielen des Denkmalschutzes orientiert sein und
ahnliches Gewicht haben, wie die in § 11 Abs. 1 Satz 4 DenkmSchG LSA genannten Regelbeispiele.
Die Behérden miissen zu den Erhaltungsmaglichkeiten Uberlegungen angestellt haben und in der
Lage sein, diese nachzuweisen. Das Vorkaufsrecht ist nach pflichtgemaf3em Ermessen auszuiiben.

Archaologische Kulturdenkmale erstrecken sich oftmals Giber mehrere Flurstiicke. Das Vorkaufsrecht
kann auch dann ausgetibt werden, wenn sich auf einem verauf3erten Grundstiick nur Teile eines
Kulturdenkmals befinden.

Die Ausiibung des Vorkaufsrechtes durch die Gemeinde oder das Land hat die Qualitat eines
Verwaltungsaktes. Dieser kann mit Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1 VwGO angefochten
werden.?%2 Bei der Ausilibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts handelt es sich um eine
gemeindliche Selbstverwaltungsangelegenheit. Das bedeutet, dass die Zustandigkeit fir den Erlass
des Widerspruchsbescheides bei der Selbstverwaltungsbehdrde (Widerspruchsbehorde) liegt (8 73
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 VwWGO).

%9 VG Dessau, Urteil vom 03. Juni 2004 — 1 A 2043/03 —, juris Rn. 18.

%0 ygl. zum Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB: BVerwG, Beschl. v. 15.2.1990 — 4 B 245/89 — juris LS 2, NJW 1990, 2703; zum
Vorkaufsrecht nach § 11 DenkmSchG LSA: OVG LSA; Beschluss vom 6.2.2006 — 2 L 6/04 —, juris LS 1, 2, Rn. 5.

21 G Magdeburg, Urteil vom 05.10.2012 — 4 A 134/11 —, juris Rn. 19 .
22 \/gl. Verwaltungsgericht Dessau, Urteil vom 03.6.2004 — 1 A 2043/03 —, juris LS 1.
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8§ 11 Abs. 1 und 2 Austibung des Vorkaufsrechtes, Fristen

Die untere Denkmalschutzbehorde leitet eine Anzeige nach 8§ 17, die ein Grundstiick betrifft, auf
dem sich ein unbewegliches geschiitztes Kulturdenkmal befindet, unverziiglich an die
Gemeinde weiter. Teilt der Eigentimer der Gemeinde nach Abschluss des Kaufvertrages
dessen Inhalt schriftlich mit, so kann die Gemeinde nur binnen zwei Monaten das Vorkaufsrecht
austben. Unterlasst der Eigentiimer diese Mitteilung, so kann die Gemeinde ihn bis zum Ablauf
eines Monats nach Eingang der Anzeige nach Satz 1 hierzu auffordern. Der Eigentimer ist
verpflichtet, dieser Aufforderung unverziiglich Folge zu leisten. Nach Eingang der Mitteilung gilt
die gleiche Zweimonatsfrist wie in Satz 2. Unterlésst die Gemeinde die fristgerechte
Aufforderung, so erlischt das Vorkaufsrecht fuir diesen Verkaufsfall. Die 88 504, 505 Abs. 2, 8§
506 bis 509, 512, 1098 Abs. 2 und 88 1099 bis 1102 des Burgerlichen Gesetzbuches sind
anzuwenden. Die Gemeinde kann das Vorkaufsrecht zugunsten einer anderen Person des
offentlichen Rechts ausiiben oder zugunsten einer juristischen Person des Privatrechts, wenn
die dauernde Erhaltung der in oder auf einem Grundstiick liegenden Kulturdenkmale zu den
satzungsgemalRen Aufgaben der juristischen Person gehort und bei Berilicksichtigung aller
Umstande gesichert ist. Die Gemeinde kann das Vorkaufsrecht zugunsten eines anderen nur
aufBern, wenn ihr die Zustimmung des Beguinstigten vorliegt. Die Satze 1 bis 8 gelten fur das
Vorkaufsrecht des Landes entsprechend.

Die VerdulR3erung eines unbeweglichen Kulturdenkmals ist der unteren Denkmalschutzbehodrde geman
§ 17 Abs. 1 DenkmSchG LSA anzuzeigen. Diese leitet die Anzeige unverziglich an die Gemeinde
weiter. Teilt die verau3ernde Person der Gemeinde den Inhalt des Kaufvertrages mit, so kann die
Gemeinde ihr Vorkaufsrecht nur innerhalb von zwei Monaten (Ausschlussfrist) ab Zugang austben.

Unterlasst der Eigentiimer die Mitteilung Uber den Inhalt des Kaufvertrages, so kann ihn die Gemeinde
innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige dazu auffordern. Auch hier ist nach Eingang der
Mitteilung das Vorkaufsrecht nur innerhalb von zwei Monaten auszutiben.

Gemal § 11 Abs. 2 Satz 10 DenkmSchG LSA gilt das Verfahren fir das Vorkaufsrecht des Landes
entsprechend.

Das Vorkaufsrecht nach dem Denkmalschutzgesetz wird durch eine einseitige empfangsbedurftige
Willenserklarung gegeniiber den Verpflichteten ausgeiibt. Es ist deshalb eine Zustellungsform zu
wabhlen, bei der sich der Zugang nachweisen lasst. Die Erklarung kann nicht einseitig
zuriickgenommen oder widerrufen werden.

Verzichtet die Gemeinde auf ihr Vorkaufsrecht, so hat sie die untere Denkmalschutzbehdrde davon
unverziglich zu unterrichten.

Die Ausiibung des Vorkaufsrechtes zugunsten des Landes bedarf der Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen.

Nach der Austibung des Vorkaufsrechtes gegentiber den Verpflichteten ist auf die Erklarung der
Auflassung gemalf3 88§ 873 und 925 BGB hinzuwirken.

Zur Sicherung ihrer Anspriiche kann die Vorkaufsberechtigte die Eintragung einer Vormerkung gemaf
§ 885 BGB betreiben.

8§ 12 Schatzregal, Ablieferungspflicht
Vorbemerkungen:

Zielsetzung des Schatzregals

Mit dem Schatzregal verfolgt der Gesetzgeber den Zweck, wiederentdeckte Kulturdenkmale der
wissenschaftlichen Forschung zu erschlieRen und sie nach Mdglichkeit der Offentlichkeit im Rahmen
von Museen und Ausstellungen zuganglich zu machen. Gleichzeitig soll der Erhalt der Kulturdenkmale
gesichert werden, um damit auch fiir nachfolgende Generationen fiir wissenschaftliche Forschungen
und Studien zur Verfligung zu stehen. Dariiber hinaus wird die Gefahr der Abwanderung wertvollen
Kulturgutes ins Ausland vermindert.23

Den zivilrechtlichen Anknipfungspunkt dieser beiden Regelungen tber den Eigentumserwerb der

offentlichen Hand an Kulturdenkmalen bildet § 984 BGB. Nach dieser Bestimmung erwerben der
Entdecker einer Sache, die so lange verborgen gewesen ist, dass der Eigentiimer nicht mehr

263 Strobl/Majocco/Birn, § 23 Rn. 1; Hones, DOV 1992 S. 428.
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feststellbar ist, und der Eigentiimer der Muttersache mit der Besitzergreifung je zur Halfte Miteigentum
an der Sache.

Das Schatzregal ersetzt im Rahmen seines Anwendungsbereiches die Regelung des § 984 BGB und
erdffnet dem Land Sachsen-Anhalt einen origindren Eigentumserwerb an dem Kulturdenkmal.

Landervergleich

In insgesamt 15 der 16 Bundeslander bestehen Regelungen Uber das Schatzregal mit zum Teil
unterschiedlichen Auspragungen. Bayern verfiigt als einziges Bundesland nicht Uber ein Schatzregal.
Insgesamt werden drei Kategorien von Schatzregalen unterschieden:

Das kleine Schatzregal statuiert einen entschadigungslosen Eigentumserwerb des Landes nur dann,
wenn der Fund im Zuge staatlicher Grabungen oder in Grabungsschutzgebieten erfolgt. In allen
anderen Féllen bleibt § 984 BGB die mafRgebliche Norm. Solange also ,Raubgréaber” nicht in
Schutzgebieten graben, findet die hadrianische Teilung statt.

Das in den Denkmalschutzgesetzen der Lander dominierende grof3e Schatzregal verknlpft den
Eigentumserwerb des Landes weitgehend mit der kulturhistorischen Bedeutung der Fundsache. Das
Schatzregal kommt daher auch zur Anwendung, wenn der Fund oder das bewegliche Kulturdenkmal
einen hervorragenden wissenschaftlichen Wert haben.

Eine weitere Kategorie bildet das umfassende Schatzregal, das den staatlichen Eigentumserwerb
weder von der Fundbedeutung noch von dem Fundhergang abhangig macht. Diese Kategorie statuiert
den umfassendsten staatlichen Eigentumsanspruch.

Verhéltnis zu § 984 BGB
Die zivilrechtliche Regelung des § 984 BGB hat folgenden Wortlaut:

,Wird eine Sache, die so lange verborgen gelegen hat, dass der Eigentiimer nicht mehr zu ermitteln ist
(Schatz), entdeckt und infolge der Entdeckung in Besitz genommen, so wird das Eigentum zur Halfte
von dem Entdecker, zur Halfte von dem Eigentiimer der Sache erworben, in welcher der Schatz
verborgen war."

Der Anwendungsbereich des in 8 12 Abs. 1 geregelten Schatzregals tberschneidet den des § 984
BGB teilweise und tritt insoweit an dessen Stelle. Das Schatzregal regelt nur den Eigentumserwerb an
Funden, die gleichzeitig Kulturdenkmale sind. Ferner muss hinzukommen, dass eine der in

§ 12 Abs. 1 genannten Alternativen fur den staatlichen Eigentumserwerb vorliegt (Entdeckung bei
staatlichen Nachforschungen oder in Grabungsschutzgebieten, hervorragender wissenschatftlicher
Wert). Auf der anderen Seite erfasst § 12 Abs. 1 im Gegensatz zu § 984 BGB auch herrenlose
Kulturdenkmale.

Verfassungsmafigkeit des Schatzregals

Das BVerfG hat am Beispiel des § 23 BWDSchG in seinem Beschluss vom 18.5.1988 ausdriicklich
klargestellt, dass ein landesrechtlich begriindetes Schatzregal mit dem Grundgesetz vereinbar ist.?54
Nach fast einhelliger Auffassung in Rechtsprechung und Literatur liegt die Gesetzgebungskompetenz
zur Regelung eines denkmalrechtlichen Schatzregals bei den Landern.?%® Unterschiedliche Ansichten
bestehen lediglich dartiber, woraus sich die Gesetzgebungskompetenz der Lander im Einzelnen
ergibt. Das BVerfG ordnet das Schatzregal als eine die Begrindung von Eigentum regelnde Vorschrift
dem birgerlichen Recht zu, fir das dem Bund gemaf Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG die konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz zusteht. Gleichwohl kénnten die Lander diese Regelung treffen, da der
Bund insoweit von seiner Gesetzgebungszustandigkeit geman Art. 72 Abs. 1 GG keinen Gebrauch
gemacht habe. Durch den Vorbehalt zu Gunsten der Landesgesetzgebung nach Art. 73 in Verbindung
mit Art. 1 Abs. 2 EGBGB ist den Landern die Kompetenz belassen worden, in Ansehung der Regalien
vom Burgerlichen Recht abweichende Regelungen zu treffen. 266

Demgegeniiber wird im Schrifttum die Auffassung vertreten, dass die Regelung des Schatzregals in
die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz der Lander nach Art. 70 Abs. 1 GG fallt.?6” Zur
Begriindung wird angefiihrt, dass das Schatzregal zum denkmalschutzrechtlichen Instrumentarium
gehore und sowohl von seinem Inhalt als auch nach seiner gesetzgeberischen Zielsetzung der
Gesetzgebungskompetenz der Lander auf dem Gebiet des Denkmalschutzes zuzuordnen sei. Im

%4 BVerfG, Beschluss vom 18.5.1988 — 2 BVR 579/84 —, juris LS, Rn. 17, BVerfGE 78, 205-214 = Entscheidungen zum
Denkmalrecht; EzD 2.3.3 Nr. 1 mit kritischer Anmerkung von Eberl.

%5 a. A.: Schroeder, JZ 1988, S. 676 ff.
26 BVerfG, Beschluss vom 18.5.1988, a. a. O.
%7 Hones, DOV 1992, S. 425 ff.; Strobl/Majocco/Birn, § 23 Rn. 6.
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Hinblick auf die offentlich-rechtliche Natur des Schatzregals kann diese Auffassung eher liberzeugen.
Durch den im Gegensatz zu § 984 BGB eingeschrankten Anwendungsbereich des § 12 Abs. 1 auf
Kulturdenkmale wird deutlich, dass es dem Gesetzgeber bei der Regelung des Schatzregals in erster
Linie um denkmalspezifische Belange, nicht aber um privatrechtliche Rechtsbeziehungen geht. Das
Schatzregal verst6i3t ferner nicht gegen Art. 14 GG. Die Mdglichkeit, gemaf § 984 BGB Eigentum zu
erwerben, wird vom Schutzbereich des Art. 14 GG berhaupt nicht erfasst. Blo3e Chancen und
Verdienstmdglichkeiten werden durch das Eigentumsrecht des Art. 14 GG nicht geschitzt. 258

§ 12 Abs. 1 Herrenlose Kulturdenkmale

Bewegliche Kulturdenkmale, die herrenlos sind oder die so lange verborgen gewesen sind,
dass ihr Eigentimer nicht mehr zu ermitteln ist, werden mit der Entdeckung Eigentum des
Landes, wenn sie bei staatlichen Nachforschungen oder in Grabungsschutzgebieten entdeckt
werden oder wenn sie einen hervorragenden wissenschaftlichen Wert haben. Denjenigen, die
ihrer Ablieferungspflicht nachkommen, kann eine angemessene Belohnung in Geld gewahrt
werden, die sich am wissenschaftlichen Wert des Fundes orientiert.

§ 12 Abs. 1 meint alle beweglichen Kulturdenkmale und gilt somit nicht nur fir arch&ologische
Kulturdenkmale. Mit der Formulierung des beweglichen Kulturdenkmals knupft der Gesetzgeber an
das Sachenrecht des BGB an.?%°

Unbewegliche Kulturdenkmale, die als wesentliche Bestandteile im Eigentum des
Grundstiuckseigentimers stehen (8 94 BGB), sind nicht Gegenstand des Schatzregals (Beispiel:
Einfriedungsmauern, die noch fest mit dem Boden verbunden sind).

8 12 Abs. 1 Satz 1: Voraussetzungen des staatlichen Eigentumserwerbs

Bewegliche Kulturdenkmale, die herrenlos sind oder die so lange verborgen gewesen sind,
dass ihr Eigentiimer nicht mehr zu ermitteln ist, werden mit der Entdeckung Eigentum des
Landes, wenn sie bei staatlichen Nachforschungen oder in Grabungsschutzgebieten entdeckt
werden oder wenn sie einen hervorragenden wissenschaftlichen Wert haben.

Das Kulturdenkmal muss entweder herrenlos oder so lange verborgen gewesen sein, dass sein
Eigentiimer nicht mehr zu ermitteln ist.27°

Als herrenlos gilt ein Kulturdenkmal, wenn bisher noch kein Eigentum an ihm bestanden hat oder
vorhandenes Eigentum durch Dereliktion aufgegeben worden ist (Beispiel: Gegenstande in
Abfallgruben). Dies erfolgt laut § 959 BGB durch die Aufgabe des Besitzes mit der Absicht auf das
Eigentum zu verzichten. Auch eine blof3 verlorene Sache kann im Laufe der Zeit herrenlos und damit
Gegenstand des Schatzregals werden.?™*

Ist das Kulturdenkmal so lange verborgen gewesen, dass sein Eigentiimer nicht mehr zu ermitteln ist,
so liegt ein Schatzfund im Sinne des § 984 BGB vor. Verborgen ist ein Kulturdenkmal, wenn es nicht
ohne weiteres sinnlich wahrnehmbar ist; offen liegende Gegenstéande sind nicht verborgen, wenn ihre
Auffindung durch besondere Verhéltnisse wesentlich erschwert sind (Beispiel: Miinzen in einem
Kasten auf einem schwer zuganglichen Dachboden).?”? Das Kulturdenkmal muss so lange verborgen
gewesen sein, dass gerade deshalb der Eigentlimer nicht zu ermitteln ist.?”3

Erste Alternative: Staatliche Nachforschungen

Ein Eigentumserwerb nach § 12 findet dann statt, wenn der Fund bei staatlichen Nachforschungen
gemacht wird. Dies sind Nachforschungen, die vom Land selbst durch das LDA oder von Dritten im
Auftrag des Landes durchgefiihrt werden, z. B. Hochschulen, Museen, ehrenamtlichen
Denkmalpflegern oder anderen wissenschaftlichen Einrichtungen wie z. B. dem Landesamt fir
Geologie. Um staatliche Nachforschungen handelt es sich auch, wenn die Nachforschungen nicht
oder nicht ausschlie3lich mit Landesmitteln finanziert werden, sondern hierfur Drittmittel zur Verfigung

268 BVerfG, Beschluss vom 18.5.1988, a. a. O., Zur VerfassungsmaRigkeit siehe auch BVerwG vom 21. 11. 1996, EzD
2.3.3Nr. 6.

29 Martin/Schneider/Wecker/Bregger, § 25 Erl. 1.

21° Zu den gesteigerten Anforderungen an die Ermittlung friherer Eigentiimer siehe z. B. Eberl in der Anmerkung zu EzD
2.3.3Nr. 2.

2t Staudinger/Gursky, § 984 Rn. 1.
22 OLG Koln, OLGZ 92, 253 ff.
213 palandt/ Bassenge, § 984 Rn. 1.
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stehen wie beispielsweise Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder Zahlungen des
Verursachers der Grabung.?’*

Zweite Alternative: Grabungsschutzgebiete

In Grabungsschutzgebieten nach § 9 Abs. 5 DenkmSchG LSA werden alle Funde mit ihrer
Entdeckung ebenso wie bei staatlichen Nachforschungen unabhéngig von ihnrem Wert Eigentum des
Landes Sachsen-Anhalt.

Dritte Alternative: Hervorragender wissenschaftlicher Wert

Schlief3lich werden auch Kulturdenkmale von hervorragend wissenschaftlichen Wert mit ihrer
Entdeckung Eigentum des Landes Sachsen-Anhalt. Auf die Fundumsténde und den Fundort kommt
es in diesem Falle nicht an. Die Beweislast fiir das Vorliegen eines Fundes von hervorragend
wissenschaftlichen Wert als Voraussetzung fur den Eigentumserwerb tragt das Land. Mal3geblich fur
die Auslegung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs ist die sachversténdige Begutachtung durch das
LDA nach § 5 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA. Das Denkmalfachamt legt den wissenschaftlichen Wert
fest und gibt gegeniiber der Oberen Denkmalschutzbehdrde Empfehlungen hinsichtlich der Hohe der
zu gewahrenden Entschadigungszahlung.

Der Eigentumserwerb des Landes erstreckt sich nicht nur auf Einzelgegenstéande eines Fundes, die
fur sich selbst einen hervorragenden wissenschaftlichen Wert haben, sondern auch auf weniger
bedeutende Einzelteile, denen erst in ihrer Sachgesamtheit ein hervorragender wissenschaftlicher
Wert zukommt.

Entdeckung

Das Kulturdenkmal ist entdeckt, wenn es sinnlich wahrgenommen wird.2’ Die Entdeckung ist keine
Willenserklarung, sondern Realakt (Tathandlung) und setzt daher keine Geschéftsfahigkeit voraus.
Der Entdecker muss sich weder von der Bedeutung des Kulturdenkmals noch von dem gesamten
Fundzusammenhang eine Vorstellung machen.

Originéarer Eigentumserwerb durch das Land

Liegen die genannten Tatbestandsvoraussetzungen vor und ist mindestens eine der Alternativen
(Entdeckung bei staatlichen Nachforschungen oder in Grabungsschutzgebieten, hervorragender
wissenschaftlicher Wert) erfillt, dann erwirbt das Land im Augenblick der Entdeckung originar
Eigentum. Es findet folglich kein Durchgangserwerb des Finders statt. Eines weiteren Aktes zur
Begrindung des Eigentums, wie z. B. Inbesitznahme fir das Land, bedarf es somit nicht.

Da das Land mit der Entdeckung Eigentum am Fund erworben hat, macht sich sein Besitzer wegen
Unterschlagung geman § 246 StGB strafbar, wenn er ihn trotzdem behélt. Im Bereich des Vorsatzes
ist jedoch erforderlich, dass er die Umstande kennt, aus denen sich der staatliche Eigentumserwerb
ergibt. Es gelten keine Fristen, innerhalb derer der eigentumsrechtliche Herausgabeanspruch geltend
gemacht werden muss. Dritte kdnnen sich im Bezug auf unterschlagene Fundsachen der Hehlerei
geman § 259 StGB strafbar machen.

§ 12 Abs. 1 Satz 2 Belohnung

Denjenigen, die ihrer Ablieferungspflicht nachkommen, kann eine angemessene Belohnung in
Geld gewahrt werden, die sich am wissenschaftlichen Wert des Fundes orientiert.

Die Aufnahme einer Belohnung ist 2003 durch das Zweite Gesetz zu Erleichterung von Investitionen
im Land Sachsen-Anhalt eingefligt worden.?7®

Der gesetzgeberische Hintergrund fiir diese Erganzung bestand darin, dass mit einer Belohnung ein
Anreiz gegeben werden sollte, Funde auch abzuliefern. Hiermit sollte gerade dem Argument
entgegengewirkt werden, dass das Schatzregal dazu fiihre, dass Funde verheimlicht, auf dem
Schwarzmarkt verkauft und ins Ausland verbracht werden. Da die Zahlung einer Belohnung Ermessen
einraumt, wird es auf das Verhalten des Finders und die Fundumsténde ankommen. Die Orientierung
am wissenschaftlichen Wert statt am merkantilen Wert macht ebenfalls deutlich, dass es dem

214 Strobl/Majocco/Birn, § 23 Rn. 3. Zur Feststellung des Entdeckers siehe auch BGH vom 20. 1. 1988, Z 103, 101 = EzD
2.3.3 Nr. 3, und OLG Dusseldorf vom 20. 1. 1993, EzD 2.3.3 Nr. 4 mit Anm. Eberl.

25 palandt-Bassenge, § 984 Rn. 1.
216 Zweites Investitionserleichterungsgesetz vom 16.07.2003, GVBI. LSA 2003, S. 158 (S.163).
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Gesetzgeber vorliegend nicht um fiskalische Interessen geht, sondern um die Erhaltung des
Kulturdenkmals fiir die Offentlichkeit.

8 12 Abs. 2 Ausnahmen und Fristen
Fur alle tbrigen Kulturdenkmale gilt:

1. Das Land und die kommunalen Gebietskorperschaften sind berechtigt, innerhalb von sechs
Monaten nach der Entdeckung die Ablieferung eines in ihrem Gebiet zutage getretenen
beweglichen Fundes gegen angemessene Entschadigung zu verlangen. Das
Ablieferungsbegehren bedarf der Schriftform.

2. Die Ablieferung kann verlangt werden, wenn Tatsachen vorliegen, nach denen
anzunehmen ist, dass sich der Erhaltungszustand des Fundes andernfalls wesentlich
verschlechtern wird oder er der wissenschaftlichen Forschung verloren geht.

3. Das bewegliche Kulturdenkmal ist an die Kérperschaft abzuliefern, die die Ablieferung als
erste verlangt; haben mehrere die Ablieferung gleichzeitig verlangt, ist die Reihenfolge der
Nummer 1 Satz 1 maRgebend. Im Ablieferungsverlangen ist auf diese Regelung hinzuweisen.
Mit der Ablieferung erlangt die berechtigte Kérperschaft das Eigentum an dem Fund.

4. Die Korperschatft, die in den Besitz des beweglichen Kulturdenkmals gelangt ist, hat die in
der Reihenfolge nach Nummer 1 Satz 1 bevorrechtigte Korperschaft unverziglich von der
Ablieferung zu informieren. Die berechtigte Kérperschaft kann dann innerhalb von einem Monat
die Ubereignung des Fundes verlangen. Der geleistete Aufwand fir Entschadigung und
Erhaltungsmal3nahmen ist auszugleichen.

5. Die Entschéadigung ist in Geld zu leisten. Sie bemisst sich nach dem Verkehrswert des
beweglichen Kulturdenkmals zum Zeitpunkt der Ablieferung. Im Falle der wissenschaftlichen
Bearbeitung des beweglichen Kulturdenkmals durch das Denkmalfachamt ist der Zeitpunkt der
Inbesitznahme mafRgebend. Einigen sich der Ablieferungspflichtige und die berechtigte
Kdrperschaft nicht Giber die Héhe der Entschadigung, so setzt die berechtigte Kérperschaft die
Entschadigung fest. Geht das Eigentum auf eine andere Koérperschaft tber, tritt diese an die
Stelle der berechtigten Kérperschaft. Die Entschadigung kann mit Einverstéandnis des
Ablieferungspflichtigen in anderer Weise als durch Geld geleistet werden.

Hier werden Regelungen tber die von § 12 Abs. 1 DenkmSchG LSA nicht erfassten Félle aufgefihrt.

8 12 Abs. 2 Nr. 1 Ablieferungsbegehren des Landes und der kommunalen
Gebietskorperschaften
1. Das Land und die kommunalen Gebietskorperschaften sind berechtigt, innerhalb von sechs
Monaten nach der Entdeckung die Ablieferung eines in ihrem Gebiet zutage getretenen

beweglichen Fundes gegen angemessene Entschéadigung zu verlangen. Das
Ablieferungsbegehren bedarf der Schriftform.

Hinweis: Hier erfolgt keine weitere Erlauterung.

8§12 Abs. 2 Nr. 2:

Die Ablieferung kann verlangt werden, wenn Tatsachen vorliegen, nach denen anzunehmen ist,
dass sich der Erhaltungszustand des Fundes andernfalls wesentlich verschlechtern wird oder er
der wissenschaftlichen Forschung verloren geht.

Die erforderliche Beurteilung gemaf § 12 Abs. 2 Nr. 2 LSA ist vom Denkmalfachamt vorzunehmen.

Ist die Ablieferung bereits an eine andere Gebietskorperschaft erfolgt, so kann vom Land als der
berechtigten Korperschaft die Ubereignung und damit die Herausgabe verlangt werden.

Seite 80 von 110



§12 Abs. 2 Nr. 3:

Das bewegliche Kulturdenkmal ist an die Kérperschaft abzuliefern, die die Ablieferung als erste
verlangt; haben mehrere die Ablieferung gleichzeitig verlangt, ist die Reihenfolge der Nummer 1
Satz 1 mafl3gebend. Im Ablieferungsverlangen ist auf diese Regelung hinzuweisen. Mit der
Ablieferung erlangt die berechtigte Kérperschaft das Eigentum an dem Fund.

Das bewegliche Kulturdenkmal ist an die Koérperschaft abzuliefern, welche die Ablieferung als Erste
verlangt. Verlangt das Land die Ablieferung erlischt der Anspruch der kommunalen Korperschaft.

8 12 Abs. 2 Nr. 4: Fristen und Entschadigungsleistung sind zu beachten

Die Kdrperschaft, die in den Besitz des beweglichen Kulturdenkmals gelangt ist, hat die in der
Reihenfolge nach Nummer 1 Satz 1 bevorrechtigte Kérperschaft unverziglich von der
Ablieferung zu informieren. Die berechtigte Korperschaft kann dann innerhalb von einem Monat
die Ubereignung des Fundes verlangen. Der geleistete Aufwand fur Entschadigung und
Erhaltungsmal3nahmen ist auszugleichen.

Die Ablieferung kann in den Fallen des § 12 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA innerhalb von 6 Monaten
ab Zeitpunkt der Entdeckung verlangt werden.

Das Ablieferungsbegehren bedarf der Schriftform.

Als maRgeblicher Zeitpunkt fur den Fristbeginn ist hier neben der Entdeckung vor allem die Anzeige
des Fundes durch die Finder oder bei Nichtanzeige das Bekanntwerden durch die zur
Geltendmachung der Herausgabe berechtigte Behdrde zu werten.

8§12 Abs. 2 Nr. 5:

Die Entschadigung ist in Geld zu leisten. Sie bemisst sich nach dem Verkehrswert des
beweglichen Kulturdenkmals zum Zeitpunkt der Ablieferung. Im Falle der wissenschaftlichen
Bearbeitung des beweglichen Kulturdenkmals durch das Denkmalfachamt ist der Zeitpunkt der
Inbesitznahme maflgebend. Einigen sich der Ablieferungspflichtige und die berechtigte
Kdrperschaft nicht tGiber die Héhe der Entschadigung, so setzt die berechtigte Korperschaft die
Entschadigung fest. Geht das Eigentum auf eine andere Korperschaft tber, tritt diese an die
Stelle der berechtigten Kérperschaft. Die Entschadigung kann mit Einverstandnis des
Ablieferungspflichtigen in anderer Weise als durch Geld geleistet werden.

Hinweis: Hier erfolgt keine weitere Erlauterung.

§ 13: Vorluibergehende Uberlassung

Eigentimer und Besitzer von Bodenfunden oder Sammlungen davon sind auf Verlangen der
unteren Denkmalschutzbehdrde verpflichtet, den Bodenfund oder die Sammlung der Behdrde
oder einer von ihr benannten Stelle zur wissenschatftlichen Auswertung, Konservierung oder
Dokumentation befristet zu Uberlassen.

Nicht in jedem Fall ist eine Uberfiihrung in 6ffentliches Eigentum notwendig.

Wird das Interesse nach wissenschaftlicher Dokumentation und Erforschung bereits durch eine
kurzzeitige Verfugbarkeit iber den Bodenfund oder die Sammlung befriedigt, kann der Anspruch auf
befristete Uberlassung gegeniiber den Eigentiimern oder Verfiigungsberechtigten geltend gemacht
werden.

Die befristete Uberlassung halt sich im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums und bedarf somit
keiner Entschadigung.

§ 14: Genehmigungspflichten

Das OVG LSA hat zur Systematik des § 14 DenkmSchG LSA im Regelgefiige des DenkmSchG LSA
ausgefuhrt: Von dem Grund-/Ausnahme-Schutz-Regelwerk der 88 9, 10 DenkmSchG LSA gedanklich
zu trennen sind die so Uberschriebenen ,Verfahrensvorschriften“ des IV. Abschnitts, zu denen vor
allem § 14 DenkmSchG LSA mit seinen Regelungen lber die Genehmigungen rechnet. Richtig ist
zwar, dass die durch die Uberschriften angekiindigte Trennung in ,Schutz- und
Erhaltungsbestimmungen* einerseits und ,Verfahrensrecht" andererseits nicht zu der Annahme
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verleiten darf, die Verfahrensregelungen des IV. Abschnitts enthielten keinerlei materielles Recht
mehr; denn sie legen die Voraussetzungen fir Genehmigungen und fir Nebenbestimmungen fest.
Hintergrund der Trennung von ,Schutz” und ,Verfahren" ist allein die besondere
denkmalschutzrechtliche Dogmatik, welche neben den Schutz- besondere ,Verfahrenspflichten* kennt,
die einen bestimmten Umgang mit dem Denkmal von einer Genehmigung abhangig machen.?””
Demnach regelt § 14 DenkmSchG LSA vor allem Fragen der Verfahrenspflichten.

Das DenkmSchG LSA enthélt keine ausdriickliche Regelung darlber, unter welchen Voraussetzungen
eine erforderliche denkmalrechtliche Genehmigung zu erteilen ist. Da aber - schon wegen GG Art 14 -
die Erteilung der denkmalrechtlichen Genehmigung nicht im freien Ermessen der
Denkmalschutzbehérden stehen kann und die Bestimmung des Inhalts und der Schranken des
Eigentums gesetzlicher Bestimmungen bedarf, sind fir die Frage, unter welchen Voraussetzungen
eine denkmalrechtliche Genehmigung zu erteilen ist, nach der Systematik des Gesetzes die
Bestimmungen des DenkmSchG LSA § 10 heranzuziehen. Diese regeln, wann ein Eingriff in ein
Kulturdenkmal vorliegt und unter welchen Voraussetzungen ein solcher Eingriff zu genehmigen ist.
Stellt mithin die - genehmigungspflichtige - Instandsetzung, Umgestaltung oder Verénderung eines
Kulturdenkmals keinen Eingriff im Sinne von DenkmSchG LSA § 10 Abs 1 S 1 dar, ist die
Genehmigung fir die in Rede stehende MaRnahme zu erteilen.?’®

§ 14 DenkmSchG LSA legt fest, welche Mafnahmen an Kulturdenkmalen unter welchen
Voraussetzungen genehmigungspflichtig sind.

Damit wird ein gesetzliches Verbot mit Genehmigungsvorbehalt aufgestellt. Nicht jede
genehmigungspflichtige Maflinahme ist zugleich auch ein Eingriff im Sinne von § 10 DenkmSchG LSA.

So sind z. B. Fallkonstellationen denkbar, in denen eine Instandsetzungsmalf3nahme zwar keine
erhebliche Beeintrachtigung der Denkmalqualitat im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA
darstellt, die Genehmigung aber wegen Nichtberticksichtigung denkmalpflegerischer Grundséatze im
Sinne von 8§ 9 Abs. 2 DenkmSchG LSA zu versagen oder nur mit Auflagen zu erteilen ist.

§ 14 Abs. 1: Allgemeines

Einer Genehmigung durch die zustandige Denkmalschutzbehdrde bedarf, wer ein
Kulturdenkmal

1. instand setzen, umgestalten oder verandern,
2. in seiner Nutzung verandern,

3. durch Errichtung, Wegnahme oder Hinzufiigen von Anlagen in seiner Umgebung im Bestand
und Erscheinungsbild veréandern, beeintrachtigen oder zerstéren,

4. von seinem Standort entfernen,
5. beseitigen oder zerstdren will.

Die entsprechenden Genehmigungen mussen vor Beginn der Ausfiihrung des Vorhabens vorliegen
(vorbeugende Verwaltungskontrolle). Deswegen soll der Bauherr sich rechtzeitig mit der zustéandigen
Behorde in Verbindung setzen.

§ 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA schiitzt also Kulturdenkmale vor ungenehmigten Verédnderungen
insofern, als damit nicht nur Eingriffe in die Substanz der Kulturdenkmale angesprochen sind, sondern
Veranderungen jeder Art — auch Veranderungen in der optischen Wirkung.

Vor ungenehmigten Beeintrachtigungen durch Veranderungen in ihrer Umgebung sind
Kulturdenkmale geméaR § 14 Abs. 1 Nr. 3 DenkmSchG LSA geschiitzt, wenn die Errichtung, Anderung
oder Beseitigung von Anlagen in der N&he von Kulturdenkmalen Auswirkungen auf die
Kulturdenkmale oder auf das Erscheinungsbild haben kénnen.

Unter Eingriffen sind hier z. B. auch die Beseitigung von Pflanzenwuchs, vorgesehene Anpflanzungen
auf archéologischen Denkmalen oder in deren Bereich zu verstehen. Genehmigungspflichtig sind
auch die Anlage von Wegen oder das Befahren von archéologischen Denkmalen.

Fur die Erteilung der Genehmigung nach § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA ist die untere

Denkmalschutzbehotrde zustandig, mit Ausnahme von § 14 Abs. 1 Nr. 3 Alt. 3 (zerstéren) und
Nr. 5 DenkmSchG LSA.

2T OVG LSA, Urteil vom 17.4.2003 — 2 L 150/02 —, juris Rn. 44.
28 G Halle, Beschluss vom 11.2.1998 — B 2 K 2463/97 —, juris OS 4.

Seite 82 von 110



Nach § 14 Abs.1 Nr. 3 Alt. 3 und Nr. 5 DenkmSchG LSA bedarf einer Genehmigung, wer ein
Kulturdenkmal beseitigen oder zerstéren will. Hier entscheidet gemaf § 14 Abs. 10 DenkmSchG LSA
die obere Denkmalschutzbehorde.

Bei genehmigungspflichtigen Maflinahmen entscheidet die untere Denkmalschutzbehérde im
Benehmen mit dem Denkmalfachamt, es sei denn, dass durch den Eingriff die Denkmaleigenschatft in
Frage gestellt wird. In diesem Fall ist gemaR § 14 Abs. 10 DenkmSchG LSA zu verfahren.

Zu den Tatbestandsmerkmalen des § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA im Einzelnen:

Nr. 1:

Instand setzen: Instandsetzungsmalnahmen im Sinne der Vorschrift sind solche MalRnahmen, die
dazu dienen, ein Kulturdenkmal zu erhalten. Instandsetzungsmafinahmen sind Arbeiten, die sich
innerhalb der vom Bestandsschutz erfassten Substanz halten und diese nicht &ndern. Instandsetzung
ist die (nachtragliche) Behebung von Méangeln. Die MaBhahmen miissen der Erhaltung des
bestimmungsgemafen Gebrauchs einer Anlage oder ihrer baulichen Substanz dienen, um die durch
Abnutzung, Alterung, Witterungseinflisse oder Einwirkungen Dritter entstandenen baulichen und
sonstigen Mangel ordnungsgemar zu beseitigen, ohne die Identitéat der Anlage einschlieBlich ihres
Nutzungszwecks zu dndern.?”® Jede Instandsetzung ist regelméaRig auch eine Veranderung.?8 Als
solche Verénderungen sind alle auch geringfiigigen Malinahmen anzusehen, deren Durchfihrung den
bestehenden Zustand abandert. Dazu gehéren auch fachgerechte Konservierungen, Restaurierungen
und Reparaturen; auch wenn es ihr Ziel ist, ein Denkmal unverandert zu erhalten, ist jede
Restaurierung zwangslaufig eine Veranderung der Substanz des Denkmals. Auch die nach Ablauf von
funf Jahren mit der gleichen Farbe wiederholte Tinchung der AuRenfassade eines als Denkmal
eingestuften Gebaudes ist eine Veranderung des Baudenkmals.?®! Keine Instandsetzungen sind
MaRnahmen zur energetischen Erttichtigung und MaRnahmen fur altere und behinderte Menschen.?8?

Der Begriff Umgestalten umfasst Veranderungen, welche die Substanz und/ oder das
Erscheinungsbild eines Denkmals betreffen. Erforderlich ist eine Anderung des bisherigen Zustandes.
Zur Umgestaltung gehéren alle von auRRen sichtbaren Anderungen, also z. B. Teilabbruch,
Umgestaltung der Fassade, des Daches, der Dachdeckung.?8

Verandern bedeutet, den bestehenden Zustand des Kulturdenkmals zu andern. Als Veranderungen
sind alle auch nur geringfigigen Malinahmen anzusehen. Bei erheblicher Verdnderung liegt ein
Eingriff im Sinne von § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA vor. In objektiver Hinsicht erfasst der
Genehmigungstatbestand jede nachteilige Veranderung des Erscheinungsbildes. Zu vergleichen sind
die Zustande vor und nach einer MaRnahme.?* Zu den Veranderungen gehdren in der Regel alle,
nicht nur die von auBen sichtbaren Anderungen, also z. B. Teilabbruch (bei Ensembles auch

Abbruch eines einzelnen zu dem Ensemble gehdrenden Gebaudes), Umgestaltung der Fassade
(auch z. B. Freilegen von Fachwerk), des Daches, der Dachdeckung, Veranderungen des
Grundrisses, Aufstockung, Anbringung von Werbeanlagen,?® Platten, Schutzverkleidungen oder
Antennen, alle Anderungen im Innern eines Baudenkmals. Veranderungen des Erscheinungsbildes
sind alle von auRen sichtbaren Anderungen, also z. B. die Umgestaltung der Fassade (auch z. B.
Freilegen von Fachwerk), des Daches (Gauben, Fenster), der Dachdeckung, Schutzverkleidungen
oder Antennen. Auch scheinbar geringfiigige MaRnahmen gehéren hierher, z. B. Anderung der
Fenster, der Fensterteilung?® oder Fensterladen, ebenso reine Reparaturen, etwa ein neuer

2% ygl. fiir das Baurecht: OVG LSA, Beschluss vom 31.01.2012 — 2 M 194/11 — juris Rn. 5 f.

20 Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 4. Auflage 2017, Teil E, I. Erlaubnisverfahren, Rn. 8, 9.

281 BayOLG, Beschluss vom 09.8.1993 — 3 ObOWi 64/93 —, juris LS 1, Rn. 6.

%2 Kleine-Tebbe/ Martin, Denkmalrecht Nds., Kommentar, 2 Aufl., § 6 Rn. 2.2.4.

28 giehe dazu Martin/ Ahrensdorf/ Fliigel, Denkmalschutzgesetz im Land Sachsen-Anhalt, Kommentar, § 14 Erl. 2.1.3.1.
24 BayVGH, Beschluss vom 04.9.2012 — 2 ZB 11.587 —, juris Rn. 5.

25 ygl. z. B. BayVGH v. 6.4.1979 19 Il 78, BayVBI 1980, 21.

26 BWVGH v. 23. 7. 1990 — 1 S 2390/98 —, juris, DVBI. 1990, 1113 = EzD 2.2.6.2 Nr. 34.
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Farbanstrich,?” das Eindecken eines Daches (auch bei unveranderter Beibehaltung der bisherigen
Dachform).

Ein Denkmalbereich im Sinne des 8§ 2 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA geniel3t keinen geringeren
Schutz vor Veranderungen als ein Baudenkmal.?8

Renovierungsarbeiten sind Veranderungen, die jedes Gebaude erfahrt, sie beeintréachtigen nicht
grundsatzlich die denkmalschutzrechtliche Bedeutung des Gebaudes. Die Denkmaleigenschaft eines
Gebaudes endet durch bauliche Veranderungen grundsatzlich nicht. Bauliche Veranderungen, die
nach der Errichtung eines Gebaudes vorgenommen werden, sind fur die Denkmaleigenschaft
grundsatzlich unschéadlich, da die Forderung eines vom Zeitpunkt seiner Errichtung unverandertes
Baudenkmal angesichts der Ublichen, durch Entwicklung und Fortschritt bedingten An-, Um- und
Ausbauten, welche bei nahezu jedem Gebaude im Laufe seines Bestehens vorgenommen werden,
die Anforderungen an die Begriindung der Denkmaleigenschaft bei Weitem tiberspannen wiirde.?®
Entscheidend ist letztlich, ob der Gesamteindruck des Denkmals und dessen Identitat trotz
vorgenommener Veradnderungen im Wesentlichen erhalten geblieben ist.

Praxis und Rechtsprechung ziehen den Kreis méglicher Verdnderungen sehr weit und unterwerfen der
Genehmigungspflicht z. B. auch die Wiederaufforstung eines Grundstiicks oder die Neutlinchung
eines Objekts in gleicher Farbe.?*

Nr. 2:

Von der Nutzungséanderung wird die bloRe Umnutzung erfasst, wenn also einer Anlage eine -
wenigstens teilweise - neue Zweckbestimmung gegeben wird.?** Von der bisher genehmigten und
ausgeubten Nutzung wird zu einer neuen Nutzung gewechselt. Eine Nutzungsanderung liegt bei
einem Wohngeb&ude beim Aufbringen einer Photovoltaikanlage mit Gewinnerzielungsabsicht vor.2%
Bauaufsichtlich werden nur solche Nutzungsanderungen behandelt, die eine gewisse baurechtliche
Relevanz aufweisen. Dies ist dann der Fall, wenn die neue Nutzung baurechtlich anders beurteilt
werden kdnnte, wenn also die jeder Art von Nutzung eigene Variationsbreite verlassen wird und
bauplanungs- oder bauordnungsrechtliche Belange mdoglicherweise neu und andersartig berthrt
werden, so dass sich die Genehmigungsfrage neu stellt.?®

Eine Nutzungsénderung kann ein Eingriff im Sinne von § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA sein, dies ist im
Einzelfall zu prifen. Gemaf § 10 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA sind Eingriffe im Sinne dieses
Gesetzes u. a. Veranderungen in der Nutzung von Kulturdenkmalen, die deren Denkmalqualitéat
erheblich beeintrachtigen kénnen oder zur Zerstérung eines Kulturdenkmals fiihren.

Nr. 3:

Die Vorschrift betrifft den Umgebungsschutz eines Kulturdenkmals. Geschditzt wird durch die
Vorschrift die Wirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung und die optischen Beziige zwischen
Denlkmal und Umgebung, nicht dagegen die Umgebung selbst. Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG
LSA erstreckt sich der Schutz auf die gesamte Substanz eines Kulturdenkmals einschliel3lich seiner
Umgebung, soweit dies fur die Erhaltung, Wirkung, ErschlieBung und die wissenschaftliche Forschung
von Bedeutung ist. Diesem Schutzziel entsprechend unterwirft § 14 Abs. 1 Nr. 3 DenkmSchG LSA der
denkmalrechtlichen Genehmigungspflicht u. a. solche Mal3nahmen, die ein Kulturdenkmal durch
Errichtung, Wegnahme oder Hinzufiigen von Anlagen in seiner Umgebung im Bestand und
Erscheinungsbild verédndern, beeintrachtigen oder zerstéren. Denn, eine erhebliche Beeintrachtigung
der Denkmalqualitat eines Kulturdenkmals kann auch dadurch stattfinden, dass in seiner Umgebung
eine Anlage errichtet wird. In § 10 DenkmSchG LSA ist zwar der Umgebungsschutz nicht
(ausdriicklich) angesprochen. Der Gesetzgeber muss ein Kulturdenkmal aber auch vor
Beeintrachtigung durch Vorhaben in seiner Umgebung schiitzen; die Ziele des Denkmalschutzes
lassen sich nur erreichen, wenn auch das Eigentum in der Umgebung eines Denkmals beschrankt

%7 BayObLG v. 9. 8. 1993 3 ObOWi 59/93, EzD 2.2.8 Nr. 3.

28 BayVGH, Beschluss vom 14.2.2018 — 2 ZB 16.1842 — juris Rn. 11; OVG LSA, Beschluss vom 04.1. 2021 — 2 M 74/20 —, juris
Rn. 19.

29 ygl. BayVGH, Beschluss vom 14.9.2010 — 2 ZB 08.1815 — juris Rn. 3; Beschluss vom 4.9.2012 — 2 ZB 11.587 —, juris Rn. 5.
20 Martin/Krautzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 4. Auflage 2017Teil E, I. Erlaubnisverfahren, 1 Rn. 5.

21 ygl. fur das Baurecht: Jade/Dirnberger, Bauordnungsrecht Sachsen-Anhalt, § 58 Rn. 5, m.w.N.

22 Kleine-Tebbe/ Martin, Denkmalrecht Nds., Kommentar, 2 Aufl., § 10 Rn. 3.3.1.3.

23 ygl. OVG LSA, Beschluss vom 10.04.2018 — 2 M 6/18 —, juris Rn. 5.
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wird.®* Eine erhebliche Beeintrachtigung der Denkmalqualitat eines Kulturdenkmals im Sinne von §
10 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA durch eine Verénderung seiner Umgebung, liegt zwar nicht schon
dann vor, wenn neue bauliche Anlagen in der Umgebung hinzukommen, die nicht véllig an das
Denkmal angepasst sind. Hinzutretende bauliche Anlagen missen sich aber an dem Maf3stab messen
lassen, den das Denkmal gesetzt hat und diirfen es nicht gleichsam erdriicken, verdrangen,
Uberténen oder die gebotene Achtung gegeniiber den Werten aufRer Acht lassen, welche dieses
Denkmal verkdrpert. Das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals ist neben seinem Bestand ein in § 14
Abs. 1 Nr. 3 DenkmSchG LSA genannter denkmalrechtlicher Belang. Als Erscheinungsbild eines
Denkmals ist der von auf3en sichtbare Teil geschiitzt, an dem jedenfalls der sachkundige Betrachter
den Denkmalwert, der dem Denkmal innewohnt, abzulesen vermag. Fiur die Bestimmung des
Erscheinungsbildes des Denkmals kommt es auf die Griinde an, die zu einer Unterschutzstellung
gefuihrt haben.?®® Die wertende Einschatzung, ob das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals
empfindlich gestort wird, wird zum einen maf3geblich bestimmt vom Denkmalwert, so dass in Relation
zur Wertigkeit des Kulturdenkmals die Hinnahme einer Beeintrachtigung des Erscheinungsbildes in
gewissem Umfang geboten sein kann; zum anderen hat die Entscheidung immer ,kategorienadéaquat*
zu erfolgen, d.h. sie muss sich — nicht zuletzt zur Wahrung der durch Art. 14 Abs. 1 GG geschutzten
Eigentimerbefugnisse — an der fir das Schutzobjekt maRgeblichen denkmalrechtlichen
Bedeutungskategorie orientieren. Eine erhebliche Beeintréchtigung des Denkmals kommt
insbesondere dann in Betracht, wenn die Schutzwirdigkeit des Denkmals als besonders hoch zu
bewerten ist oder dessen Erscheinungsbild durch das Vorhaben den Umstanden nach besonders
schwerwiegend beeintrachtigt wird,?® fiir moglich gehalten beim Neubau einer Sporthalle neben
einem im Jahr 1765 errichteten Herrenhaus mit Nebengebauden.

Nr. 4:

Das Verbringen von Kulturdenkmalen von dem (bisherigen) Standort an einen anderen Ort, auch fir
einen voribergehenden Ortswechsel (Ausstellung), ist genehmigungspflichtig. Im Regelfall handelt es
sich um bewegliche Gegenstande (z. B. Teile einer Ausstellung, Ausstattungsstiicke). Aber auch
Baudenkmale kénnen an einen anderen Ort verbracht (transloziert) werden (Beispiel: Stabkirche im
LK Harz). Bereits der Abbau des Baudenkmals ist genehmigungspflichtig. Sofern die
Denkmalseigenschatft fortbesteht, ist auch der Ortswechsel (Transport) genehmigungspflichtig.

Nr. 5:

Nach § 14 Abs.1 Nr. 5 DenkmSchG LSA bedarf einer Genehmigung, wer ein Kulturdenkmal
beseitigen oder zerstoren will. Abbruch/ Zerstérung fiihren zur restlosen Beseitigung des Denkmals.
Es handelt sich demnach um den starksten denkbaren Eingriff in die Belange des Denkmalschutzes.

Bei Abbruchantragen wird zur Beurteilung der Frage, ob das betreffende Kulturdenkmal noch Uber die
erforderliche Denkmaleigenschaft verfugt, immer die sachkundige Aussage des Landesamtes fiir
Denkmalpflege und Archéologie Sachsen-Anhalt (LDA), staatliche Denkmalfachbehdrde,
herangezogen. Das LDA verfugt im besonderen Maf3e Uber die Sachkunde im Bereich des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege. Denn die Erteilung einer denkmalrechtlichen
Abrissgenehmigung setzt voraus, dass es sich bei dem Gebaude tatsachlich um ein Kulturdenkmal
handelt.?®” Dies ist in jedem Einzelfall zu priifen. Das 6ffentliche Interesse an der Erhaltung einer
denkmalwirdigen Sache kann entfallen, wenn ihre historische Substanz soweit verloren gegangen ist,
dass sie ihre Funktion, Aussagen uber geschichtliche Umstande oder VVorgange zu dokumentieren,
nicht mehr erfiillen kann.?%

Die Denkmaleigenschaft kann in Ausnahmeféllen auch nach Durchfiihrung von Erhaltungsarbeiten
entfallen, wenn die damit verbundenen Eingriffe in das Denkmal so weit gehen, dass die
Denkmalaussage verloren geht. RegelméRig nicht zum Wegfall der Denkmaleigenschatft fiihrt es,
wenn im Laufe der Zeit lediglich Bauteile im Zuge Ublicher Erhaltungsmaflinahmen ausgetauscht

2 OVG LSA, Urteil vom 12.10. 2017 — 2 L 166/15 —, juris LS 2 Rn. 51.
2% OVG LSA, Beschluss vom 21.4. 2015 — 2 M 12/15 —, juris Rn. 20.

26 ygl. zum Ganzen: OVG LSA, Beschluss vom 21.4.2015 — 2 M 12/15 —, juris Rn. 20; OVG BBg, Beschluss vom 25.1.2011 — 2
S 93.10 —, juris Rn. 12.

%7 OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —, juris LS 1, Rn. 38.
28 OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 89.

Seite 85 von 110



werden, auch wenn der Uberwiegende Teil der Originalsubstanz nach und nach durch Material aus
der Zeit der jeweiligen ErhaltungsmaRnahmen ersetzt wird.?%

Ausnahmefall: MaBRnahmen nach dem Grabergesetz

Zweck des Gesetzes Uber die Erhaltung der Graber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft —
Grabergesetz (GrabG) — ist es, gemal § 1 Abs. 1 GrabG den Opfern von Krieg und Gewaltherrschaft
in besonderer Weise zu gedenken und fur zukinftige Generationen die Erinnerung daran wach zu
halten, welche schrecklichen Folgen Krieg und Gewaltherrschaft haben. § 2 Abs. 1 GrabG bestimmt,
dass die Graber von Krieg- und Gewaltherrschaftsopfern nach § 1 Abs. 2 GrabG dauernd bestehen
bleiben und deswegen auch Uber ein zeitlich unbegrenztes Ruherecht verfiigen. Diese
Ruherechtsgraber sind nach 8 5 Abs. 3 Satz 1 GréabG von den Landern zu erhalten, wozu sie die in

8§ 5 Abs. 3 Satz 2 GrabG benannten einmaligen und laufenden Erhaltungsmal3nahmen zu veranlassen
haben. Aus der fehlenden Ruhefrist resultiert, dass solche Grabstellen permanent ihrer bestattungs-
rechtlichen Funktion entsprechen und dabei den in § 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
Grabergesetz (GrabVvwV) fir wirdige Ruhestatten definierten Gesamtzustand dauerhaft aufweisen
mussen.

Nach § 12 Abs. 1 GrabG werden die Aufgaben nach dem Grébergesetz von den nach Landesrecht
zustandigen Stellen wahrgenommen. In § 2 Abs. 1 Nr. 5 der Allgemeinen Zustandigkeitsverordnung
fur die Gemeinden und Landkreise zur Ausfitihrung von Bundesrecht (AllgZustvVO-Kom) wird als
zustandige Stelle fur die Durchflihrung von Aufgaben nach dem Grabergesetz die Gemeinde
bestimmt. Hiernach obliegen die Aufgaben zur Feststellung von Kriegsgrabern, die Auskunftserteilung,
die Erhaltung von Grabern sowie die Zustimmung zur Verlegung von Grabern den Gemeinden.

Wesentliches Kriterium aller grabergesetzlichen Mal3nahmen ist es, Graber und Grabanlagen in einem
gem. 8 2 GrabVwV dem Grabergesetz entsprechenden Zustand zu erhalten. GeméaR

§ 2 Abs. 5 GrabVwV sollen vor der Anlegung, Ausgestaltung, Anderung und Erweiterung
geschlossener Begrabnisstatten die fir Naturschutz, Landschafts- und Denkmalpflege zustandigen
Stellen und der Volksbund Deutsche Kriegsgraberfirsorge e. V. gehért werden. Bei Begrabnisstatten
mit auslandischen Opfern unterliegen Erhaltungsmaf3nahmen entsprechend der bestehenden
Abkommen Uber Kriegsgraberfursorge der im Bundesgebiet bestatteten auslandischen Toten
zusatzlich einem Zustimmungsvorbehalt der jeweiligen Herkunftsstaaten. Dies wird durch das
Ministerium fUr Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt Uber das Auswértige Amt in Berlin
hergestellt.

§ 14 Abs. 2: Erd- und Bauarbeiten

Erd- und Bauarbeiten, bei denen begriindete Anhaltspunkte bestehen, dass Kulturdenkmale
entdeckt werden, bedirfen der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehérde und sind
rechtzeitig anzuzeigen. Wenn die untere Denkmalschutzbehérde nicht innerhalb von zwei
Wochen widerspricht, gilt die Genehmigung als erteilt. VerstolRen die Malinahmen gegen dieses
Gesetz, ist die Genehmigung zu versagen. In Grabungsschutzgebieten bedirfen alle Arbeiten,
die Kulturdenkmale zutage fordern oder geféhrden kénnen, einer Genehmigung der
zustandigen unteren Denkmalschutzbehorde. Eine gegebene land- und forstwirtschaftliche
Nutzung bleibt im bisherigen Umfang ohne weitere Genehmigung zuléassig, sofern sie nicht zur
Gefahrdung der Denkmalsubstanz beitragt.

§ 14 Abs. 2 DenkmSchG LSA regelt die Genehmigungspflicht fir vermutete Denkmale.

Durch einen Sachverstandigen, d.h. Facharchdologen des Fachamtes, muss festgestellt werden, ob
es bei Erd- und Baumal3nahmen begriindete Anhaltspunkte fiir die Entdeckung von Kulturdenkmalen
gibt.

Im Verwaltungshandeln ist es daher notwendig, dass entsprechende Planungen der zustandigen
Denkmalschutzbehdrde mitgeteilt werden und dass diese das Fachamt beteiligen. Wegen der
Fristverkirzung auf zwei Wochen muss die Beteiligung umgehend erfolgen; ein Verzeichnis von
Denkmalen kann nur fur die bekannten, unter § 14 Absatz 1 angesprochenen Kulturdenkmale, gefiihrt
werden.

Bestehen begriindete Anhaltspunkte, ist ein Genehmigungsverfahren geman
8 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA durchzufiihren. Die Denkmalschutzbehérde kann vom Antragsteller

29 OVG LSA, Urteil vom 18.2.2015 — 2 L 175/13 —, juris Rn. 50; OVG LSA, Urteil vom 15.12.2011 — 2 L 152/06 —, juris Rn. 90.
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verlangen, dass dieser durch einen ersten Dokumentationsabschnitt Aussagen zu Art, Umfang und
Quialitat des Kulturdenkmals liefert.3%°

§ 14 Abs. 3: Genehmigungspflicht von Nachforschungen

Wer Nachforschungen anstellen, insbesondere nach Kulturdenkmalen graben will, bedarf der
Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehdrde. Die Genehmigung kann mit Auflagen
verbunden werden. Ausgenommen sind Nachforschungen, die in der Verantwortung des
Denkmalfachamtes stattfinden.

Durch den allgemeinen Begriff ,Nachforschungen® wird klargestellt, dass nicht nur Ausgrabungen,
sondern auch planmagige Feldbegehungen zur Suche nach archaologischen Funden sowie der
Einsatz von Metalldetektoren oder anderen technischen Hilfsmitteln, wie zum Beispiel Drohnen u.&.,
hierbei genehmigungspflichtig sind.

Die Genehmigung erteilt die Untere Denkmalschutzbehdrde im Benehmen mit dem LDA. Da nach den
Grundsatzen des § 1 DenkmSchG LSA Kulturdenkmale unverandert zu erhalten sind, muss die Hirde
fur die Erteilung einer Genehmigung hoch angesetzt werden. Eine Genehmigung ist zu versagen,
wenn bei der beantragten Nachforschung die Sammlerleidenschatft oder das Freizeitinteresse des
Antragstellers im Vordergrund steht. Menschen, die sich in ihrer Freizeit in der Denkmalpflege
engagieren mdchten, hat der Gesetzgeber durch den § 6 DenkmSchG LSA hierzu Moglichkeiten
eingeraumt.

Bei Antragstellung muss klar dargelegt werden, wo welche Nachforschungen angestellt werden sollen.
Auch muss ausfuhrlich dargelegt werden, worin das Nachforschungsinteresse besteht. Fur die
Durchfiihrung ist ein wissenschaftliches Konzept vor zu legen. Bei komplexen Nachforschungen
(archadologische Ausgrabungen) ist zu benennen, wer die Durchfiihrung der Nachforschung leiten
wird.

Es muss ein Standard gewéhrleistet sein, wie er auch bei staatlichen Nachforschungen erfillt wird.

Soweit eine Nachforschung genehmigt wird, legt die Denkmalschutzbehérde im Benehmen mit dem
Fachamt durch Nebenbestimmungen fest, dass die Nachforschung fachgerecht dokumentiert wird,
welche Dokumentationsstandards zu beachten sind und bis zu welchem Zeitpunkt der
Nachforschungsbericht und die ggf. gemachten Funde dem LDA zu Uibergeben sind. Auch die
sachgerechte Dokumentation ist nachzuweisen

Nachforschungen des LDA und somit auch der ehrenamtlichen Beauftragten sind von der
Genehmigungspflicht ausgenommen.

8 14 Abs. 4. Nebenbestimmungen

Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen. Innerhalb von Denkmalbereichen sind die
Schutzziele entsprechend der unterschiedlichen Denkmalwertigkeit der darin gelegenen
baulichen Anlagen zu differenzieren und in dieser Abgestuftheit bei der Erteilung von
Genehmigungen, Auflagen und Bedingungen entsprechend zu berlicksichtigen.

Die denkmalrechtliche Genehmigung bedarf zwingend der Schriftform.

Eine mindlich erteilte Genehmigung entfaltet keine Rechtswirkung. Ein schriftlicher Verwaltungsakt ist
nach § 39 Abs. 1 Satz 1 VwVfG i. V. m. § 1 Abs. 1 VwVfG LSA grundsétzlich schriftlich zu begriinden.
Innerhalb von Denkmalbereichen ist bei der Erteilung von Genehmigungen nach der Wertigkeit der
Objekte zu differenzieren, die diese fiir den Denkmalbereich besitzen.

§ 14 Abs. 5: Beteiligungsverfahren

Genehmigungen nach Absatz 1 bis 3 sind im Benehmen mit dem Denkmalfachamt zu erteilen,
soweit das Vorhaben nicht dem Inhalt eines Denkmalpflegeplans nach § 8 Abs. 2 entspricht.

Das LDA soll im denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren seine Stellungnahmen gegeniiber den
Denkmalschutzbehérden innerhalb eines Monats abgeben, unter der Voraussetzung, dass
vollstandige, priffahige Unterlagen vorliegen. In Fallen des § 14 Abs. 2 muss die untere
Denkmalschutzbehérde innerhalb von zwei Wochen Uber die Genehmigung befinden. Darum muss
die Untere Denkmalschutzbehdérde unverziiglich anfragen und das Denkmalfachamt unverziglich
antworten, um soweit der konkrete Fall es erfordert, es der Unteren Denkmalschutzbehérde zu
ermdglichen binnen der Zwei-Wochen-Frist zu widersprechen.

30 \/gl. Urteil OVG LSA vom 20.08.2013, 2L 154/10.
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In Ausnahmefallen kann das LDA Fristverlangerung in Anspruch nehmen, die der
Denkmalschutzbehérde anzuzeigen ist.

Denkmalrechtliche Priifung im nachtraglichen Baugenehmigungsverfahren

Im Falle der Beschédigung eines Kulturdenkmals bedarf es im Baugenehmigungsverfahren einer
Stellungnahme der zustandigen Denkmalschutzbehérde, bevor eine nachtragliche Baugenehmigung
erteilt werden kann. In den Fallen der Beschadigung eines Kulturdenkmals pruft die zustandige untere
Denkmalschutzbehérde im Rahmen ihres pflichtgemafien Ermessens, ob und wie das beschadigte
Kulturdenkmal durch Anordnung wiederherzustellen oder instand zu setzen ist, nach 88 4 Abs. 1 in
Verbindung mit 8 9 Abs. 8 DenkmSchG LSA. Das Ergebnis dieser Prifung ist aktenkundig zu
dokumentieren. Gegenuber der unteren Bauaufsichtsbehorde ist festzustellen, ob und in welchem
Umfang das Kulturdenkmal durch die ausgefiihrten Baumaflinahmen beeintrachtigt worden ist, ob im
Einzelfall zulassige Rechtfertigungsgriinde fir diese Baumaflinahmen vorliegen oder ob sonstige
Zulassigkeitsvoraussetzungen hierfir erfillt sind. Die Ahndung der widerrechtlichen Beschadigung
eines Kulturdenkmals als Straftat bzw. als Ordnungswidrigkeit nach 8§ 21 bzw. 22 DenkmSchG LSA,
bleibt hiervon unberthrt und ist einem separaten Prifverfahren vorbehalten.

8 14 Abs. 6: Zustellung der Genehmigung

Vor Zustellung der Genehmigung darf mit den Mal3nahmen nicht begonnen werden. Sie diirfen
nur so ausgefiihrt werden, wie sie genehmigt worden sind.

Die Vorschrift regelt fir alle denkmalrechtlichen Genehmigungen das zwingende Erfordernis der
Zustellung. Demnach darf mit der Ausfuhrung der MaZnahme erst begonnen werden, wenn die
Genehmigung dem Antragsteller zugegangen ist.

8 14 Abs. 7: Genehmigungsdauer

Eine nach diesem Gesetz erteilte Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach der Erteilung mit der Ausfiihrung der MaBnahme begonnen wurde. Die zustandige untere
Denkmalschutzbehérde kann diese Frist verlangern.

Die Genehmigungsdauer betragt drei Jahre. Sie kann von der unteren bzw. oberen
Denkmalschutzbehdrde auf schriftlichen Antrag verlangert werden. Sie wird also nicht etwa von Amts
wegen ausgesprochen oder tritt kraft Gesetzes ein, wenn die Bauausfihrung innerhalb der
Dreijahresfrist noch nicht im erforderlichen Umfang begonnen oder beendet wurde. Eine bereits
abgelaufene Genehmigung kann nicht verlangert werden. Ein Antrag auf Fristverlangerung muss vor
Ablauf der Frist gestellt werden. Auf den vor Fristablauf gestellten Antrag kann eine Frist auch noch
nach Fristablauf verlangert werden. Der Verlangerungszeitraum sollte héchstens ein Jahr betragen (so
wie im 8§ 74 Abs. 2 Satz 1 BauO LSA). Fur die Bemessung der Verlangerungsfrist ist der Zeitpunkt
des Zugangs der zu verldngernden urspriinglichen Genehmigung maf3geblich.

Schlief3t die Baugenehmigung gemal § 14 Abs. 8 DenkmSchG die denkmalrechtliche Genehmigung
ein, so richtet sich die Genehmigungsdauer nach § 71 § 72 Abs. 1 BauO LSA.

Auch fir Verlangerungen der Geltungsdauer der Genehmigung gilt dann § 72 Abs. 2 BauO LSA.
Entsprechendes gilt auch fur den Bauvorbescheid (§ 74 BauO LSA).

§ 14 Abs. 8: Verhaltnis zum Baugenehmigungsverfahren und sonstigen
offentlich-rechtlichen Verfahren

Ist fiir eine MaRnahme eine Baugenehmigung oder eine die Baugenehmigung einschlie3ende
oder ersetzende behdrdliche Entscheidung erforderlich, so umfasst diese die Genehmigung
nach Abs. 1; Abs. 4 gilt entsprechend. Das Denkmalfachamt ist an den Verfahren zu beteiligen.

In den Fallen des § 14 Abs. 8 DenkmSchG schliel3t die Baugenehmigung die denkmalrechtliche
Genehmigung nach § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA ein. Die untere Bauaufsichtsbehdrde tritt nach
aul3en in die Rechte und Pflichten der unteren Denkmalschutzbehérde ein.

Das LDA wird im Baugenehmigungsverfahren gemaf § 14 Abs. 8 DenkmSchG beteiligt.

Gemal § 68 Abs. 1 Satz 3 BauO LSA gilt das Benehmen als erteilt, wenn es nicht einen Monat nach
Eingang des Ersuchens beim LDA unter Angabe der Griinde verweigert wird. Denn Stellungnahmen

der anderen Stellen bleiben nach § 68 Abs. 1 Satz 4 BauO LSA grundsatzlich unbericksichtigt, wenn
sie nicht innerhalb eines Monats nach Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehérde
eingehen. Durch die Monatsfrist sollen die (anderen) Stellen veranlasst werden, ihre Stellungnahmen
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mdglichst kurzfristig abzugeben. Allerdings hat die Bauaufsichtsbehdrde nach § 68 Abs. 1 Satz 4, 2.
Alt. BauO LSA auch eine verspatet eingehende Stellungnahme noch zu beriicksichtigen, wenn die
Stellungnahme fur die RechtmaRigkeit der Entscheidung und damit fir Beurteilung der
Genehmigungsfahigkeit ,von Belang” ist.

Eine Rucknahme der Benehmenserklarung des LDA ist nur zuldssig bis die Baugenehmigung erteilt
ist.

Nach Erteilung der Baugenehmigung kommt nur eine Ricknahme der Baugenehmigung unter den
Voraussetzungen des § 48 VwVfG LSA in Betracht.

Steht aufgrund einer Vorprifung durch die untere Bauaufsichtsbehérde fest, dass der Bauantrag
abzulehnen ist, wird sich regelméaRig die Beteiligung des LDA erlbrigen.

Bei der Beteiligung des LDA kann zur Beschleunigung des Verfahrens eine weitere Ausfertigung der
Bauvorlagen verlangt werden.

Sind die dem LDA eingereichten Unterlagen usw. mangelhaft oder unvollstéandig, so dass eine
denkmalfachliche Beurteilung nicht oder nicht innerhalb der Monatsfrist mdglich ist, so kann das LDA
unter Hinweis auf die Unvollstandigkeit der Unterlagen das Benehmen verweigern und die
eingereichten Unterlagen der Bauaufsichtsbehoérde zuriicksenden.

In dem Vorlagebericht sind die Griinde mitzuteilen, weshalb das Benehmen nicht zustande gekommen
ist.

Es sollte innerhalb eines Monates entschieden werden.
Dem LDA ist die Entscheidung Gber den Bauantrag mitzuteilen.

Die denkmalrechtliche Zulassigkeit des Vorhabens kann Gegenstand einer Bauvoranfrage nach § 74
BauO LSA sein. Es geht bei einer solchen Bauvoranfrage um die Vorabklarung der Einzelfrage, ob
dem Vorhaben denkmalschutzrechtliche Genehmigungshindernisse entgegenstehen, nicht um eine
Voraberteilung einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Die Bauaufsichtsbehérde sollte dies in dem
Vorbescheid deutlich zum Ausdruck bringen. Auch sollte erforderlichenfalls darauf hingewiesen
werden, dass die Prifung weiterer Voraussetzungen fiir die Erteilung einer denkmalrechtlichen
Genehmigung, die noch nicht Gegenstand des Vorbescheidverfahrens waren, dem
Baugenehmigungsverfahren vorbehalten bleibt. Ein Bauherr kann vor Einreichung eines Bauantrags
zu einzelnen Fragen eines Bauvorhabens auf Antrag einen Vorbescheid begehren (8§ 74 BauO LSA).
Ein bestandskraftiger Vorbescheid als Ausschnitt aus der Baugenehmigung entfaltet hinsichtlich der in
dem Vorbescheid geregelten Fragen fiir das sich anschlieRende Baugenehmigungsverfahren
Bindungswirkung. Die geklarten Fragen sind im Baugenehmigungsfragen nicht erneut zu prifen,
insoweit nimmt der Bauvorbescheid einen Teil der Baugenehmigung vorweg (Dirnberger in Jade,
BauO LSA — Kommentar, 40. AL, 8 74 Rn. 3, 4, 38).

Auch die Frage der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit eines Vorhabens kann im Wege eines
Vorbescheids geklart werden. Allerdings umfasst die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit eines
Vorhabens keinesfalls die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege. Eine andere
Beurteilung erfolgt fur Aul3enbereichsvorhaben, siehe unten. Nebenbestimmungen in Vorbescheiden
mussen gemal § 37 Verwaltungsverfahrensgesetz hinreichend bestimmt sein. Dies ist fur die Belange
archaologischer Kulturdenkmale oftmals nicht méglich, da aus Bauvoranfragen regelméfiiig nicht
hervorgeht, in welchem Umfang Erdarbeiten vorgesehen sind. Die Bauaufsichtsbehorde teilt daher im
Vorbescheid mit, dass archaologische Belange betroffen sind und dass im Zuge eines
Baugenehmigungsverfahrens ggf. Auflagen erteilt werden (8 36 VwVfG LSA). Die
Bauaufsichtshehorde empfiehlt dem Antragsteller des Vorbescheides vor Bauantragstellung beim
Fachamt eine Beratung ein zu holen.

Die denkmalrechtlichen Auflagen werden damit zu Auflagen der Baugenehmigung und gelten auch
gegeniiber den Rechtsnachfolgern der Bauherren.

Es ist jedoch unzuléssig, eine Baugenehmigung oder einen Bauvorbescheid mit der Auflage oder
Bedingung zu erlassen, dass denkmalrechtliche Fragen im Nachhinein mit den Denkmalbehérden zu
klaren sind.

Handelt es sich um ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren so ist das LDA zu beteiligen, wenn
denkmalrechtliche Belange betroffen sind.

Verhdltnis zu sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Verwaltungsverfahren

Naturschutz und Landschaftspflege

Zu den Kulturdenkmalen gehdren auch Garten und Parkanlagen sowie andere von Menschen
gestaltete Landschaftsteile, Pflanzen-, Frei- und Wasserflachen, § 2 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA.
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Eingriffe in diese Kulturdenkmale bedirfen der denkmalrechtlichen Genehmigung durch die
zustandige Denkmalschutzbehodrde nach § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA.

Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die dauerhafte Sicherung der Vielfalt, Eigenart
und Schonheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft. Dabei sind insbesondere
Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften auch mit ihren Kultur-, Bau- und
Bodendenkmalen vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeintrdchtigungen zu bewahren,
8 1 Abs. 4 Nr. 1 BNatSchG.

Die Behdrden des Bundes bzw. der Lander (so auch die zustandigen Denkmalbehdrden) haben die
fur Naturschutz und Landschaftspflege zustandigen Behdrden bereits bei der Vorbereitung aller
offentlichen Planungen und MalRnahmen, die die Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege bertuhren kdnnen, zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben, soweit nicht eine andere Form der Beteiligung vorgesehen ist. Die Beteiligungspflicht gilt fir
die Naturschutzbehdrden entsprechend, soweit MaRnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege den Aufgabenbereich anderer Behdrden — hier des Denkmalschutzes — berihren,
§ 3 Abs. 5 BNatSchG bzw. 88 4, 10 Abs. 2 und 24 NatSchG LSA.

Eingriffe im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig.
Zustandig ist die fur Natur- und Landschaftsrecht zustandige Behérde gemaR § 10 Abs. 1 BNatSchG.
Eingriffe sind Veranderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen im besiedelten Bereich, die
die Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintréchtigen,

§ 14 Abs. 1 BNatSchG. Demgemaé&R kénnen auch denkmalpflegerische Mal3nahmen
naturschutzrechtliche Eingriffe nach 88 13, 14 BNatSchG darstellen. In Sachsen-Anhalt gibt es jedoch
eine Ausnahme hierzu. Gem. § 6 Abs. 2 Nr. 2 NatSchG LSA unterliegen Restaurierungs—, Pflege—
und ErhaltungsmalRnahmen an vorhandenen Garten— und Parkanlagen sowie auf Friedhdfen nicht
dem naturschutzrechtlichen Eingriffsbegriff, wenn sie aus denkmalrechtlichen Griinden geboten sind.
Denn durch sie werden keine naturschutzrechtlichen Kompensationspflichten ausgeldst. Dies wird nur
dann als kein Eingriff angesehen, sofern es denkmalrechtlich geboten ist. Hierfiir sind entsprechende
Nachweise beizubringen, um zu verhindern, dass jedwede MalRnahme als denkmalrechtlich
dargestellt wird, um Kompensationen zu vermeiden.

Nach § 1 Abs. 4 BNatSchG ist die Berticksichtigung der Belange des Denkmalschutzes in den
Naturschutz bereits einbezogen. Bei den dort angesprochenen Denkmalen handelt es sich nicht um
Naturdenkmale im Sinne von § 28 BNatSchG, sondern um Kulturdenkmale im Sinne des.
Denkmalrechtes. Grundsatzlich kann sowohl Denkmalschutz als auch Naturschutz im Einzelfall und
wegen teils unterschiedlicher Schutzziele einschlagig sein (Doppelschutz).

Im Verwaltungshandeln ist zu beachten, dass, sobald es sich um Restaurierungs—, Pflege— und
ErhaltungsmafRnahmen an vorhandenen Garten- und Parkanlagen sowie auf Friedhéfen, handelt, die
aus denkmalrechtlicher Sicht erforderlich sind, diese im Regelfall nicht als Eingriffe im
naturschutzrechtlichen Sinne zu betrachten sind und daher nicht einer naturschutzrechtlichen
Eingriffsgenehmigung unterliegen. Sie sind denkmalrechtlich genehmigungspflichtig nach

§ 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA. Nicht ausgenommen sind artenschutzrechtliche Belange des
Naturschutzes.

Vorbescheidverfahren nach § 74 BauO LSA

Gegenstand einer Bauvoranfrage ist die Vorabklarung einzelner Fragen des Bauvorhabens. Ggfs.
liegt es im Interesse des Antragstellers, zu klaren, ob dem Vorhaben denkmalrechtliche
Genehmigungshindernisse entgegenstehen. Die Denkmalschutzbehdrde ist am Verfahren zu
beteiligen. Es geht dabei noch nicht um die endguiltige Erteilung einer denkmalrechtlichen
Genehmigung.

Enthalt ein Vorbescheid auch Ausfuihrungen tber die denkmalrechtliche Zulassigkeit, ist darauf
hinzuweisen, dass dieser nicht die erforderliche denkmalrechtliche Genehmigung ersetzt. Die
denkmalrechtliche Zulassigkeit wird im spateren Baugenehmigungsverfahren geman

§ 14 Abs. 8 DenkmSchG LSA mit gepruft. Gleichzeitig soll durch die untere Bauaufsichtsbehérde auch
- je nach der zur Prifung gestellten Einzelfrage - darauf hingewiesen werden, dass im
Baugenehmigungsverfahren unter Umstanden weitere Voraussetzungen nach dem
Denkmalschutzgesetz, die noch nicht Gegenstand des Vorbescheidverfahrens waren, zu prifen sind.
Sofern derartige Hinweise im Vorbescheidverfahren schon konkret formuliert werden kénnen, sind sie
entsprechend in den Vorbescheid aufzunehmen.

Bei einem Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides tber die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit
eines Aul3enbereichsvorhabens sind die Belange des Denkmalschutzes Uber 8§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5
BauGB Teil des Priifprogramms, wobei aber zu beachten ist, dass es sich bei diesem 6ffentlichen
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Belang um einen eigenstandigen bodenrechtlichen Begriff handelt, der neben den nach § 29 Abs. 2
BauGB zu beachtenden landesrechtlichen Vorschriften zum Schutz von Denkmalen eigenstandige
Bedeutung hat und unabhéngig vom Landesrecht ein Mindestmal an Schutz gewahrleistet. Insoweit
wird auf die einschlagige Rechtsprechung und Kommentarliteratur zu § 29 und § 35 BauGB
verwiesen.

§ 14 Abs. 9: Dokumentationspflicht fir Veranderungen

Die untere Denkmalschutzbehérde kann verlangen, dass der Eigentimer oder der Veranlasser
von Veréanderungen und Mafnahmen an Kulturdenkmalen diese dokumentiert. Art und Umfang
der Dokumentation sind im Rahmen von Auflagen festzulegen. Die Veranlasser von
Veranderungen und von MaRnahmen an Denkmalen kénnen im Rahmen des Zumutbaren zur
Ubernahme der Dokumentationskosten verpflichtet werden.

Die Vorschrift wurde durch Art. 8 Nr. 6 des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes vom
16.07.20033°t mit Wirkung ab 01.09.2003 geandert. Ziel des Gesetzgebers war es, einerseits die
Dokumentationsverpflichtung aufrecht zu erhalten, nach der Verursacher von Veranderungen oder
Zerstorungen an Kulturdenkmalen durch eine BaumalRnahme den Vorzustand des Kulturdenkmals zu
dokumentieren haben. Andererseits soll die Dokumentationspflicht wirtschaftlich zumutbar sein. Uber
die Zumutbarkeit der Dokumentationsauflagen des LDA entscheidet — wie auch bei anderen
wissenschatftlich begriindeten Zielstellungen des LDA — die Denkmalschutzbehérde nach
Ermessen.302

Bei der Ermittlung der Zumutbarkeit von Dokumentationskosten kann nicht die Zumutbarkeitsregelung
nach § 10 Abs. 4 Satz 2 DenkmSchG LSA angewandt werden.3%3

Gemal den Anforderungen des OVG LSA erscheint es angemessen im Rahmen des § 14 Abs. 9
DenkmSchG die Zumutbarkeitsgrenze im Bereich zwischen 10 und 20 % der Gesamtinvestition zu
suchen. Im Regelfall ist vom Mittelwert, also 15 % auszugehen.3* Die sachgerechte Anwendung
dieses prozentualen MaR3stabs setzt voraus, dass im Zeitpunkt der Ermessensentscheidung feststeht,
wie hoch die Gesamtinvestitionskosten und die Dokumentationskosten tatsachlich sind. Eine
Kostenregelung bereits im Genehmigungsbescheid ohne Feststellung der tatséchlichen Kosten kommt
nur dann in Betracht, wenn bereits eine Uberschléagige Prifung ergibt, dass die Dokumentationskosten
deutlich unter der maRgeblichen Zumutbarkeitsgrenze liegen werden. 30

% GVBI LSA S. 158 [163].

302 '§ 14 Abs. 9 Satz 1 DenkmSchG LSA in der bis zum 31.08.2003 geltenden Fassung verpflichtete im Regelfall den
Veranlasser von Verdnderungen und Mal3nahmen an Denkmalen dazu, diese zu dokumentieren. Daraus ergab sich nach der
Rechtsprechung des Senats (vgl. Urt. v. 17.04.2003 — 2 L 150/02 —, JMBI LSA 2003, 283) auch die Pflicht des Veranlassers zur
Kostentragung ohne eine Beschrankung auf das ,Zumutbare®. ... Mit der Neuregelung hat der Gesetzgeber die
Dokumentationspflicht in das Ermessen der Denkmalschutzbehdrde gestellt. Zudem wurde der Behérde bezuglich der
Heranziehung zu den Dokumentationskosten ein Ermessensspielraum eingeraumt, der allerdings durch eine Beschrankung auf
das ,Zumutbare“ begrenzt wird. Dies hat nunmehr zur Folge, dass die Behdrde zunéchst eine Entscheidung dariiber zu treffen
hat, ob sie den Veranlasser der MaBnhahmen bzw. Verédnderungen an einem Kulturdenkmal Uberhaupt Dokumentationskosten
auferlegt, und — wenn sie entsprechendes anordnet — auch darlber, in welchem Umfang der Veranlasser die Kosten tragen soll.
Das ihr insoweit eingeraumte Ermessen findet allerdings dort seine Grenze, wo die Kosten das fir den Veranlasser zumutbare
MaR Ubersteigen.” (OVG LSA, Urteil vom 16.6.2010 — 2 L 292/08 —, juris Rn. 52).

33 Fir die Frage, welche Kosten dem Veranlasser einer Veranderung oder MaRnahme an einem Kulturdenkmal zuzumuten
sind, kann nicht die Regelung in 8 10 Abs. 4 Satz 2 DenkmSchG LSA (juris: DSchG ST) herangezogen werden, da sie auf
solche Kulturdenkmale zugeschnitten ist, die fur den Verpflichteten Ertrage abwerfen oder einen Gebrauchswert haben.“ (OVG
LSA, Urteil vom 16.6.2010 — 2 L 292/08 —, juris LS 7).

%4 OVG LSA, Urteil vom 16.06.2010 — 2 L 292/08- juris LS 8, Rn. 60.

35 Auch verweist § 14 Abs. 9 Satz 3 DenkmSchG LSA fiir die Bestimmung der Zumutbarkeit der Kostenbelastung nicht auf

§ 10 Abs. 4 Satz 2 DenkmSchG LSA. Die Ungeeignetheit des ZumutbarkeitsmaRstabs in § 10 Abs. 4 Satz 2 DenkmSchG LSA
zeigt sich insbesondere bei InfrastrukturmalRnahmen, wie etwa 6ffentlichen StraRen, bei denen sich der Nutzen der
BaumaRnahme fir den Vorhabenstréager, beispielsweise fur eine Gemeinde, in der Regel nicht beziffern lasst. Aber auch im Fall
der Klagerin lassen sich ihrem Erneuerungsvorhaben konkret zurechenbare Nutzungsvorteile oder Ertrage — wenn uberhaupt —
nur schwer ermitteln. Die Zumutbarkeit der Kostenliibernahme durch den Veranlasser nach § 14 Abs. 9 Satz 3 DenkmSchG LSA
ist vielmehr grundsétzlich danach zu bestimmen, ob die durch die Dokumentation entstehenden Mehrkosten einen bestimmten
Prozentsatz an den Gesamtinvestitionskosten tbersteigen. Dies folgt aus Sinn und Zweck der durch Art. 8 Nr. 6 des Zweiten
Investitionserleichterungsgesetzes eingefiihrten Neuregelung. In der Begriindung zum Entwurf dieses Gesetzes (LT-Drucks.
4/610, S. 35 f.) heil3t es hierzu:

,Die bisherige Regelung des § 14 Abs. 9 DenkmSchG verpflichtet Investoren im Vorfeld von geplanten Baumanahmen, die
Kosten fur die von den Denkmalschutzbehérden angeordneten Grabungen und die Dokumentation zu tragen. Diese Regelung
fuhrt dazu, dass die damit verbundenen Kosten die Gesamtinvestitionskosten teilweise erheblich erh6hen, mit der Folge, dass
geplante Investitionen verzogert werden oder gar nicht realisiert werden kénnen...*
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8 14 Abs. 9 Satz 2: Festlegung von Art und Umfang der Dokumentation

Art und Umfang der Dokumentation sind im Rahmen von Auflagen festzulegen. Die Veranlasser
von Veranderungen und von Mal3nahmen an Denkmalen kdnnen im Rahmen des Zumutbaren
zur Ubernahme der Dokumentationskosten verpflichtet werden.

Die unteren Denkmalschutzbehdrden kdnnen verlangen, dass der Eigentimer oder der Veranlasser
von MaRRnahmen an Kulturdenkmalen diese dokumentiert, § 14 Abs. 9 DenkmSchG LSA.

Baudenkmalpflege

Fur den Bereich der Baudenkmalpflege gibt es bei der Erstellung von Dokumentationen kaum
Zumutbarkeitsfalle.

Archéaologie

Die Dokumentation soll bei allen von Veranderungen betroffenen Kulturdenkmalen durchgefihrt
werden, es sei denn das Fachamt halt eine Dokumentation fur nicht erforderlich. Wie eine
archaologische Dokumentation durchzufiihren ist, regeln die Dokumentationsstandards des
Fachamtes. Die oberste Denkmalschutzbehdrde hat mit Datum vom 18.03.2008 darauf hingewiesen,
dass in Sachsen-Anhalt alle archdologischen Grabungsarbeiten und Dokumentationen vom LDA
durchzufihren sind. Eine Evaluierung nach fiinf Jahren bestétigte das Verfahren. Diese Verfahren mit
Ubertragung an das Denkmalfachamt betrifft nicht nur archdologische Grabungen, sondern die
Dokumentation im Gesamten. Also auch die qualifizierte Erfassung von in-situ Befunden und Funden
archaologischer Denkmale, auch bei non-invasiven Verfahren.

Anlehnend an die Entscheidungen des OVG LSA®% hat die oberste Denkmalschutzbehérde mit Erlass
vom 02.12.2014 (Az.: 43.1-57730-1) das denkmalrechtliche Genehmigungsverfahren im Bereich der
Archéologie verbindlich geregelt. Die Kosten der Dokumentation trégt der Veranlasser der
BaumalRnahme im Rahmen der Zumutbarkeit, im Regelfall 15 % der Gesamtinvestitionskosten. Eine
belegbare Unzumutbarkeit muss entweder dazu fihren, dass z.B. geforderte Maf3hahmen flankierend
unterstitzen oder der Bauantrag versagt wird (siehe Anhang 3).

Gesamtinvestitionskosten/Archaologische Dokumentationskosten (siehe Anhang 3)

Wenn ein Antragsteller gegen die Nebenbestimmungen einer denkmalrechtlichen Genehmigung, die
die Dokumentationsauflagen regeln, Widerspruch einlegt, kann er dennoch die Genehmigung
ausnutzen.3%7

Das bedeutet, dass die insoweit der denkmalrechtlichen Genehmigung beigegebene
denkmalrechtliche Nebenbestimmung isoliert anfechtbar ist. 308

§ 14 Abs. 10: Zerstorung des Kulturdenkmals

Muss ein Kulturdenkmal aus zwingenden Griinden zerstért oder weggenommen werden, bedarf
dies der Genehmigung durch die obere Denkmalschutzbehdrde.

Absatz 10 begriindet eine Sonderzustandigkeit der oberen Denkmalschutzbehdrde fir die spezielle
Genehmigung bei:

Die bisherigen Regelungen des § 14 Abs. 9 DenkmSchG sind restriktiver als vergleichbare Regelungen in den
Denkmalschutzgesetzen anderer Lander. Eine Modifizierung des § 14 Abs. 9 DenkmSchG wirde diesen ,Standortnachteil*
beseitigen.” (OVG LSA, Urteil vom 16.06.2010 — 2 L 292/08 —, juris, Rn. 56 ff.).

Um dieser Absicht des Gesetzgebers ausreichend Rechnung zu tragen, tiberschreiten im Regelfall die Dokumentationskosten
15 % der Gesamtinvestitionskosten nicht (Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 16. Juni 2010 —2 L
292/08 —, juris LS 8, Rn 60). Die sachgerechte Anwendung dieses prozentualen MaRstabs setzt voraus, dass im Zeitpunkt der
Ermessensentscheidung feststeht, wie hoch die Gesamtinvestitionskosten und die Dokumentationskosten tatsachlich sind. Eine
Kostenregelung bereits im Genehmigungsbescheid ohne Feststellung der tatsachlichen Kosten kommt nur dann in Betracht,
wenn bereits eine Uiberschlagige Prifung ergibt, dass die Dokumentationskosten deutlich unter der maRgeblichen
Zumutbarkeitsgrenze liegen werden.” (OVG LSA, Urteil vom 16.06.2010 — 2 L 292/08 —, juris LS 9, Rn. 62).

36 QVG LSA, 2 L 292/08 vom 16.06.2010 sowie 2 L 154/10 vom 20.08.2012.

307 Enthalt eine denkmalrechtliche Genehmigung fiir einen im iiberwiegenden Interesse liegenden Eingriff eine
Nebenbestimmung, wonach der Veranlasser die Kosten einer ihm auferlegten Dokumentation tragen muss, kann er die

Genehmigung auch dann ausnutzen, wenn er gegen die Kostenregelung Widerspruch erhoben hat.“ (OVG LSA, Beschluss vom
16.9.2009 — 2 M 89/09 —, juris LS).

38 Die mit der angefochtenen Nebenbestimmung getroffene Kostenregelung ist bei objektiver Betrachtung nicht so wesentlich,
dass die erteilte denkmalrechtliche Genehmigung im Ubrigen dem Zeck des Verwaltungsaktes offensichtlich widersprache.*
(OVG LSA, Beschluss vom 16.9.2009 — 2 M 89/09 —, juris Rn.16).
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e Beseitigen oder Zerstdren (8 14 Abs. 1 Nr. 5)

Die Zerstorung ist abweichend vom allgemeinen Sprachgebrauch nicht mit der vollstandigen
Vernichtung der Substanz gleichzusetzen. Es kommt vielmehr darauf an, ob der Denkmalcharakter,
also die Eigenschatft als Kulturdenkmal nach § 2 untergeht. Eine teilweise Zerstorung ist eine
Veranderung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1.

Beseitigung ist nur die Verbergung eines beweglichen Objekts am urspringlichen Standort, da die
Entfernung durch Nr. 4 besonders geregelt ist. Die Genehmigung ist unabhangig vom Zustand
erforderlich, also auch beim Abbruch eines baufélligen Hauses, einer Ruine oder bei der Zerstérung
der Reste eines Denkmals.

Die Weghahme bzw. das Entfernen (8 14 Abs. 1 Nr. 4)

von Denkmalen aus einer Umgebung ist mit dem Verbringen an einen anderen Ort (Standort)
verbunden, gleichgultig zu welchem Zweck, fiir welche Dauer (auch z. B. vortibergehend fir eine
Ausstellung oder Restaurierung) und wohin (z. B. in ein Museum) es erfolgen soll. Regelfall dieser
Alternative ist die Ortsveranderung von beweglichen Objekten wie Funden, Kunstwerken und
Sammlungsbestandteilen. Unter diese Alternative fallt auch die Transferierung (Translozierung) von
archaologischen Fundstellen oder Bauten nach Abbruch; der Abbruch als solcher ist bereits nach Nrn.
1 oder 5 genehmigungspflichtig.

Zustandigkeitsverlagerung

Die Zustandigkeitsverlagerung von der unteren auf die obere Denkmalschutzbehérde setzt neben den
Tatbestanden der Zerstérung oder Wegnahme nach dem Wortlaut voraus, dass diese aus
»Zwingenden Grinden zerstdrt oder weggenommen* werden.

Zur Genehmigungsfahigkeit aus zwingenden Griinden ist auf die Erlauterungen zu dem allerdings
nicht wortgleichen § 10 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 zu verweisen.

§ 14 Abs. 11 Fristenregelung

Eine Genehmigung nach den Absétzen 1 bis 3 und 10 gilt als erteilt, wenn die
Denkmalschutzbehérde nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags
entschieden hat. Die Frist beginnt auch im Falle fehlender oder unvollstandiger
Antragsunterlagen mit dem Eingang des Antrags, wenn die Denkmalschutzbehorde es
unterlasst, dem Antragsteller innerhalb von flinf Arbeitstagen nach Eingang des Antrags
schriftlich unter Aufzahlung der fehlenden Antragsunterlagen mitzuteilen, dass die Frist erst mit
Eingang der noch fehlenden Antragsunterlagen beginnt. Die Denkmalschutzbehdrde kann das
Verfahren fir einen weiteren Monat aussetzen, wenn dadurch die Ablehnung eines Antrages
vermieden werden kann.

Diese Fristenregelung gilt fir Vorhaben nach § 14 Abs. 1 bis 3 und § 10 DenkmSchG LSA, sofern sie
nicht baugenehmigungspflichtig sind. Danach gilt die denkmalrechtliche Genehmigung grundsatzlich
als erteilt, wenn die Denkmalschutzbehdorde nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des
Antrages entschieden hat. Die Fristen nach § 14 Abs. 11 DenkmSchG LSA sind von Amts wegen zu
beachten.

Antrage missen innerhalb von fiinf Tagen nach Eingang auf Vollstandigkeit gepruft werden.
Nachforderungen missen mit dem Hinweis auf die Unterbrechung der Frist in diesem Zeitraum
erfolgen und bekanntgemacht werden. Es handelt sich bei dieser Frist um eine sog. Ereignisfrist, d.h.
der Tag, in den das Ereignis — Eingang der unvollstandigen Unterlagen — fallt, ist bei der
Fristberechnung nicht mitzuzahlen.

Die Mitteilung der Behorde Uber die fehlenden Unterlagen muss dem Antragsteller innerhalb der
Funftagefrist nicht zugegangen sein, hier reicht es aus, wenn die Mitteilung innerhalb der Funf-Tage-
Frist auf den Postweg gebracht wird.

Fur die Bearbeitung vollstandiger Unterlagen gilt dann eine Frist von zwei Monaten inkl. der
Beteiligung durch das LDA. Der Zeitraum kann um einen Monat verlangert werden, wenn dadurch die
Ablehnung der Genehmigung vermieden werden kann. Die Entscheidung muss dem Antragsteller
innerhalb der Frist zugegangen sein, es genigt also nicht, wenn die Entscheidung lediglich
behdrdenintern getroffen und zur Post gegeben wurde. Bei drohendem Fristablauf empfiehlt sich also
die férmliche Zustellung.
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Eine denkmalrechtliche Genehmigung gilt als fiktiv, wenn die Frist nach
§ 14 Abs. 11 DenkmSchG LSA uberschritten ist.

Fur den Fall einer bereits verfristeten Genehmigung, fir die also eine fiktive Genehmigung bereits
wirksam ist, muss die UDB prifen, ob ein Widerruf oder eine Riicknahme der fiktiven Genehmigung
erfolgen soll (Ricknahmegriinde sind die Voraussetzungen der 88 48, 49 VwV{G LSA, insbesondere
ist hierbei die Jahresfrist ab Kenntnis der fiktiven Genehmigung zu beachten), um dann eine
anderslautende denkmalrechtliche Genehmigung zu erteilen.

Es wird empfohlen, der Akte einen standardisierten Prifvermerk beizufligen. Dieser ist im Falle des
Widerspruchsverfahrens der oberen Denkmalschutzbehdrde mit vorzulegen.

Nach Eintritt der denkmalrechtlichen Genehmigungsfiktion im Sinne von § 14 Abs. 11 Satz 1
DenkmSchG besteht ein Rechtsanspruch auf Ausspruch der Feststellung, dass die Fiktion im Sinne
von § 14 Abs. 11 DenkmSchG eingetreten ist und zudem Aufhebung eines der fiktiven Genehmigung
entgegenstehenden Bescheids.3%° Der Rechtsanspruch ist im Wege der Feststellungsklage geltend zu
machen (8 43 VwGO).

Eine Fiktionsfrist beginnt regelmafig erst mit Eingang des Antrags bei der zustandigen
Genehmigungsbehorde zu laufen.3°Nach Ablauf der Genehmigungsfrist gilt die Genehmigung als
erteilt gilt, wenn sie nicht vorher versagt worden ist. Fir die denkmalrechtliche Genehmigung zur
Beseitigung oder Zerstérung eines Denkmals ist gemaR 8§ 14 Abs. 10 DenkmSchG LSA die obere
Denkmalschutzbehdrde zustandig. Damit ist fur den Lauf der Zweimonatsfrist maf3geblich, wann der
Genehmigungsantrag bei der oberen Denkmalschutzbehérde einging.

Eine fiktive denkmalrechtliche Genehmigung kann unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1
VWVFG zuriickgenommen werden. Nach § 48 Abs. 4 Satz 1 VwVfG ist die Ricknahme, wenn die
Behdrde von Tatsachen Kenntnis erhélt, welche die Riicknahme eines rechtswidrigen
Verwaltungsakts rechtfertigen, nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme
zuléssig. Die Jahresfrist beginnt zu laufen, wenn die Behdrde die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsakts erkannt hat und ihr die fur die Riicknahmeentscheidung auRerdem erheblichen
Tatsachen vollstandig bekannt sind.3!! Ein bloRRes ,Kennenmiissen®, also auch die (pflichtwidrige)
Unkenntnis, reicht daher nicht aus.3*? Eine solche Kenntnis der Rechtswidrigkeit setzt aber
zwangslaufig voraus, dass der Behdrde bewusst war, dass Uiberhaupt ein (ricknehmbarer)
Verwaltungsakt vorliegt.

Nach § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO ist der Widerspruch innerhalb eines Monats, nachdem der
Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgegeben worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei
der Behorde zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Nach § 70 Abs. 1 Satz 2 VwGO wird
die Frist auch durch Einlegung des Widerspruchs bei der Behorde, die den Widerspruchsbescheid zu
erlassen hat, gewahrt. Ihre Widerspruchserhebung mittels Mail ohne qualifizierte elektronische
Signatur gentigt der mit der Vorschrift des § 70 Abs. 1 VwWGO angeordneten Schriftform nicht. Es
besteht keine hinreichende Sicherheit fur die Ermittlung des Absenders, der Inhalt der Erklarung ist
gegeniiber Eingriffen Dritter nicht geschitzt. Falls der Widerspruch in elektronischer Form erhoben
wird, sind die elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem
Signaturgesetz zu versehen. Im Rahmen der elektronischen Kommunikation per E-Mail ist den fiir die
Priifung von Identitat und Authentizitat unabdingbaren Mindestanforderungen nur dann genlige getan,
wenn diese die gesetzlichen Anforderungen des § 3a Abs. 2 Satz 2 VwVIG erfillen. § 3a Abs. 2
VWVIG regelt, dass eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas Anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden kann (Satz
1). Der elektronischen Form genuigt ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen ist (Satz 2). Auf die qualifizierte elektronische Form kann auch nicht
ausnahmsweise verzichtet und ein unsigniertes elektronisches Dokument akzeptiert werden. Im
Hinblick auf die klaren gesetzlichen Vorgaben zur qualifizierten elektronischen Signatur in der
Vorschrift § 3a VWVI{G ist ein Widerspruch per einfacher E-Mail unabhéngig von den
Begleitumstanden unwirksam. 33

80 VG Halle, Urteil vom 11.6.2014 — 2 A 10/14 HAL —, n. v., zur Trillerei, Sangerhausen.

310 vgl. BVerwG, Urteil vom 21.2.1986 — 4 C 4/84 —, juris Rn. 8.

311 BVerwG, Beschluss vom 19.12.1984 — GrSen 1/84 —, BVerwGE 70, 356-365, juris LS 2.

312 ygl. Verwaltungsgerichtshof Baden-Wurttemberg, Urteil vom 10.12.1996 — 10 S 6/96 — NVwZ 1998, 87, m. w. Nachweisen

313 Hessischer VGH, Beschluss v. 03.11.2005 - 1 TG 1668/05 - juris Rn. 4; Eyermann/Fréhler, Kommentar-VwGO, 14. Aufl.
2014, 8 70 Rn. 2; Kopp, Kommentar-VwGO, 20 Aufl., § 70 Rn. 2.
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§ 15: Antragstellung

§ 15 Abs. 1: Allgemeines

Der Antrag auf Genehmigung ist schriftlich bei der zustandigen Denkmalschutzbehdrde zu
stellen. Alle fur die Bearbeitung erforderlichen Unterlagen sind beizuftigen. Die oberste
Denkmalbehdrde wird ermachtigt, durch Verordnung Vorschriften iber Umfang, Inhalt und Form
der beizufigenden Unterlagen zu erlassen.

Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG sind einem Antrag auf Genehmigung alle fur die Bearbeitung
erforderlichen Unterlagen beizufiigen. Es gibt den allgemeinen Grundsatz, wonach derjenige, der eine
Genehmigung beantragt, auch die Voraussetzungen fiir die Genehmigungsfahigkeit belegen muss. Er
muss seinen Antrag genehmigungsreif machen. 3

Welche konkreten Unterlagen fiir einen vollstandigen Antrag auf Erteilung einer denkmalschutz-
rechtlichen Genehmigung erforderlich sind, ist im Gesetz nicht ausdricklich aufgelistet. Von der in
§ 15 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG LSA der obersten Denkmalbehotrde eréffneten Méglichkeit, durch
Verordnung Vorschriften Gber Umfang, Inhalt und Form der beizufiigenden Unterlagen zu erlassen,
hat die Behorde auch Gebrauch gemacht und die Denkmalantragsverordnung (DenkmAVO LSA)
erlassen (s. Anhang 4).%'° Damit ist von einer vollstandigen Antragstellung dann auszugehen, wenn
die fur die Entscheidung tUber den Antrag fur das Abbruchvorhaben erforderlichen Unterlagen gem.
der DenkmAVO LSA vorliegen.

8 15 Abs. 2: Antragsunterlagen

Der Antragsteller ist daflir verantwortlich, dass die von ihm veranlasste Malinahme dem
Denkmalrecht entspricht. Er hat Projektarbeiter und Unternehmer zu bestellen, die eine den
Zielen dieses Gesetzes entsprechende Durchfiihrung nach Ausbildung und Berufserfahrung
sicherstellen.

In der Verantwortlichkeit des Antragstellers liegt, dass sein Vorhaben dem Denkmalrecht entspricht. Er
hat die fur die Antragstellung notwendigen Voraussetzungen zu schaffen und auch wahrend der
Durchfihrung fur qualifiziertes Personal zu sorgen.

Fur archéologische Belange bedeutet dies, dass er seinen Antrag ggf. genehmigungsfahig machen
muss, in dem er nachweist, ob durch seine MaRnahme archdologische Kulturdenkmale betroffen sind
(8 14 Abs. 2 DenkmSchG LSA). Es handelt sich hierbei um eine Bringschuld, die nicht durch
Uberlegungen aus dem Bereich der Zumutbarkeit relativiert werden kann.316

Soweit archaologische Kulturdenkmale betroffen sind, die Genehmigungsfahigkeit aber vorliegt, hat er
in finanziell zumutbarem Umfang fiir eine fachgerechte Dokumentation zu sorgen.

§ 15 Abs. 3: Benennung von Unternehmern

Die zusténdige Denkmalschutzbehdrde kann verlangen, dass fir bestimmte Arbeiten die
Unternehmer benannt werden.

Konsequenz des Gebots der Denkmalvertraglichkeit der Durchfiihrung und der Verantwortung des
Antragstellers ist die besondere Rechtsgrundlage des Absatzes 3. Die Denkmalschutzbehdrde kann —
gegebenenfalls auf Anregung der Fachbehdrde — verlangen, dass ihr der Antragsteller bzw. der
Ausfuhrende die Unternehmer benennt.

Die Erméachtigung ist auf bestimmte Arbeiten begrenzt. Dahinter steht die Erfahrung, dass Arbeiten an
Kulturdenkmalen in der Regel besondere Techniken, Kenntnisse, Fahigkeiten und ein entsprechendes
Verantwortungsbewusstsein voraussetzen kdnnen. Bei anspruchsvollen Mal3nahmen kann verlangt
werden, fur alle Arbeiten die Unternehmer zu benennen.

Zu benennen sind auf Verlangen (Anordnung im Sinn des § 4 Abs. 1) die Unternehmer; gemeint sind
damit die ausfuhrenden Betriebe. Entsprechendes wird fur die ausfilhrenden Personen zu gelten
haben.

Die Behdrden haben im Ubrigen im Einzelfall die Maglichkeit, im Rahmen der fachlichen
Notwendigkeiten bereits in der Genehmigung die Ausfiihrung durch bestimmte Unternehmen, ja sogar
namentlich festgehaltene Restauratoren durch Bedingung nach § 36 VwVfG vorzuschreiben, wenn

814 vgl. Martin, BayVBI. 2001, S. 289 [299].
315 GVBI. LSA Nr. 19 vom 31.08.2018.
816 \gl. OLG Urteil 2012 zu Klage MDB.
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nur eine einzige Person zur Durchfiihrung der speziellen Arbeiten qualifiziert ist. Gegebenenfalls sind
mehrere Personen oder Firmen zu benennen. Bei derartigen Nebenbestimmungen sind das
Grundrecht der Berufsfreiheit des Art. 12 GG und das UbermaRverbot besonders sorgfaltig zu
beachten.

§ 16: Auskunfts- und Duldungspflichten, Kennzeichnung

8 16 Abs. 1: Betretungsrecht von Kulturdenkmalen durch Behérden

Bedienstete und Beauftragte der Denkmalschutzbehérden und des Denkmalfachamtes diirfen
nach vorheriger Benachrichtigung Grundstiicke, zur Abwendung dringender Gefahr fiir ein
Kulturdenkmal auch Wohnungen, betreten, soweit es zur Durchflihrung dieses Gesetzes
erforderlich ist. Sie diirfen Kulturdenkmale besichtigen und die notwendigen wissenschaftlichen
Erfassungsmaflnahmen, insbesondere zur Inventarisierung, durchfuhren. Das Grundrecht auf
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschrankt.

§ 16 Abs. 1 erlaubt das Betreten von Grundsticken und Wohnungen. Auf dem Betretungsrecht
aufbauend wird den Behérden ausdrtcklich auch das Recht eingerdumt, Kulturdenkmale zu
besichtigen und die notwendigen wissenschaftlichen ErfassungsmafRnahmen, insbesondere zur
Inventarisation, durchzufiihren. Hiermit wird insbesondere auf die Aufgaben des Denkmalfachamtes,
zu denen beispielsweise die wissenschaftliche Erfassung, Erforschung und Dokumentation des
Bestandes an Kulturdenkmalen gehort (§ 5 Abs. 2 Nr. 1), Bezug genommen.

Betreten bedeutet lediglich das Hineintreten in das Grundstiick und das Umhergehen, nicht aber
schon eine Besichtigung oder eine Untersuchung.

Besichtigen meint nur die optische Aufnahme des Denkmals, nicht ohne weiteres das Beriihren der
Objekte und das Zeichnen oder Fotografieren. Verlangt werden kénnen auch das Offnen von nicht
ohne weiteres sichtbaren Teilen, z. B. bei Biichern oder Behéltnissen, nicht aber ein gewaltsames
Offnen oder mit Zerstérungen verbundene Untersuchungen durch Eingriffe wie bei Grabungen (hierzu
ermachtigt u. U. Absatz 4 — siehe unten Erl. Nr. 7).

Zur Erfassung siehe die Erl. zu 8 5 Abs. 2 Nr. 1. Unter Erfassungsmafnahmen wird die
wissenschaftliche Aufnahme aller Daten verstanden, die spater in Denkmallisten, Inventare, die
Denkmaltopografie oder das Dehio-Handbuch aufgenommen werden sollen. Zur Erfassung gehéren
aber auch alle vorbereitenden Untersuchungen an einem einzelnen Denkmal, also die Anfertigung von
Aufmalen, restauratorische und naturwissenschaftliche Untersuchungen, die Anlage von
Schadensplanen und Raumbuchern. Aus dem Zusammenhang mit dem Betretungs- und
Besichtigungsrecht ergibt sich, dass auch hinsichtlich der Erfassung nur zerstérungsfreie Mal3hahmen
ohne Substanzeingriffe gemeint sind, die nicht Giber Besichtigung und Einsicht hinausgehen.

Umfang und Anwendungsbereich des Betretungsrechts

Das Betretungsrecht erfasst Grundstiicke und die auf ihnen errichteten Geb&aude als wesentliche
Bestandteile; hierzu gehdrt auch eingefriedetes Gelande. Die Grundstilicke dirfen jedoch nur betreten
werden, soweit es zur Durchfihrung des Denkmalschutzgesetzes erforderlich ist. ,Erforderlich,, ist
ahnlich wie ,ndtig,, und ,notwendig,, ein Begriff aus dem allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht, der
die Beachtung des VerhaltnismaRigkeitsprinzips (Zweck-Mittel-Relation) fordert. Entsprechend dem
Aufgabenbereich der Denkmalbehdrden wird die Betretung eines Grundstticks erforderlich sein, wenn
ein konkreter Anlass (z. B. wissenschaftliche Inventarisation, Vorbereitung der Eintragung in das
Denkmalverzeichnis oder Erlass einer Anordnung nach § 9 Abs. 6) vorliegt.

Nach der in der Rechtsprechung entwickelten, den verfassungsrechtlichen Anforderungen nach

§ 13 Abs. 7 GG genugenden Definition liegt eine dringende Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung vor, wenn eine Sachlage oder ein Verhalten bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu
erwartenden Geschehens mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden fiir ein
hochrangiges Rechtsgut fuhren wird, wobei an den Grad der Wahrscheinlichkeit umso geringere
Anforderungen zu stellen sind, je hoherwertiger das betroffene Rechtsgut ist.3!” Soweit die Klager
demgegeniber vertreten, eine dringende Gefahr liege erst dann vor, wenn in allernédchster Zukunft mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden fir ein hochrangiges Rechtsgut erwartet werden

317 ygl. hierzu BVerwG, Urteil vom 6. September 1974, a.a.0.; BayVGH, Beschluss vom 19. Juni 1991 - 2 CS 91.625 -; OVG
Bremen, Beschluss vom 25. August 1992, BRS 54, Nr. 213; Kunig, in: von Miinch, GG, 5. Auflage 2000, Art. 13 Rn. 67.
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misse, 38 folgt dies nach Auffassung des Senats nicht aus den von ihnen in Anspruch genommenen
verfassungsrechtlichen Vorgaben des Art. 13 Abs. 7 GG. Danach setzt die erforderliche Verhitung
einer dringenden Gefahr gerade nicht voraus, dass die Gefahr bereits konkret eingetreten ist.
Vielmehr genligt es, einen Zustand nicht eintreten zu lassen, der eine dringende Gefahr darstellt.3°
Mithin ist eine abstrakte Gefahr ausreichend, so dass auch die behérdliche Eingriffsbefugnis zeitlich
deutlich vorverlagert wird. Eine unmittelbar bevorstehende Gefahr, wie sie die Klager offenbar fordern,
ist daher gerade nicht erforderlich.3?

Vorherige Benachrichtigung

Zur rechtmagigen Austibung des Betretungsrechts ist eine vorherige Benachrichtigung erforderlich.
Die beabsichtigten MalZnahmen sind dem Eigentiimer, Besitzer und sonstigen Nutzungsberechtigten
in angemessener Zeit, in der Regel wohl einige Tage vorher, im Voraus miindlich oder schriftlich
anzukiindigen. Muss schnell gehandelt werden, kann die Benachrichtigung auch nur wenige Stunden
vorher erfolgen. Einer férmlichen Anordnung bedarf es nicht, die Benachrichtigung stellt keinen
selbststéndigen anfechtbaren Verwaltungsakt dar. Im Rahmen eines baurechtlichen Verfahrens ist
eine vorherige Benachrichtigung nach Absatz 1 entbehrlich, wenn sich das Recht zum Betreten aus §
64 Abs. 4 Satz 1 BauO LSA ergibt. Danach diirfen die mit dem Vollzug der Bauordnung beauftragten
Personen in Ausiibung ihres Amtes Grundstlicke und bauliche Anlagen einschlie3lich der Wohnungen
sogar gegen den Willen der Betroffenen betreten. Aus dem Zusammenhang mit Satz 2 wird aber
deutlich, dass dies nur fir Wohnungen gilt, die noch nicht in Gebrauch genommen worden sind. Bei
Vorliegen eines baurechtlichen Bezuges kann somit in vielen Fallen die Benachrichtigungspflicht
entfallen. Ferner gibt auch § 209 BauGB ein Betretungsrecht fiir Grundstuicke.

Betreten von Wohnungen

Die explizite Einschrankung des Grundrechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung durch Abs. 1 Satz 3
beruht auf dem Zitiergebot des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG.

Nach VGH Mannheim (DVBI. 1983 S. 466) ist eine derartige Regelung verfassungsgemar.

Der Begriff Wohnung ist im Sinne des Art. 13 Abs. 1 GG weit auszulegen. Der Schutzbereich dieses
Grundrechts besteht darin, die freie Entfaltung der Personlichkeit in der raumlichen Privatsphéare
abzusichern. Als Wohnung sind daher alle nicht 6ffentlich zuganglichen Rdume anzusehen, die dem
dauernden Aufenthalt oder Wirken von Menschen zu dienen bestimmt sind; hierzu sind auch
Nebenraume wie Keller, Treppenhauser, Abstellkammern etc. zu zéhlen. Allgemein zuganglich sind
dagegen Laden, Ausstellungsraume, Gaststatten etc. wahrend der Offnungszeiten.

Im Hinblick auf das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG) gelten fur das
Betreten von Wohnungen strengere Anforderungen. Das Betreten einer Wohnung ist nur zur
Abwendung dringender Gefahr zulassig. Ohne Zustimmung des Eigentiimers oder Wohnungsinhabers
ist das Betreten zum Zwecke der Inventarisation oder wissenschaftlicher Untersuchung nicht zulassig,
da es am Merkmal der dringenden Gefahr fehlt. Eine dringende Gefahr liegt erst dann vor, wenn die
Wahrscheinlichkeit besteht, dass das Kulturdenkmal ohne behdrdliches Eingreifen in nachster Zeit
erheblichen Schaden nehmen wirde. Aus dem Wortlaut des Abs. 1 Satz 1 ergibt sich ferner, dass fur
das Betreten der Wohnung die Denkmaleigenschaft fiir die Behtrden bereits mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit feststehen muss.

8 16 Abs. 2: Verpflichtung zu wahrheitsgemalflien Auskinften

Eigentiimer, Besitzer und Verfiigungsberechtigte von Kulturdenkmalen haben den
Denkmalschutzbehérden und dem Denkmalfachamt sowie ihren Beauftragten die zum Vollzug
dieses Gesetzes erforderlichen wahrheitsgemalen Auskinfte zu erteilen.

Die Auskunftspflicht der Eigentiimer, Besitzer und Verfugungsberechtigten von Kulturdenkmalen
flankiert das Betretungsrecht nach § 16 Absatz 1. Das Einholen von Auskiinften ist nach § 26 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 VwV{G LSA ein Beweismittel, dessen sich die Behérden im Verwaltungsverfahren immer
bedienen kdnnen. Die Auskunftspflicht bezieht sich weniger auf den Zustand des Denkmals, der durch
Besichtigung festgestellt werden kann, als vielmehr auf sein Schicksal (Herkunft, durchgefiihrte

%18 30 auch Gornig, in: v. Mangoldt/ Klein/Starck, GG, 5. Aufl. 2005, Art. 13 Rn. 124,
319 ygl. BVerfG, Urteil vom 13. Dezember 1964, BVerfGE 17, 232, 251.
820 ygl. BVerwG, Urteil vom 6. September 1974.
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Restaurierungen, getatigte Erhaltungsaufwendungen und Ertrage eines Denkmals). Sollte der
Betroffene das Betreten einer Wohnung verweigern, in dem sich das Kulturdenkmal befindet, kann die
Auskunftspflicht auch den Zustand des Denkmals betreffen. Die Auskiinfte kénnen miindlich oder
schriftlich eingeholt werden.

Der Umfang der Auskunftspflicht wird durch den MaR3stab der Erforderlichkeit begrenzt. Erforderlich
zum Vollzug des Denkmalschutzgesetzes sind Informationen, wenn von ihnen die Erledigung
behordlicher Aufgaben abhangig sein kann, wie z. B. die Aufnahme in die Denkmallisten, die
Vorbereitung von Grabungsschutzgebieten, von Genehmigungen, Erhaltungsanordnungen,
Nutzungsgeboten und vieles andere mehr. Zu offenbaren und gegebenenfalls zu belegen sind z. B.
Alter, Herkunft, Schicksal des Objektes, vorhandene Pléne und Urkunden; soweit zur Beurteilung der
Erhaltungspflicht nach § 9, einer Ausgleichspflicht nach § 19 oder einer Bezuschussung eine
Zumutbarkeitsprifung anzustellen ist, erstreckt sich die Auskunftspflicht auch auf die wirtschaftliche
und finanzielle Lage.?? Die Auskunftspflicht kann sowohl den Gegenstand, z. B. Denkmal oder Fund
betreffen, sich aber auch auf die personlichen Verhéltnisse des Betroffenen beziehen. Je starker die
Auskunft die Personlichkeitssphéare sowie datenschutzrechtliche Belange beriihrt, desto gewichtiger
muss sie fir Denkmalschutz und Denkmalpflege sein. Ein Auskunftsverlangen halt sich nur dann im
Rahmen des der Behorde eingeraumten Ermessens, wenn es durch den Zweck, fir den die Auskunft
bendtigt wird, legitimiert ist und die Personlichkeitssphare des zur Auskunft Verpflichteten beachtet.
Obwohl das Denkmalschutzgesetz kein ausdriickliches Recht zur Verweigerung der Auskunft vorsieht,
ist aus rechtsstaatlichen Griinden davon auszugehen, dass der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft auf solche Fragen verweigern kann, deren Beantwortung ihn selbst oder einen Angehdrigen
(8 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ZPO) der Gefahr der Strafverfolgung oder eines Verfahrens nach dem
Gesetz Uiber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde.

Berechtigte und Verpflichtete der Absatze 1 und 2

Berechtigte des Auskunfts- und Betretungsrechts sind neben den Bediensteten der
Denkmalschutzbehdrden (siehe hierzu § 4) und der Denkmalfachdmter (siehe hierzu § 5) auch deren
Beauftragten. Dies sind in erster Linie die ehrenamtlichen Beauftragten (siehe hierzu § 6), soweit sie
im Rahmen ihres Auftrages tatig sind, aber auch die im Einzelfall mit Bauforschung oder Erfassung
vertraglich Beauftragten.

Pflichtige sind Eigentiimer, Besitzer und Verfliigungsberechtigte von Kulturdenkmalen. Ohne dass das
Gesetz eine Reihenfolge der Pflichtigen vorschreibt, sind hierzu Allein-, Gesamthands- und
Miteigentimer, unmittelbare und mittelbare Besitzer von Bau- und Bodendenkmalen, wie z. B. Mieter,
Pachter oder NielBbraucher zu zahlen. Da die tatsachliche Sachherrschaft entscheidend ist, gehéren
hierzu auch unrechtmaRige Besitzer wie Raubgraber und Hehler.

Ebenfalls kbnnen auch Inhaber von Grundpfandrechten oder von sonstigen Rechten auskunfts- und
duldungsverpflichtet sein, wenn es etwa um die Realisierbarkeit von Nutzungsanderungen oder
Restaurierungsmaflinahmen geht.3?

Erzwingung der Pflichten

Da sich die Rechte auf Auskunftserteilung bzw. auf Betreten von Grundstiicken oder Wohnungen
unmittelbar aus dem Gesetz ergeben, bedarf es einer formlichen Verpflichtungs- oder
Duldungsanordnung grundsatzlich nicht. Im Verweigerungsfall kbnnen die Auskunfts- und
Duldungspflichten als 6ffentlich-rechtliche Pflichten unmittelbar mit hoheitlichen Mitteln erzwungen
werden, sofern ein Uberwiegendes Allgemeininteresse vorliegt und sich die berechtigte Behérde die
bendtigten Informationen nicht auf andere, einfachere Weise verschaffen kann. In diesem Fall ist ein
formlicher Verwaltungsakt zweckmaRig, der gegebenenfalls gemaf § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO fur sofort
vollziehbar erklart werden sollte. Bei der Vollstreckung ist zu beachten, dass es sich bei den Pflichten
aus Absatz 1 und 2 um unvertretbare Handlungen handelt, sodass eine Ersatzvornahme nicht in
Betracht kommt, wohl kann die Behorde aber ein Zwangsgeld gemal § 71 VVG LSAi. V. mit dem
SOG LSA anordnen und festsetzen. Notfalls kann auch unmittelbarer Zwang angewendet werden.

Bei einer Verweigerung des Betretens oder der Auskunft kann seitens der zustandigen Behdrde aber
auch die Konsequenz gezogen werden, dass fur den Denkmaleigentiimer, der beispielsweise keine

%21 BayVGH vom 25.9.1987, Entscheidungen zum Denkmalrecht, EzD 2.2.7 Nr. 1.
822 Eperl/Martin/Petzet, Art. 17 Rn. 6.
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Auskunft Gber seine wirtschaftliche Situation erteilen will und auch keinen entsprechenden Nachweise
daruiber vorlegt, die Tragung der Kosten anstehender ErhaltungsmaRnahmen zumutbar ist.3%

Zustandig fir den Erlass derartiger Verwaltungsakte ist gemaf § 8 Abs. 1 Satz 1 die untere
Denkmalschutzbehérde (Regelzustandigkeit — siehe dort). Dies gilt auch dann, wenn das
Denkmalfachamt oder die Obere Denkmalschutzbehdrde erméachtigt werden soll. Der Erlass
entsprechender Anordnungen liegt im Ermessen der Behdrde; siehe die Erl. zu § 4 Abs. 1.

Im Ubrigen kann die Zuwiderhandlung gegen die Pflichten der Absétze 1 und 2 geman
§ 22 Abs. 1 Nr. 5 als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbul3e geahndet werden.

§ 16 Abs. 3: Duldung einer Kennzeichnung

Die zustandige Denkmalschutzbehdérde kann Eigentimer, Besitzer und Verfligungsberechtigte
von Kulturdenkmalen verpflichten, diese zum Zeichen ihres gesetzlichen Schutzes und zur
Forderung ihrer geistigen ErschlieBung kennzeichnen zu lassen. Sie haben die Anbringung von
Kennzeichen und Interpretationstafeln zu dulden und diese vor Gefahrdung zu schiitzen. Die
Kennzeichen und Tafeln dirfen die zulassige Nutzung nicht beeintrachtigen. Die
Kennzeichnung von Denkmalbereichen obliegt der Gemeinde als Eigentiimer der Verkehrs- und
Freiflachen.

Vielen Kulturdenkmalen wird allgemein nur wenig Beachtung geschenkt, da ihre Bedeutung weithin
unbekannt ist. Dem kann durch die Anbringung von Kennzeichen und Tafeln entgegengewirkt werden.
Aus diesem Grunde kann die zustindige Denkmalschutzbehérde Eigentimer, Besitzer und
Verfiigungsberechtigte von Kulturdenkmalen gemaf Abs. 3 Satz 1 verpflichten, diese zum Zeichen
ihres gesetzlichen Schutzes und zur Forderung ihrer geistigen ErschlielBung kennzeichnen zu lassen.
Regelungen ber die Kennzeichnung von Kulturdenkmalen finden sich im Ubrigen neben Absatz 3 nur
in § 27 DSchG BB, § 21 DSchG MV und § 28 Nds DschG.

Die Pflicht oder Duldung der Kennzeichnung wird durch Satz 3 dahin eingeschréankt, dass die
Kennzeichen und Tafeln die zulassige Nutzung der Kulturdenkmale nicht beeintrachtigen dirfen. Dies
wird jedoch in vielen Fallen durch die Art und Weise der Anbringung zu vermeiden sein. Oft wird es
allerdings auch von der Art des Kulturdenkmals abhangen.

Gemal Abs. 3 Satz 4 obliegt der Gemeinde als Eigentimer der Verkehrs- und Freiflachen die
Kennzeichnung von Denkmalbereichen. Zum Denkmalbereich siehe die Erl. zu 8§ 2 Abs. 2 Nr. 2. Da es
in Absatz 3 um Kulturdenkmale allgemein geht, ist es auf Grund der &hnlichen Interessenlage
geboten, diese Regelung auf archéologische Flachendenkmale im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 4
entsprechend anzuwenden, bei denen es sich ebenfalls um Mehrheiten von Kulturdenkmalen handelt.

Die Kennzeichnung von Denkmalen zu ihrem Schutz bei bewaffneten Konflikten sieht die Haager
Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14.5.1954 vor.3%

§ 16 Abs. 4: Berechtigung zu archaologischen Grabungen auf privaten
Grundstucken

Bestehen begriindete Anhaltspunkte, dass in einem Grundstiick archéologische
Kulturdenkmale von wesentlicher Bedeutung vorhanden sind, so ist das Denkmalfachamt
berechtigt, dort nach archaologischen Kulturdenkmalen zu forschen, Ausgrabungen
vorzunehmen, Bodenfunde zu bergen und die notwendigen MaRnahmen zur Klarung der
Fundumstande sowie zur Sicherung weiterer auf dem Grundstiick vorhandener Bodenfunde
durchzufuhren.

§ 16 Absatz 4 regelt das Recht des Denkmalfachamtes archdologische Grabungen vorzunehmen,
wenn begrindete Anhaltspunkte bestehen, dass auf einem Grundstiick archéologische
Kulturdenkmale von wesentlicher Bedeutung vorhanden sind. Hier gelten die MaRstabe fiir die
begriindeten Anhaltspunkte analog zu den Regelungen des § 14 Absatz 2.

Das Denkmalfachamt ist nicht berechtigt die Duldungspflicht des Grundstiickseigentiimers
durchzusetzen. Weigert sich der Eigentiimer die MalRnahmen des LDA zu dulden, kann die
Denkmalschutzbehérde die Duldung durch Verwaltungsakt und mit den Mitteln der
Verwaltungsvollstreckung erzwingen.

323 Memmesheimer/Upmeier/Schonstein, § 28 Rn. 10; Eberl/Martin/Petzet, Art. 16 Rn. 7.
324 yertiefend: Hones, DOV 1988 S. 538 ff.; siehe auch den Text der Konvention in Martin/Viebrock/Bielfeldt, Kennzahl 25.10.
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Eine Entschadigungspflicht gemaf § 19 Abs. 4 tritt nur dann ein, wenn die zuléssige Nutzung des
Grundstilicks Uber eine langere Zeit (bei EU-Subventionen ab dem elften Tag) unterbrochen wird und
der Eigentiimer dadurch unzumutbar belastet ist.

8§ 17 Anzeigepflicht

Vorbemerkungen

Die Anzeigepflichten des § 17 ergénzen die Verpflichtungen, die insbesondere in § 9 die Erhaltung
von Kulturdenkmalen betreffen. Die Anzeige- und Hinweispflichten dienen vor allem dazu, die
Behorden laufend tber wichtige und entscheidungserhebliche Umstande von Kulturdenkmalen zu
informieren. Erganzt werden sie durch die Pflichten des § 11 Abs. 2 Sétze 1 und 2 DenkmSchG LSA,
wonach der Eigentimer der Gemeinde nach Abschluss des Kaufvertrages dessen Inhalt schriftlich
mitzuteilen hat. Des Weiteren erganzt § 17 Abs. 3 die Bestimmungen Uber den Umgang mit
Zufallsfunden.

§ 17 qilt fur alle Arten von Kulturdenkmalen, also nicht nur fir Baudenkmale, sondern auch fir
Grundstiicke mit Bodendenkmalen und alle beweglichen Kulturdenkmale. Die Verpflichtungen nach

8 17 bestehen nur dann, wenn Eigentiimer, Besitzer und Verfligungsberechtigte nachweislich von der
Denkmaleigenschaft unterrichtet worden sind. Die Denkmalschutzbehérde tragt die Beweislast, dass
der Pflichtige von der Denkmaleigenschaft Kenntnis hatte.

8 17 Abs. 1: Anzeige bei Veraul3erung

Vor der VeraulRerung eines Kulturdenkmals hat dies der Eigentiimer unverziglich der zustan-
digen Denkmalschutzbehérde anzuzeigen. Der Veraulierer ist verpflichtet, den neuen Eigen-
timer auf den bestehenden Denkmalschutz hinzuweisen.

VerdulRerung ist die rechtsgeschétftliche Eigentumstibertragung, z. B. durch Verkauf, Tausch,
Einbringen in eine Gesellschaft. Absatz 1 gilt nicht fur Vermietung und Ausleihe und auch nicht im
Erbfall, bei Enteignung und Zwangsversteigerung.®?® Die Anzeigepflicht erfasst auch Grundstticke mit
Bodendenkmalen und einzelne Bestandteile von Denkmalen aller Art. In Denkmalbereichen und
anderen Flachendenkmalen gilt die Anzeigepflicht auch fiir Grundstiicke ohne Baudenkmale.32¢
Anzuzeigen ist nicht bereits der schuldrechtliche Vertrag (schuldrechtliches Verpflichtungsgeschaft),
sondern erst der sachenrechtliche Vorgang (dingliches Verfiigungsgeschaft), also die Ubergabe bei
beweglichen Sachen und die Eintragung im Grundbuch bei Grundstiicken.

§ 17 Abs. 1 Satz 2: Hinweispflicht auf die Kulturdenkmaleigenschaft bei Verkauf

Vor der VerauBerung eines Kulturdenkmals hat dies der Eigentimer unverzuglich der zustéan-
digen Denkmalschutzbehérde anzuzeigen.

Der Verkaufer hat den Erwerber auf den bestehenden Denkmalschutz hinzuweisen. Diese Pflicht kann
nur erfillt werden, wenn der Eigentimer zuvor nachweislich von der Denkmaleigenschaft unterrichtet
worden ist. Die Denkmaleigenschatft ist bei der Verauf3erung eines Kulturdenkmals eine
verkehrswesentliche Eigenschaft gemal § 119 Abs. 2 BGB. Unterlasst der VerauRRerer diesen
Hinweis, so ist der Kaufvertrag anfechtbar.

§ 17 Abs. 2: Anzeige von Schaden

Eigentumer, Besitzer und Verfiigungsberechtigte von Kulturdenkmalen haben Schaden und
Méngel, die den Denkmalwert und die Denkmalsubstanz beeintrdchtigen oder gefahrden,
unverzuglich der zustédndigen Denkmalschutzbehdrde anzuzeigen. Dies gilt insbesondere fir
Schéaden, die durch Feuer, Wasser oder andere unvorhersehbare Ereignisse eingetreten sind.

Denkmalbehérden sollen in die Lage versetzt werden, friihzeitig auf Gefahren reagieren zu kénnen.
Schéaden sind bereits eingetretene Beeintrachtigungen, wie das Fehlen von Bauteilen (undichte
Déacher, Fenster und Tlren, abstirzende Bauteile) Briiche, Risse auch an beweglichen Denkmalen
wie Funden oder Kunstgegenstanden. Mangel haben Sachen, an denen voraussichtlich Schaden
eintreten kdnnen (lose Teile, schwache oder verbrauchte Konstruktion, abplatzende Farben,
funktionsunféhige Alarmanlagen in Sammlungen usw.). Gefahrdungen sind auch anzuzeigen, wenn

325 Martin/Schneider/Wecker/Bregger, Sachs. DschG § 16 Nr. 4.
3% Memmesheimer/Upmeier/Schonstein, § 10 NWDSchG Nr. 3.

Seite 100 von 110



sie zwar nicht unmittelbar an dem Kulturdenkmal bestehen, sich aber darauf auswirken kdnnen (z. B.
Baumafinahmen neben einem Kulturdenkmal). Schaden oder Mangel kénnen nur solche sein, die den
Denkmalwert und die Denkmalsubstanz lang- oder kurzfristig beeintrachtigen oder gefahrden kénnen.
Die Mangelanzeige betrifft nicht nur Eigentiimer, sondern auch Mieter und Pachter und andere
Personen, die ein Besitzrecht an dem Kulturdenkmal haben. Die Mangelanzeige muss unverziglich
erfolgen, also im Sinne von § 121 BGB ohne schuldhaftes Zégern.

§ 17 Abs. 3: Anzeige von Bodenfunden

Bodenfunde sind entsprechend § 9 Abs. 3 durch den Finder, Verfigungsberechtigten oder den
Leiter der Arbeiten unverziglich gegentber der unteren Denkmalschutzbehérde anzuzeigen.

Bodenfunde sind entsprechend § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA durch den Finder,
Verfligungsberechtigten oder den Leiter der Arbeiten unverziiglich gegeniiber der unteren
Denkmalschutzbehdrde anzuzeigen. Die Anzeigepflicht umfasst auch den archaologischen
Zufallsfund oder den Minzfund. Ein archéologischer Zufallsfund umfasst neben Bodenfunden auch
z.B. den Fund von Geréatschaften im Bereich des aufgehenden Mauerwerks von Baudenkmalen.
Gleiches gilt fir Munzfunde, wenn sie nicht als archéologische Zufallsfunde entdeckt worden sind.
Wegen der gleichen Interessenlage sind die Vorschriften tber den Zufallsfund (8§ 9 Abs. 3)
entsprechend anzuwenden. Uber § 9 Abs. 3 hinaus nennt § 17 Abs. 3 die Finder,
Verfugungsberechtigten oder den Leiter der Arbeiten als Verpflichtete. Auch hier muss die Anzeige
gegeniber der unteren Denkmalschutzbehoérde unverzuglich erfolgen.

Weitere Einzelheiten:
— Pflichtige sind auch der Bund, das Land, die Gemeinden, Stiftungen usw. und ihre Behérden.

Entbehrlich ist die Anzeige von Funden die bei der Dokumentation des Denkmalfachamtes
gemacht werden.

— Die Pflicht gilt neben allen Genehmigungspflichten auch nach anderen Gesetzen, soweit nicht
etwa die Anzeige entbehrlich ist.

— Absatz 3 gilt fir die Eigentiimer und alle Besitzer, also auch Mieter von Wohnungen in
Baudenkmalen, Pachter von Flachen mit Bodendenkmalen, Entleiher (von Kunstgegenstanden
oder Funden wie Museen oder Handler).

— Mehrere Verpflichtete sind unabhangig voneinander verantwortlich, allerdings befreit die erste
Anzeige die anderen Verpflichteten, weil damit der Rechtsgedanke der Zweckerreichung
(Unterrichtung der Denkmalschutzbehérde) eingetreten ist. Eine Form der Anzeige ist nicht
vorgeschrieben. Aus Beweisgriinden empfiehlt sich jedoch die Schriftform.

— Adressaten sind nach dem Wortlaut alle Denkmalschutzbehérden, gemeint ist aber in erster Linie
die untere Denkmalschutzbehérde nach § 8 Abs. 1 DenkmSchG (siehe dort). Andere Behdrden,
wie z. B. Gemeinden sind aber gehalten, bei ihnen eingehende Anzeigen an die zustandige
Denkmalschutzbehérde weiterzuleiten. Es ist sinnvoll, auch das entsprechende Denkmalfachamt
zu informieren.

— Erzwingbar sind die Anzeigen und die Vorlage von Unterlagen ggf. mit Mitteln des
Verwaltungszwangs, also insbesondere mit Zwangsgeld nach dem VwVfG, vorausgehen muss
eine vollstreckungsfahige und -vollziehbare Anordnung nach § 9 Abs. 6, die den Verpflichteten
jeweils detailliert die Erfullung der Anzeigepflicht aufgibt.

— Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrlassig eine der vorgeschriebenen Anzeigen
unterlasst, § 22 Abs. 1 Nr. 7 DenkmSchG LSA (siehe dort).

§ 18: Denkmalverzeichnis

8 18 Abs. 1 : Nachrichtliches Denkmalverzeichnis

Das Denkmalverzeichnis ist nachrichtlich. Es werden von dem Denkmalfachamt getrennte
Listen fur Baudenkmale, bewegliche Kulturdenkmale, archéologische Kulturdenkmale und
Grabungsschutzgebiete gefiihrt.

Die Aufnahme erfolgt auf der Grundlage des 8§ 2 nach Anhdrung der unteren
Denkmalschutzbehérde.

Der Schutz durch dieses Gesetz ist nicht davon abhangig, dass Kulturdenkmale in das
Verzeichnis eingetragen sind.
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Der Einwand, man hatte bislang noch keine Mitteilung des Denkmalfachamts tber die
Feststellung der Denkmaleigenschaft nach § 18 Abs. 2 Satz 1 des Denkmalschutzgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt erhalten, tragt nicht. Die Unterschutzstellung erfolgt kraft
Gesetzes und ist weder abhangig von der Eintragung in das nach wie vor nur nachrichtliche
Denkmalverzeichnis (8 18 Abs. 1 Satz 4 DenkmSchG LSA) noch von der nach § 18 Abs. 2
Satz 1 DenkmSchG LSA vorgeschriebenen Mitteilung der Feststellung der
Denkmaleigenschaft an den Eigentiimer, Besitzer oder Verflgungsberechtigten. Der durch
Art. 2 Nr. 6 des Ersten Investitionserleichterungsgesetzes vom 13.08.2002 (GVBI S. 258)
eingeflgte und am 17.08.2002 in Kraft getretene § 18 Abs. 2 Satz 3 DenkmSchG LSA
bestimmt zwar nunmehr, dass auf Antrag des Eigentimers, Besitzers oder
Verfiigungsberechtigten die untere Denkmalschutzbehdrde durch Verwaltungsakt tiber die
Eigenschatft als Kulturdenkmal innerhalb eines Monats zu entscheiden hat. Daraus folgt aber
zugleich, dass die blof3e Mitteilung nach § 18 Abs. 2 Satz 1 DenkmSchG LSA kein die
Denkmaleigenschaft begriindender Verwaltungsakt sein kann.%?’

Die nachrichtliche Eintragung eines Denkmals hat keine Verwaltungsaktsqualitét. Der betroffene
Eigentiimer kann Rechtsschutz nur durch eine negative Feststellungsklage erlangen.3?®

Dieser Satz macht deutlich, dass der Schutz der Kulturdenkmale durch das Gesetz nicht davon
abhangig ist, dass Kulturdenkmale durch das LDA festgestellt und in das Verzeichnis eingetragen
sind.3?® Kulturdenkmale kénnen also verborgen existieren und dennoch Denkmaleigenschaft haben.
Fur archéologische Kulturdenkmale ist dies regelhaft der Fall. Auch Baudenkmale oder bewegliche
Kulturdenkmale kénnen der systematischen Denkmalinventarisation entgangen sein und erst durch
Zufall entdeckt und als denkmalwiirdig erkannt werden.

Die Denkmaleigenschaft von Baudenkmalen, Denkmalbereichen und obertagigen archéologischen
Kulturdenkmalen wurde in der Regel durch das LDA im Rahmen der systematischen
Denkmalinventarisation oder Schnellerfassung ermittelt. Dabei wurden kurze Begriindungen unter
Bericksichtigung der in § 2 Abs. 1 und 2 DenkmSchG genannten Denkmalarten und
Bedeutungskategorien zugewiesen und in das digitale Denkmalverzeichnis beim LDA eingetragen
(siehe Erlauterungen zu § 2 DenkmSchG).

Eine ausfihrliche und vertiefende Denkmalbegriindung mit Untersetzung der jeweiligen
Bedeutungskategorien (Nachweis der Denkmalfahigkeit) und des 6ffentlichen Interesses am Schutz
des Gegenstandes (Nachweis der Denkmalwirdigkeit) ist insbesondere bei Stellungnahmen des LDA
zu Genehmigungsverfahren unumgénglich (siehe Erlauterungen zu § 8 Abs. 1 DenkmSchG LSA). Vor
diesem Hintergrund dient das Denkmalverzeichnis im Land Sachsen-Anhalt der Erleichterung der
mdglichen Genehmigungsverfahren, nicht aber der endgultigen und vollstandigen Erfassung der
Denkmaleigenschaften eines Gegenstandes nach § 2 DenkmSchG LSA.

Die Aufnahme in das Denkmalverzeichnis erfolgt nach Anhérung der unteren Denkmalschutzbehdrde.
Dies bedeutet, dass das Denkmalfachamt der unteren Denkmalschutzbehérde Gelegenheit geben
muss, sich zu der beabsichtigten Aufnahme zu &uf3ern. lhr ist zur Anhérung vom Denkmalfachamt
eine angemessene Frist zu geben. Hier sind vor allem Fehler bei der Bezeichnung (Namen des
Kulturdenkmals, Flurstiicke, Hausnummern), Datierung oder dem flachenmafigen Umfang des
Kulturdenkmals zu priifen. AuRert sich die untere Denkmalschutzbehérde ohne Angaben von Griinden
nicht innerhalb dieser Frist, so kann das Denkmalfachamt davon ausgehen, dass die untere
Denkmalschutzbehérde keine Einwdnde gegen die Aufnahme des Denkmals in das Verzeichnis hat.
Der Vorgang ist aktenkundig zu machen.

Gem. § 18 Abs. 1 DenkmSchG ist das Denkmalverzeichnis nachrichtlich, d.h. durch die Aufnahme in
das Denkmalverzeichnis und die Benachrichtigung der Eigentimer gemaf

§ 18 Abs. 2 DenkmSchG werden fir die Eigentiimer keine neuen Rechtsfolgen oder
Rechtsverpflichtungen ausgel6st, die nicht auch zuvor, infolge des grundlegenden Willens des
Gesetzgebers, die Kulturdenkmale zu schiitzen, bestanden hatten.

Mangels einer (zusatzlichen) Regelungswirkung fehlt einer Eintragung in das Denkmalverzeichnis und
der Bekanntgabe gegeniiber den Denkmaleigentiimern die Voraussetzung, die diese Mal3hahme zu
einem Verwaltungsakt gem. 8 35 VwWV{G LSA qualifizieren wirde. Widerspruch und Anfechtungsklage
sind daher unzulassig.

321 OVG LSA, Beschluss vom 16.3.2005 — 2 L 272/02 —, juris Rn. 12.
328 OVG LSA, Urteil vom 14.10.2004 — 2 L 454/00 —, juris Rn. 25.

329 In Sachsen-Anhalt besteht die Denkmaleigenschaft kraft Gesetzes; sie ist nicht abhangig von der nur nachrichtlichen
Eintragung in das Denkmalverzeichnis.“ (OVG LSA, Beschluss vom 16.3.2005 — 2 L 272/02 —, juris LS 4).
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Falls gegen die Benachrichtigung tiber die Denkmaleigenschaft dennoch Widerspruch eingelegt wird,
ist der Widerspruch von der oberen Denkmalschutzbehérde unter Hinweis auf das nachrichtliche
Eintragungsprinzip mit der 0. g. Begriindung als unzul&ssig zurlickzuweisen.

Die Eigentimer kdnnen jedoch bei der unteren Denkmalschutzbehtrde beantragen, dass tber die
Denkmaleigenschaft gemal § 2 DenkmSchG einschlieRlich der Erlauterung der Schutzgriinde und
Bedeutungskategorien durch Verwaltungsakt entschieden wird. Dieser Antrag kann unabhangig davon
gestellt werden, ob das Kulturdenkmal bereits in das Denkmalverzeichnis eingetragen wurde und die
Eigentuimerin oder der Eigentimer davon gemaf § 18 Abs. 2 DenkmSchG benachrichtigt worden ist.
Die untere Denkmalschutzbehdrde erlasst den Verwaltungsakt nach den Mal3gaben des LDA.

8 18 Abs. 2: Mitteilungspflicht

Die Feststellung der Denkmaleigenschaft nach 8 2 Abs. 1 durch das Denkmalfachamt ist dem
Eigentiimer, Besitzer oder Verfligungsberechtigten mitzuteilen. Diese Aufgabe obliegt der
zustandigen unteren Denkmalschutzbehdrde, die auch einen Auszug aus dem
Denkmalverzeichnis fiir ihr Gebiet fuhrt. Auf Antrag des Eigentimers, Besitzers oder
Verflgungsberechtigten hat die untere Denkmalschutzbehdérde durch Verwaltungsakt tber die
Eigenschaft als Kulturdenkmal innerhalb eines Monats zu entscheiden.

Die Mitteilung Uber die Feststellung der Denkmaleigenschaft gemaR § 18 Abs. 2 DenkmSchG ist, weil
es sich nicht um einen Verwaltungsakt handelt, nicht mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
Wenn die Denkmaleigenschaft umstritten ist, kann der Denkmaleigentiimer bei der unteren
Denkmalschutzbehérde einen ,feststellenden Verwaltungsakt* beantragen. Hier muss die untere
Denkmalschutzbehérde innerhalb eines Monats iber das Bestehen oder Nichtbestehen der
Denkmaleigenschaft mit Begriindung entscheiden.

Es besteht allerdings auch die Mdglichkeit, gegen die Feststellung der Denkmaleigenschaft geman

§ 43 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO) Feststellungsklage zu erheben. Das
Verwaltungsgericht beschéftigt sich in diesem Fall mit der Frage, ob die Feststellung, dass es sich um
ein Kulturdenkmal handelt, zutreffend ist. Das Verwaltungsgericht Uberprift die Denkmaleigenschatft.

Die Mitteilung durch die untere Denkmalschutzbehérde gegentber den Eigentiimern, Besitzern oder
anderen Verfligungsberechtigten sollte innerhalb eines Monats nach der Erfassung erfolgen. Die
Mitteilung der Feststellung der Denkmaleigenschaft gem. 8 18 Abs. 2 DenkmSchG sollte in geeigneter
Form erfolgen, dies kann auch in Amtsblattern oder Tagesbléattern erfolgen, wenn es sich um
Denkmalbereiche oder archéologische Flachendenkmale handelt.

8 18 Abs. 3 Recht zur Einsichtnahme ins Denkmalverzeichnis

Die Einsicht in das Denkmalverzeichnis ist jedermann gestattet. Die Liste der beweglichen
Kulturdenkmale durfen nur die Eigentiimer beziehungsweise die sonstigen dinglich Berechtigten
oder von diesen erméchtigte Personen einsehen.

Das Denkmalverzeichnis tber die unbeweglichen Kulturdenkmale ist jedermann gestattet. Die
beweglichen und Kleindenkmale dirfen nur von einem bestimmten Personenkreis eingesehen
werden, um Informationen tber ihren Standort nicht fiir jedermann éffentlich zu machen, um so die
beweglichen Kulturdenkmale vor Diebstahl zu bewahren.

Das Denkmalverzeichnis des Landes Sachsen-Anhalt ist fiir die Baudenkmale und Denkmalbereiche
mittlerweile auch online einsehbar.

8 18 Abs. 4: Loschung eines Kulturdenkmals aus dem Denkmalverzeichnis

Eintragungen in das Denkmalverzeichnis sind zu I6schen, wenn nach Feststellung des
Denkmalfachamtes die Voraussetzungen entfallen sind.
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Die Léschung eines Kulturdenkmals aus dem Denkmalverzeichnis ist dann geboten, wenn die
Denkmalféhigkeit und Denkmalwirdigkeit nicht mehr gegeben sind, weil entweder das Kulturdenkmal
zerstort wurde oder durch duBere Einfliisse seine Denkmaleigenschaften verloren gegangen sind. 33°

Anlasse fur Léschungen sind Ergebnisse systematischer oder punktueller Kontrollen des
Denkmalbestandes durch die Denkmalbehdrden, Antrage von Denkmaleigentiimern auf Feststellung
der Denkmaleigenschaft, Abbriiche nach beschiedenen Antrdgen auf Denkmalzerstérung nach

§ 14 Abs. 10 DenkmSchG LSA. Anlasse fiir Léschungen von Kulturdenkmalen aufgrund der
Erkenntnis der Denkmalbehorden kénnen Folgen von Branden, Hochwasser, Stiirmen, aber auch der
irreversible Verfall aufgrund langen Leerstandes und Vandalismus — insbesondere bei herrenlosen
Grundstiicken — sein.

Der Datensatz im digitalen Denkmalverzeichnis bleibt — entsprechend indiziert — fiir interne Zwecke
bestehen, wird aber nicht mehr der Offentlichkeit zuganglich gemacht.

§ 19 Enteignung und Entschadigung

Allgemeines

Das Denkmalschutzgesetz sieht vor, dass als ultima ratio ein Kulturdenkmal enteignet wird, um seinen
Untergang zu vermeiden und es zum Wohle der Allgemeinheit zu erhalten.

Die Enteignung stellt eine besonders intensive Eigentumsbeeintrachtigung dar,33! deren Zulassigkeit
sich nach Art. 14 Abs. 3 GG bestimmt. Die Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulassig
(Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG) und darf nur durch Gesetz (Legalenteignung) oder auf Grund eines
Gesetzes (Administrativenteignung) erfolgen, das Art und AusmaR der Entschadigung regelt (Art.

14 Abs. 3 Satz 1 GG).

Enteignungen finden in der Praxis des Denkmalschutzes nur in duf3erst seltenen Fallen statt. In aller
Regel kdnnen Streitfalle entweder im Einvernehmen mit den Beteiligten gelost werden oder durch die
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, ohne dass dieses Zwangsmittel angewandt wird.33?

Dass die von Eigentiimern eines Kulturdenkmals oftmals die Unterschutzstellung sowie die daraus
resultierenden Auflagen als ,Enteignung" ihres Eigentums ansehen, ist nicht richtig. Die mit
Denkmalschutz zweifellos einhergehenden Verfiigungsbeschrankungen und Entwertungen sind keine
Enteignung.333

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts®* ist unter Inhaltsbestimmung im Sinne
von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG die generelle und abstrakte Festlegung von Rechten und Pflichten durch
den Gesetzgeber hinsichtlich solcher Rechtsgiter zu verstehen, die unter den Begriff des Eigentums
im verfassungsrechtlichen Sinne fallen. Sie ist abzugrenzen von der Enteignung, unter der nach dem
vom Bundesverfassungsgericht vertretenen engen Enteignungsbegriff der staatliche Zugriff auf das
Eigentum des Einzelnen in Form eines Rechtsaktes zu verstehen ist, der seinem Zweck nach (final)
auf die vollstandige oder teilweise Entziehung konkreter subjektiver Rechtspositionen gerichtet ist. 3%
Bei Zugrundelegung dieser Abgrenzung kann eine Regelung, die die Behdrde erméchtigt,

3% Die Vorschrift (Anm.: § 3 Abs. 4 DSchG NRW) ist verfassungskonform dahin auszulegen, dass der Eigentimer eines
Denkmals einen Rechtsanspruch auf Loschung aus der Denkmalliste hat, wenn die Denkmaleigenschaft des eingetragenen
Objekts entfallen ist. Zwar normiert § 3 Abs. 4 DSchG NRW einen solchen Anspruch nicht ausdriicklich und sieht auch kein
entsprechendes Antragsrecht vor. Die Fortdauer einer sachlich nicht mehr gerechtfertigten Eintragung wére jedoch
unverhaltnismagig, weil mit dem Wegfall des 6ffentlichen Interesses an der Erhaltung und Nutzung des Objekts auch die mit der
Eintragung verbundene Eigentumsbeschrénkung nicht mehr zu rechtfertigen.” (OVG NRW, Urteil vom 26.8.2008 — 10 A
3250/07 -).

31 Der Begriff der Enteignung ist zunachst dadurch gekennzeichnet, dass die 6ffentliche Hand (Bund, Lander, Gemeinden) auf
Vermdogen zugreift, das ihr nicht gehort (BVerfG, Beschluss vom 12. November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-187).
332 Eperl/ Martin/ Greipl, Bayerisches Denkmalschutzgesetz, Kommentar, 6. Aufl., Art. 18 Rn. 3.

33 Eine Enteignung ist auf die vollstandige oder teilweise Entziehung konkreter, subjektiver durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG
gewabhrleisteter Rechtspositionen zur Erfullung bestimmter 6ffentlicher Aufgaben gerichtet. Nutzungs- und
Verfiigungsbeschrankungen von Eigentimerbefugnissen kénnen daher keine Enteignung sein, selbst wenn sie die Nutzung des
Eigentums nahezu véllig entwerten (BVerfG, Urteil vom 06. Dezember 2016, 1 BvR 2821/11; vgl. auch BVerfGE 24, 367 (394);
38, 175 (180); 42, 263 (299); 52, 1 (27); 58, 300 (331); 66, 248 (257)). Die Belastung eines fremden Grundstlicks mit einer
Dienstbarkeit ist im Umfang dieses Rechts Entziehung oder Beschrankung von Eigentiimerbefugnissen und damit Enteignung
(BVerfG, Beschluss vom 10. Mai 1977 — 1 BvR 514/68 —, BVerfGE 45, 297-346 (339)).

334 vgl. etwa BVerfG, Beschluss vom 12.6.1979, E 52, 1, 27, "Kleingartenrecht".

33 ygl. etwa BVerfG, Beschluss vom 12.6.1979, E 52, 1, 27; Beschluss vom 30.11.1988, E 79, 174, 191.
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beziehungsweise unter bestimmten Voraussetzungen dazu zwingt, die Erlaubnis zur Beseitigung
eines Kulturdenkmals zu versagen, nicht als Enteignungstatbestand eingestuft werden.33¢

Das Verfahren ist im Enteignungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (EnteigG LSA) vom 13. April
1994337 geregelt. Danach ist das LVWA LSA Enteignungsbehorde (8 16 EnteigG LSA). Nach § 2 Nr. 1
EnteigG LSA kann enteignet werden, um Vorhaben zu verwirklichen, fiir die andere Gesetze die
Enteignung ausdricklich zulassen. § 19 Abs. 1 DenkmSchG LSA enthdlt eine solche
Rechtsgrundlage. Hiernach ist fir bestimmte Zwecke des Denkmalschutzes (Enteignungszwecke) die
Enteignung gestattet.

Es sind in der Vorschrift in Bezug auf die Enteignungszwecke drei Fallkonstellationen geregelt. Der
Antrag auf Durchfuhrung eines Enteignungsverfahrens ist bei der Enteignungsbehdrde schriftlich zu
stellen. Die zur Beurteilung des Vorhabens und die Bearbeitung des Enteignungsantrages
erforderlichen Unterlagen sind beizufiigen (8 17 Abs. 1 EnteigG LSA). Nach

§ 19 Abs. 2 DenkmSchG LSA liegt die Antragsberechtigung bei der oberen Denkmalschutzbehérde.

Das Enteignungsverfahren wird durch Anberaumung eines Termins zur mindlichen Verhandlung mit
den Beteiligten eingeleitet (§ 24 Abs. 1 Satz 1 EnteigG LSA). Die Enteignungsbehérde hat auf eine
Einigung zwischen den Beteiligten hinzuwirken (8§ 26 Abs. 1 EnteigG). Soweit eine Einigung nicht
zustande kommt, entscheidet die Enteignungsbehérde auf Grund der mindlichen Verhandlung durch
Beschluss Uber den Enteignungsantrag, die tbrigen Antrége und die Einwendungen (§ 28 Abs. 1
EnteigG LSA).

Ist die sofortige Ausfihrung des Vorhabens aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit dringend
geboten und ist eine Enteignung mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit zulassig, so
kann die Enteignungsbehdrde den Antragsteller nach Einleitung des Enteignungsverfahrens geman
§ 24 Abs. 1 Satz 1 EnteigG LSA oder, wenn ein Planfeststellungsverfahren durchgefiihrt worden ist,
nach Feststellung des Plans auf Antrag durch Beschluss in den Besitz des betroffenen Grundstticks
einweisen. Die Besitzeinweisung ist nur zulassig, wenn Uber sie eine mindliche Verhandlung
stattgefunden hat; die Ladungsfrist betragt mindestens zwei Wochen (§ 31 Abs. 1 Sétze 1 und 2
EnteigG LSA). Die erlassenen Verwaltungsakte der Enteignungsbehérde kénnen nach § 39 Abs. 1
EnteigG LSA nur durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefochten werden. Uber den Antrag
entscheidet das Landgericht (Kammer fiir Baulandsachen). Diese Regelung gilt nicht fur
Verwaltungsakte der Enteignungsbehérde im Planfeststellungsverfahren.

Das Thiringer Oberlandesgericht hat die Enteignung des Eigentimers von Schloss Reinhardsbrunn
fur rechtmaRig erachtet.?¥® Der Eigentlimer ist seiner Erhaltungspflicht nicht nachgekommen.
Gemal § 4 Abs.1 des EnteigG LSA ist eine Enteignung nur zuldssig, wenn das Wohl der
Allgemeinheit sie erfordert und der Enteignungszweck auf andere zumutbare Weise, insbesondere
aus Grundbesitz des Antragstellers oder einer von ihm beherrschten juristischen Person, nicht erreicht
werden kann. Darin kommt zum Ausdruck, dass die Enteignung das letzte Mittel ist um z.B. die
Erhaltung eines Denkmals zu gewéhrleisten. Die Denkmalbehdrden mussen also zunachst einmal
andere, mildere Mittel des Verwaltungshandelns anwenden, bevor eine Enteignung zuléssig ist. Das
Besondere an der Thiringer Entscheidung ist jedoch, dass diese Prifung unterbleiben kann, wenn
der Eigentiimer finanziell und wirtschaftlich gar nicht in der Lage ist, seiner Erhaltungsverpflichtung
nachzukommen.

8§ 19 Abs. 1: Voraussetzungen fur eine Enteignung
Die Enteignung eines Kulturdenkmals ist zulassig, soweit sie erforderlich ist, um
1. ein Kulturdenkmal in seinem Bestand oder Erscheinungsbild zu erhalten,
2. Kulturdenkmale auszugraben und wissenschatftlich untersuchen zu kénnen,

3. in einem Grabungsschutzgebiet planmafige Nachforschungen betreiben zu kénnen.

Zulassigkeit der Enteighung:

Nach § 4 Abs. 1 EntEigG LSA ist die Enteignung im einzelnen Fall nur zuldssig, wenn das Wohl der
Allgemeinheit sie erfordert und der Enteignungszweck auf andere zumutbare Weise, insbesondere

%% OVG des Saarlandes, Urteil vom 29.10.1991 — 2 R 63/90 —, juris Rn. 36 f.
37 GVBI. LSA 1994, 508.
33 Thiringer OLG, Beschluss vom 12.10.2020 Az. BI U 51/20; LG Meiningen, Urteil vom 11.12.2019, Az. (2) BLK O 2/18
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aus Grundbesitz des Antragstellers oder einer von ihm beherrschten juristischen Person, nicht erreicht
werden kann,33°

Das Kulturdenkmal, zu dessen Weiterexistenz das Instrument der Enteignung geplant wird, muss
einen sehr hohen Stellenwert im kollektiven Gedachtnis und Bewusstsein des Landes oder der
Bundesrepublik haben.34°

Fur die Zulassigkeit einer Enteignung, die dem Enteignungszweck nach

§ 19 Abs. 1 Nr. 1 DenkmSchG LSA dient, muss auf3erdem der voranschreitende Verfall des
Kulturdenkmals durch gravierende Schaden erkennbar sein. Die Denkmalféhigkeit des
Kulturdenkmals muss akut gefahrdet sein. Die denkmalfachliche Stellungnahme des LDA muss zum
Ausdruck bringen, dass bei weiterem Zuwarten — ohne Durchfiihrung gefahrenabwehrender
MaRnahmen in einem kurzfristigen bis mittelfristigen Zeitraum — die Denkmaleigenschaft verloren
geht. Es ist zu dokumentieren, dass der Erhaltungspflichtige Gber Jahre keine Erhaltungsmafinahmen
durchgefuhrt hat. Es muss dargelegt werden, dass die Denkmalschutzbehoérde tiber einen langen
Zeitraum erhaltungsrechtliche MaRnahmen verfiigt hat, die der Erhaltungspflichtige nicht befolgt hat.
Hierdurch waren bereits Ersatzvornahmen erforderlich geworden.

Erforderlich ist weiterhin, dass dargelegt wird, wie der Enteignungszweck tatsachlich erreicht werden
kann. Hierzu ist im Vorfeld der Enteignung ein Sanierungskonzept zu erstellen. Es muss darstellen,
mit welchen MafRnahmen die Sicherung des Kulturdenkmals erfolgen soll. Und schlief3lich muss
dieses Sicherungs- und/oder Sanierungskonzept auch umgesetzt werden, sonst tritt ein
Rickerwerbsrecht des friiheren Grundstiickseigentiimers ein.34!

Weitere Enteignungsvoraussetzung

Eine weitere Voraussetzung fir ein Enteignungsverfahren ist die Prifung, dass kein milderes Mittel fur
die Verwirklichung der Sicherung des Kulturdenkmals gefunden werden kann.3+

Die Enteignung muss ultima ratio sein. Die Enteignung ist ausgeschlossen, wenn der freihdndige
Erwerb zumutbar ist, wenn das Vorhaben auch auf einem 6ffentlichen Grundstlck verwirklicht werden
kann oder wenn statt der vollstdndigen auch die teilweise Entziehung, z. B. eine dingliche Belastung
ausreicht. 343

33 Der Zweck der Enteignung erschopft sich nicht in dem Entzug des Eigentums oder in der Erlangung des Eigentums in der
Hand des Staates oder der Gemeinde. Zweck und Legitimation der Enteignung sind darin zu sehen, dass das enteignete
Grundsttick fur die 6ffentliche Aufgabe, die mit dem Unternehmen erfillt werden soll (z. B. wie hier fur eine Stral3e), zur
Verfligung steht. Die Eigentumsentziehung und die Begriindung des Eigentums fir die 6ffentliche Hand sind nur Mittel zu
diesem Zweck (BVerfG, Beschluss vom 12. November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-187, juris, Rn. 15). Eine
Enteignung kommt dann in Frage, wenn eine 6ffentliche Aufgabe nicht mit den tblichen, von der Rechtsordnung zur Verfugung
gestellten Mitteln verwirklicht werden kann (BVerfGE 45, 297 (338, 339)). Die Enteignung ist ihrer Funktion nach ein Hilfsmittel
zur Bewadltigung vom Gemeinwohl geforderter Aufgaben (BVerfG, Urteil vom 10. Marz 1981 — 1 BvR 92/71 —, BVerfGE 56, 249-
296, juris Rn. 50.

340 Soweit das Allgemeinwohl dennoch die Erhaltung des geschiitzten Kulturdenkmals erfordert, wie es bei Bauwerken hoher
kulturhistorischer Bedeutung denkbar ist, kann dies grundséatzlich nur auf dem Wege der Enteignung erreicht werden (BVerfG,
Beschluss vom 02. Mérz 1999 — 1 BvL 7/91 —, BVerfGE 100, 226-248).

%1 Aus der Eigentumsgarantie des GG Art 14 folgt ein Riickerwerbsrecht des friiheren Grundstiickseigentiimers, wenn der
Zweck der Enteignung nicht verwirklicht wird." (BVerfG, Beschluss vom 12. November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-
187, LS 1).

Der Zweck der Enteignung erschopft sich nicht in dem Entzug des Eigentums oder in der Erlangung des Eigentums in der Hand
des Staates oder der Gemeinde. Zweck und Legitimation der Enteignung sind darin zu sehen, dass das enteignete Grundstiick
fur die 6ffentliche Aufgabe, die mit dem Unternehmen erflllt werden soll (z.B. wie hier fur eine Straf3e), zur Verfigung steht
(BVerfG, Beschluss vom 12. November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-187, LS 1).

Wird die 6ffentliche Aufgabe, der die Enteignung dienen soll, nicht ausgefuhrt oder das enteignete Grundstuiick hierzu nicht
bendtigt, so entfallt die aus Art 14 Abs 3 Satz 1 herzuleitende Legitimation fir den Zugriff auf das Privateigentum und der
Rechtsgrund fir den Eigentumserwerb durch die 6ffentliche Hand. Damit entfaltet die Garantie des Art 14 Abs 1 Satz 1 GG
wieder ihre Schutzfunktion (BVerfG, Beschluss vom 12. November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-187, juris Rn. 19).

342 Die Enteignung ist nur zulassig, wenn sie zur Erreichung des Gemeinwohiziels geeignet - ... - und erforderlich ist (vgl.
BVerfGE 24, 367 (404); 45, 297 (322); 56, 249 (261 f.)). Hierbei ist zu unterscheiden zwischen der Erforderlichkeit der einzelnen
EnteignungsmaRnahme fir die Verwirklichung des dem Gemeinwohl dienenden konkreten Vorhabens — beispielsweise einer
bestimmten Stral3e, eines Schienenwegs oder einer Stromversorgungstrasse — (aa) und der Gemeinwohlerforderlichkeit dieses
Vorhabens selbst (bb) ... Die Enteignung ist danach nur erforderlich, wenn und soweit sie fir die Verwirklichung des jeweiligen
Vorhabens unverzichtbar ist, es hierfiir also kein milderes Mittel gibt, das gleich geeignet ware. ... Wie jeder staatliche Eingriff in
ein Grundrecht ist die Enteignung nur mit Art. 14 Abs. 3 GG vereinbar, wenn sie sich als verhaltnismafig im engeren Sinne
erweist (vgl. BVerfGE 24, 367 (404); BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2013 — 1 BvR 3139/08 —, BVerfGE 134, 242-357, juris
Rn. 182 ff.).

343 BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2013 — 1 BvR 3139/08 —, BVerfGE 134, 242-357.
Seite 106 von 110



.Eine Enteignung erfordert eine Gesamtabwagung zwischen den fiir das konkrete Vorhaben
sprechenden Gemeinwohlbelangen einerseits und den durch seine Verwirklichung beeintrachtigten
offentlichen und privaten Belangen andererseits.“344

Insbesondere muss dargelegt werden, warum Ersatzvornahmen gegeniiber der Enteignung zur
denkmalrechtlichen Sicherung des Kulturdenkmals nicht (mehr) in Betracht kommen.34°

8§ 19 Abs. 2:

Antragsberechtigt ist die obere Denkmalschutzbehorde.

Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erlauterung.

§ 19 Abs. 3: Enteignungsbeglnstigte

Die Enteignung ist zuléssig zugunsten des Landes, einer kommunalen Gebietskdrperschaft
oder einer anderen juristischen Person offentlichen Rechts oder einer rechtsfahigen Stiftung,
wenn der Stiftungszweck auf Denkmalschutz und Denkmalpflege ausgerichtet ist. Im Ubrigen
gelten die Vorschriften des Enteignungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt.

Dieser Absatz regelt den Kreis der Enteignungsbegtinstigten. Danach ist die Enteignung zulassig
zugunsten des Landes, einer kommunalen Gebietskdrperschaft oder einer anderen juristischen
Person offentlichen Rechts oder einer rechtsfahigen Stiftung, wenn der Stiftungszweck auf
Denkmalschutz und Denkmalpflege ausgerichtet ist.

§ 19 Abs. 4: MaBnahmen mit enteignender Wirkung, Entschadigungspflicht

Soweit der Vollzug dieses Gesetzes im Einzelfall eine tiber den Rahmen der Sozialbindung des
Eigentums (Artikel 14 Abs. 2 des Grundgesetzes) hinausgehende enteignende Wirkung hat, hat
das Land eine angemessene Entschadigung in Geld zu gewahren. Beihilfen und gewahrte
Steuervorteile, die auf die Denkmaleigenschaft zuriickzufiihren sind, sind in angemessenem
Umfang auf die Entschadigung anzurechnen.

,Gemal § 19 Abs. 4 Satz 1 DenkmSchG LSA hat das Land eine angemessene Entschadigung in
Geld zu gewéhren, soweit der Vollzug des Denkmalschutzgesetzes im Einzelfall eine Gber den
Rahmen der Sozialbindung des Eigentums (Artikel 14 Abs. 2 GG) hinausgehende enteignende
Wirkung hat. § 19 Abs. 4 DenkmSchG LSA muss im Zusammenhang mit 8§ 10 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 —
5 DenkmSchG LSA gesehen werden.3* Die sich aus diesen Vorschriften ergebenden
Nutzungsbeschrankungen im Interesse des Denkmalschutzes sind Inhalts- und
Schrankenbestimmungen des Eigentums i.S.d. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, die verfassungsrechtlich
grundsatzlich ohne Entschadigung hinzunehmen sind, da der Eigentiimer eines Denkmals einer
gesteigerten Sozialbindung unterliegt.“347

Eine gemaR § 19 Abs. 4 DenkmSchG LSA entschadigungspflichtige Uberschreitung der
Sozialbindung des Eigentums liegt vor, wenn die Erhaltung eines Kulturdenkmals den Verpflichteten

34 BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2013 — 1 BvR 3139/08 —, BVerfGE 134, 242-357, juris LS 3.

Nur wenn es zur Erfullung der 6ffentlichen Aufgabe unumganglich erforderlich ist, das Eigentum in die Hand des Staates zu
bringen, ist auch die Eigentumszuweisung an die 6ffentliche Hand vom Gemeinwohl getragen (BVerfG, Beschluss vom 12.
November 1974 — 1 BvR 32/68 —, BVerfGE 38, 175-187, juris Rn. 18.

35 Ein Kulturdenkmal darf enteignet werden, wenn es auf andere zumutbare Weise nicht erhalten werden kann

(8 30 Abs. 1 Nr. 1, Anmerkung: Regelung des rheinland-pfalzischen Denkmalschutzgesetzes). Das Land muss den Eigentiimer
entschadigen, wenn er sein Grundstick wegen einer denkmalschutzrechtlichen MalZnahme nicht mehr wie bisher verwenden
kann und die wirtschaftliche Nutzbarkeit insgesamt erheblich beschrankt wird (8§ 31 Abs. 1 Satz 1). Eine angemessene
Entschadigung sieht das Gesetz auch fiir den Fall vor, dass eine denkmalschutzrechtliche MalBnahme ,in sonstiger Weise
enteignend wirkt." § 31 Abs. 1 Satz 2, BVerfG, Beschluss vom 02.3.1999 — 1 BvL 7/91 —, BVerfGE 100, 226-248; vorgehend
OVG Rheinland-Pfalz, 14.2.1991, 1 A 10294/89, Vorlagebeschluss).

36 ygl. BVerfG, Beschluss vom 02.05.2006 — 2 L 39/04 —, juris Rn. 12.
37 vgl. BVerfG, Beschluss vom 02.03.1999 — 1 BvL 7/91 —, juris Rn. 81 ff.; OVG LSA, Beschluss vom 13.9.2017 — 2 L 19/16 —,
juris Rn. 9.
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zwar im Sinne des § 10 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA unzumutbar belastet, der Eingriff - etwa der
Abbruch des Denkmals - jedoch gleichwohl gemaR § 10 Abs. 3 DenkmSchG LSA unzulassig ist.348

Entspricht die Entschéadigung nicht den Erfordernissen des Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG, so ist das
Grundrecht verletzt mit der Folge, dass die Enteignung verfassungswidrig ist. Das Recht auf eine der
Verfassung entsprechende Entschadigung kann ebenfalls durch den Gesetzgeber weder
eingeschrankt noch entzogen werden.34°

8§ 19 Abs. 5 Entschadigung gemeinsam durch Land und kommunale
Gebietskorperschaften

Das Land und die kommunalen Gebietskorperschaften, soweit durch die zugrunde liegende
MalRnahme auch deren o6rtliche Belange beguinstigt werden, sollen die Entschadigung
gemeinsam tragen.

§ 20: Finanzierung

8§ 20 Abs. 1: Beitrag des Landes Sachsen-Anhalt

Das Land Sachsen-Anhalt tragt, unbeschadet bestehender Verpflichtungen, zu den Kosten der
Erhaltung und Instandsetzung von Kulturdenkmalen nach MafR3gabe der im Haushalt
bereitgestellten Mittel bei.

Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erlauterung

8 20 Abs. 2: Verteilung der Zuschisse

Von der obersten Denkmalbehdrde werden Zuschiisse bereitgestellt, die nach Anhérung des
Denkmalfachamtes je nach Dringlichkeit und unter Berticksichtigung der Leistungsfahigkeit der
Eigentiimer und Verfiigungsberechtigten als Zuschuisse fiir die Konservierung, Instandsetzung
und Restaurierung von Kulturdenkmalen auf Antrag bewilligt werden kénnen. Ein
angemessener Anteil dieser Mittel kann flir besondere Vorhaben des Denkmalfachamtes zur
Verfligung gestellt werden.

Hier wird auf folgende Forderrichtlinie verwiesen:

— Richtlinien Uber die Gewéahrung von Zuwendungen zur Erhaltung und Pflege von
Kulturdenkmalen vom 27.7.2017, (MBI. LSA S. 674),

§ 20 Abs. 3: Bescheinigungen uber Steuervorteile

Bescheinigungen fur die Erlangung von Steuervorteilen werden von den zusténdigen unteren
Denkmalschutzbehdrden auf Antrag erteilt.

Hier wird auf die beiden Einkommenssteuerrichtlinien verwiesen:

— Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung. der 88 7 i, 10 f und 11 b Einkommensteuergesetz
RdErl. Der Staatskanzlei und des Ministeriums fir Kultur vom 08.09.2017 (MBI. LSA Nr.37, S.
565),

— Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung des § 10 g Einkommenssteuergesetz, RdErl. des MK
vom 6.7.2018 (MBI. LSA S. 301)

Mit der Bescheinigungsrichtlinie zur Anwendung der 88 7i, 10f und 11 b EStG, RdErl. der StK vom
08.09.2017 - 63-577041, veroffentlicht im MBI. LSA Nr. 37, S. 565, wurde die erforderliche ,vorherige
Abstimmung" unter Ziffer 3.3 ausfuhrlich verwaltungsintern geregelt. Alle BaumafRhahmen missen vor
Beginn ihrer Ausfuihrung mit der zustandigen unteren Denkmalschutzbehérde abgestimmt worden
sein. Nach Ziffer 3.3.2 der Bescheinigungsrichtlinie ist die Abstimmung zwischen den Beteiligten mit

8 OVG LSA, Beschluss vom 13.9.2017 — 2 L 19/16 —, juris LS.
39 BVerfG, Urteil vom 18.12.1968 — 1 BVR 638/64 —, BVerfGE 24, 367-424, juris Rn. 106.
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allen erheblichen Daten schriftlich festzuhalten. Die landesweite Verwendung des Formulars in der
Anlage zur Dokumentation der Abstimmung als Voraussetzung fur die Bescheinigungsfahigkeit von
Aufwendungen an Kulturdenkmalen fiir die ab jetzt abzustimmenden Vorhaben ist vorgeschrieben.

Umgang mit elektronisch erzeugten Rechnungen

Elektronisch erzeugte und vom Antragsteller ausgedruckte Rechnungen kénnen auch als
Rechnungen im Sinne der Ziffer 8.1 der Bescheinigungsrichtlinie (Originalrechnungen) anerkannt
werden. Insbesondere gilt dies, wenn die Echtheit der Rechnungen und deren Unversehrtheit durch
die Vorlage weiterer Unterlagen (z. B. Werkvertrag, Uberweisungs- oder Zahlungsbeleg)
nachgewiesen worden und die Lesbarkeit der Rechnungen und weiteren Unterlagen gewahrleistet ist.

Bescheinigung von Gemeinkosten und Funktionstragergebihren

Soweit im Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung gemalR 88 7i, 10f und 11b EStG die Tabelle
unter Ziffer 5. Funktionstragergebiihren im Sinne des BMF-Schreibens vom 20.10.2003 (BStBI. | S.
546) vom Antragsteller ausgefillt worden ist, ist diese Tabelle nachrichtlich in die Bescheinigung nach
88 7i, 10f und 11 b EStG zu Gbernehmen. Je nach Einbeziehung in die zu bescheinigende Summe ist
der optionale Textbaustein des Grundlagenbescheides zu wahlen. Eine Prifung der Funktions-
tragergebihren durch die zustandige untere Denkmalschutz-behérde ist nicht vorgesehen. Dies
obliegt dem zustandigen Finanzamt.

Anwendung des § 7i EStG bei kommunalen Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer
GmbH

Ein kommunales Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer GmbH ist nach § 1 Abs. 1
Kdrperschaftssteuergesetz (KStG) unbeschrankt kdrperschaftssteuerpflichtig. Eine Steuerbefreiung
nach § 5 KStG kommt nicht in Betracht. Unerheblich ist, ob und in welcher H6he die Stadt eine
Beteiligung an der GmbH halt. Nach § 8 Abs. 1 KStG richtet sich die Ermittlung des Einkommens bei
korperschaftssteuerpflichtigen Unternehmen grundsatzlich nach den Vorschriften des
Einkommenssteuergesetzes (EStG) sowie des KStG. In R 8.1 der Kdrperschaftssteuerrichtlinien
(KStR 2015) ist § 7i EStG ausdricklich als anzuwendende einkommenssteuerrechtliche Vorschrift
benannt. Die erhéhten Absetzungen fur Baudenkmale nach § 7i EStG kénnen danach auch von einem
korperschaftssteuerpflichtigen kommunalen Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer GmbH in
Anspruch genommen und als Betriebsausgaben bertcksichtigt werden. Besonderheiten bestehen
hingegen bei sog. Vermietungsgenossenschaften. Diese Genossenschaften sind nach

§ 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG unter bestimmten Voraussetzungen von der Kérperschaftssteuer befreit. Die
Frage der steuerlichen Berlicksichtigung von erhdhten Absetzungen nach § 7i EStG stellt sich in
diesen Fallen nicht.

§ 21 Zerstorung eines Kulturdenkmals

Wer vorsatzlich ohne die nach § 14 Abs. 1 und 2 erforderliche Genehmigung ein Kulturdenkmal
oder einen wesentlichen Teil eines Kulturdenkmals zerstort oder in seiner Denkmaleigenschaft
wesentlich beeintrachtigt, wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit einer
Geldstrafe bestraft.

Kulturdenkmale und Reste von Kulturdenkmalen, die infolge strafbarer oder ordnungswidriger
Handlungen wesentlich beschadigt oder zerstort wurden, kdnnen vorbehaltlich der Rechte
Dritter eingezogen werden.

Handlungen nach § 21 DenkmSchG erfillen einen Straftatbestand. Die vorsatzliche (in Kenntnis der
Denkmaleigenschaft) ohne Genehmigung durchgefiihrte Zerstérung oder wesentliche
Beeintrachtigung eines Kulturdenkmals ist der Staatsanwaltschaft, Polizeibehérde oder dem
Amtsgericht unter Mitteilung des Sachverhaltes und unter Angabe von Beweismitteln zur Anzeige zu
bringen (§ 158 StPO).

Hat die Verwaltungsbehorde im Rahmen der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten Anhaltspunkte
dafiir, dass die Tat eine Straftat ist, hat sie die Sache gemaR § 41 OWiG an die Staatsanwaltschaft
abzugeben.

Die Staatsanwaltschaft fuhrt auf die Anzeige hin ein Ermittlungsverfahren durch (§ 160 StPO), das zu
einer Anklageerhebung oder zur Einstellung des Verfahrens fihren kann.

Die anzeigende Behérde wird Uber den Ausgang des Verfahrens unterrichtet, wenn dies von ihr bei
Abgabe des Verfahrens an die Staatsanwaltschaft ausdriicklich erwiinscht wird.
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Das Gesetz stellt ausdriicklich auch vorsatzliche Versto3e gegen § 14 Abs. 2 unter Strafe. Das heil3t,
dass eine Kenntnis der Denkmaleigenschaft nicht Voraussetzung ist. Auch wer Flachen, bei denen
begriindete Anhaltspunkte bestehen, dass bei Erdarbeiten Kulturdenkmale entdeckt werden, z.B. mit
der Metallsonde nachforscht und grabt, kann durchaus gegen § 21 verstof3en. Sondenfunde sind
Reste von Kulturdenkmalen, die infolge strafbarer oder ordnungswidriger Handlungen wesentlich
beeintrachtigt oder zerstort wurden.

§ 22 Ordnungswidrigkeiten

8§ 22 Abs. 1. Auflistung der Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen 8 9 Abs. 3 Satz 1 einen Bodenfund nicht anzeigt und die Fundstelle bis zum Ablauf
einer Woche nicht im unveranderten Zustand belasst;

2. entgegen 8§ 9 Abs. 6 Satz 2 MalRnahmen der Denkmalschutzbehdrden und des
Denkmalfachamtes zur Abwendung einer Gefahr fir den Bestand des Denkmals nicht duldet;

3. entgegen § 13 den zusténdigen Denkmalbehdrden Bodenfunde oder Sammlungen zu
wissenschaftlichen oder restauratorischen Zwecken nicht voriibergehend Uberlasst;

4. genehmigungspflichtige MalRnahmen entgegen § 14 Abs. 1 und 2 ohne Genehmigung
beginnt oder ausfuihrt oder einer von der zustandigen Behdrde mit der Genehmigung erteilten
Auflage zuwiderhandelt;

5. der Auskunftspflicht nach § 16 Abs. 2 nicht nachkommt oder entgegen § 16 Abs. 1 den
Beauftragten der zustéandigen Denkmalschutzbehérde bzw. des Denkmalfachamtes das
Betreten von Grundstiicken oder Besichtigen von Denkmalen nicht gestattet;

6. entgegen § 16 Abs. 5 einer Nutzungsbeschrankung zuwiderhandelt;
7. entgegen § 17 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 seinen Anzeigepflichten nicht nachkommt.

Das Graben nach Kulturdenkmalen verstof3t gegen § 14 Absatz 2. Bei findigem Nachgraben liegt ein
Verstol3 gegen § 9 Absatz 3 vor.

8 22 Abs. 2: HOohe der GeldbuRen

Ordnungswidrigkeiten kénnen mit einer Geldbul3e bis zu 500 000 Euro geahndet werden.

Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erlauterung

§ 22 Abs. 3: Zustandige Behorde

Zusténdige Behdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten
ist die untere Denkmalschutzbehdérde.

VerstoRe gegen das Denkmalschutzgesetz stellen unter den Voraussetzungen des
§ 22 DenkmSchG eine Ordnungswidrigkeit dar und kénnen nach dem Gesetz Uber
Ordnungswidrigkeiten (OWIiG) in der Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes vom 10.2. 1987
(BGBI. I. S. 602) i. d. g. F. und des DenkmSchG mit BuRgeldern geahndet werden.

Der BuRRgeldbescheid muss inhaltlich den Anforderungen des § 66 OWIiG entsprechen.
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Anhang 1

Durchfiihrung des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

hier: Zustandigkeiten und Zusammenwirken der Denkmalschutzbehérden und
Denkmalfachamter

RdErl. des MK vom 13.8.1992 - 54-57701-3/2, 1646 MBI. LSA Nr. 50/1992

Aktualisiert im Juni 2019

l.
Mit dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 21. 10. 1991 (GVBI. LSA S.
368) haben Denkmalschutz und Denkmalpflege in Sachsen-Anhalt eine Grundlage
erhalten, in der Aufgaben und Zustandigkeiten bestimmt sind. Die Zusténdigkeiten nach dem
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |
S. 3634) und des Gesetzes Uber die Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2013 (GVBI. LSA S. 440, 441), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2018 (GVBI. LSA S. 187) werden hierdurch
nicht beruhrt.

Im Folgenden handelt es sich um Paragraphen des o. g. Gesetzes.

1. Behdrdenaufbau

Nach 88 3 und 4 sind

a) oberste Denkmalbehotrde — die Staatskanzlei und das Ministerium flr Kultur,

b) obere Denkmalschutzbehdrde — das Landesverwaltungsamt,

c¢) untere Denkmalschutzbehérden - die Stadte und Gemeinden, denen die Aufgaben der
unteren Bauaufsichtsbehorde obliegen, im Ubrigen die Landkreise und kreisfreien
Stadte.

Nach § 5 Abs. 1 ist das Denkmalfachamt das Landesamt fiir Denkmalpflege und Archaologie
(LDA).

2. Zustandigkeiten nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen- Anhalt

2.1. Denkmalschutzbehétrden

2.1.1. Die Stadte und Gemeinden, denen die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehorde
Ubertragen worden sind, im Ubrigen die Landkreise und kreisfreien Stadte, sind als untere
Denkmalschutzbehdrden fir die Durchfiihrung des Denkmalschutzgesetzes zustandig (8 4
Abs. 3). Die ortliche Zustandigkeit richtet sich nach dem Gebiet, in dem sich das zu schiitzende

Denkmal befindet (8§ 8 Abs. 2). Kirchenbaudmter kénnen die Rechte und Pflichten der unteren



Denkmalschutzbehérde vom Kultusministerium tbertragen bekommen (8 4 Abs. 4). Diese

Ubertragung wird 6ffentlich bekanntgegeben.

Den unteren Denkmalschutzbehorden obliegen im Einzelnen die folgenden Aufgaben:

a)

b)

d)

f)

9)

h)

K)

Bestellung von Beauftragten fur die Bau-und Kunstdenkmalpflege
sowie fur archéologische Denkmalpflege im Einvernehmen mit dem Denkmalfachamt
(8 6 Abs. 1);

Das Sich-ins-Benehmen-Setzen rechtzeitig vor Entscheidungen mit dem Denkmalfachamt
(8 8 Abs. 1);

Erlass von Anordnungen zur Sicherstellung der Einhaltung der H 9 und 17, sofern nicht die

obere Denkmalschutzbehoérde zustandig ist;

Entgegennahme von Anzeigen Uber archaologische Funde und Befunde nach § 9 Abs. 3

und Weiterleitung an LDA;

Prifung, ob die Nutzung der Kulturdenkmale deren Erhalt auf Dauer sichert (§ 9 Abs. 1);
Entgegennahme der Anzeigen, wenn Erhaltungspflichtige notwendige Instandsetzungs-
arbeiten oder gemaf der Genehmigung nicht ausfiihren oder eine drohende Gefahr nicht

abwenden kénnen und Anordnung von gefahrenabwendenden MalRnahmen (8 9 Abs. 6);

Anordnung der Wiederherstellung des urspriinglichen Zustandes bzw. der Instandsetzung

eines Kulturdenkmals nach einer Beschadigung (8 9 Abs. 8);

Uberprufung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit bei ErhaltungsmaflZnahmen fiir
Kulturdenkmale (8 10 Abs. 5);

Forderung der Ablieferung eines im jeweiligen Gebiet zu Tage getretenen Bodenfundes und

Information an die obere Denkmalschutzbehérde Gber diesen Umstand (8§ 12 Abs. 2);

Anordnung der voriibergehenden Uberlassung von Bodenfunden und Sammlungen (§ 13);

Erteilung der Genehmigung bei genehmigungspflichtigen MalRnahmen (8 14 Abs. 1);



p)

q)

y

Erteilung von Genehmigungen flr Mal3nahmen in Grabungsschutzgebieten, bei denen zu
vermuten ist, dass Kulturdenkmale entdeckt werden, sowie die Uberwachung der
Bedingungen und Auflagen; die zustéandige obere Denkmalschutzbehorde ist Gber die
Genehmigung zu informieren (§ 14 Abs. 2);

Erteilung von Nachforschungsgenehmigungen sowie die Uberwachung der Bedingungen
und Auflagen (8§ 14 Abs. 3);

Verlangerung von Genehmigungsfristen (8 14 Abs. 7);

Festlegung von Auflagen bezlglich Art Und Umfang der Dokumentation von genehmigten

Veranderungen und MalRBhahmen an Kulturdenkmalen (§ 14 Abs. 9);

Prifung, ob die qualifizierte Durchfihrung der denkmalpflegerischen MalRBhahme durch die

vom Eigentiimer genannten Ausfiihrenden gewabhrleistet ist (§ 15 Abs. 3);

Auslibung des Rechts, Grundstticke bzw. Wohnungen zu betreten, wenn die Durchsetzung
des Gesetzes es erfordert (§ 16 Abs. 1);

Einholung von Auskinften zum Vollzug dieses Gesetzes (8 16 Abs. 2);

Durchsetzung der Kennzeichnung von Kulturdenkmalen (8 16 Abs. 3);

Beantragung der Beschrankung der wirtschaftlichen Nutzung eines Grundsttickes bei der
oberen Denkmalschutzbehdrde (8 16 Abs. 5);

Entgegennahme der Anzeige des Eigentumswechsels bei Verdu3erung von Denkmalen (8
17 Abs. 1); die Anzeigen sind an. die Denkmalfachbehdrde zur Bezichtigung des
Verzeichnisses der Kulturdenkmale weiterzuleiten; darliber hinaus ist die zustandige
Gemeinde zu informieren, damit das Vorkaufsrecht wahrgenommen werden kann (8 11 Abs.
2);

Entgegennahme von Anzeigen Uber Sch&den an Kulturdenkmalen (§ 17 Abs. 2);
Entgegennahme von Fundmeldungen und deren Weiterleitung an das Denkmalfachamt

sowie Uberwachung der Einhaltung der die Bodenfunde betreffenden Vorschriften (§ 17
Abs. 3, 8 9 Abs. 3);



)

Mitteilung Gber die Denkmaleigenschaft an die Eigentiimer und Fihrung von Ausziigen aus
dem Verzeichnis der Kulturdenkmale (8 18 Abs. 2);

Entgegennahme von Antragen auf Zuwendungen des Landes gemalf § 20 und Weiterleitung
an die obere Denkmalschutzbehdrde;

Erteilung von Bescheinigungen zur Erlangung von Steuervorteilen fur Eigentimer von
Kulturdenkmalen (8 20 Abs. 3) und damit verbunden die Verpflichtung zu

ErhaltungsmalRnahmen sowie deren Uberwachung;

za) Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 22).

2.1.2. Dem Landesverwaltungsamt obliegen als oberer Denkmalschutzbehdrde die folgenden
Aufgaben (8§ 4 Abs. 2):

a)

b)

c)

d)

f)

9)

h)

Auslibung der Fachaufsicht Uber die unteren Denkmalschutzbehérden (8§ 4 Abs. 2);

Anhdrung des Denkmalfachamtes rechtzeitig vor Entscheidungen nach den
88 8, 9, 14, 16 und 20;

Ausweisung von Grabungsschutzgebieten (8§ 9 Abs. 5);

Erteilung von Genehmigungen, wenn nach Ausschdpfung aller gesetzlichen Mdglichkeiten
die Wegnahme oder Zerstdrung eines Kulturdenkmals unumganglich geworden ist
(8 14 Abs. 10);

Ausuibung des Rechts auf Zutritt in Grundstiicke und Wohnungen, wenn die Durchsetzung
des Gesetzes es erfordert (8 16 Abs. 1);

Einholungen von Auskinften, die in Verbindung mit dem Vollzug des Gesetzes erforderlich
sind (8 16 Abs. 2);

Beschréankung der wirtschaftlichen Nutzung eines Grundstiickes (§ 16 Abs. 5);

Entscheidungen Uber die Gewahrung von Zuwendungen des Landes zu den Kosten der
Erhaltung und Instandsetzung von Kulturdenkmalen, soweit sich die oberste Denkmal-

behdrde die Entscheidung nicht vorbehalt;



Vollzug der Gewahrung von-Zuwendungen des Landes, insbesondere Erteilung der-
Bewilligungsbescheide, Prifung der Verwendungsnachweise (gemafi Richtlinie tber die
Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von Maflinahmen zur Erhaltung, Pflege und
ErschlieBung von Kulturdenkmalen (Denkmalpflegerichtlinie Sachsen-Anhalt), Erl. der StK
vom 27. 7. 2017 — StK-63-57002;

Abgabe von Stellungnahmen im Rahmen der fachlichen Beteiligung als Trager offentlicher
Belange (8 8 Abs. 4) hinsichtlich der Weltkulturerbestétten in Sachsen-Anhalt.

2.2. Denkmalfachamt

Das Denkmalfachamt erfiillt seine Aufgaben nach § 5 (vorbehaltlich weiterer Aufgabenzu-

weisungen durch die Staatskanzlei und das Ministerium fur Kultur).

Ihm obliegen folgende Aufgaben:

a)

b)

d)

f)

9)

Das LDA ist berechtigt, im Rahmen seiner wissenschaftlichen Tatigkeit bauarchaologische
Forschungen vorzunehmen und damit im Zusammenhang stehende Grabungen
durchzufiihren, Baureste zu bergen sowie die erforderlichen Mal3nahmen zur Klarung der

Bauzusammenhange sowie zur Sicherung der Befunde auszufiihren (8 5 Abs. 2).

Bestellung von ehrenamtlichen Beauftragten (8 6 Abs. 2);

Durchfiihrung von wissenschaftlichen Rettungsgrabungen und Bergung von Funden
(8 9 Abs. 3);

Entscheidung Uber den Verbleib von Bodenfunden, die auf Grund des § 12 Eigentum des

Landes werden;

wissenschaftliche Auswertung von Bodenfunden oder Sammlungen, die auf Anordnung der

Denkmalschutzbehotrde befristet Uberlassen wurden (§ 13);

Ausiibung des Rechts auf Zutritt in Grundstticke und Wohnungen, wenn die Durchsetzung
des Gesetzes es erfordert (§ 16 Abs. 1);

das LDA ist berechtigt, nach Kulturdenkmalen zu forschen, Ausgrabungen vorzunehmen,

Bodenfunde zu bergen und notwendige Malinahmen zur Klarung der Fundumstande sowie



h)

zur Sicherung weiterer auf dem betreffenden Grundstiick vorhandener Bodenfunde
durchzufiihren (8 16 Abs. 4).

Feststellung der Denkmaleigenschaft auf der Grundlage des § 2 Abs. 1 nach Anhdrung der
unteren Denkmalschutzbehorde und Fihrung des nachrichtlichen Denkmalverzeichnisses
(8 18 Abs. 1).

2.3. Gemeinden

Allen Gemeinden obliegen folgende Aufgaben:

a)

b)

f)

9)

Entgegennahme von Antragen auf Genehmigungen nach dem Denkmalschutzgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt und unverzigliche Weiterleitung an die untere
Denkmalschutzbehérde, wenn sie diese Funktion nicht selbst wahrnehmen (gegebenenfalls

ist eine Stellungnahme beizufiigen);

Entgegennahme von Antragen auf Férderung denkmalpflegerischer Vorhaben und

Weiterleitung an die untere Denkmalschutzbehérde;

Entgegennahme von Meldungen Uber Bodenfunde und Weiterleitung an die zusténdige

untere Denkmalschutzbehorde;

Aufstellung von Denkmalpflegeplanen nach Anhérung des Denkmalfachamtes (8 8 Abs. 3);

Wahrnehmung des Vorkaufsrechts bei Kulturdenkmalen (8 11 Abs. 1), soweit dies nicht
durch das Land beansprucht wird;

Kennzeichnung von Denkmalbereichen (§ 16 Abs. 3);
Unterstlitzung der Denkmalfachamter bei der Aufstellung und Fortflihrung des

nachrichtlichen Verzeichnisses der Kulturdenkmale (8§ 18) und bei der Erfassung von

Kulturdenkmalen.



Zusammenwirken der Denkmalschutzbehdrden und des Denkmalfachamtes

Die Erflllung der gesetzlichen Aufgabe, fur den Schutz und die Pflege der Kulturdenkmale zu
sorgen, erfordert, dass die Behtrden des Landes und die kommunalen Gebietskdrperschaften
die in der Denkmalpflege tatigen Einrichtungen und Vereinigungen sowie die Eigentimer und
Besitzer von Kulturdenkmalen zusammenwirken (8 1 Abs. 2).

Die untere Denkmalschutzbehdrde trifft Entscheidungen nach dem Denkmalschutzgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt Gber die in ihre Zustandigkeit fallenden Angelegenheiten im Benehmen
mit dem Denkmalfachamt (8 8 Abs. 1). Vor einer Entscheidung sind daher Sachverhalt und
MafRnahmen einvernehmlich zwischen der unteren Denkmalschutzbehdrde und den
Denkmalfachamtern zu klaren.

Das Landesverwaltungsamt als obere Denkmalschutzbehdrde trifft Entscheidungen tber die in
seine Zustandigkeit fallenden Angelegenheiten nach Anhérung des Denkmalfachamtes (8 9
Abs. 5). Es unterrichtet die Staatskanzlei und das Ministerium fir Kultur als oberste
Denkmalbehérde vor Entscheidungen tber Kulturdenkmale von erheblicher Bedeutung.

Soweit Anfragen, Anzeigen oder Antrage bei einer unzustandigen Behorde vorgelegt werden,
sind sie an die nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt oder diesem Erlass

zustandige Stelle weiterzuleiten.



Anhang 2

Untere Denkmalschutzbehdrde:

bei Rickfragen: Telefon: E-Mail:

Beteiligung des Landesamtes fur Denkmalpflege und Archédologie (LDA) am
denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren, 8 8 Abs. 1 Satz 2 und § 14 Abs. 5
DenkmSchG LSA

Antragvom VA .Posteingang UDB:
Posteingang LDA:
Objekt:
Ort StralRe, Hausnummer Name/Bezeichnung
Grundstiick der Gemarkung Flur FIStNr.:
MalRnahme:

(Antragsformular auf denkmalrechtliche Genehmigung, Anlage 1)

Zugrunde gelegte Unterlagen:

Steuerbescheinigung beantragt/geplant: O ja 1 nein




1. Denkmaleigenschaft/ Denkmalwirdigung

1.1 Art des Kulturdenkmals:

L] Baudenkmal L] Denkmalbereich [ bewegliches Kulturdenkmal
U Kleindenkmal

L] archéologisches Kulturdenkmal [ archéologisches Flachendenkmal

Bei archéaologischen Kulturdenkmalen/ archaologischen Flachendenkmalen und Kleindenkmalen
weiter mit 1.8

1.2 Schutzgriinde, 8§ 2 Abs. 1 DenkmSchG LSA:
Das Kulturdenkmal besitzt besondere bitte auf gesondertem Blatt begriinden

L1 geschichtliche Bedeutung, weil

U1 kulturell- kuinstlerische Bedeutung, weil

L1 wissenschaftliche Bedeutung, weil

[ kultische Bedeutung, weil

L1 technisch- wirtschaftliche Bedeutung, weil

[ stadtebauliche Bedeutung, weil

1.3 Das Gewicht der Schutzgrinde ist wie folgt einzuschatzen:

L] gering [] beachtenswert (] hoch UJ sehr hoch

1.4 Bezugsgrof3e - Das Kulturdenkmal besitzt

[ lokale Bedeutung [ regionale Bedeutung [ Uberregionale Bedeutung



1.5 Bedeutungskategorien - Bestimmung der besonderen Bedeutung und 6ffentlichen
Interesses an der Erhaltung des Kulturdenkmals:

1.5.1 Seltenheitswert

L1 selten L1 sehr selten 1 einmalig

1.5.2 Kulturell-ktinstlerische, handwerkliche, werktechnische Qualitat

L1 gering L1 beachtenswert 1 hoch

1.5.3 Dokumentarischer und exemplarischer oder typologischer Wert

Das Objekt U] ist Dokument L] steht exemplarisch fur
1.5.4 Der dokumentarische/ exemplarische Wert als Zeugnis der Vergangenheit ist

L1 gering L1 beachtenswert I hoch

1.5.5 Originalitat

Der Originalzustand der denkmalkonstituierenden Elemente ist

[1 wesentlich verandert 1 unwesentlich verandert (1 vollig verandert

1.5.6 Integritat (Klarheit, Eindeutigkeit)

LI nicht vorhanden L1 gegeben [ in hohem MalRRe gegeben
1.5.7 Erhaltung

Der Erhaltungszustand des Obijekts ist augenscheinlich

1 sehr schlecht [ schlecht 1 gut [ sehr gut

1.6 Sonstige Bedeutungskategorien (Symbolwert, Uberlieferungsqualitat 0.a.)

1.7 Die Besonderheit des Kulturdenkmals ist insgesamt

[1 gegeben 1 hoch 1 sehr hoch
Gesamtbewertung:

Fir das offentliche Interesse besitzt das Kulturdenkmal

[ geringe Bedeutung [] beachtliche Bedeutung

O hohe Bedeutung L] sehr hohe Bedeutung



1.8 Feststellung der Denkmaleigenschaft (nur fir Bodendenkmale)

[ 1.8.1 Archéologisches Flachendenkmal

[ 1.8.2 Archéologisches Kulturdenkmal obertéagig sichtbar

O 1.8.3 Archaologisches Kulturdenkmal teilweise untersucht

0 1.8.4 Archéologisches Kulturdenkmal bekannt, aber noch nicht untersucht
0 1.8.5 Archéologisches Kulturdenkmal anhand begriindeter Anhaltspunkte
O 1.8.6 Bewegliches Kulturdenkmal

O 1.8.7 Kleindenkmal

In den Fallen von 1.8.1, 1.8.2 (soweit untersucht), 1.8.3, 1.8.6, 1.8.7:

Art des Denkmals (Mehrfachnennung méglich)

[ Siedlung [ Grabanlage 0O Befestigung [ Kultplatz O Ackerflur

O Produktionsstéatte [ Bergbauanlage [0 Wasserwirtschaftsanlage

O Altweg O Steinkreuz [ Andere (Anlage)

Datierung des Denkmals (Mehrfachnennung méglich)

U] Paldolithikum O Mesolithikum O Neolithikum [ Bronzezeit O Eisenzeit
OO0 Romische Kaiserzeit [ Volkerwanderungszeit/frihes Mittelalter [ Mittelalter

O Neuzeit

Das Denkmal besitzt

[0 Geschichtliche Bedeutung

O Kulturell-kinstlerische Bedeutung

[0 Wissenschaftliche Bedeutung

[ Kultische Bedeutung

O Siedlungshistorische Bedeutung

O Technisch-wirtschaftliche Bedeutung

[0 Stadtebauliche Bedeutung

Das Denkmal besitzt

O Ortliche Bedeutung [0 Regionale Bedeutung O Uberregionale Bedeutung



Das Denkmal ist

O Selten O Sehr selten O Einmalig

Das Denkmal ist

O Einphasig O Mehrphasig

Das Denkmal ist

O Ungestort (Original) O Teilweise gestort O Uberwiegend gestort

In den Fallen 1.8.2 (noch nicht untersucht), 1.8.4:

Das Denkmal ist

[0 Obertagig sichtbar 0 Durch Luftbild nachgewiesen

O Durch naturwissenschaftliche Prospektion nachgewiesen

O Durch Oberflachenfunde nachgewiesen O Durch Zufallsfunde nachgewiesen
Bei aktuellem Kenntnisstand handelt es sich um eine/n (Mehrfachnennung mdoglich)
[J Siedlung O Grabanlage [ Befestigung O Kultplatz O Ackerflur

LI Produktionsstatte [ Bergbauanlage [0 Wasserwirtschaftsanlage [ Altweg

0 Andere (Anlage)

Bei aktuellem Kenntnisstand ist die wahrscheinliche Datierung (Mehrfachnennung
maoglich)

O Paléolithikum O Mesolithikum [ Neolithikum O Bronzezeit [ Eisenzeit
0 Romische Kaiserzeit [ Volkerwanderungszeit/frihes Mittelalter [ Mittelalter
O Neuzeit

In den Féllen 1.8.5:

Die begrindeten Anhaltspunkte ergeben sich aus (Mehrfachnennungen madglich)

O Schriftquellen [ Historischen Karten [0 Hoher Dichte archdologischer Kulturdenkmale im
direkten Umfeld [ Der topographischen Lage im direkten Umfeld [ Der Lage in einem
historischen Siedlungsraum [ einem Analogieschluss zu bekannten archaologischen
Kulturdenkmalen O Naturraumfaktoren

Gesamtbewertung: Fur das offentliche Interesse besitzt das archéologische
Kulturdenkmal

[0 geringe Bedeutung [ beachtliche Bedeutung [ hohe Bedeutung [ sehr hohe Bedeutung



2. Die geplante MaRnahme ist

L1 ein Eingriff eine erhebliche Beeintrachtigung des Kulturdenkmals, § 10 Abs. 1 Satz 1
DenkmSchG durch Veranderung in der Substanz oder in der Nutzung.

L] kein Eingriff- keine erhebliche Beeintrachtigung des Kulturdenkmals, § 10 Abs. 1
DenkmSchG.

aus denkmalfachlicher Sicht

1 zu genehmigen

L1 folgende Nebenbestimmungen werden vorgeschlagen:

Bitte auf gesondertem Blatt begriinden

L] Die geplante MalRnahme soll aus denkmalfachlicher Sicht dokumentiert werden,

Bitte auf gesondertem Blatt begriinden.

Art und Umfang der denkmalfachlichen Anforderungen an die Dokumentation sind auf einem
gesonderten Blatt darzustellen und zu begriinden.

1 Nach Durchfihrung der geplanten MaRnahme bleibt die Denkmaleigenschaft bestehen.

LI Mit Durchfihrung der geplanten MalRnahme ist die Denkmaleigenschaft zerstort.



3. Entscheidungsabsicht der unteren Denkmalschutzbehorde:

L1 Erteilung der denkmalrechtlichen Genehmigung

O

O

kein Eingriff

Nachgewiesene wissenschaftliche Grinde im 6ffentlichen Interesse,

§ 10 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA liegen vor (gebundene Entscheidung).
Ein Gberwiegendes offentliches Interesse anderer Art verlangt den
Eingriff, 8 10 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA (gebundene Entscheidung).

Die unveranderte Erhaltung des Kulturdenkmals belastet den Verpflichteten
unzumutbar, § 10 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA (gebundene
Entscheidung).

Nebenbestimmungen

1 Ablehnung der denkmalrechtlichen Genehmigung, da ein Genehmigungsanspruch nach
10 Abs. 2 nicht vorliegt.

Ort, Datum, Unterschrift

Ort, Datum, Unterschrift

Untere Denkmalschutzbehorde Landesamt fur Denkmalpflege und

Archéaologie



Anhang 3

Landesverwaltungsamt - Postfach 19 63 - 39009 Magdeburg
An die
untere Denkmalschutzbehdrden

im Land Sachsen-Anhalt
Nachrichtlich: Landesamt fiir

Denkmalpflege und Archaologie
gemaR Verteiler

Durchflihrung des Denkmalschutzgesetzes (DenkmSchG LSA),

Denkmalrechtliches Verfahren, Verfahrensbestimmungen zum
Zusammenwirken der unteren Denkmalschutzbehérden und des
Denkmalfachamtes — § 8 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG LSA

Anlagen

Zur Gewahrleistung einer landesweit einheitlichen Handhabung des
Denkmalschutzgesetzes ergeht in Abstimmung mit der obersten
Denkmalschutzbehoérde folgende fachaufsichtliche Rundverfiigung zu § 8 Abs. 1
Satz 2 DenkmSchG LSA.

Bei der Anwendung des Denkmalschutzgesetzes ist zu beachten:

l. Allgemeines:

Nach & 8 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA sind die unteren Denkmalschutzbehérden
grundsatzlich fir den Vollzug des DenkmSchG LSA zustandig (Regelzustandigkeit),
soweit nichts anderes bestimmt ist (Ausnahmezustédndigkeit). Die Aufgaben der

unteren Denkmalschutzbehérden bei Schutz und Pflege der Denkmale von Kultur

und Natur sind Angelegenheiten des libertragenen Wirkungskreises nach § 4 Abs.

3 Satz 2 DenkmSchG LSA.

Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG LSA entscheidet die jeweilige untere
Denkmalschutzbehérde im Benehmen mit dem zustdandigen Denkmalfachamt.

LANDESVERWALTUNGSAMT

Referat Denkmalschutz,
UNESCO - Weltkulturerbe

Magdeburg, Nov. 2019
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Denkmalfachamt ist nach § 5 Abs. 1 DenkmSchG LSA das Landesamt fiir Denkmalpflege und Archaologie
Sachsen-Anhalt - Landesmuseum fiir Vorgeschichte (LDA) -. § 8 Abs. 1 Satz 2 DenkmSchG LSA betrifft die
Binnenorganisation (Verwaltungsinternum) und entfaltet keine AuBenwirkung. Die Vorschrift dient dem
offentlichen Interesse der ordnungsgemaRen Aufgabenerfiillung des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege.

Il. Im Einzelnen:

1. Zustdndige Behorde fir die Entscheidungen nach DenkmSchG LSA ist die Denkmalschutzbehérde. Diese
ist fiir die Durchfiihrung der Verwaltungsverfahren in ihrem Bereich verantwortlich.

Die zustadndige untere Denkmalschutzbehorde ist im Verwaltungsverfahren die federfiihrende Behérde,

sie steuert das Verfahren. Sie ist vom Gesetzgeber verpflichtet, im Benehmen mit dem Denkmalfachamt
zu entscheiden. Die Denkmalschutzbehorde ermittelt den Sachverhalt, hort die Betroffenen an und
beteiligt das Denkmalfachamt als staatliche Denkmalfachbehérde. Das Denkmalfachamt gibt u. a.
fachliche Stellungnahmen ab und erteilt Gutachten, § 5 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG LSA. Grundlage fiir die
Entscheidung der unteren Denkmalschutzbehorde sind insbesondere die umfassende aktuelle

Denkmalwiirdigung und -begriindung durch das Denkmalfachamt - sowie eine begriindete Stellungnahme

zu den Auswirkungen der geplanten MaRBnahme auf die Denkmaleigenschaft, vgl. Standards der Bau- und
Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt vom 29.11.2007, Artikel 2 und 3. Dafir sind alle notwendigen
Unterlagen, die zur Prifung samtlicher Entscheidungsvoraussetzungen erforderlich sind, dem
Denkmalfachamt zur Verfiigung zu stellen und die Entscheidungsabsicht mitzuteilen. Bei Unvollstandigkeit
hat das Denkmalfachamt die Denkmalschutzbehérde unverziiglich aufzufordern, die notwendigen
Ergdnzungen innerhalb einer angemessenen Frist vorzunehmen.

Die untere Denkmalschutzbehérde hat sich rechtzeitig vor einer Entscheidung in allen Angelegenheiten
der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes mit dem Denkmalfachamt abzusprechen, inwieweit dessen
Belange sich bei der anstehenden Entscheidung beriicksichtigen lassen.

2. Der Gesetzgeber hat ein ,,Benehmen” verlangt, nicht etwa nur eine bloRe , Information”, ,Empfehlung”
oder ,Anhorung”. Unter dem Rechtsbegriff des Benehmens ist eine Mitwirkungsform zu verstehen, die
schwacher ist als das ,,Einvernehmen” oder die ,,Zustimmung”. Benehmen bedarf zwar keiner
Willenslbereinstimmung, verlangt jedoch ein MindestmaR an Einflussmaoglichkeit auf die Willensbildung
des anderen (BAG, Urteil vom 13. Mérz 2003 — 6 AZR 557/01 —, juris, Orientierungssatz 1). Das Benehmen
dient der erldauternden Kontaktaufnahme und zielt auf eine moglichst

einvernehmliche Losung (Verwaltungsgerichtshof Baden-Wirttemberg, Beschluss vom 15. Oktober 2010
—951935/10 -, juris, Rn. 39).



Sinn und Zweck der Benehmensregelung ist es, dem Denkmalfachamt ein Mitwirkungsrecht im Vorfeld
der Entscheidung der unteren Denkmalschutzbehorde zu gewahrleisten. Das Benehmen soll sicherstellen,
dass das Denkmalfachamt seine Vorstellungen zu Inhalt und Umfang der Entscheidungsabsicht einbringen
kann, bevor eine endgiiltige Entscheidung gefasst wird.

Ich weise darauf hin, dass fiir Verfahren der Bau- und Kunstdenkmalpflege nach Artikel 12 -
Pauschalierung der Benehmensregelung, Standards in der Bau- und Kunstdenkmalpflege, ein einheitliches
Verfahren vereinbart werden kann Danach ist zur Verfahrensbeschleunigung eine einheitliche pauschale
Benehmensregelung eingefiihrt, wonach fiir jede Gebietskérperschaft in einem gemeinsamen
Abstimmungsprozess zu kldren ist, fiir welche Spezialgebiete und Denkmalgattungen (fiir Gruppen von

typischen Fallen) pauschalierte Benehmensregelungen moglich sind, im Ergebnis sind diese festzulegen.
Die Vereinbarung kann nach Abstimmung wieder aufgehoben werden.

Im Verwaltungsverfahren sind vor einer Entscheidung der unteren Denkmalschutzbehorde der
Sachverhalt und die erforderlichen MaBnahmen, Auflagen oder weitere Nebenbestimmungen des zu
erlassenden Verwaltungsaktes zwischen der unteren Denkmalschutzbeh6rde und dem Denkmalfachamt
zu klaren. Dies gilt auch vor Abhilfeentscheidungen nach § 72 VwGO. Das Sich - ins - Benehmen - Setzen
(neben der Schriftform auch gemeinsame Ortstermine, miindliche oder telefonische Absprachen usw.) ist
sorgfaltig und nachvollziehbar schriftlich zu dokumentieren und aktenkundig zu machen. Zur
Verfahrensvereinheitlichung kann das anliegende Formblatt verwendet werden.

Sollte im Ergebnis eines denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens eine einvernehmliche Losung
zwischen Denkmalfachamt und unterer Denkmalschutzbehorde nicht zustande kommen, entscheidet die
untere Denkmalschutzbehorde, bei ihr liegt das Letztentscheidungsrecht.

Das Denkmalfachamt ist (iber alle Entscheidungen zu informieren. Es erhalt eine Kopie der
denkmalrechtlichen Genehmigung.

Ich bitte um Beachtung.

Im Auftrag

Nolte



Anhang 4

Kultusministerium Sachsen-Anhalt 02.12.2014
Referat 43
43.1-57730-1

Landesamt fiir Denkmalpflege und Arch&ologie

Landesverwaltungsamt nachrichtlich: MLU, MLV, MWW, LAGB

untere Denkmalschutzbehérden

Erlass zur Durchfihrung denkmalrechtliche Genehmigungsverfahren im Bereich der Archéologie
unter Berucksichtigung der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Sachsen-Anhalt (OVG

LSA) - (2 L 292/08 vom 01.07.2010; 2 L 154/10 vom 20.08.2012)

| Vorbemerkung

GemaR § 1 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG) wirken bei Schutz und Pflege
von Kulturdenkmalen Eigentiimer und Besitzer, kommunale Gebietskorperschaften und das Land zusammen.
Wird vom Eigentimer oder Besitzer die Veranderung oder Zerstérung eines Kulturdenkmals beantragt, obliegt der
zustandigen Denkmalschutzbehdérde die Prifung, ob alle Moglichkeiten einer Erhaltung ausgeschopft sind (8 10
Abs. 6 sowie 8 9 Abs. 2 DenkmSchG). Soweit ein Eingriff geméaR § 10 Abs. 2 DenkmSchG zu genehmigen ist, hat
die Denkmalschutzbehdrde zu prifen, ob und inwieweit durch entsprechende Nebenbestimmungen dem Interesse
der Denkmalpflege Rechnung getragen werden kann. Hierzu gehdrt auch die Frage, ob gemaR 8§ 14 Abs. 9
DenkmSchG eine entsprechende Dokumentation der archaologischen Denkmale im Sinne einer
Sekundarerhaltung als ultima ratio vorzunehmen ist und die Kosten hierfur dem Antragsteller aufzuerlegen sind.
An erster Stelle hat allerdings immer die Erhaltung des Denkmals zu stehen (Priméarpflicht).

Eine denkmalrechtliche Genehmigung ist ein mitwirkungsbedirftiger Verwaltungsakt (vgl. &8 15 Abs. 1
DenkmSchG). Der Veranlasser legt der zustandigen Denkmalschutzbehérde die im Antragsformular abgefragte
Hohe der Gesamtinvestitionskosten (siehe Anlage 1) dar. Die zustandige Denkmalschutzbehérde beteiligt das
Landesamt fur Denkmalpflege und Archéologie (LDA) (§ 8 Abs. 1 DenkmSchG). Das LDA gibt eine Stellungnahme
zur Qualitat und Quantitat der betroffenen Denkmale ab, nennt Art und Umfang sowie die geschétzten Kosten der
aus fachlicher Sicht notwendigen archaologischen Dokumentation. Auf dieser Grundlage entscheidet die
zustandige Denkmalschutzbehorde, ob eine Dokumentation verfigt werden kann und ob die Kosten einer
Dokumentation durch den Verursacher im Rahmen des Zumutbaren auferlegt werden kann. Es kann auch bereits
mit den  Antragsunterlagen eine zwischen Veranlasser und Denkmalfachamt abgestimmte

Dokumentationsvereinbarung vorgelegt werden.

Da sich bei Bodendenkmalen gemaf 8 2 Abs. 2 Nr. 3 DenkmSchG der historische Informationsgehalt oftmals erst
durch die archéologische Dokumentation erschlief3t, kann gelegentlich eine Kostenermittlung erst nach Abschluss
eines 1. Dokumentationsschnittes, mit dem die archaologischen Denkmale genauer qualifiziert werden,
vorgenommen werden. Dann empfiehlt sich ein zweistufiges Verfahren, bei welchem im Genehmigungsverfahren
eine Genehmigung mit Auflagen eines ersten Dokumentationsabschnittes unter Auflagen- und Widerrufsvorbehalt
eines zweiten Dokumentationsabschnittes erteilt wird (siehe hierzu OVG LSA 2 L 154/10, IIl.).



Il. Kosten einer archaologischen Dokumentation am Maf3stab des § 14 Abs. 9 DenkmSchG; OVG
LSA 2 L 292/08 vom 10.07.2010

GemalR § 14 Abs. 9 DenkmSchG wird die Dokumentationspflicht in das Ermessen der Denkmalschutzbehérde
gestellt. Da bei Vorliegen eines Rechtsanspruchs auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung fir einen
Eingriff in ein Kulturdenkmal der Antragsteller von seiner Erhaltungspflicht befreit ist, ist es in der Regel zumutbar,
ihm zumindest dem Grunde nach die Dokumentationskosten aufzuerlegen. Wer die Ausgrabungen veranlasst hat
und wer einen - wenn auch maoglicherweise nicht bezifferbaren - Nutzen aus dem Vorhaben zieht, ist zumindest

mitverantwortlich fir die Bewahrung dessen, was durch seine BaumalRnahmen in Mitleidenschaft gezogen wird.

Die Hohe der aufzuerlegenden Dokumentationskosten wird allerdings durch den Grundsatz der ,Zumutbarkeit”
begrenzt.

Nach den Ausfuhrungen des OVG Sachsen-Anhalt erscheint es angemessen, im Rahmen des § 14 Abs. 9
DenkmSchG die Zumutbarkeitsgrenze im Bereich zwischen 10 und 20 % der Gesamtinvestitionskosten zu suchen.

Im Regelfall ist vom Mittelwert (15 %) auszugehen.

1. Betragen die archdologischen Dokumentationskosten zum Zeitpunkt der Erteilung des Bescheides erkennbar
weniger als 15 % der Gesamtinvestitionssumme, kann die zustdndige Denkmalschutzbehérde im Rahmen der
Ausulbung ihres pflichtgeméaRen Ermessens mit der Genehmigung Nebenbestimmungen hinsichtlich einer
Dokumentation festlegen. Hierbei ist auch Uber die Kostentragung zu entscheiden.

2. Liegen die Dokumentationskosten merklich nahe 15 % bzw. sogar bis zu 20 % der Gesamtinvestitions-kosten,
entscheidet die zustandige Denkmalschutzbehdrde unter Berticksichtigung der kulturhistorischen Bedeutung
in Auslibung ihres pflichtgeméaRen Ermessens uber die Hohe der zumutbaren Kosten. Sie prift regelmafig, ob
durch geeignete MafBnahmen die Zumutbarkeit z.B. durch eine Kostenbeteiligung Dritter hergestellt werden
kann (z.B. Foérdermittel durch die oOffentliche Hand). Darliber hinaus ist zu priafen, ob weitere

Kompensationsmoglichkeiten bestehen.

Ausnahmen der aus den Gesamtinvestitionskosten abgeleiteten Grenzwerte sind auch nach den Ausfiihrungen
des OVG bei Vorhaben mit zu erwartenden hohen Gewinnen und vergleichsweise geringfugigen Investitionskosten
- beispielsweise Rohstoffabbauvorhaben - zu treffen (OVG LSA, 2 L 292/08 vom 10.07.2010, S. 20).

Wenn keine Gesamtinvestitionskosten dargelegt werden und der Antragsteller auch sonst seinen
Mitwirkungspflichten nicht nachkommt, ist von der Zumutbarkeit der Kostentragung auszugehen. Grundsatzlich
gilt, dass sich spater ergebende Kostensteigerungen oder -ermafigungen riickwirkend zu beriicksichtigen sind.
Der Veranlasser hat darum Verdnderungen an den Gesamtinvestitionskosten umgehend der zustandigen
Genehmigungsbehorde und dem Fachamt und als Ausfuhrenden der hoheitlichen Aufgabe arché&ologischer
Grabungen (s. Erlass vom 18.03.2008, Az.: 53.1-57730-5) mitzuteilen. So kénnen bei verringerter BaufeldgréRe
oder sogar vollstandiger Aufgabe des Bauvorhabens gemaf einer in der Dokumentationsvereinbarung getroffenen
Ausstiegsklausel weitere grabungsvorbereitende Arbeiten eingestellt werden. Lediglich jene Finanzierung und
Rechtsverpflichtung fir die in Bearbeitung befindlichen Grabungsfelder wéaren vom Veranlasser zu tragen. Sollten
sich aus anderen, nicht baufeldminimierenden Grinden die Gesamtinvestitionskosten verringern, sollte ein

Rechtsmittelverzicht hinsichtlich der denkmalrechtlichen Genehmigung bezogen auf die Kostenregelung



gegenuber der Genehmigungsbehorde erklart werden, damit keine Kosten fiir die 6ffentliche Hand anfallen. Die
Umsetzung der archéologischen Dokumentation erfolgt in diesem Fall nach Bestandskraft der denkmalrechtlichen

Genehmigung.

lll. Genehmigungsverfahren nach § 14 Abs. 2 DenkmSchG (OVG LSA 2 L 154/10 vom 20.08.2012)

Bei Vorliegen begriindeter Anhaltspunkte fur das Vorhandensein von Kulturdenkmalen im Rahmen von Erd- und
Bauarbeiten bedarf es einer Genehmigung nach § 14 Abs. 2 S. 1 DenkmSchG.

Von begrindeten Anhaltspunkten ist auszugehen, wenn mit Hilfe der von den verschiedensten
wissenschaftlichen Disziplinen entwickelten Untersuchungs- und Auswertungsmethoden konkrete Tatsachen
dafir entwickelt worden sind, dass ein Gebiet Kulturdenkmale birgt. Die begriindeten Anhaltspunkte kénnen sich
aus Quellenforschungen, Prospektion, Grabungen, Eintragungen in Orts- und Fundarchive, Luftbildaufnahmen
oder geophysikalischen Messungen ergeben. Eine wissenschaftlich gesicherte Beweisfiihrung kann aber auch nur
durch Vergleiche mit erforschten topographischen Situationen und durch Analogieschliisse erfolgen. Fir die
Annahme von begrindeten Anhaltspunkten ist Gewissheit nicht erforderlich, andererseits ist eine blofRRe
Mutmafung oder Wahrscheinlichkeit nicht ausreichend.

Nach 8§ 14 Abs. 2 S. 3 DenkmSchG ist die Genehmigung zu versagen, wenn die geplante MaRBhahme gegen das
DenkmSchG verstonRt.

Hierfur bedarf es einer Gewichtung des Interesses am Eingriff in das Kulturdenkmal. Nach § 10 Abs. 2 DenkmSchG
ist ein Eingriff in das Kulturdenkmal zu genehmigen, wenn der Eingriff aus nachgewiesenen wissenschaftlichen
Griinden im o6ffentlichen Interesse liegt (Nr. 1), wenn ein Uberwiegendes offentliches Interesse anderer Art den
Eingriff verlangt (Nr. 2) oder wenn die unverénderte Erhaltung des Kulturdenkmals den Betroffenen unzumutbar
belastet (Nr. 3). Die Genehmigung ist zu versagen, wenn erhebliche Beeintrachtigungen des Kulturdenkmals zu
erwarten sind sowie bei Abwéagung aller Anforderungen die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege
Vorgehen (§ 10 Abs. 3 DenkmSchG).

Im Hinblick auf Eingriffe bei Erd- und Bauarbeiten, bei denen nicht die Gewissheit des Vorhandenseins eines
Denkmals besteht, sondern lediglich begriindete Anhaltspunkte fir das Entdecken eines Kulturdenkmals
vorliegen, verlangt das Gesetz letztlich die gleiche Abwégung von Interessen. Diese Entscheidung ist aber
naturgeman mit Unwégbarkeiten verbunden, denn auch bei begriindeten Anhaltspunkten besteht die Méglichkeit,
dass kein Kulturdenkmaldenkmal gefunden wird oder aber ein Denkmal anderer Qualitat/Bedeutung als erwartet.
Verbietet daher die Denkmalschutzbehérde die Erd- und Bauarbeiten, kann dieser Eingriff in die unternehmerische
Freiheit oder in das Eigentum in der Sache ungerechtfertigt sein, weil kein Kulturdenkmaldenkmal vorhanden ist.
Genehmigt sie die Erd-und Bauarbeiten, so wird gegebenenfalls ein Denkmal zerstort.

Diese Unwéagbarkeiten kdnnen dadurch beseitigt werden, dass die zustandige Denkmalschutzbehérde im Rahmen
einer Auflage zunachst einen ersten Dokumentationsabschnitt anordnet, mit dem das Vorhandensein von
Kulturdenkmalen weiter qualifiziert wird, und diese Auflage mit einem Widerrufs- und Auflagenvorbehalt
entsprechenden Inhalts verbindet, soweit im Rahmen der Untersuchungen arché&ologische Kulturdenkmale
festgestellt werden sollten.



Die Rechtmé&Rigkeit derartiger Nebenbestimmungen ergibt sich aus § 36 Abs. 1 2. Alt. VWVfG i.V.m. 88 14 Abs. 2,
10 Abs. 2, 3 DenkmSchG.

Nach 8§ 36 VwVfG i.V.m. 8 1 Abs. 1 darf ein Verwaltungsakt, auf welchen ein Anspruch besteht, nur dann mit einer
Nebenbestimmung versehen werden, wenn diese sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des
Verwaltungsaktes eingehalten werden. Dementsprechend ist es zulassig, Nebenbestimmungen hinzuzufugen,
wenn andernfalls die Genehmigung zu versagen ware. Denn als ein Minus gegenlber der Versagung der
Genehmigung sind Auflagen zuléssig. Sie stellen das mildere Mittel dar. Dementsprechend sind Auflagen, die
einen Widerrufsvorbehalt enthalten, dann zulédssig, wenn die Entscheidung dazu dient, es im Interesse des
Beglnstigten und auch im offentlichen Interesse zu ermdglichen, ausnahmsweise eine abschlieBende
Sachentscheidung auch schon zu einem Zeitpunkt zu treffen, in dem noch nicht alle gesetzlichen Voraussetzungen
in seinen Einzelheiten erfiillt sind. Die Nebenbestimmungen dienen in diesem Fall dazu, die denkmalrechtliche
Genehmigung Uberhaupt erteilen zu kénnen. Die Abwéagungsentscheidung wird erst dann getroffen, wenn durch
den ersten Dokumentationsabschnitt festgestellt worden ist, in welcher Qualitdt und Quantitdt Bodendenkmale
vorhanden sind. Sie wird durch den Widerrufs- und Auflagenvorbehalt aufgeschoben. So soll sichergestellt
werden, dass Kulturdenkmale im Boden nicht zerstort werden, sondern entdeckt und gegebenenfalls erhalten oder
dokumentiert werden. Die Nebenbestimmungen dienen daher der Schaffung der Genehmigungs-fahigkeit. In der
Folge kann sich herausstellen, dass keine Denkmale vorhanden sind. In diesem Fall kann der Antragsteller seine
MaRnahmen durchfihren, ohne weiteren Verfahren ausgesetzt zu sein. Sind Bodendenkmale vorhanden, so kann
in Kenntnis des Denkmals die Entscheidung dariiber getroffen werden, ob im Rahmen einer dann unter
Beriicksichtigung aller relevanten Tatsachen zu treffenden Abwagung ein Uberwiegen anderer Interessen
gegenuber dem denkmalpflegerischen Interesse zu bejahen ist.

Die Denkmalschutzbehdrde hat in diesem Zusammenhang auch die Moglichkeit, dem Antragsteller die Kosten des
ersten Dokumentationsabschnittes zur Qualifizierung der Bodendenkmale aufzuerlegen. Eine derartige
Kostenregelung beruht auf dem allgemeinen Grundsatz, dass derjenige, der eine Genehmigung beantragt, die
Voraussetzungen fiir die Genehmigungsféahigkeit belegen muss. Er muss seinen Antrag genehmigungsreif
machen. Genehmigungsféhig ist ein Antrag nur, wenn festgestellt wird, dass das denkmalpflegerische Interesse
hinter anderen Interessen zuriickstehen muss. Diesen Beleg muss im Falle des Vorliegens von begrindeten
Anhaltspunkten der Antragsteller fihren. Die Lage unterscheidet sich somit von einem Sachverhalt, in dem blof3e
Vermutungen fir das Vorliegen von Bodendenkmal sprechen. Hier wére es Aufgabe der Denkmalfachbehdrde,
gegebenenfalls im Rahmen ihrer Pflicht zur Amtsermittlung (8 24 Abs. 1 VwWV{G i.V.m. § 1 VwV{G) Suchschnitte
zu setzen. Das Setzen von Suchschnitten diente dann nicht der Herstellung der Genehmigungsféahigkeit, sondern
der Ermittlung des Sachverhalts. Bei Vorliegen begriindeter Anhaltspunkte fir das Vorhandensein von
Bodendenkmalen kann die Genehmigungsfahigkeit indes nur belegt werden, wenn der erste
Dokumentationsabschnitt durchgefiihrt worden ist. Denn erst dadurch entsteht die hinreichende Gewissheit tber
das Bestehen von Bodendenkmalen und die zu treffende Abwéagungsentscheidung. Der Antragsteller kommt damit
seiner Einstandspflicht fur die Genehmigungsfahigkeit und die denkmalvertragliche Durchfiihrung seiner
MaRRnahme nach. Fragen der Zumutbarkeit der Kosten stellen sich insoweit nicht. § 14 Abs. 9 DenkmSchG ist
nicht anwendbar, weil diese Vorschrift eine andere Fallgestaltung betrifft. § 14 Abs. 9 DenkmSchG geht davon
aus, dass ein festgestelltes Bodendenkmal, aus welchen Grinden auch immer, von Veranderungen oder

sonstigen MafRnahmen betroffen wird. Hier kann die Denkmalschutzbehdrde im Rahmen der Erteilung von



Auflagen Art und Umfang der Dokumentation festlegen. Zum Tragen der hierfir anfallenden
Dokumentationskosten koénnen die Veranlasser der MaRnahmen oder Verdnderungen im Rahmen des
Zumutbaren verpflichtet werden. Der 1. Dokumentationsabschnitt dient hingegen dazu, die
Genehmigungsfahigkeit einer vom Antragsteller begehrten Begilnstigung sicherzustellen. Die Frage der
Zumutbarkeit der Kosten stellt sich erst, wenn ein im Rahmen des 1. Dokumentationsabschnittes gefundenes
Bodendenkmal vor seiner Zerstérung oder Beeintrachtigung zu dokumentieren ist. Sind hingegen die Kosten fur
den 1. Dokumentationsabschnitt zur Herstellung der Genehmigungsfahigkeit aus Sicht des Antragstellers
unzumutbar hoch, so kénnen sie nur dadurch vermieden werden, indem auf die Ausiibung der Genehmigung

insoweit verzichtet wird.

Anlage: Gesamtinvestitionskosten/Archéologische Dokumentationskosten
A. Gesamtinvestitionskosten

Zu den Gesamtinvestitionskosten zahlen insbesondere:

® Vorplanungs-, Planung- und Verwaltungskosten

® Kosten fiur die Bau Realisierung bzw. Abbau Realisierung mit allen Gewerken (insbesondere Statik)
inklusive Kostenfortschreibung

® Kosten und Gebihren, die durch Auflagen im Zuge des Genehmigungsverfahrens entstehen (z. B.
CEF-MaRnahme, Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen, landschaftspflegerische Begleitplanung,
Auflagen aus naturschutz-, wasserschutz- und denkmalschutzrechtlichen Festlegungen (inklusive der
unter B. aufgefiihrten Kosten s. u.), Altlastenbeseitigung, Kampfmittelbeseitigung, Brandschutz etc.)

® Finanzierungs- und Grunderwerbskosten
B. Archéologische Dokumentationskosten
® dokumentationsbedingte Personalkosten
® dokumentationsbedingte Sachkosten

® dokumentationsbedingter Mehraufwand fiir Erdbau (Differenz zwischen rein durch das Bauvorhaben
bedingten Erdbau und spezifischen Gerateeinsatz und archaologiegerechten Bodenabtrag fur
archaologische Untersuchungen)

® ausschlieRlich aus archdologischer Sicht erforderlicher Mehraufwand im Bereich der
Baustellentechnik (gesonderte statische SicherungsmalRnahmen, Grundwasserabsenkung etc.)

® Sachleistungen des. Bauherren, die ausschlieRlich der Umsetzung der archaologischen
Dokumentation dienen (z. B, Uberlassung von Baustelleneinrichtung statt Bereitstellung von
Finanzmitteln durch den Bauherrn, ggf. anteilig).

Zu den archdologischen Dokumentationskasten zahlen nicht mogliche Folgekosten, die sich aus durch
archaologische Dokumentationen verdnderten Zeitschienen ergeben. Die pauschal vom Bauherrn fiir den
Abschluss der Dokumentationsvereinbarung moglicherweise zu veranlassenden Baugemeinkosten

(8§ 255 Abs. 2 HGB) zéhlen nicht zu den archéologischen Dokumentationskosten.

Durchfiihrung der archédologischen Dokumentation durch das Denkmalfachamt
siehe Erl. Nr. 5 zu § 5 Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG



Wenn ein Antragsteller gegen die Nebenbestimmungen einer denkmalrechtlichen Genehmigung, die die
Dokumentationsauflagen regeln, Widerspruch einlegt, kann er dennoch die Genehmigung ausnutzen.!

Das bedeutet, dass die insoweit der denkmalrechtlichen Genehmigung beigegebene denkmalrechtliche
Nebenbestimmung isoliert anfechtbar ist.?

t Enthalt eine denkmalrechtliche Genehmigung fiir einen im (iberwiegenden Interesse liegenden Eingriff eine Nebenbestimmung,
wonach der Veranlasser die Kosten einer ihm auferlegten Dokumentation tragen muss, kann er die Genehmigung auch dann

ausnutzen, wenn er gegen die Kostenregelung Widerspruch erhoben hat.* (OVG LSA, Beschluss vom 16.9.2009 — 2 M 89/09 —, juris
LS.)

2 Die mit der angefochtenen Nebenbestimmung getroffene Kostenregelung ist bei objektiver Betrachtung nicht so wesentlich, dass

die erteilte denkmalrechtliche Genehmigung im Ubrigen dem Zeck des Verwaltungsaktes offensichtlich widersprache.“ (OVG LSA,
Beschluss vom 16.9.2009 — 2 M 89/09 —, juris Rn.16)



Anhang 5

Verordnung
tber Umfang, Inhalt und Form des Antrags auf denkmalrechtliche Genehmigung

(Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt - DenkmAVO LSA).
Vom 27. August 2018

Aufgrund des 8 15 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 3 Satz 1 des Denkmalschutzgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt vom 21. Oktober 1991(GVBI. LSA S. 368), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2005 (GVBI. LSA S. 769, 801), in Verbindung mit
Abschnitt [ Nr. 1 des Beschlusses der Landesregierung tiber den Aufbau der Landesregierung
Sachsen-Anhalt und die Abgrenzung der Geschéftsbereiche vom 24. Mai/ 7. Juni 2016 (MBI.
LSA S. 369), geandert durch Beschluss vom 20. September 2016 (MBI. LSA S. 549), wird

verordnet:

§1
Zusténdige Behdrde

Antrage auf denkmalrechtliche Genehmigung gemaR § 14 Abs. 1, 2 in Verbindung mit § 15
Abs. 1 Satz 1 und 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sind
grundsatzlich an die zustandige untere Denkmalschutzbehérde zu richten. Antrédge zur
Genehmigung von Denkmalzerstérungen sind gemdlR 8§ 14 Abs. 10 des
Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt an die obere Denkmalschutzbehdrde zu

richten.

§2
Antragsunterlagen

(1) Die Genehmigung nach § 14 Abs. 1, 2, 10 und 8 15 Abs. 1 des Denkmalschutzgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt ist unter Verwendung von amtlichen Formularen schriftlich zu
beantragen.

Die amtlichen Formulare sind beim Landesverwaltungsamt im Internet abrufbar.

(2) Die Vorlage vollstandiger, prifbarer Antragsunterlagen ist Voraussetzung fur die
Durchfiuihrung des Genehmigungsverfahrens und den Beginn der Bearbeitungsfrist des § 14
Abs. 11 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt. Gemald 8 15 Abs. 2 des
Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sind die Antragsteller dafir

verantwortlich, dass die von ihnen beantragte MalRnahme dem Denkmalrecht entspricht.


https://www.juris.de/jportal/portal/t/1886/page/jurisw.psml?doc.hl=1&doc.id=jlr-DSchGSTrahmen&documentnumber=1&numberofresults=6&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=R&paramfromHL=true#HLT

(3) Neben der Unterschrift des Antragstellers sind soweit zutreffend auch jene von
Miteigentimern des Kulturdenkmals sowie des Entwurfsverfassers der geplanten

BaumalRnahme zu leisten.

(4) Die zustandige Behorde kann die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen.

§3
Qualifizierte Denkmalbereiche

(1) Gemall § 1 kann das Denkmalfachamt im Benehmen mit der zustdndigen unteren
Denkmalschutzbehtérde Denkmalbereiche (8§ 2 Abs. 2 Nr. 2 des Denkmalschutzgesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt) qualifizieren, indem es konstitutive Merkmale des Denkmalwerts
benennt sowie Bereiche oder baulichen Gegebenheiten innerhalb des Denkmalbereichs
beschreibt, an denen BaumaRnahmen ohne Beeintrachtigung des Denkmalwerts erfolgen

kdénnen.

(2) Das Denkmalfachamt vertffentlicht die Gesamtheit der qualifizierten Denkmalbereiche. Die
Veroffentlichung soll die Angaben des Absatzes 1 enthalten sowie eine Karte jedes
gualifizierten Denkmalbereichs.

84
Vereinfachtes Verfahren

(1) Abweichend von § 2 kann der Antragsteller um eine denkmalrechtliche Genehmigung im
vereinfachten Verfahren nachsuchen, sofern die Baumaflinahme innerhalb eines qualifizierten
und verdffentlichten Denkmalbereichs nach 8§ 3 erfolgen- und die Maf3nahme nicht an einem
eingetragenen Baudenkmal durchgefiihrt soll sowie eine Beeintrachtigung des Denkmalwerts
ausgeschlossen werden kann. Die Genehmigung ist schriftich zu beantragen. Die
beabsichtigte Baumaflnahme ist im Antrag zu erlautern sowie der Ausschluss einer
Beeintrachtigung des Denkmalwerts anhand der konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs

zu begrinden.

(2) Die Prifung des Antrags im vereinfachten Verfahren erstreckt sich allein auf die Moglichkeit
einer Beeintrachtigung des Denkmalbereichs. Der Antrag ist abzulehnen, wenn die

konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs durch die Maflihahme tangiert sind oder aus



anderen Grinden eine Beeintrachtigung des Denkmalwerts nicht auszuschlieRen ist. Ein
ablehnender Bescheid im vereinfachten Verfahren stellt keine abschlielRende
Sachentscheidung der zustdndigen Behdorde dar, dem Antragsteller steht dazu das Verfahren
nach § 2 offen.

§5
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung gelten jeweils in weiblicher und

mannlicher Form.

86
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
Magdeburg, den 27. August 2018

Der Chef der Staatskanzlei

des Landes Sachsen-Anhalt

Robra

Staats- und Kulturminister



Anhang 6

Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung gem. § 14 Abs. 1-4 DSchG LSA
i.V.m. der Denkmalantragsverordnung (DenkmAVO LSA),
GVBI. Nr. 19 vom 31.08.2018

Fir Antrage auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung ist das
Formular unter 1) zu verwenden und bei der unteren Denkmalschutzbehdérde

einzureichen.

Fir Antrage auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung bei Abbruch
oder Zerstdrung eines Kulturdenkmals ist das Formular mit Anlagen auszufillen
und bei der oberen Denkmalschutzbehdrde einzureichen.

Far Antrage auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung innerhalb
qualifizierter Denkmalbereiche ist das Formular unter 2) zu verwenden und bei
der unteren Denkmalschutzbehoérde einzureichen.

. Hauptformular
1) Formular Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung
o Anlage 1 - Bauvorhaben

(Beschreibung von MaRnahmen an Kulturdenkmalen)

. Anlage 2 - Eingriffe

(auch Abbruchvorhaben/Zerstérungen)

2) Formular Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung innerhalb
qualifizierter Denkmalbereiche gem. § 14 Abs. 1 und 4 DSchG LSA
(vereinfachtes Verfahren gem. § 4 DenkmAVO LSA)

3) Ausfillhinweise zum Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung,

Allgemeine Hinweise, Anschriften

Die Denkmalantragsverordnung, das Formular fiir qualifizierte Denkmalbereiche, die Ausfiillhinweise
sowie die Standards der Bau- und Kunstdenkmai-pflege in Sachsen-Anhalt finden Sie in der Dateianlage
zu diesem Formular.
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1. | An die Denkmalschutzbehérde

Bearbeitungsvermerk

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 14 Abs. 1- 3 Denkmalschutzgesetz

des Landes Sachsen-Anhalt (DSchG LSA)

2. Bauherr/in
Name Vorname
Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail
Stralle, Hausnummer PLZ Ort
Antragsteller/in ist Eigentiimer/in des Baugrundstiickes/Baudenkmals
|:| ja  seitwann: |:| nein |:| Erbbaupacht
Vertreter/in der Bauherren/in, Name
Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail
Stralte, Hausnummer PLZ Ort
3. Entwurfsverfasser/in
Name Vorname
Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail
Stralte, Hausnummer PLZ Ort
4. Baugrundstiick
Bezeichnung des Denkmals Stralte, Hausnummer
PLZ Stadt/Gemeinde/Verbandsgemeinde Landkreis
Ortsteil Gemarkung Flur-Nr. Flurstiick
5. Bezeichnung der MaBnahme (detaillierte Beschreibung bitte als Anlage 1 und / oder 2 beifligen)
6. Sonstige Angaben
Kdénnen Steuerverglinstigungen gem. Bescheinigungsrichtlinie der §§ 7 i, 10 fund 11 b des
Einkommenssteuergesetzes (BGBI. | S. 3214) in Anspruch genommen werden ?
Bei "ja" ist eine gesonderte Antragstellung bei der unteren Denkmalschutzbehérde erforderlich. |:| ja |:| nein
Wird flr die beantragte MaRnahme eine anderweitige 6ffentlich-rechtliche Genehmigung oder |:| i |:| nein
Zustimmung bendétigt? (z. B. sanierungsrechtliche Genehmigung?) J
Hat es (ber die beantragte Manahme Vorgesprache oder Abstimmungen mit
Denkmalbehérden gegeben? |:| ja |:| nein
Falls ja, bitte gesondert erldutern.
Wird ein Antrag auf offentliche Forderung gestellt? . .
Wenn ja, bei welcher Stelle? |:| ja |:| nein
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7.

Volimacht

Mit der nachstehenden Unterschrift bevollmachtigt der/die Bauherr/in den/die Entwurfsverfasser/in, Verhandlungen mit
der Genehmigungsbehdrde im Zusammenhang mit diesem Antrag zu fiihren und Schriftverkehr mit Ausnahme von

Bescheiden und Verfligungen bis zur Antragsbescheidung in Empfang zu nehmen.

|:| ja |:| nein

Anlagen (in dreifacher Ausfertigung)

Fir alle MaBnahmen ist die Anlage 1 beizufiigen. Fiir Eingriffe (erhebliche
Beeintrachtigungen der Denkmalqualitat oder Zerstérung eines Kulturdenkmals) ist
zusatzlich die Anlage 2 beizufiigen.
Nachfolgende Unterlagen sind grundsatzlich einzureichen:
- Liegenschaftskarte
- Lageplan MaRstab 1:500
- Bestandszeichnungen Mal3stab 1:100
- Bauzeichnungen (Bei Auswechslung von Bauteilen eine genaue
Darstellung/Zeichnung des alten Bestandes, Kennzeichnung der Veranderung
in Gelb/Rot)
- Textliche Mallnahmebeschreibung einschliellich Material- und MaRangaben
- Erlauterungen der Notwendigkeit der MalRnahme

- Fotos (keine Dateien von Digitalaufnahmen)

Sind archéologische Kulturdenkmale betroffen, so sind nachfolgende Unterlagen
zusatzlich einzureichen:

- Regelquerschnitt bei Tiefbauarbeiten

- Leitungsplan (Wasser, Abwasser, Elektro, Heizungs-, Klima-, Liftungs- und
Sanitartechnik, Medien)

- Anlage 1

- Anlage 2 fiir Eingriffe

Hinweise:

Die Darstellungen in den Bauunterlagen sind entsprechend der Bauvorlagenverordnung
(GVBI. LSA 2006 S. 351 vom 08.06.2006 in der jeweils glltigen Fassung) vorzunehmen.

Gegebenenfalls kann die Denkmalschutzbehdrde weitere Unterlagen nachfordern.

|:| Anlage 1 ist beigefligt

|:| Anlage 1 wird beigefiigt

|:| Anlage 2 ist beigefiigt

|:| Anlage 2 wird beigefiigt

Unterschriften

Mir ist bekannt, dass bei Nichtvorlage aller fiir diesen Antrag erforderlichen Unterlagen eine Beurteilung durch die
zustandige Denkmalschutzbehdrde nicht erfolgen kann und die Bearbeitungsfrist nach § 14 Abs. 11 DSchG LSA

erst nach Vorlage vollstandiger Unterlagen beginnt.

Bauherr/in Entwurfsverfasser/in

Ort, Datum Ort, Datum
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Anlage 1

Bauvorhaben
gem. § 14 Denkmalschutzgesetz LSA (DSchG LSA)

Vorhabensgrundstiick (PLZ, Ort, StraBe, Hausnummer/n, Flur/Flurstiick),

1. . .
gdf. Objektbezeichnung
Bezeichnung der MaBnahme (Ubertrag von Feld 5 des Antrags)
Detaillierte MaBnahmebeschreibung und -begriindung (formlos)
|:| liegt bei |:| wird nachgereicht
2.1. 2.2 Dachge- 2.3 Fassaden- 2.3.1 Fach- 232
2 Bauwerks- Dach schossaufbau arbeiten werkfassaden Ziegelmauerfassaden
* hiille 2.3.3 Bruch- oder 2.34 2.3.5 Fassaden 2.3.6 Dammun 0
3. - 3. 3. - 3. g 2.4 Fenster, Tiren, Besch-
Natursteinfassaden Putzfassaden verkleidung und Feuchteschutz lage, Verschattungsanlagen
2.1 | Dach Zusétzliche Unterlagen und Anlagen Bemerkungen
|:| Reparatur der Dachdeckung einschl. Beschreibung, Materialien
Dachklempnerarbeiten
|:| Neueindeckung Material, Ziegelart, Farbe, Verlegeart
|:| Reparatur / Neuerrichtung der Begriindung, ggf. Holz-
Dachkonstruktion schutzgutachten
. . Beschreibung, Material,
|:| Ausbildung der Ortgange Farbe
|:| Ausbildung des Brandgiebels Beschreibung, Material
|:| Dachklempnerarbeiten Beschreibung, Material
. Beschreibung, Material,
|:| MafRnahmen an Dachaufbauten, Schornstein etc. ese re'Fl;rr]ge atena
Beschreibung Schédigungsart u. -
|:| Schadlingsbekampfung Umfang, Instandsetzungskonzept, ggf.
Holzschutzgutachten
|:| Sonstige MaRnahmen
2.2 | Dachgeschossaufbau Zusatzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
. Anzahl und GréRe,
|:| Einbau von Dachfenstern Sparrenplan
Anzahl und Gréi3e,
|:| Aufsetzen von Gauben Sparrenplan
|:| Warmedammung Art der Ausfiihrung
|:| Sonstige MaRnahmen
2.3 | Fassadenarbeiten
Die Fassade ist:
|:| unverputzt weiter unter Punkt 2.3.1 bis 2.3.3
|:| verputzt weiter unter Punkt 2.3.4
|:| verkleidet weiter unter Punkt 2.3.5
2.3.1 | Fachwerkfassaden Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen

|:| Reinigung von Holzwerk und Gefachen

MaBnahmebeschreibung
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|:| Beiputz von Gefachen

Art des Putzes,
geplante Farbigkeit

|:| Entfernung von Gefachen

Begriindung, ErsatzmaBnahmen

|:| Neuausmauerung von Gefachen

Art des Materials und der Ausfiihrung,
Fugenbild, Technik

|:| Erganzung des Holzwerkes

|:| Aufdoppelung

|:| Austausch

Holzschutzgutachten, Begriindung, Art
der Ausfiihrung und des Materials

|:| Anstrich von Holzwerk und Gefachen

Farbe und Anstrichstoff

|:| Sonstige MaRnahmen

2.3.2 | Ziegelmauerwerkfassaden Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
|:| Reinigung/Entfernung von Altanstrichen Darstellung der Verfahren
Angaben zum Bestand und
|:| Behebung von Fehlstellen Materialangabe zur Instandsetzung
F Angaben zum Bestand,
|:| ugensanierung Art und Material der Ausfiihrung
Begriindung, Materialangaben
|:| Anstrich zur Ausfiihrung
.. . Begriindung, Darstellung
|:| Oberflachenschutz, Graffitischutz der Verfahren
|:| Sonstige MaRnahmen
2.3.3 Bruch- O.der Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
Natursteinfassaden
|:| Reinigung/Entfernen von Altanstrichen Darstellung der Verfahren
R | d Schadenskartierung, Ersatzmaterial,
|:| eparatur, Instandsetzung Ausfiihrungsart
.. Begriindung, Material-
|:| Schiamme angabe und Ausfiihrungsart
F . Angaben zum Bestand,
|:| ugensanierung Art und Material der Ausfiihrung
K . Begriindung, Darstellung der Verfahren
|:| onservierung und Materialien
. . Begriindung, Darstellung
|:| Hydrophobierung, Graffitischutz der Verfahren
|:| Sonstige MaRnahmen
2.3.4 | Putzfassaden Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
. . Begriindung, Darstellung
|:| Reinigung/Entfernung von Altanstrichen der Verfahren
Schadenskartierung, Ersatzmaterial,
|:| Reparatur / Instandsetzung von Fehlstellen Ausfiihrung
N t Begriindung, Materialanalyse:
euverputz Siebkurve/Zuschlagstoffe/Bindemittel
|:| Anstrich Farbe und Anstrichstoff
|:| Oberflachenschutz, Graffitischutz Begriindung, Darstellung der Verfahren
Umggng mit Bauzier (Stuck schmiedeeiserne Begriindung, MaRnahmebeschreibung
Bauzier usw.)
|:| Sonstige MalRnahmen
2.3.5| Fassadenverkleidung Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen

Erneuerung/Reparatur oder Entfernung vorhandener
Verkleidungen

Schadenskartierung, Art des
Materials und der Ausfiihrung
Begriindung
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|:| Neuverkleidung in Naturschiefer

Begriindung, Material- und Verlegeart

Erneuerung/Reparatur vorhandener
Holzverschalungen

Begriindung, Material- und
Verlegeart

|:| Verblechungen

Begriindung, Material- und Verlegeart

|:| Rolladen

Begriindung, Material- und
Verlegeart

|:| Warmedammung

Begriindung, Material- und
Verlegeart

|:| Sonstige MaRnahmen

Verschattungsanlagen

2.3.6 | Feuchteschutz und Dammung Zusatzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
. Begriindung und
|:| Horizontalsperre Ausfiihrungsart
. Begriindung und
|:| Vertikalsperre Ausfiihrungsart
Material und Farbigkeit nach Befund,
|:| Erneuerung des Sockelputzes Gliederung und Textur oder
Neugestaltung
M . Begriindung und
|:| AuBere Dammung Ausfiihrungsart
M Begriindung und Ausfiihrungsart (siehe
|:| Innere Dammung auch unter 3.)
|:| Sonstige MaRnahmen
2.4 P, UG, [, Zusitzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen

Anstrich/Reparatur der Fenster /
Schaufensteranlagen

Farbgutachten, Farbangaben
nach RAL oder NCS

|:| Erneuerung der Fenster / Schaufensteranlagen

Material, Farbe und Unterteilung nach Befund
oder hist. Unterlagen, Ansichten
M 1:10, Schnitte M 1:1 vom Bestand und
Nachbau

|:| Anstrich/Reparatur der Au3entiiren

Farbgutachten, Farbangaben nach RAL
oder NCS

|:| Erneuerung der Auentiren

Material, Farbe und Unterteilung
nach Befund oder hist. Unterlagen

Anstrich/Reparatur der Toranlage

Farbgutachten, Farbangaben nach RAL
oder NCS

Erneuerung der Toranlage

Material, Farbe und Unterteilung nach
Befund oder hist. Unterlagen

Anstrich/Reparatur der Beschlage und
Verschattungsanlagen

Farbgutachten, Farbangaben nach RAL oder
NCS ; Material, Farbe und Untertei-lung n.
Befund od. restaurator. Gutachten

Erneuerung der Beschlage und
Verschattungsanlagen

Material, Farbe und Unterteilung nach
Befund oder restauratorisches
Gutachten

Einbau von Fensterbanken / Sohlbanken

Material, Farbe

Sonstige MalRnahmen

OO e
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g g o q 3.1 3.2 Erdgeschoss,
3. Arbeiten im Gebaudeinneren Kellergeschoss . Obergeschoss(e),Dachgeschoss(e)
3.1 | Kellergeschoss Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
Entfernung/Versetzung von Decken und Wanden, Darstellung, Begrandung,
- g9f. Grundrisszeichnungen
Fenstern und Turen im MaRstab 1:100
|:| Erneuerung/Reparat. Elt./Gas/Wassser/Abwasser
oder sonst. Medien
Art (Injektage, Verblechung ,
|:| Bauwerkstrockenlegung Wandtemperierung u..)
Beschreibung Schédigungsart
|:| Schadlingsbekdmpfung u. -Umfang, Instandsetzungskonzept,
ggf. Holzschutzgutachten
|:| Sonstige MaRnahmen
3.2 2lyestiees Ll p IEsEi), Zusitzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
Dachgeschoss(e)
2 : - Farbgutachten, Farbangaben nach RAL oder
|:| Malerma&ge‘Instandsetzung einschl. Innentiren NCS ; Material, Farbe und Untertei-ung n.
und Einbauteile Befund od. historisch. Unterlagen
|:| Modernisierung (z.B. Einbau von Bad, WC u.a.) Begriindung und Ausfiihrungsart
|:| Anderungen der Raumzuordnung ohne Verénd. der Grundrisszeichnungen im Mal3stab
Statik 1:100
|:| Schaffung von zuséatzlichen Fluchtwegen Begriindung und Ausfiihrungsart
|:| MaRnahmen des baulichen Brandschutzes Begriindung und Ausfiihrungsart
|:| Sanierung HKLS, Elektroinstallation und Medien Begriindung und Ausfiihrungsart
|:| Innenddmmung Begriindung und Ausfiihrungsart
Beschreibung Schédigungsart u. -
|:| Schadlingsbekampfung Umfang, Instandsetzungskonzept, ggf.
Holzschutzgutachten
|:| Sonstige MaRnahmen
4. Kunst- und Kulturgut / Innenausstattung zutreffend (im Formular aktivieren) Bemerkungen

Gemalde (Holztafelbild, Leinwandbild, Retabel ect.)

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

Holzskulptur (gefasst, ungefasst)

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

Restauratorische Voruntersuchung,

Stein / Stuck Ausfiihrungskonzeption
Wand | . Restauratorische Voruntersuchung,
andmalerel Ausfiihrungskonzeption
. Restauratorische Voruntersuchung,
Glasmalerei

Ausfiihrungskonzeption

Kunsthandwerkliche Objekte

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

Papier, Pergament, Leder, Archivgut

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

Maobel / Holzobjekte

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

Metallobjekte

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

N

Textilien

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

[]

Technisches Kulturgut

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

[]

Musikinstrumente

Restauratorische Voruntersuchung,
Ausfiihrungskonzeption

[]

Sonstige Objekte

Beschreibung,
Ausfiihrungskonzeption
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5. Sonstiges 5.1 AuRenanlagen 5.2 Sonstige Anlagen
5.1 | AuBenanlagen Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
. Trassierung, Material- und Verlegeplan,
|:| StralRen- und Wegebefestigung Regelquerschnitt
|:| Hofbefestigungen Material- und Verlegeplan
) - Ort der Anbri Ausfiih , Material,
|:| Terrassen, Balkone, Wintergarten erAn rmgung,{-’arg: uhrung, Matera
|:| Grinflachen Pflanzplan, Wegeplan
Begriindung, Material-
|:| Stellplatze und Verlegeplan
Standorte flr Hausmdllentsor-gung u. Begriindung, Material-
Reststoffsammelstellen und Verlegeplan
Material, Farbe und Gestaltung n. Befund
f . = oder historischen Unterlagen, Ansichten
|:| Einfriedungen (Mauern, Zaune etc.) M 190, Schnitte M 1:10, evt) Détails im M 1:2
oder M 1:1 vom Bestand und Nachbau
|:| Spielplatze
|:| Sonstige MaRnahmen
5.2 | Sonstige Anlagen Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen
Ort der Anbringung, Ausfiihrung, Material,
|:| Auflentreppen Farbe
. Ort der Anbringung, Ausfiihrung, Material,
|:| Briefkasten Farbe
|:| Alarmanlagen Ort der Anbringung, Ausfiihrung
|:| Antennenanlagen Ort der Anbringung, Ausfiihrung
|:| Multifunktionsgehause Ort der Anbringung, Ausfiihrung
|:| Warenautomaten Ort der Anbringung, Ausfiihrung
AuRenleuchten Ort der Anbringung, Ausfiihrung, Material,
Farbe
Ort der Anbringung, Ausfiihrung, Material,
|:| Werbeanlagen Farbe
Kunstwerke, Kunst am Bau Ort der Anbringung, Ausfiihrung, Material,
Farbe
|:| Sonstige MaRnahmen
6.Neubau- o
6. Neubauvorhaben vorhaben Zusétzliche Unterlagen und Angaben Bemerkungen

|:| Wohn- und Geschéaftshauser

Lageplan, Ansichten,
Fassadenabwicklung

|:| Funktionsgebaude

Lageplan, Ansichten,
Fassadenabwicklung

|:| Windkraftanlagen

Lageplan, Ansichten

|:| Briickenbauwerke

Lageplan, Ansichten

|:| Industrieanlagen

Lageplan, Ansichten

|:| Sonstige Bauvorhaben

Sonstige MaBnahmen an beweglichen und unbeweglichen Kulturdenkmalen, z. B. MaBnahmen im Rahmen
der energetischen Ertiichtigung / Sanierung ( Photovoltaik, Solarthermie, Geothermie, Wasserkraftanlagen etc. )

O ) E

304-57701-09/2018 PDF LVwWA LSA Denkmalschutz/lUNESCO-Weltkulturerbe

Seite 8 von 14




Anlage 2

Eingriffe (auch Abbruchvorhaben/ Zerstorungen)
gem. §§ 10 und 14 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSchG LSA)

Zutreffendes bitte ausfiillen!

1. Vorhabensgrundstiick (PLZ, Ort, StraBe, Hausnummer/n, Flur/Flurstiick), ggf. Objektbezeichnung
Bezeichnung der MaBnahme (Ubertrag von Feld 5 des Hauptformulars)
Gesamtinvestitionsvolumen (mit MaRnahmebeschreibung) Betrag in Euro
Bezeichnung/Beschreibung der
Gesamtmafnahme (ggf. als Anlage)

Verkehrswertautachten Erforderlich bei ersatzloser Wegnahme vergleichend E{’T‘i“e"e Verkﬁhrswe”'
9 zwischen Verkehrswert mit und ohne Baudenkmal \S,Vzgﬁ;f:,?;ac
Bodeneingriffe notwendig? (z.B. Kelleraushub, Freiflichen)
Bodeneingriffe notwendig? Wenn ja, Eingriffsbereich und Aus-
(z.B. Kelleraushub, Freiflichen) dehnung (Lange, Breite, Tiefe):
[ ] Keller bleibt erhalten [ ] Abbruch bis Oberkante Gelande
2. Antragsbegriindung gemaR § 10 Absatz 2 DenkmSchG LSA
§ 10 (2) Nr. 1 § 10 (2) Nr. 2 Gberwiegendes o6ffentliches § 10 (2) Nr. 3 unzumutbare
wissenschaftliche Griinde Interesse anderer Art Belastung
2a. Begriindung gemaR § 10 Absatz 2 DenkmSchG LSA

Bemerkungen/Erlduterungen

Vermerke

Nachweis Ulber das offentliche Interesse an dem geplanten Eingriff

|:| Nachweis ist beigeflgt

|:| Nachweis wird nachgereicht

Prifung der Beschrankung des geplanten Eingriffs
(Schriftlicher Nachweis dariiber, dass die geplante MalRnahme auf das notwendige Mindesmaf}
beschrankt wurde)

|:| Nachweis ist beigeflgt

|:| Nachweis wird nachgereicht
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2b. | Begriindung gemaR § 10 Absatz 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA - iiberwiegendes 6ffentliches Interesse anderer Art -

Bemerkungen/Erlduterungen Vermerke

Begriindung des iberwiegenden &ffentlichen Interesses anderer Art [] Begriindung ist beigefiigt

Gdf. sind den Begriindungen Verfligungen anderer &ffentlicher Stellen beizufligen (Bauaufsicht u.a.) I:‘ Begriindung wird nachgereicht

. . . . [ ] Begriindung ist beigefiigt
Begriindung des offentlichen Interesses an dem geplanten Eingriff
|:| Begriindung wird nachgereicht

Darlegung, weshalb dieses 6ffentliche Interesse gegeniiber dem [] Nachweis ist beigefiigt

Denkmalschutz Gberwiegt [ ] Nachweis wird nachgereicht

Weshalb verlangt das Gberwiegende 6ffentliche Interesse den [_] Nachweis ist beigefiigt

geplanten Eingriff? [ ] Nachweis wird nachgereicht

Schriftlicher Nachweis dariiber, dass die geplante MaRnahme auf das [] Nachweis ist beigefiigt
notwendige Mindesmal} beschrankt wurde [ ] Nachweis wird nachgereicht

2c. | Begriindung gemaR § 10 Absatz 2 Nr. 3 DSchG LSA - wirtschaftliche Unzumutbarkeit -

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist durch den Verpflichteten glaubhaft zu machen. Hierzu ist die Vergleichsberechnung nach Nr. 3 anzustellen und die
erforderlichen Nachweise beizubringen. Ist nur der Abbruch des Kulturdenkmals ohne Errichtung eines Ersatzgebaudes geplant, sind nur die Kosten einer
Erhaltung/Sanierung des Objektes nachzuweisen. Nicht einzuberechnen sind erhéhte Erhaltungskosten aufgrund der unterlassenen Bauunterhaltung. Die
Einreichung des vergleichenden Verkehrswertgutachtens ist im Fall der ersatzlosen Wegnahme stets erforderlich.

Nachweise Bemerkungen/Erlauterungen Vermerke

Zeichnungen Maf3stab 1:100, Fotografien von Bauschaden D Nachweis ist beigefiigt

Schadenskartierung und Schadlingsbefall

|:| Nachweis wird nachgereicht

MaRnahmebezogene Kosten |:| Nachweis ist beigefigt

s Kostenaufstellung nach Gewerken
fur die Instandsetzung 9

|:| Nachweis wird nachgereicht

Verbale Bauzustandsbeschreibung D Nachweis ist beigefuigt

f. auch andere Gutachten (zB. Statik, Holzschutz
(auch Gutachten) 9 ¢ )

|:| Nachweis wird nachgereicht

weiter mit Punkt 3
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Kosten und Ertrage bei Erhaltung mit Objektsanierung
3 Es ist von einem Betrachtungszeitraum von 12 Jahren nach Abschluss der Instandsetzungsmalnahme auszugehen. Der Berechnung sind
*  die mittleren Werte eines 12-Jahres-Zeitraumes (sowohl fiir Erhaltungskosten als auch fiir Ertrage) zugrunde zu legen und der Nachweis
tiber Uberschuss oder Defizit fiir ein Jahr zu fiihren. Alle Angaben sind zu belegen.

Kosten der Erhaltung
mit Objektsanierung

Die entsprechenden Nachweise sind

= dem Antrag beizufiigen

Betrag in Euro

Sanierungskosten auf der Basis der
Schadensermittlung nach Nr. 2c.

2. | Baunebenkosten

Zwischensumme 3a

Die entsprechenden Nachweise sind

3b. Ertrage Betrag in Euro dem Antrag beizufiigen

1. | Jahrliche Ertrage aus Miet- und
" | Pachteinnahmen

o | Jéhrliche Ertrage aus dem
" | Gebrauchswert (Eigennutzung)

Sonstige Ertrage (z.B.
Eintrittsgelder)

Zwischensumme 3b

Die entsprechenden Nachweise sind

3c. Finanzierung der MaBnahme Betrag in Euro dem Antrag beizufiigen

1. | Eigenmittel einschl. Eigenleistungen

2. | Fremdmittel

3. | Offentliche Zuschiisse (Bitte mit
Nachweis, auch Ablehnungen)

4. | Abschreibungen

5. | Steuererleichterungen

6. | Sonstige Mittel

Zwischensumme 3c

Laufende jahrliche Belastung
und Kosten

Die entsprechenden Nachweise sind

Sk dem Antrag beizufiigen

Betrag in Euro

1. | Eigenkapitalzins

2. | Fremdkapitalzins

3. | Unterhaltungskosten

Zwischensumme 3d

weiter mit Punkt 4
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4. Kosten und Ertrage der unverédnderten Erhaltung
Betrag in Euro Bemerkungen/ Erlduterungen
; - ausfihrliche Auflistung der MalRnahmen, die das
4a. 3l(:the;"url'|tgs e Rnah Gebaude vor weiterem Verfall bewahren (auf
nterhaltungsmaBnahmen Extrablatt)
4b.| Laufende jahrliche Belastung Betrag in Euro Die entsprechenden l\_lacllweise sind
und Kosten dem Antrag beizufiigen
1. | Eigenkapitalzins
2. | Fremdkapitalzins
3 Unterhaltungskosten, Versicherung,
" | Steuern
Zwischensumme 4b
" . Die entsprechenden Nachweise sind
4c. | Ertrage Betrag in Euro dem Antrag beizufiigen
1. | Jahrliche Ertrage aus Miet- und
" | Pachteinnahmen
5 | Jahrliche Ertrage aus dem
" | Gebrauchswert (Eigennutzung)
3 Sonstige Ertrage (z.B.
" | Eintrittsgelder)
Zwischensumme 4c
4d.| Finanzierung der MaBnahme Betrag in Euro DD CTE e LI O r\_lactlwelse Sl
dem Antrag beizufiigen
1. | Eigenmittel einschl. Eigenleistungen
2. | Fremdmittel
3. | Offentliche Zuschisse (Bitte mit
Nachweis, auch Ablehnungen)
4. | Abschreibungen
5. | Steuererleichterungen
6. | Sonstige Mittel
Zwischensumme 4d
Die entsprechenden Nachweise sind dem
Antrag beizufiigen
5 Eingesparte Kosten aufgrund
" | unterlassener Bauunterhaltung (z.B. nicht reparierte defekte Dachentwasserung,
defekte Dachhaut oder unterlassene
Sicherungsmaflnahmen ect.)
Die entsprechenden Nachweise sind dem
6. | Folgekosten, die aufgrund dieser Antrag beizufiigen
Unterlassung entstanden sind (z.B. Schaden an Dachstuhl, Mauerwerk, Dachhaut,
Dachentwasserung usw.)
7. | Verkehrswert
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8. Nachweise:

|:| Finanzierung: Eigenmittel, Fremdmittel, Zuschiisse, Abschreibungen, steuerliche Erleichterungen, sonstige Mittel (siehe 3c., 4d.)

|:| Sanierungskosten: Aufstellung nach Gewerken (siehe 2c.)

|:| Baunebenkosten (siehe 3a. 2.)

|:| Unterhaltungskosten: Kosten flr die Erhaltung und Bewirtschaftung pro Jahr ( siehe 3d. 3., 4d 3.)

|:| Ertrage: Mieten, Pachten, Gebrauchswert (siehe 3b. 1. und 4b. 1.)

|:| Kosten aufgrund unterlassener Bauunterhaltung einschlie8lich Folgekosten ( siehe 5 und 6)

|X| Abbruchkosten, Deponiekosten (fiir alle zwingend)

||:| Nachweise sind beigefugt | |:| Nachweise werden nachgereicht
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Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 14 Abs. 1 und 4 Denkmalschutzgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt (DSchG LSA) fiir qualifizierte Denkmalbereiche

1. An die untere Denkmalschutzbehérde Bearbeitungsvermerk
2. Bauherr/in

Name Vorname

Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail

Stralte, Hausnummer PLZ Ort

L1 [ [ |

Antragsteller/in ist Eigentlimer/in des Baugrundstiickes/Baudenkmals

|:| ja  seitwann: |:| nein |:| Erbbaupacht

Vertreter/in der Bauherren/in, Name

Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail

Strale, Hausnummer PLZ Ort

L1 [ [ |

3. Baugrundstiick

Bezeichnung des Denkmals/Denkmalbereichs Stralte, Hausnummer

PLZ Stadt/Gemeinde/Verbandsgemeinde Landkreis

L1 [ [ |

Ortsteil Gemarkung Flur-Nr. Flurstiick
4. Bezeichnung und Beschreibung der MaBnahme (detaillierte Beschreibung bitte als Anlage beifligen)
5. Eine Beeintrachtigung der konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs ist ausgeschlossen, weil ...
6. Unterschrift

Bauherr/in

Ort, Datum
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Ausfullhinweise

zum Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung
gemal § 14 Abs. 1 bis 4 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
(DenkmSchG LSA) i. V. m.
Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmAVO LSA)

Kulturdenkmale sind die materiellen Zeugen unserer Vergangenheit. Sie sind aufgrund ihres hohen Zeugnis-
wertes heute und in Zukunft identitatsstiftend. Ihre Erhaltung liegt im besonderen 6ffentlichen Interesse.

Alle MaBnahmen an Kulturdenkmalen sind denkmalrechtlich genehmigungspflichtig.

Antrédge auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung sind grundsatzlich an die jeweils ortlich
zustandige untere Denkmalschutzbehorde zu richten. Dies gilt nicht flir Vorhaben, die zum Abbruch oder
zur Zerstorung eines Kulturdenkmals fihren. Ferner ausgenommen sind baugenehmigungspflichtige
Vorhaben. Fir sie gelten die Vorschriften Gber das Baugenehmigungsverfahren.

Vorhaben zum Abbruch oder zur Zerstérung von Kulturdenkmalen sind grundsatzlich gesondert bei der
oberen Denkmalschutzbehdérde, dem Landesverwaltungsamt, zu beantragen.

Umfang, Inhalt und Form eines Antrages auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung sind in der
Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmAVO LSA) geregelt. Danach ist eine
denkmalrechtliche Genehmigung unter Verwendung amtlicher Formulare schriftlich zu beantragen. Diese
sind beim Landesverwaltungsamt im Internet abrufbar (interaktiv oder als Druckversion).

Fir einen reguldren Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung sind folgende Formulare bei der jeweils
zustandigen Denkmalschutzbehdrde einzureichen:

Hauptformular » bei allen MaBnahmen an Kulturdenkmalen

Anlage 1 » beiallen BaumaBnahmen (i. d. R. nicht erforderlich bei Abbruch oder
Zerstorung eines Kulturdenkmals)

Anlage 2 » zusdtzlich bei allen Baumalinahmen, die zu einer erheblichen
Beeintrachtigung der Denkmalqualitat fihren (Eingriff)

» immer bei Abbruch oder Zerstérung eines Kulturdenkmals (Eingriff)

Fir BaumaBnahmen innerhalb eines qualifizierten und veroéffentlichten Denkmalbereiches, die nicht
an einem Baudenkmal stattfinden und die zu keiner Beeintrachtigung des Denkmalwertes flhren, ist ein
vereinfachtes Verfahren zulassig (siehe Seite 6 der Ausfiillhinweise).

Dem Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung sind alle fiur seine Bearbeitung erforderlichen
Unterlagen beizufligen. Art und Umfang der dem Antrag beizufiigenden Unterlagen ergeben sich aus den
jeweiligen Formularvordrucken.

Vollstiandige und priffahige Antragsunterlagen sowie die wahrheitsgemaRBen Auskiinfte durch den/die
Antragsteller/-in sind Grundlage der Priifung eines denkmalrechtlichen Antrags und Voraussetzung fiir die
Durchfiihrung des Genehmigungsverfahrens und fiir den Beginn der Bearbeitungsfrist bei der zustandigen
Denkmalschutzbehorde (2-Monats-Frist).

Die zustandige Denkmalschutzbehdrde kann die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen.
Fir die Durchfiihrung des denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens werden keine Kosten erhoben.

Der/die Antragsteller/-in ist dafur verantwortlich, dass die von ihm/ihr veranlassten MalRnahmen dem
Denkmalrecht entsprechen.

Bei der Klarung und Abstimmung liber einen moglichst denkmalvertraglichen Umgang mit einem
Kulturdenkmal sowie bei Fragen zum Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung
beraten die zustindigen Denkmalschutzbehérden sowie das Landesamt fiir Denkmalpflege und
Archéologie Sachsen-Anhalt (Denkmalfachamt) gern ausfiihrlich und kompetent.
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Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemaR § 14 Abs. 1-3 DenkmSchG LSA

- Hauptformular -

Das Hauptformular ist bei allen MaBnahmen an Kulturdenkmalen einzureichen.

Es beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 9) zu

e  Bauherr/-in (Veranlasser/-in der MaRnahmen am Kulturdenkmal)
e  Eigentumsverhaltnissen

e  Entwurfsverfasser/-in

e  Baugrundstuck/-e

e  Allgemeine Mallnahmebeschreibung/-en

e  sonstigen Angaben

e  Vollmacht/-en

e Hinweise erforderliche Anlagen

° rechtsverbindliche Unterschrift/-en

Wenn zutreffend sind neben der rechtsverbindlichen Unterschrift des Bauherrn/der Bauherrin auch jene von
Miteigentimern des Kulturdenkmals sowie des Entwurfsverfassers der Baumalnahme zu leisten. Bei
juristischen Personen des Privatrechts (z. B. GmbH) ist der Antrag durch den/die Geschéftsflihrer/-in oder
durch eine mit handelsrechtlicher Vollmacht (Prokura) ausgestatten Person zu unterzeichnen.

Zu Anlage 1

- Bauvorhaben -

Die Anlage 1 ist dem Hauptformular bei allen BaumaRBnahmen beizufligen (im Regelfall nicht erforderlich
bei Abbruch oder bei Zerstérung eines Kulturdenkmals).

Sie beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 7) zu
e Baugrundstiick/-e (Nr. 1, Ubertrag aus Nr. 4 des Hauptformulars)
e  Allgemeine Malinahmebeschreibung (Nr. 1, Ubertrag aus Nr. 5 des Hauptformulars)
e detaillierte Malnahmebeschreibung und -begriindung (Nr. 1 - formlos, als Anlage beizufiigen)

e Artund Umfang der beabsichtigten EinzelmalRnahmen (it. Nr. 2 bis 7)

Alle an einem Kulturdenkmal geplanten BaumafRnahmen sind detailliert zu benennen und darzustellen
und maoglichst konkret zu beschreiben.

Abhéangig vom jeweiligen Umfang der beantragten BaumafRnahmen sind der zustadndigen Denkmalschutz-
behorde weitere Unterlagen vorzulegen bzw. erganzende Angaben zu machen. Das Feld ,,Zusétzliche
Unterlagen und Angaben® enthalt hierzu wichtige Hinweise fir die jeweils zur gewahlten MalRnahme
notwendig einzureichenden bzw. ergdnzenden Unterlagen und Begriindungen.

Im freien Textfeld ,,Bemerkungen kénnen der zustdndigen Denkmalschutzbehdrde weitere zusatzliche
Hinweise und Informationen gegeben werden (z. B. ,siehe Anlage®, ,wird nachgereicht 0. a.)
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Zu Anlage 2

- Eingriffe -
(auch Abbruchvorhaben/Zerstérungen)

Haufig stellen Malnahmen eine Veranderung in der Substanz oder der Nutzung von Kulturdenkmalen dar,
die mit einer erheblichen Beeintrachtigung der Denkmalqualitét einhergehen oder zur Zerstérung eines
Kulturdenkmals fiihren, z. B. bei Abbruch oder auch Translozierung eines denkmalgeschiitzten Gebaudes.

Sie stellen Eingriffe dar, fur die eine denkmalrechtliche Genehmigung nur unter ganz bestimmten Voraus-
setzungen erteilt werden darf und deren Beantragung nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt einer besonderen Begriindung bedurfen.

Die Anlage 2 ist zusatzlich bei allen BaumalRnahmen, die zu einer erheblichen Beeintrachtigung der
Denkmalqualitat fihren und in allen Fallen der Zerstorung eines Kulturdenkmals dem Hauptformular
beizufugen.

Sie beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 7) zu
e  Baugrundstilick/-e (Nr. 1, Ubertrag aus Nr. 4 des Hauptformulars)
e Allgemeine Mallnahmebeschreibung/-en (Nr. 1, Ubertrag aus Nr. 5 des Hauptformulars)
e  Gesamtinvestitionsvolumen (Nr. 1 - siehe Erlauterungen)
¢ Notwendigkeit von Bodeneingriffen (Nr. 1 - siehe Erlauterungen)
e  Antragsbegriindung gemaf § 10 Abs. 2 DenkmSchG LSA (Nr. 2 - siehe Erlauterungen)
e  Wirtschaftlichkeitsberechnung (Nr. 3 bis 7 - siehe Erlauterungen)

e beigefiigte Nachweise (Nr. 7 - siehe Erlauterungen)

Erlauterungen:

» zuNr. 1:

Die zustandige Denkmalschutzbehérde kann auf Grundlage von § 14 Abs. 9 DenkmSchG LSA verlangen,
dass der Eigentiimer oder der Veranlasser von Veranderungen und Ma3nhahmen an Kulturdenkmalen diese
dokumentiert, wobei Art und Umfang der Dokumentation im Rahmen von Auflagen festzulegen sind. Bei der
pflichtgemaRen Prifung der Zumutbarkeit von Dokumentationskosten durch die zustandige Denkmal-
schutzbehoérde ist das Gesamtinvestitionsvolumen (Gesamtinvestitionskosten) dabei von entscheidender
Bedeutung. Regelmalig gelten bis zu 15 vom Hundert fliir DokumentationsmalRnahmen am Kulturdenkmal
gemessen am Gesamtinvestitionsvolumen als zumutbar.

Zu den Gesamtinvestitionskosten zahlen (keine abschlieRende Aufzahlung):

o Vorplanungs-, Planungs- und Verwaltungskosten

o Kosten fiir die geplanten MaRBnahmen (mit allen Gewerken, auch Abbruch-, Entsorgungs- und
Deponiekosten, ggf. Neubaukosten, Kosten flir Brandschutz) inklusive Kostenfortschreibungen

o Kosten und Geblhren, die die durch Auflagen im Zuge des Genehmigungsverfahrens entstehen (z. B.
Auflagen aus naturschutz-, wasserschutz- oder denkmalrechtlichen Festlegungen, Ausgleichs- und
Ersatzmalinahmen, Altlastenbeseitigung, landschaftspflegerische Begleitplanung)

o Finanzierungs- und Grunderwerbskosten

o bei AbbruchmaRnahmen: ggf. anzunehmende Wertsteigerung des Grundstiicks nach Abriss

Im Zuge der Realisierung von MalRnahmen an Kulturdenkmalen sind mit diesen ggf. auch Bodeneingriffe,
z. B. der Aushub eines Gebaudekellers, erforderlich. Wenn zutreffend, sind der genaue Eingriffsbereich und
die Ausdehnung dieser Eingriffe (Lange, Breite, Tiefe) gesondert darzustellen. In den Fallen, in denen
vorhandene Keller erhalten bleiben oder der Abbruch eines Kulturdenkmals nur bis zur Oberkante des
Gelandes erfolgen soll, ist dies entsprechend zu kennzeichnen.

Soweit mit den notwendigen Bodeneingriffen in archdologische Kulturdenkmale eingegriffen wird, gilt § 14
Abs. 9 DenkmSchG LSA (s. 0.) entsprechend.
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» zu Nr. 2:

Der Eingriff in ein Kulturdenkmal (erhebliche Beeintrachtigung oder Zerstérung) bedarf eines besonderen
Grundes. Die Grunde, nach denen ein beantragter Eingriff in ein Kulturdenkmal zu genehmigen ist, sind in
§ 10 Abs. 2 DenkmSchG LSA wie folgt abschlieBend aufgefuhrt:

o Der Eingriff liegt aus nachgewiesenen wissenschaftlichen Griinden im 6&ffentlichen Interesse;
e Ein Uberwiegendes 6ffentliches Interesse anderer Art verlangt den Eingriff;

e Die unveranderte Erhaltung des Kulturdenkmals belastet den Verpflichteten unzumutbar.

Die im Einzelfall zutreffenden Antragsgriinde sind in dem jeweiligen Ankreuzfeld kenntlich zu machen und
unter Nr. 2a bis 2c entsprechend aller gesetzlichen Anforderungen umfassend zu begriinden.

Sollten mehrere Antragsgriinde zusammentreffen, bedirfen diese jeweils einer gesonderten Begrindung.

In allen Fallen ist darlber hinaus ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das
Kulturdenkmal auf das notwendige MindestmaR beschrankt ist.

Die Beschrankung eines Eingriffs auf das notwendige Mindestmal} (§ 10 Abs. 2 Satz 2 DenkmSchG LSA)
gilt fur alle Veranlasser von Malnahmen an Kulturdenkmalen und formuliert einen der wichtigsten
Grundsatze zur Denkmalvertraglichkeit. Es ist in geeigneter Form darzustellen, dass alle Moglichkeiten
gepruft worden sind, um die durch den Eingriff beeintrachtigenden Auswirkungen auf das Kulturdenkmal so
gering wie moglich zu halten.

Zu den Mdglichkeiten einer Eingriffsbeschrankung gehdéren (keine abschlieRende Aufzéhlung):

o die Wahl anderer zweckgerichteter Planungsvarianten
o die planerische Optimierung und Anpassung der beantragten Manahmen
o die Umnutzung oder die Verauferung des Kulturdenkmals

» zu Nr. 2a:

Die offentlichen wissenschaftlichen Griinde (z. B. Geschichte/Kunstgeschichte, Archaologie, Bau- und
Restaurationsforschung) und die Notwendigkeit des Eingriffs sind umfassend zu beschreiben und anhand
aussagekraftiger Unterlagen, z. B. durch wissenschaftliche Begriindungen/Gutachten, nachzuweisen.

Daruber hinaus ist ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das Kulturdenkmal
auf das notwendige MindestmaR beschrankt ist (siehe Erlauterungen zu Nr. 2).

> zu Nr. 2b:
Das offentliche Interesse anderer Art an der Durchfihrung der geplanten MalRnahmen ist konkret zu
benennen und zu beschreiben.

Andere o6ffentliche Interessen kdnnen sein (keine abschlieRende Aufzéhlung):

Belange der Raumordnung und der Landesplanung

Belange des Stadtebaus und Wohnungswirtschaft

Belange der offentlichen Sicherheit und Ordnung

Belange des Umweltschutzes, der Wasserwirtschaft oder Energieversorgung
Belange der Wirtschaftsstandortentwicklung

Belange der Gesundheitsversorgung

Belange des Schulwesens

andere kulturelle Belange

O O O O O O O O

Zusatzlich bedarf es einer Darstellung, aus welchen Griinden das vorgetragene 6ffentliche Interesse dem
ebenfalls 6ffentlichen Belang Denkmalschutz liberwiegt und den Eingriff verlangt. Im Regelfall sind diesen
Unterlagen auch nachweisende Stellungnahmen anderer Behdérden (z. B. Ordnungsamt, Stadt-
planungsamt, Bauaufsichtsbehdrde etc.) beizufligen.

Darlber hinaus ist ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das Kulturdenkmal
auf das notwendige MindestmaR beschrankt ist (siehe Erlauterungen zu Nr. 2).
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» zu Nr. 2c:

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit des unveréanderten Erhalts des Kulturdenkmals ist durch den
Verpflichteten glaubhaft zu machen (§ 10 Abs. 5 DenkmSchG LSA). Hierzu sind die unter Nr. 3 bis 5
geforderten Angaben geeignet.

Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit kann insbesondere bestehen, wenn die Kosten der Erhaltung nicht
durch die Ertrdge oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals aufgewogen werden oder anders
ausgeglichen werden kénnen.

Zur Glaubhaftmachung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit sind der Kosten-und Ertragsaufstellung
grundsatzlich beizuflgen:

o eine Schadenserfassung mit Schadenskartierung, ggf. erganzt durch eine Bauzustandsbeschreibung,
Gutachten oder gutachterliche Stellungnahmen

o eine Aufstellung der malinahmebezogenen Kosten nach Gewerken

o ein denkmalvertragliches Gesamtkonzept zur Instandsetzung und Nutzung des Kulturdenkmals, ggf.
in Abstimmung mit dem Denkmalfachamt

o im Einzelfall auch ein Verkehrswertgutachten, wenn eine ersatzlose Wegnahme geplant ist und der
Verkehrswert mit und ohne Kulturdenkmal zum Vergleich herangezogen werden muss.

Die zustandige Denkmalschutzbehdrde kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen.

»> zu Nr. 3:

Bei den Angaben zu den Kosten und Ertragen bei der Erhaltung des Kulturdenkmals mit Objektsanierung ist
von einem Betrachtungszeitraum von 12 Jahren nach Abschluss der Instandsetzungsmafinahmen
auszugehen. Den Angaben sind dabei die mittleren Werte des 12-Jahres-Zeitraumes zugrunde zu legen.

» zu Nr. 3a:

Die Kosten einer Erhaltung mit Objektsanierung zzgl. den Baunebenkosten sind zusammenfassend
darzustellen. Zur Glaubhaftmachung der Angaben ist eine detaillierte Zusammenstellung aller Kosten
(Kostenaufstellung nach Gewerken) sowie das denkmalvertragliche Gesamtkonzept beizufligen, damit die
zustandige Denkmalschutzbehdrde prifen kann, ob die Kosten angemessen sind.

»> zu Nr. 3b:

Alle jahrlichen Ertrage aus Miet- und Pachteinnahmen oder dem Gebrauchswert (bei Eigennutzung)
sowie alle aus dem Kulturdenkmal sonstigen erzielbaren Ertrage sind zusammenfassend darzustellen.
Die Angaben sind durch eine detaillierte Zusammenstellung aller Ertrdge zu erganzen, z. B. durch Vorlage
einer Mietkalkulation auf Basis des ortlichen Mietspiegels bzw. Ubersicht der Einzelpositionen sonstiger
Ertrage.

> zu Nr. 3c:

Far die Prafung der Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit des Erhalts mit Objektsanierung ist es erforderlich,
Angaben zur Finanzierung zu machen. Insbesondere ist darzustellen, ob Zuwendungen aus 6ffentlichen
oder privaten Mitteln und steuerliche Vorteile in Anspruch genommen werden kdnnen, denn diese sind
auf die Gesamterhaltungskosten (Nr. 3a) anzurechnen.

Es ist grundsatzlich nachzuweisen, dass sich der/die Antragsteller/-in um offentliche Zuwendungen zur
Denkmalerhaltung bei den zustandigen Stellen (bspw. Land, Kommune) bemiiht und diese auch beantragt
hat. Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheide sind vorzulegen.

» zu Nr. 3d:

Zur Gegenuberstellung mit den laufenden jahrlichen Ertragen (Zwischensumme Nr. 3b) sind die Angaben
zu den laufenden jahrlichen Belastungen und Kosten zwingend notwendig. Die Angaben sind durch eine
detaillierte Zusammenstellung aller Kosten- und Belastungspositionen zu erganzen. Die diesen Positionen
zugrundeliegenden Berechnungen sind zu erlautern, z. B. Darstellung der Zinsberechnungsmethoden.

» zu Nr. 4:

Es gelten die Erlduterungen zu Nr. 3. gleichermalien, allerdings sind hier die Kosten und Ertrage der reinen
Sicherung und Unterhaltung bei unveranderter Erhaltung des Kulturdenkmals darzustellen.
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» zuNr. 5:

Der Verpflichtete (i. d. R. der Eigentiimer) kann sich nicht auf Belastungen berufen, die dadurch verursacht
worden sind, dass Erhaltungsmaflnahmen dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt oder
sonstigem o6ffentlichen Recht zuwider unterblieben sind (§ 10 Abs. 5 Satz 3 DenkmSchG LSA). Daher sind
die Kosten, die aus einer unterlassenen Bauerhaltungsmalinahmen resultieren, zusammenfassend
darzustellen. Die Angaben sind durch eine detaillierte Zusammenstellung aller hier zu bertcksichtigenden
Kostenpositionen zu ergénzen.

» zu Nr. 6:

Es gelten die Erlauterungen zu Nr. 5 gleichermalien, allerdings sind hier die ausschlief3lich die Folgekosten
aus einer unterlassenen Bauunterhaltung darzustellen. Die Angaben sind durch eine detaillierte
Zusammenstellung aller hier zu bericksichtigenden Kostenpositionen zu erganzen.

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemaR § 14 Abs. 1 und 4 DenkmSchG LSA
fur qualifizierte Denkmalbereiche

Fir Baumalnahmen innerhalb eines qualifizierten und veroffentlichten Denkmalbereiches, die nicht
an einem Baudenkmal stattfinden und die zu keiner Beeintrachtigung des Denkmalwertes fiihren, kann um
eine denkmalrechtliche Genehmigung im vereinfachten Verfahren nachgesucht werden (§ 4 DenkmAVO
LSA).

Hierzu ist das Antragsformular auf Erteilung einer Genehmigung gemaf § 14 Abs. 1 und 4 DenkmSchG LSA
fur qualifizierte Denkmalbereiche bei der 6rtlich zustandigen unteren Denkmalschutzbehdérde einzureichen.

Es beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 2 bis 6) zu

e  Bauherr/-in (Veranlasser/-in der BaumaRnahmen)

e  Eigentumsverhaltnissen

e  Baugrundstuck/-e

e  Bezeichnung und Beschreibung der Mallnahme/-n

e  Begrindung zum Ausschluss der Beeintrachtigung konstitutiver Merkmale des Denkmalbereiches

. rechtsverbindliche Unterschrift/-en

Die Prifung des Antrags im vereinfachten Verfahren erstreckt sich allein auf die Madglichkeit einer
Beeintrachtigung des Denkmalbereichs. Der Ausschluss einer Beeintrachtigung des Denkmalwertes ist
anhand der konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs durch den/die Antragssteller/-in zu begriinden.
Der Antrag ist abzulehnen, wenn die konstitutiven Merkmale des Denkmalbereiches durch die MaRnahme
tangiert sind oder aus anderen Grinden eine Beeintrdchtigung des Denkmalwertes nicht auszuschlieRen
ist.

Im Falle einer Ablehnung des vereinfachten Verfahrens durch die zustéandige untere Denkmalschutzbehdrde

gelten die allgemeinen Vorschriften zum notwendigen Umfang eines Antrages auf Erteilung einer
denkmalrechtlichen Genehmigung (siehe Seite 2 bis 6 dieser Ausfillhinweise).
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Hinweise
zu moglichen Dokumentationsanforderungen bei Veranderungen und MaBnahmen an
Kulturdenkmalen

Mit dem Vollzug eines genehmigten Eingriffs in ein Kulturdenkmal bis hin zu dessen Zerstérung oder
Abbruch werden die denkmalgeschiitzte Substanz oder wesentliche Teile davon als Dokumente und
Geschichtsquellen endgliltig und unwiederbringlich beseitigt. Daher liegt es im Ermessen der zustandigen
Denkmalschutzbehdrde, Genehmigungen mit Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) zur
MalRnahme- und/oder Bestandsdokumentation zu versehen.

Mégliche Dokumentationsanforderungen kdnnen sein (keine abschlieRende Aufzéhlung):

o Lageplane, Bestandsplane, Grundrisse und Ansichten

o Schnitte, die baugeschichtlich relevante Bereiche vom Keller bis ins Dachwerk erfassen

o Detailzeichnungen (z. B. von Holzverbindungen und Profilen) mit Angabe der Einzelmalie

o Fotodokumentation innen und aul’en durch Schwarz-Weil-Fotos auf saurefreiem Papier, auch
Ausstattungsteile und Details (z. B. Tiren mit Originalbeschlagen, Holzvertafelungen, ggf. bauzeitliche
Fenster, konstruktive Einzelheiten, Gesimsprofile u. & Eintragung der Aufnahmestandorte im Grundriss,
Gesamtaufnahmen der Raumeindricke,

o Baubeschreibung, bei hoher Befunddichte auch Anfertigung eines Raumbuches

o Restauratorische Untersuchungen (bei Verdacht auf bedeutende Befunde in héherwertigen Denkmalen),

o Dendrochronologische Untersuchung

o Dokumentation der Bauschaden

Eine Dokumentation isti. d. R. keine Voraussetzung fur die Durchfiihrung des Genehmigungsverfahrens bei
der zustdndigen Denkmalschutzbehdrde. Im Antragsverfahren erstellte Unterlagen kénnen jedoch bei
Eignung fur die Dokumentation (nach Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung) verwendet werden.

Die Veranlasser von Veranderungen und von Malinahmen konnen im Rahmen des Zumutbaren zur
Ubernahme der Dokumentationskosten verpflichtet werden (siehe Erlauterungen zu Anlage 2 - Nr. 1)
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Niitzliche Links und Informationen

Alle Formulare kdnnen auch unter
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwal/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-weltkulturerbe/
einzeln aufgerufen werden.

Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA)

Denkmalantragsverordnung Sachsen-Anhalt (DenkmAVO)

Antragsformulare fir denkmalrechtliche Genehmigungen (interaktiv und Druckversion)
Bescheinigungsrichtlinie zur Anwendung der §§ 71, 10f und 11b EStG (Erlangung von Steuererleichterungen)

Antragsformular zur Bescheinigungsrichtlinie (Erlangung von Steuererleichterungen)
Standards in der Bau- und Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt

Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Erhaltung, Pflege und Erschlieung von

Kulturdenkmalen (Denkmalpflegeférderung)
Antragsformular zur Férderung von Kulturdenkmalen

Angebote in der Denkmalbdrse des Landes Sachsen-Anhalt
Angebotsformular fir die Denkmalbodrse

Flyer Obere Denkmalschutzbehdrde

Denkmalinformationssystem des Landes Sachsen-Anhalt

VDI Vereinigung der Denkmalpfleger

Denkmaler in Privateigentum - Hilfe durch Steuererleichterungen

Reinhild Leins, Gerhard Bruckmeier, Schriftenreihe des Deutschen Nationalkomitees fiir Denkmalschutz,
Band 59, Bonn 2012

Charta von Venedig (1964)
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https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Referat502/DenkmSchG_i.d.F.v._20.12.2005_A4_-_aktualisiert.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/DenkmAVO_LSA.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Bescheinigungsrichtlinie_18-09-2017.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/304-57701-11_2018_Antragsformular_DRG_ausgedruckt.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/304-57701-11_2018_Antragsformular_DRG.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-weltkulturerbe/
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Anlage1.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Denkmalschutz/2015-06-29_Standards_Schlussfassung.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Richtlinie_MBl_LSA_Nr_40-2017_vom_9.10.2017.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/577002_2020.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-weltkulturerbe/denkmalboerse/angebote-der-denkmalboerse/
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Denkmalboerse/577003.pdf
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/pressestelle/publikationen/flyer/denkmalschutz.pdf
https://lda.sachsen-anhalt.de/denkmalinformationssystem/
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/3_wirtschaft_kultur_verbrschutz_bau/304_denkmal/Denkmalschutz/59__DNK_Denkmaeler_in_Privateigentum_Auflage_2018.pdf
https://www.dnk.de/meilensteine/

Die Denkmalbehorden im Land Sachsen-Anhalt

Oberste Denkmalbehorde:

Obere Denkmalschutzbehorde:

Denkmalfachamt:

Untere Denkmalschutzbehorden:

Bischofliches Ordinariat Magdeburg

Max-Joseph-Metzger-Stralie 1
39104 Magdeburg

Kulturstiftung Sachsen-Anhalt
Am Schloss 4
39279 Leitzkau

Kulturstiftung Dessau-Woérlitz
Schloss GrofRRkiihnau
06846 Dessau

Stadt Kéthen (Anhalt)
MarktstralRe 1-3
06366 Kdthen (Anhalt)

Stadt Naumburg
Markt 1
06618 Naumburg (Saale)

Hansestadt Stendal
Markt 1
39576 Hansestadt Stendal

Stadt Weilkenfels
Markt 1
06667 Weilkenfels

Stadt Zeitz
Altmarkt 1
06712 Zeitz

Staatskanzlei und Ministerium fiir Kultur
des Landes Sachsen-Anhalt
Turmschanzenstralle 32

39114 Magdeburg

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt
Referat Denkmalschutz, UNESCO Weltkulturerbe

Hakeborner Stralle 1

39112 Magdeburg

Landesamt flir Denkmalpflege und Archéologie

Sachsen-Anhalt

Richard- Wagner- Stralle 9

06114 Halle (Saale)

Altmarkkreis Salzwedel
Karl-Marx-Strafte 32
29410 Hansestadt Salzwedel

Landkreis Borde
Gerikestralte 104
39340 Haldensleben

Landkreis Harz
Friedrich-Ebert-StralRe 42
38820 Halberstadt

Landkreis Mansfeld-Sidharz
Rudolf-Breitscheid-Strafle 20/22
06526 Sangerhausen

Salzlandkreis
Karlsplatz 37
06406 Bernburg (Saale)

Landkreis Wittenberg
Breitscheidstral’e 3
06886 Lutherstadt Wittenberg

Stadt Halle (Saale)
Marktplatz 1
06108 Halle (Saale)

Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Am Flugplatz 1
06366 Kdthen (Anhalt)

Burgenlandkreis
Schoénburger Stralle 41
06618 Naumburg (Saale)

Landkreis Jerichower Land
In der Alten Kaserne 4
39288 Burg

Landkreis Saalekreis
Domplatz 9
06217 Merseburg

Landkreis Stendal
Hospitalstralte 1-2
39576 Hansestadt Stendal

Stadt Dessau-Rol3lau
Zerbster Stralle 4
06844 Dessau-Rollau

Landeshauptstadt
Magdeburg

Bei der Hauptwache 4-6
39104 Magdeburg
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Anhang 7

Hinweise zu moéglichen Dokumentationsanforderungen bei Veranderungen und

MaBnahmen an Kulturdenkmalen

Mit dem Vollzug eines genehmigten Eingriffs in ein Kulturdenkmal bis hin zum Abbruch wird

denkmalgeschutzte Substanz als Dokument und Geschichtsquelle endguiltig und

unwiederbringlich beseitigt. Daher liegt es im Ermessen der Denkmalschutzbehorde,

Genehmigungen mit Nebenbestimmungen zur MalRnahme- und /oder

Bestandsdokumentation versehen werden. Die Veranlasser von Veranderungen und von

MaRnahmen kdnnen im Rahmen des Zumutbaren zur Ubernahme der

Dokumentationskosten verpflichtet werden.

Mégliche Anforderungen an die Bestandsdokumentation kénnen z. B. sein:

Bestandsplane, Grundrissen und Ansichten,

Schnitte, die baugeschichtlich relevanten Bereiche vom Keller bis ins Dachwerk erfassen,
Detailzeichnungen (z.B. von Holzverbindungen und Profilen) mit Angabe der Einzelmalie,
Fotodokumentation Innen und Auf3en durch Schwarzweil3fotos auf sdurefreiem Papier,
auch Ausstattungsteile (z.B. Turen mit Originalbeschlagen, Holzvertafelungen, ggf.
bauzeitliche Fenster, konstruktive Einzelheiten, Gesimsprofile u. a; Eintragung der
Aufnahmestandorte im Grundriss, Gesamtaufnahmen der Raumeindricke,
Baubeschreibung, bei hoher Befunddichte auch Anfertigung eines Raumbuches,
Lageplan Malstab 1:500,

Restauratorische Untersuchungen (bei Verdacht auf bedeutende Befunde in
héherwertigen Denkmalen),

Dendrochronologische Untersuchung,

Dokumentation der Bauschaden,

Im Antragsverfahren erstellte Unterlagen kdnnen bei Eignung fur die Dokumentation

verwandt werden.



	VV-Stand 04. Juni.pdf
	I. Abschnitt Grundsätze und Ziele des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege
	§ 1 Grundsätze
	§ 1 Abs. 1: Denkmalbegriff, Schutzumfang
	§ 1 Abs. 2: Zusammenwirken für den Denkmalschutz
	§ 1 Abs. 3: Berücksichtigung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege in öffentlichen Planungen
	Raum- und Landesplanung
	Städtebaurecht
	Instrumente des allgemeinen Städtebaurechts:
	Instrumente des besonderen Städtebaurechts
	§ 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB Erhaltungssatzungsgebiet
	§ 144 BauGB – Förmlich festgelegtes Sanierungsgebiet
	§ 136 Abs. 2 Satz 1 BauGB Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen

	Beurteilung eines Vorhabens nach § 34 und § 35 BauGB

	Landesrecht
	Baugenehmigungsverfahren
	Örtliche Bauvorschriften (Satzungen)

	Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren
	Fachplanungsrecht:
	Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG), BGBl I 2009, 2542, zuletzt geändert durch Art. 8 Gesetz vom 13.5.2019, BGBl. I 706
	Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA), GVBl. LSA 2010, 569, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2019 (GVBl. LSA S. 346),
	Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG), BGBl I 1993, 2378, 2396 (1994 I 2439), zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 8.7.2019 I 1040
	Bundesfernstraßengesetz (FStrG), neugefasst durch Bekanntmachung vom 28.6.2007, BGBl. I 1206; zuletzt geändert durch Art. 1 Gesetz vom 29.11.2018 I 2237:
	Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 6. Juli 1993, letzte berücksichtigte Änderung: §§ 5, 8, 20, 28, 40, 49 und 52 geändert, § 37 neu gefasst durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 187, 188):
	Bundeswasserstraßengesetz (WAStrG), BGBl I 2007, 962; 2008, 1980, zuletzt geändert durch Art. 4 G v. 29.11.2018 I 2237:
	Bundesberggesetz (BBergG), BGBl I 1980, 1310, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 4 Gesetz vom 20.7.2017, BGBl. I 2017, 2808:
	Flurbereinigungsgesetz (FlurbG), Neugefasst durch Bek. v. 16. 3.1976 I 546; zuletzt geändert durch Art. 17 G v. 19.12.2008 I 2794:
	Luftverkehrsgesetz (LuftVG), Neugefasst durch Bek. v. 10.5.2007 I 698, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 11 G v. 20.7.2017 I 2808; 2018 I 472:
	Weitere Gesetze, deren Regelungen ggf. denkmalrechtliche Belange berührt:


	§ 1 Abs. 4: Zugänglichkeit von Kulturdenkmalen

	§ 2: Begriffsbestimmung
	§ 2 Abs. 1: Allgemeines
	§ 2 Abs. 1 Alt.1: Denkmalfähigkeit - Geschichtliche Bedeutung
	§ 2 Abs. 1 Alt. 2: Denkmalfähigkeit - Kulturell-künstlerische Bedeutung
	§ 2 Abs. 1 Alt. 3: Denkmalfähigkeit - Wissenschaftliche Bedeutung
	§ 2 Abs. 1 Alt. 4: Denkmalfähigkeit - Kultische Bedeutung
	§ 2 Abs. 1 Alt. 5: Denkmalfähigkeit - Technisch-wirtschaftliche Bedeutung
	§ 2 Abs. 1 Alt. 6: Denkmalfähigkeit - Städtebauliche Bedeutung
	§ 2 Abs. 1: Denkmalwürdigkeit - öffentliches Erhaltungsinteresse als  Bestandteil des Denkmalbegriffes
	§ 2 Abs. 2: Denkmalarten
	§ 2 Abs. 2 Nr. 1: Baudenkmale
	§ 2 Abs. 2 Nr. 2: Denkmalbereiche
	§ 2 Abs. 2 Nr. 3: Archäologische Kulturdenkmale
	§ 2 Abs. 2 Nr. 4: Archäologische Flächendenkmale
	§ 2 Abs. 2 Nr. 5: Bewegliche Kulturdenkmale
	§ 2 Abs. 2 Nr. 6: Kleindenkmale



	II. Abschnitt: Organisation und Zuständigkeiten der Denkmalbehörden
	§ 3 Oberste Denkmalbehörde
	§ 4: Denkmalschutzbehörden
	§ 4 Abs. 1: Pflichtgemäßes Ermessen
	§ 4 Abs. 2: Obere Denkmalschutzbehörde
	§ 4 Abs. 3: Untere Denkmalschutzbehörden bei Kreisen und Städten
	§ 4 Abs. 4: Untere Denkmalschutzbehörden bei Kirchen und Stiftungen

	§ 5: Denkmalfachamt
	§ 5 Abs. 1: Das Denkmalfachamt
	§ 5 Abs. 2: Aufgaben des Denkmalfachamtes
	§ 5 Abs. 2 Nr. 1: Wissenschaftliche Erfassung, Erforschung und Dokumentation der Kulturdenkmale
	§ 5 Abs. 2 Nr. 2: Führung der nachrichtlichen Denkmalverzeichnisse
	§ 5 Abs. 2 Nr. 3: Abgabe fachlicher Stellungnahmen
	§ 5 Abs. 2 Nr. 4: Beratungstätigkeit
	§ 5 Abs. 2 Nr. 5: Weiterbildung
	§ 5 Abs. 2 Nr. 6: Restaurierungsarbeiten
	§ 5 Abs. 2 Nr. 7: Grundlagenforschung und Publikation
	§ 5 Abs. 2 Nr. 8: Bewusstseinsbildung
	§ 5 Abs. 2 Nr. 9: Sicherung von Bodendenkmalen und Funden
	§ 5 Abs. 2 Nr. 10: Bearbeitung von Funden und Befunden sowie deren Magazinierung
	§ 5 Abs. 2 Nr. 11: Führung wissenschaftlicher Archive und Bibliotheken
	§ 5 Abs. 2 Nr. 12: Musterplanungen

	§ 5 Abs. 3: Weisungsunabhängigkeit
	§ 5 Abs. 3 Satz 1: Das LDA als Fachgutachter
	§ 5 Abs. 3 Satz 2: Übermittlung von fachlichen Gutachten, Stellungnahmen und anderen Ausarbeitungen


	§ 6: Ehrenamtliche Beauftragte und Denkmalräte
	§ 6 Abs. 1: Ehrenamtliche Beauftragte
	§ 6 Abs. 2: Ehrenamtliche Beauftragte für Archäologie
	Grundlegendes zu den Aufgaben des Ehrenamtes im Bereich der Bodendenkmalpflege
	Ehrenamtliche Aufgaben sind insbesondere

	§ 6 Abs. 3: Denkmalrat Berufung
	§ 6 Abs. 4: Denkmalrat Aufgaben und Anhörungspflicht
	§ 6 Abs. 5: Kostenerstattung
	§ 7 Abs. 1: Übertragung von Aufgaben
	Vorbemerkungen
	Mitwirkungsberechtigte
	Förderung der Ziele des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege
	Qualifizierte Satzung
	Gewähr einer sachgerechten Aufgabenerfüllung
	Leistungsfähigkeit
	Bisherige Tätigkeit
	Mitgliederkreis
	Mitwirkungsmöglichkeiten
	§ 7 Abs. 1 Nr. 1 Betreuung geschützter Kulturdenkmale
	§ 7 Abs. 1 Nr. 2 Aufgaben der Denkmalforschung und Erfassung
	Sonstige geeignete Aufgaben
	Einverständnis
	Inhalt der Entscheidung
	Widerruf

	§ 7 Abs. 2: Entscheidung über Übertragung von Aufgaben
	Zuständige Entscheidungsbehörde, Verfahrensregelungen


	§ 8 Zuständigkeiten
	Allgemeines
	Die unteren Denkmalschutzbehörden sind für den Vollzug des Denkmalschutzgesetzes zuständig (Regelzuständigkeit), soweit nichts anderes bestimmt ist (Ausnahmezuständigkeit). Die Aufgaben der unteren Denkmalschutzbehörden sind Angelegenheiten des übertr...
	Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt am denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren
	§ 8 Abs. 1 Satz 2: Sich ins Benehmen setzen
	§ 8 Abs. 1: Pauschales Benehmen
	§ 8 Abs. 1 Satz 3: Durchführung der Anhörung durch die obere Denkmalschutzbehörde

	§ 8 Abs. 2: Denkmalpflegepläne
	§ 8 Abs. 3: Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und andere Planungen, Bauleitplanung
	Bauleitplanung
	Gemeinde-, Gebiets-, Verkehrs- und andere Planungen; Planfeststellungsverfahren

	§ 8 Abs. 5: Kirchliche Belange

	§ 10: Grenzen der Eingriffe in Kulturdenkmale
	§ 10 Abs. 1: Definition „Eingriff“
	§ 10 Abs. 2: Genehmigung von Eingriffen
	Auch wenn Eingriffe ein Kulturdenkmal erheblich beeinträchtigen, so müssen sie bei Vorliegen der  Voraussetzungen unter bestimmten Bedingungen nach Maßgabe von § 10 Abs. 2 - 6 DenkmSchG LSA genehmigt werden. Es genügt, dass nach einer der drei Alterna...
	§ 10 Abs. 2 Nr. 1: Eingriffe aus wissenschaftlichen Gründen im öffentlichen Interesse
	§ 10 Abs. 2 Nr. 2: Überwiegendes öffentliches Interesse anderer Art
	§ 10 Abs. 2 Nr. 3: Unzumutbarkeit der unveränderten Erhaltung in Verbindung mit wirtschaftlicher Unzumutbarkeit
	Für die Frage, ob die Erhaltung eines Denkmals dem Eigentümer wirtschaftlich zumutbar ist, ist in erster Linie von Bedeutung, ob dem Eigentümer – ungeachtet finanzieller Folgelasten – überhaupt angesonnen werden darf, das Kulturdenkmal in seiner Subst...
	Privatpersonen
	Juristischen Personen des öffentlichen Rechts


	§ 10 Abs. 4:
	§ 10 Abs. 5: Nachweispflicht der Wirtschaftlichen Unzumutbarkeit
	§ 10 Abs. 5 Satz 1: Nachweispflicht der Unzumutbarkeit durch den Verpflichteten
	§ 10 Abs. 5 Satz 2: Anrechnung erhaltener Fördermittel
	§ 10 Abs. 5 Satz 3:
	Fall 1: Ersatzlose Wegnahme eines Kulturdenkmals oder eines seiner Teile
	Fall 2: Ersetzen des Kulturdenkmals durch einen gleichdimensionierten Neubau
	Fall 3: Ersetzen des Kulturdenkmals durch einen größer dimensionierten Neubau


	§ 10 Abs. 6 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1: Ausschöpfung aller Erhaltungsmöglichkeiten

	§ 11 Vorkaufsrecht
	§ 11 Abs. 1 Vorkaufsrecht der Gemeinde oder des Landes
	Allgemeines

	§ 11 Abs. 1 und 2 Ausübung des Vorkaufsrechtes, Fristen

	§ 12 Schatzregal, Ablieferungspflicht
	Vorbemerkungen:
	Zielsetzung des Schatzregals
	Ländervergleich
	Verhältnis zu § 984 BGB
	Verfassungsmäßigkeit des Schatzregals
	§ 12 Abs. 1 Herrenlose Kulturdenkmale
	§ 12 Abs. 1 Satz 1: Voraussetzungen des staatlichen Eigentumserwerbs
	Erste Alternative: Staatliche Nachforschungen
	Zweite Alternative: Grabungsschutzgebiete
	Dritte Alternative: Hervorragender wissenschaftlicher Wert
	Entdeckung
	Originärer Eigentumserwerb durch das Land

	§ 12 Abs. 1 Satz 2 Belohnung

	§ 12 Abs. 2 Ausnahmen und Fristen
	§ 12 Abs. 2 Nr. 1 Ablieferungsbegehren des Landes und der kommunalen Gebietskörperschaften
	Hinweis: Hier erfolgt keine weitere Erläuterung.
	§ 12 Abs. 2 Nr. 2:
	§ 12 Abs. 2 Nr. 3:
	§ 12 Abs. 2 Nr. 4: Fristen und Entschädigungsleistung sind zu beachten
	§ 12 Abs. 2 Nr. 5:
	Hinweis: Hier erfolgt keine weitere Erläuterung.


	§ 13: Vorübergehende Überlassung
	§ 14: Genehmigungspflichten
	§ 14 Abs. 1: Allgemeines
	Zu den Tatbestandsmerkmalen des § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA im Einzelnen:
	Nr. 1:  Instand setzen: Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne der Vorschrift sind solche Maßnahmen, die dazu dienen, ein Kulturdenkmal zu erhalten. Instandsetzungsmaßnahmen sind Arbeiten, die sich innerhalb der vom Bestandsschutz erfassten Substanz halten...
	Der Begriff Umgestalten umfasst Veränderungen, welche die Substanz und/ oder das Erscheinungsbild eines Denkmals betreffen. Erforderlich ist eine Änderung des bisherigen Zustandes. Zur Umgestaltung gehören alle von außen sichtbaren Änderungen, also z....
	Verändern bedeutet, den bestehenden Zustand des Kulturdenkmals zu ändern. Als Veränderungen sind alle auch nur geringfügigen Maßnahmen anzusehen. Bei erheblicher Veränderung liegt ein Eingriff im Sinne von § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA vor. In objektiver ...
	Abbruch eines einzelnen zu dem Ensemble gehörenden Gebäudes), Umgestaltung der Fassade (auch z. B. Freilegen von Fachwerk), des Daches, der Dachdeckung, Veränderungen des Grundrisses, Aufstockung, Anbringung von Werbeanlagen,284F  Platten, Schutzverkl...
	Ein Denkmalbereich im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 DenkmSchG LSA genießt keinen geringeren Schutz vor Veränderungen als ein Baudenkmal.287F
	Renovierungsarbeiten sind Veränderungen, die jedes Gebäude erfährt, sie beeinträchtigen nicht grundsätzlich die denkmalschutzrechtliche Bedeutung des Gebäudes. Die Denkmaleigenschaft eines Gebäudes endet durch bauliche Veränderungen grundsätzlich nich...
	Praxis und Rechtsprechung ziehen den Kreis möglicher Veränderungen sehr weit und unterwerfen der Genehmigungspflicht z. B. auch die Wiederaufforstung eines Grundstücks oder die Neutünchung eines Objekts in gleicher Farbe.289F
	Nr. 2:  Von der Nutzungsänderung wird die bloße Umnutzung erfasst, wenn also einer Anlage eine - wenigstens teilweise - neue Zweckbestimmung gegeben wird.290F  Von der bisher genehmigten und ausgeübten Nutzung wird zu einer neuen Nutzung gewechselt. E...
	Eine Nutzungsänderung kann ein Eingriff im Sinne von § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA sein, dies ist im Einzelfall zu prüfen. Gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 DenkmSchG LSA sind Eingriffe im Sinne dieses Gesetzes u. a. Veränderungen in der Nutzung von Kulturdenkmale...
	Nr. 3:  Die Vorschrift betrifft den Umgebungsschutz eines Kulturdenkmals. Geschützt wird durch die Vorschrift die Wirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung und die optischen Bezüge zwischen Denlkmal und Umgebung, nicht dagegen die Umgebung selbst....
	Nr. 4: Das Verbringen von Kulturdenkmalen von dem (bisherigen) Standort an einen anderen Ort, auch für einen vorübergehenden Ortswechsel (Ausstellung), ist genehmigungspflichtig. Im Regelfall handelt es sich um bewegliche Gegenstände (z. B. Teile eine...
	Nr. 5: Nach § 14 Abs.1 Nr. 5 DenkmSchG LSA bedarf einer Genehmigung, wer ein Kulturdenkmal beseitigen oder zerstören will. Abbruch/ Zerstörung führen zur restlosen Beseitigung des Denkmals. Es handelt sich demnach um den stärksten denkbaren Eingriff i...
	Bei Abbruchanträgen wird zur Beurteilung der Frage, ob das betreffende Kulturdenkmal noch über die erforderliche Denkmaleigenschaft verfügt, immer die sachkundige Aussage des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt (LDA), staatlic...
	Die Denkmaleigenschaft kann in Ausnahmefällen auch nach Durchführung von Erhaltungsarbeiten entfallen, wenn die damit verbundenen Eingriffe in das Denkmal so weit gehen, dass die Denkmalaussage verloren geht. Regelmäßig nicht zum Wegfall der Denkmalei...
	Ausnahmefall: Maßnahmen nach dem Gräbergesetz

	§ 14 Abs. 2: Erd- und Bauarbeiten
	§ 14 Abs. 3: Genehmigungspflicht von Nachforschungen
	§ 14 Abs. 4: Nebenbestimmungen
	§ 14 Abs. 5: Beteiligungsverfahren
	Denkmalrechtliche Prüfung im nachträglichen Baugenehmigungsverfahren

	§ 14 Abs. 6: Zustellung der Genehmigung
	§ 14 Abs. 7: Genehmigungsdauer
	§ 14 Abs. 8: Verhältnis zum Baugenehmigungsverfahren und sonstigen öffentlich-rechtlichen Verfahren
	Verhältnis zu sonstigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsverfahren
	Naturschutz und Landschaftspflege
	Vorbescheidverfahren nach § 74 BauO LSA


	§ 14 Abs. 9: Dokumentationspflicht für Veränderungen
	§ 14 Abs. 9 Satz 2: Festlegung von Art und Umfang der Dokumentation
	Baudenkmalpflege
	Archäologie


	§ 14 Abs. 10: Zerstörung des Kulturdenkmals
	§ 14 Abs. 11 Fristenregelung

	§ 15: Antragstellung
	§ 15 Abs. 1: Allgemeines
	§ 15 Abs. 2: Antragsunterlagen
	§ 15 Abs. 3: Benennung von Unternehmern

	§ 16: Auskunfts- und Duldungspflichten, Kennzeichnung
	§ 16 Abs. 1: Betretungsrecht von Kulturdenkmalen durch Behörden
	§ 16 Abs. 2: Verpflichtung zu wahrheitsgemäßen Auskünften
	§ 16 Abs. 3: Duldung einer Kennzeichnung
	§ 16 Abs. 4: Berechtigung zu archäologischen Grabungen auf privaten Grundstücken

	§ 17 Anzeigepflicht
	Vorbemerkungen
	§ 17 Abs. 1: Anzeige bei Veräußerung
	§ 17 Abs. 1 Satz 2: Hinweispflicht auf die Kulturdenkmaleigenschaft bei Verkauf

	§ 17 Abs. 2: Anzeige von Schäden
	§ 17 Abs. 3: Anzeige von Bodenfunden

	§ 18: Denkmalverzeichnis
	§ 18 Abs. 1 : Nachrichtliches Denkmalverzeichnis
	§ 18 Abs. 2: Mitteilungspflicht
	§ 18 Abs. 3 Recht zur Einsichtnahme ins Denkmalverzeichnis
	§ 18 Abs. 4: Löschung eines Kulturdenkmals aus dem Denkmalverzeichnis

	§ 19 Enteignung und Entschädigung
	Allgemeines
	§ 19 Abs. 1: Voraussetzungen für eine Enteignung
	Zulässigkeit der Enteignung:
	Weitere Enteignungsvoraussetzung

	§ 19 Abs. 2:
	Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erläuterung.
	§ 19 Abs. 3: Enteignungsbegünstigte
	§ 19 Abs. 4: Maßnahmen mit enteignender Wirkung, Entschädigungspflicht
	§ 19 Abs. 5 Entschädigung gemeinsam durch Land und kommunale Gebietskörperschaften

	§ 20: Finanzierung
	§ 20 Abs. 1: Beitrag des Landes Sachsen-Anhalt
	Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erläuterung
	§ 20 Abs. 2: Verteilung der Zuschüsse
	§ 20 Abs. 3: Bescheinigungen über Steuervorteile
	Umgang mit elektronisch erzeugten Rechnungen
	Bescheinigung von Gemeinkosten und Funktionsträgergebühren
	Anwendung des § 7i EStG bei kommunalen Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer GmbH


	§ 21 Zerstörung eines Kulturdenkmals
	§ 22 Ordnungswidrigkeiten
	§ 22 Abs. 1: Auflistung der Ordnungswidrigkeiten
	§ 22 Abs. 2: Höhe der Geldbußen
	Hinweis. Hier erfolgt keine weitere Erläuterung
	§ 22 Abs. 3: Zuständige Behörde






